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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f ne t. 

Das Amtliche Protokoll der 120. Sitzung 
vom 12. Dezember ist in der Parlamentsdirek­
tion aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
lng. Kowald, Frau Helga Wieser, Dr. 
Veselsky. 

E nt s c h u I d i g t hat sich der Abgeord­
nete Grabher-Meyer. 

Einlauf 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 16241 AB bis 16271 AB ein­
gelangt sind. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dip1.-Ing. Dr. Leitner, um die Verle­
sung des Einlaufes. 

Schriftführer Dip1.-lng. Dr. Leitner: "Der 
Herr Bundespräsident hat am 11. Dezember 
1985, Z1. 1003-05/7, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Familie, Jugend und Konsu­
mentenschutz Gertrude Fröhlich-Sandner 
innerhalb des Zeitraumes vom 14. bis 
19. Dezember 1985 den Bundesminister für 
Finanzen Dr. Franz Vranitzky mit der Vertre­
tung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist das von 20 Abgeordneten 
unterstützte Verlangen gestellt worden, die in 

dieser Sitzung eingebrachte schriftliche 
Anfrage 1789/J der Abgeordneten Dr. Schüs­
sel und Genossen an den Bundeskanzler 
betreffend einen neuen Anfang in der Budget­
und Wirtschaftspolitik durch neue National­
ratswahlen dringlich zu behandeln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, 
die dringliche Be:handlung noch vor Eingang 
in die Tagesordnung durchzuführen, mache 
ich von dem Recht gemäß § 93 Abs. 4 der 
Geschäftsordnung Gebrauch, dieselbe an den 
Schluß der Sitzung, aber nicht über 16 Uhr 
hinaus zu verlegen. 

Fristsetzungsantrag 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesord­
nung teile ich mit, daß Herr Abgeordneter 
Schüssel beantragt hat, dem Verfassungsaus­
schuß zur Berichterstattung über den Antrag 
147/A der Abgeordneten Dr. Mock und Genos­
sen gemäß § 43 der Geschäftsordnung eine 
Frist bis 17. Dezember 1985 zu setzen. 

Dieser Antrag wird gemäß der Geschäfts­
ordnung nach Beendigung der Verhandlun­
gen in der heutigen Sitzung zur Abstimmung 
gebracht werden. 

Wiederaufnahme der vertagten Verhandlung 

Präsident: Wir nehmen die durch die einge­
schobenen Sitzungen vom 12. und 13. Dezem­
ber vertagte Verhandlung des Bundesfinanz­
gesetzes für 1986 wieder auf. 

Gegenstand der heutigen Verhandlung ist 
der Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (740 und Zu 
740 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1986 samt Anlagen (777 der Beilagen). 

Einvernehmlich wird die Debatte über die 
Beratungsgruppen XV: Gesundheit und 
Umweltschutz, und VII: Soziale Verwaltung, 
des Bundesvoranschlages zusammengefaßt. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (740 und Zu 740 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
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Präsident 

Jahr 1986 samt Anlagen (777 der Beilagen) 

Beratungsgruppe XV 

Kapitel 17: Gesundheit und Umweltschutz 

Beratungsgruppe VII 

Kapitel 15: Soziales 

Kapitel 16: Sozialversicherung 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Spezialberichterstatter über die Beratungs­
gruppe XV ist der Herr Abgeordnete Brenn­
steiner . Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Brennsteiner: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich erstatte den Spe­
zialbericht zur Beratungsgruppe XV, Kapi­
tel 17: Gesundheit und Umweltschutz.' 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratungsgruppe XV enthaltene Kapi­
tel 17 "Gesundheit und Umweltschutz" des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1986 in sei­
ner Sitzung am 15. November 1985 in Ver­
handlung gezogen. 

Der Voranschlag für 19S6 sieht bei diesem 
Kapitel Ausgaben von 5102032000 S und Ein­
nahmen von 80S 229 000 S vor. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 19S5 
bedeutet dies Mehrausgaben von rund 
591 Millionen Schilling und Mindereinnah­
men von rund 484 Millionen Schilling. 

Ausgaben: Von den Gesamtausgaben entfal­
len auf den Personalaufwand 401430000 S 
oder rund 8 Prozent und auf den Sachauf­
wand 4 700 602 000 S oder rund 92 Prozent. 

Zum Personalaufwand: Der Mehraufwand 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1985 von 
rund SO Millionen Schilling ist vor allem auf 
das mit Wirksamkeit vom 1. Mai 1985 errich­
tete Umweltbundesamt, auf die ganzjährige 
Vorsorge für die Bezugserhöhungen ab 1. Jän­
ner 1986 und auch auf Planstellenvermehrun­
gen zurückzuführen. 

Zum Sachaufwand: Der Mehraufwand 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1985 
beträgt rund 511 Millionen Schilling. 

Zum Sachaufwand ist im einzelnen zu 
bemerken: 

Bei Titel 170 "Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz" betreffen fast 
39 Prozent der Ausgaben gesetzliche Ver­
pflichtungen; es sind dies in erster Linie Bei­
tragsleistungen an internationale Organisa­
tionen sowie Familienbeihilfen. 

Bei Titel 172 "Gesundheitsvorsorge" entfal­
len auf die Überweisung an den Krankenan­
stalten-Zusammenarbeitsfonds rund 2,65 Mil­
liarden Schilling. 

Weitere beträchtliche Förderungsmittel 
sind unter anderem zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit, für Maßnahmen 
betreffend AIDS, für die Errichtung von 
Funknotdiensten und für diverse Forschungs­
projekte von Ludwig-Boltzmann-Instituten 
vorgesehen. 

Zur Bekämpfung des Suchtgiftmißbrauches 
sind rund 20 Millionen Schilling veranschlagt. 

Bei Titel 173 "Umweltschutz, Lebensmittel-, 
Veterinärwesen" sind für den Strahlenschutz 
rund 79 Millionen Schilling zum weiteren 
Ausbau und Betrieb des Strahlenfrühwarnsy­
stems (Beobachtungs stationen bei den 
Bezirksverwaltungsbehörden, fernmeldetech­
nische Einrichtungen usw.) sowie für die Kon­
ditionierung niedrig- und mittelaktiver radio­
aktiver Abfälle aus Krankenhäusern und der­
gleichen vorgesehen. 

Zur Überweisung an den Umweltfonds 
wurde 1 Milliarde Schilling bereitgestellt. 

Bei Titel 174 "Rechtsangelegenheiten" sind 
62,5 Millionen Schilling für Aufwendungen 
nach dem Tuberkulosegesetz vorgesehen. 

Weitere Ausgaben von insgesamt 44,8 Mil­
lionen Schilling sind unter anderem für 
Untersuchungen nach dem Bäderhygienege­
setz, für Entschädigungsleistungen nach sani­
täts- und veterinärgesetzlichen Bestimmun­
gen sowie für Studienförderung und Schüler­
beihilfen bestimmt. 

Für die Abrechnung und Nachzahlung der 
Zweckzuschüsse nach dem Krankena.nstal­
tengesetz wurden 100 Millionen Schilling 
bereitgestellt. 

Bei Titel 179 "Dienststellen" ist - abgese­
hen von den laufenden Betriebskosten der 
Anstalten - nicht nur für Ersatzanschaffun­
gen von Apparaten und Geräten, sondern 
auch für Neuanschaffungen unter Berück­
sichtigung von Rationalisierung und Techni­
sierung finanziell vorgesorgt. 
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Brennsteiner 

Auch die Erfordernisse für den stufenwei­
sen Aufbau des Umweltbundesamtes sowie 
die Aufwendungen für das Arzneimittelgesetz 
und die AIDS-Tests wurden berücksichtigt. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1985 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe XV unverändert mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 17: Gesundheit und Umwelt­
schutz des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1986 (740 der Beilagen) wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Ich bitte, in die Debatte ein­
zutreten. 

Präsident: Spezialberichterstatter über die 
Beratungsgruppe VII ist der Herr Abgeord­
nete Scheue her . Ich ersuche um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Scheucher: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich erstatte den Bericht des Finanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (740 und Zu 740 der Beilagen): Bun­
desfinanzgesetz für das Jahr 1986 samt Anla­
gen, 

Spezialbericht zur Beratungsgruppe VII, 
Kapitel 15: Soziales, Kapitel 16: Sozialversi­
cherung. 

Der Voranschlag für 1986 sieht bei diesen 
Kapiteln Ausgaben von insgesamt 
76631316000 S, Einnahmen von 
21588069000 S vor. 

. Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1985 
sind somit insgesamt Mehrausgaben von 
rund 5 Milliarden Schilling und Minderein­
nahmen von rund 1,4 Milliarden Schilling vor­
gesehen. 

Ausgaben: Von den Gesamtausgaben der 
"Sozialen Verwaltung" entfallen auf den Per­
sonalaufwand 

1267 136000 S oder 1,7% 

und auf den Sachaufwand 

75364180000 S oder 98,3%. 

Das Mehrerfordernis gegenüber dem Bundes­
voranschlag 1985 von rund 51,8 Millionen 
Schilling ist auf die Planstellenvermehrung 
im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung und 
der Arbeitsinspektion sowie auf die ganzjäh­
rige Vorsorge für die Bezugserhöhungen ab 
1. Jänner 1985 zurückzuführen. 

Sachaufwand: Der Mehrbedarf in Höhe von 
netto rund 248 Millionen Schilling ergibt sich 
im wesentlichen aus dem Mehrbedarf der 
Arbeitsmarktverwaltung und dem Rückgang 
des Aufwandes für die Kriegsopferversor­
gung. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Bei Titel 150 "Bundesministerium für 
soziale Verwaltung" sind auch nach ÜbersteI­
lung des Beitrages an den UNICEF zu Kapi­
tel 20 ,,Äußeres" noch rund 33 Prozent der 
veranschlagten Ausgaben auf Grund gesetzli­
cher Verpflichtungen (im wesentlichen Bei­
träge an internationale Organisationen und 
Familienbeihilfen) zu leisten. 

Bei Titel 151 "Opferfürsorge" ist für die 
Rentenanpassung ab 1. Jänner 1986 finanziell 
vorgesorgt. 

Bei Titel 152 "Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbrechen" steigt der Voranschlag auf 
Grund der letzten Erfahrungswerte und der 
Dynamisierung der Einkommensgrenzen. 

Bei Titel 154 ,,Allgemeine Fürsorge" ist hin­
sichtlich der Kleinrentnerentschädigung die 
Erhöhung der Renten um 15 Prozent berück­
sichtigt. 

Für die Unterstützung von Wohlfahrtsorga­
nisationen, die sich insbesondere auch der 
Betreuung alter Menschen widmen, sind rund 
16 Millionen Schilling veranschlagt . 

Weitere Förderungsmittel in Höhe von 
29 Millionen Schilling sind für den National­
fonds zur besonderen Hilfe für Behinderte 
bestimmt. 

Bei Titel155 "Einrichtungen der Arbeits­
marktverwaltung I" ist vor allem für Unter­
stützungsleistungen einschließlich Kranken­
versicherung vorgesorgt. 

Für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
sind insgesamt 3,2 Milliarden Schilling vorge­
sehen. 

Bei Titel 156 "Einrichtungen der Arbeits­
Kapitel 15 "Soziales" - Personalaufwand: marktverwaltung II" ist der Aufwand an 

123. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 142

www.parlament.gv.at



10846 Nationalrat XVI. GP - 123. Sitzung - 16. Dezember 1985 

Scheucher 

Schlechtwetterentschädigung im Baugewerbe 
mit rund 381 Millionen Schilling veranschlagt. 

Bei Titel 157 "Einrichtungen der Kriegsop­
fer- und Heeresversorgung" ist der Minder­
aufwand von rund 100 Millionen Schilling bei 
den Versorgungsgebühren - trotz der Kosten 
der Rentenanpassung ab Jänner 1986 und der 
Verbesserung der Hinter blie benenversorgung 
- durch den natürlichen Rückgang der Zahl 
der Anspruchsberechtigten bedingt. 

Bei Titel 159 "Verschiedene Dienststellen" 
sind die laufenden Verwaltungsaufwendun­
gen der Arbeitsinspektion sowie der Eini­
gungsämter, Schlichtungs stellen und Heimar­
beitskommissionen veranschlagt. 

Kapitel 16 "Sozialversicherung". 

Die Gesamtausgaben bei Kapitel 16 steigen 
von 1985 auf 1986 im Vergleich der Bundes­
voranschläge um 4,7 Milliarden Schilling, das 
sind 11,1 Prozent. Damit liegt die Steigerungs­
rate im Gegensatz zum Vorjahr wieder über 
der der Gesamtausgaben des Bundes mit 
28,9 Milliarden Schilling, das sind 6,2 Prozent. 
Der relative Anteil der Gesamtausgaben des 
Kapitels 16 an den Gesamtausgaben des Bun­
des wird im Jahr 1986 auf 9,6 Prozent anstei­
gen. 

Diese Entwicklung ist vor allem dadurch 
bedingt, daß trotz Umschichtungen die Steige­
rungsrate der Aufwendungen die Steige­
rungsrate der Eigenmittel der Pensionsversi­
cherung im Jahr 1986 um zirka 2 Prozent­
punkte übersteigen wird. Dazu kommt noch, 
daß durch die Pensionsreform der Beitrags­
satz in der Krankenversicherung der Pensio­
nisten von 10,0 vH im Jahr 1985 wieder auf 
10,3 vH im Jahr 1986 angehoben wird, wäh­
rend auf der Leistungsseite die Einsparungen 
durch die Pensionsreform nur Schritt für 
Schritt einsetzen. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1985 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der in 
der Beratungsgruppe VII zusammengefaßten 
Kapiteln mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 15: Soziales und 

dem Kapitel 16: Sozialversicherung 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1986 

(740 der Beilagen) wird die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Falls Wortmeldungen vor­
liegen, bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke den Herren Berichter­
stattern für ihre Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun­
desminister Dr. Steyrer. 

11.15 

Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz Dr. Steyrer: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Nach sehr 
gründlicher und reiflicher Überlegung habe 
ich dem Herrn Bundeskanzler Ende der vori­
gen Woche meinen Entschluß mitgeteilt, daß 
ich nach der heutigen Debatte, nach Verab­
schiedung des Kapitels Gesundheit und 
Umweltschutz aus der Bundesregierung aus­
scheiden möchte. Der Herr Bundeskanzler 
hat meine Beweggründe akzeptiert und mei­
nen Wunsch respektiert. 

Meine Damen und Herren! Ich habe als 
Abgeordneter acht Jahre dem Hohen Hause 
angehört und bin nun seit fast fünf Jahren 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz. Ich habe dieses Amt - das darf ich 
sagen - nach bestem Wissen und Gewissen 
ausgeübt, stets mit vollem persönlichen Ein­
satz, auch in den Wochen nach der erfolgten 
Nominierung für die Kandidatur zum Bundes­
präsidenten am 25. Oktober. 

Auf Dauer erscheint es mir jedoch nicht 
möglich zu sein, meine Damen und Herren, 
angesichts der zunehmenden Verpflichtungen 
durch meine Kandidatur das Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz mit 
jenem zeitlichen und persönlichen Einsatz zu 
führen, wie dies meinem Verantwortungsbe­
wußtsein entspricht. 

Der Entschluß, mein Amt schon jetzt zur 
Verfügung zu stellen, ist mir - und das dür­
fen Sie mir glauben - persönlich nicht leicht 
gefallen. Der Abschied - ich sage das ganz 
offen - fällt mir schwer, weil ich meine Tätig­
keit als Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz nie als Beruf, sondern immer 
als Berufung aufgefaßt habe. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Hohes Haus! Ich möchte Ihnen zu Beginn 
dieser Debatte, ohne sie dadurch präjudizie­
ren zu wollen, für die Zusammenarbeit, die 
trotz aller Gegensätzlichkeiten im Detail doch 
immer möglich gewesen ist, sehr herzlich 
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danken. Ich bin stolz darauf, feststellen zu 
dürfen, daß, von einer einzigen Ausnahme 
abgesehen, alle Gesetze, die mein Ressort 
betroffen haben, einvernehmlich und einstim­
mig beschlossen worden sind. 

Es ist mir daher ein ehrliches Bedürfnis, 
Ihnen über alle parteipolitischen Grenzen 
hinweg für diese Konsensbereitschaft, für 
diese Bereitschaft zur gemeinsamen Arbeit 
für unsere Heimat Österreich zu danken. 

Es ist meine tiefe Überzeugung, daß diese 
Konsensbereitschaft, das stete Bemühen um 
gemeinsame Lösungen, eine der wesentlich­
sten Voraussetzungen für politische Erfolge, 
insbesondere in so wichtigen Bereichen wie 
Gesundheit und Umweltschutz, darstellt, vor 
allem dann, wenn die Gesundheits- und 
Umweltschutzpolitik nicht isoliert, sondern 
als integrativer Teil der Sozial-, Wirtschafts­
und Gesellschaftspolitik gesehen wird. 

Hohes Haus! Wir haben vieles erreicht, wir 
haben vieles gemeinsam erreicht, wir sollten 
stolz auf das Erreichte sein, aber deswegen 
nicht selbstgefällig oder zufrieden sein, denn 
viele Aufgaben harren noch der Lösung. 

Ich möchte Sie bitten, den gemeinsamen 
Weg fortzusetzen, jenen Weg, der trotz Gegen­
sätzlichkeiten doch das Gemeinsame über das 
Trennende stellt, ich glaube, es ist der einzig 
richtige Weg für Österreich. (Anhaltender 
Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 11.18 

Präsident: Zum Wort hat sich der Abgeord­
neteHeinzinger gemeldet. 

11.19 

Abgeordneter Heinzinger (ÖVP): Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ein drei­
vierteljähriger Prozeß: geht er, bleibt er, wann 
geht er, wie geht er?, ist heute mit der Erklä­
rung des Herrn Ministers abgeschlossen wor­
den. 

Vor einem halben Jahr hat die Opposition 
eine dringliche Anfrage gestellt - weil zu die­
sem Zeitpunkt schon ersichtlich war, daß es 
einen großen Berg unerledigter Umweltaufga­
ben gibt -, ob der Minister seine volle Kraft 
dem Ministerium oder einer anderen Aufgabe 
widmet. 

Vor einem halben Jahr meinte bei dieser 
dringlichen Anfrage - ich zitiere aus dem 
Protokoll - Bundeskanzler Fred Sinowatz: 

"Ich werde mich in dieser Frage am Bei­
spiel der erfolgreichen Präsidentschaftskandi-

daten Vizekanzler Dr. Schärf, Bürgermeister 
Landeshauptmann J onas und Außenminister 
Dr. Rudolf Kirchschläger orientieren (starker 
Beifall bei SPÖ und FPÖ), die jeweils ihr Amt 
nach erfolgter Wahl und vor der Angelobung 
zum Bundespräsidenten niedergelegt haben, 
sodaß ich diesen Zeitraum auch für die Bestel­
lung eines Nachfolgers für Dr. Kurt Steyrer in 
Aussicht stellen kann. (Neuerlicher anhalten­
der Beifall bei SPÖ und FPÖ.j" (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai e r: Sie applaudieren immer, egal 
was sie sagen.) 

Zwei Monate später gab es wieder das Rate­
spiel wie bei Peter Rosegger: Geht er oder 
bleibt er? Der Herr Bundeskanzler meinte 
nach einem Ministerrat im ORF: 

"Schließlich teilte Sinowatz noch mit, daß 
im Zusammenhang mit der Bundespräsiden­
tenwahl die Regierung neuerlich umgebildet 
werden wird, um einen Nachfolger für 
Gesundheitsminister Kurt Steyrer zu finden. 
Bei dieser Gelegenheit," so Sinowatz, "wird 
der bisherige Staatssekretär im Kanzleramt, 
Franz Löschnak, zu einer Art Kanzleramtsmi­
nister aufgewertet werden," (Zwischenruf des 
Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r.) 

Meine Damen und Herren! In dieser Phase 
wurden dann noch andere Personen ins Ren­
nen geschickt, wer Minister werden könnte, 
weil es allemal ein beliebtes Spiel ist, durch 
Personaldebatten von Sachproblemen abzu­
lenken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Später las man dann: Sinowatz gibt nach, 
Steyrer darf im Jänner gehen. Und nun hat 
Steyrer endgültig das Handtuch geworfen 
und geht im Dezember. (Zwischenruf des Abg. 
Helmuth Stocker.) 

Ich möchte durchaus das anerkennen, was 
der Herr Bundesminister selbst gesagt hat, 
nämlich daß ein Geist der Zusammenarbeit 
geherrscht hat, daß wir seine persönliche Lau­
terkeit und sein Konsensbemühen schätzen. 
Diese persönliche Verhaltensweise ist nicht 
selbstverständlich. Sie würde zum Beispiel 
dem Landwirtschaftsminister zu hoher Ehre 
gereichen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister, was wir kritisiert haben und 
was wir anläßlich Ihrer Testamentseröffnung 
zu kritisieren haben, ist die Erbschaft, die Sie 
hinterlassen, ist der krasse Unterschied zwi~ 
schen den Ankündigungen, zwischen dem 
Erkennen der Probleme - Sie haben hier ein 
öffentliches Bewußtsein geschaffen - und 
den Ergebnissen. Die Beurteilung verdünnt 
sich dramatisch zu den Ergebnissen hin. Da 
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wird es leiser, da wird es ruhiger, da wird es 
lichtgrün, da wird es grüngrau, und da ist 
eigentlich dann sehr wenig übriggeblieben. 

Sie gehen just bevor Sie eine der größten 
Umweltaufgaben der Öffentlichkeit hätten 
präsentieren sollen, zum Beispiel das Müll­
konzept mit 1. 1. nächsten Jahres. Diese Erb­
schaft hinterlassen Sie einem Nachfolger. Er 
ist schon genannt. Er wird die Chance haben, 
die jeder neue Minister hat. 

Er hat mit Ihnen etwas gemeinsam, die 
Empfindsamkeit für öffentliche Meinung, die 
Fähigkeit, Probleme zu erkennen, aber mit 
der Durchsetzungskraft wird es hapern, da 
hapert es auch jetzt schon. Aber wir wollen 
kein vorschnelles Urteil fällen. 

Etwas haben Sie in Ihrer durchaus kurzen, 
sympathischen Rücktrittsrede vergessen, 
Herr Bundesminister: Ihren Staatssekretär. 
Sie haben ihn zu Recht vergessen. Ich werde 
ihn auch vergessen. (Heiterkeit und Beifall 
bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.j 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben in der Rolle des Bundesministers 
immer wieder ein Phänomen bemerkt: daß er 
mit einem umfassenden grünen Selbstbe­
wußtsein ausgestattet ist. Er hat sich selbst 
hier zum Umweltanwalt aller Österreicher 
ernannt und hat nie vergessen, auf die inter­
nationale Pionierrolle, die Österreich im 
Umweltschutz zukommt, hinzuweisen - ich 
würde sagen: zukäme. In einer vielseitigen, 
farbigen Postille der SPÖ-Wien heißt es: 

"Die Folge der Zielstrebigkeit: Österreich 
nimmt nun beim Umweltschutz eine Pionier­
rolle in Europa ein." 

Meine Damen und Herren! Zunächst durch­
aus bewegend, denn Österreich hatte im 
Augenblick eine Pionierrolle an Korruptionen 
und Skandalen zu bieten, im Personalbereich, 
im Weinbereich und nun im VOEST-ALPINE­
Bereich. Es wäre sehr von Vorteil, wenn wir 
eine positive Pionierrolle anzubieten hätten. 
Hier aber bieten wir eine Pionierrolle der 
Ankündigungen an. 

Das Umweltbudget im engeren Sinne, 
meine Damen und Herren, macht 0,2 Prozent 
des Budgets aus. Da gehört wahrlich beinahe 
Übermut dazu, mit 0,2 Prozent die Pionier­
rolle in Europa zu beanspruchen. Noch dazu, 
wo dieser Prozentsatz weiter absinken wird, 
denn das Budget, das wir heute hier beschlie­
ßen - wie wir alle wissen -, stimmt schon 
längst nicht mehr. 

Meine Damen und Herren! Seit kurzem gibt 
es eine Untersuchung im BÖHLAU-Verlag, 
einem sehr renommierten, wissenschaftli­
chen Verlag, "Öko-Insel Österreich?", wo nun 
nachgespürt wird: Wie schaut es mit dieser 
großartigen Pionierrolle im Umweltschutz 
aus? 

Meine Damen und Herren! Schlecht schaut 
es aus! Wir sind bei weitem nicht die Pioniere. 
Wir sind ein "Umwelt-Gernegroß" geworden 
und wir fügen unserem internationalen Anse­
hen eine neue Peinlichkeit der Großspreche­
rei hinzu, wenn wir diesen Anspruch auf­
rechterhalten. Das wird in dieser Studie von 
Toni Kofler und Oskar Stocker peinlich genau 
nachgewiesen. 

Ich darf aus dieser Studie nur drei Beispiele 
zitieren, die uns schlagartig klar machen, daß 
wir von einer Pionierrolle weit weg sind, daß 
wir nicht einmal im Mittelfeld angesiedelt 
sind, sondern daß wir von hinten heraus zäh, 
mühsam, träge - und jetzt völlig in Frage 
gestellt durch einen Personenwechsel -
nachhinken. 

Eine der zentralen Fragen des Umwelt­
schutzes ist die Reinhaltung der Gewässer, ist 
die Abwasserreinigung. Wasser ist das 
Lebensmittel Nummer eins. Bitte, wo sind wir 
auf diesem Gebiet die Pioniere? Und, Herr 
Minister, wo nehmen Sie wirklich den Mut zu 
dieser Pioniersprache her? 

Gemessen an der Gesamtabwasserlast liegt 
Österreich an 13. Stelle der OECD-Staaten. 
An einer mechanisch-biologischen Kläranlage 
sind angeschlossen, in Prozenten der Bevölke­
rung, in Schweden: 75, in der Schweiz: 70, in 
der Bundesrepublik Deutschland: 65, in Öster­
reich: 50. - So schaut die Pionierrolle aus. 

Oder ein zweiter ganz wichtiger Punkt des 
grundsätzlichen Umweltdenkens, die Frage 
des Recyclings. Eine prinzipielle Frage des 
ökologischen Denkens, nämlich des sorgfälti­
gen Rohstoffeinsatzes, des sorgfältigen Ener­
gieeinsatzes und umweltfreundlicher Pro­
dukte für den sinnvollen Konsum. Während 
der zehn, fünfzehn Jahre sozialistischer Mini­
ster wurde das immer wieder versprochen. 

Der internationale Vergleich beim Recy­
cling - in Prozenten: Österreich im Bereiche 
von Papier: 11 Prozent, die Schweiz: 47, die 
Bundesrepublik: 42. Bei Glas: Österreich: 19, 
die Schweiz: 50, die Bundesrepublik: 28. Alu­
mInIUm: Österreich 15 Prozent, Schweiz 
80 Prozent, Bundesrepublik 20 Prozent. Auch 
in diesen Bereichen, meine Damen und Her-
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ren, ist von einer internationalen Pionierrolle 
weit und breit nichts zu merken. 

Und nun das Kernbeispiel, auf das Sie sich 
immer wieder berufen: der Katalysator. 
Meine Partei hat sich zu dieser Katalysator­
frage auch bekannt, aber darauf hingewiesen: 
Die Anschaffung des Katalysators muß aus­
reichend wirksam gefördert werden, wenn 
eine Chance besteht, daß das passiert. Und 
wir haben Ihnen vorgerechnet, daß der Ver­
diener an dem Katalysator wieder der Finanz­
minister sein wird. 

Meine Damen und Herren! Nun die Ergeb­
nisse im internationalen Vergleich auch in 
dieser Frage: In der Schweiz sind mit 
15. Oktober mehr als 10 000 Katalysatoren­
Pkw in Betrieb, in der Bundesrepublik 
4,8 Prozent aller neu zugelassenen Pkws und 
in Österreich - im Pionierland nach soziali­
stischer Lesart - 400, wobei die Bundesregie­
rung selbst einmal mehr mit schlechtem Bei­
spiel vorangeht. 

Herr Minister! Wo bleibt diese internatio­
nale Pionierrolle, die Sie hier so großartig 
angekündigt haben? Und Sie haben dann 
auch immer wieder darauf hingewiesen: Aber 
es gibt die internationalen Übereinkommen. 
Wir sind so gut, daß die Nachbarn teilhaben 
möchten an unserer Großartigkeit. 

Der Herr Minister hat darauf vertraut - zu 
Recht eine Zeitlang -, daß ohnehin kein 
Mensch liest, was in diesen internationalen 
Vereinbarungen steht. Und nachdem Sie wie­
derholt darauf hingewiesen haben, wie "groß­
artig" das ist, bin ich der Versuchung erlegen 
nachzulesen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier 
den Vertrag mit der DDR, einem besonderen 
Umweltverschmutzer. Ja bitte, das ist wirk­
lich ein Abteil der Geisterbahn, was da drin­
nen steht. In diesem "großartigen" Vertrag 
steht drinnen, daß man Erfahrungen austau­
schen werde, daß man Experten austauschen 
werde, daß man Veröffentlichungen austau­
schen werde, daß man an Veranstaltungen 
teilnehmen werde, und das längste Kapitel 
ist, wie das bezahlt werden wird. - Aus! 

Ökotourismus ist vereinbart mit der DDR 
- großartig, das machen wir mit ganz 
Europa, nicht eine Grenzziffer , nicht ein 
Grenzwert, nicht ein Mikrogramm. Null, das 
ist Ihre internationale Pionierrolle! 

Meine Damen und Herren! Es wäre ja nun 
denkbar, daß man in diesem Bereich beson-

ders übertrieben hat und daß die Kraft, die 
der Herr Bundesminister international nicht 
eingesetzt hat, im Lande eingesetzt wurde, 
also daß hier bei uns besonders viel in Sachen 
Umweltpolitik erfolgreich gestaltet worden 
wäre. Da darf ich wieder zurückerinnern: 1120 

Prozent am Budget! 

Ich darf im Zusammenhang mit der "Pio­
nierrolle" auch darauf verweisen, daß die 
Österreichische Volkspartei dem scheidenden 
Minister nicht nur diese gewaltige Diskre­
panz zwischen Versprechen und Realisierung 
vorwirft, sondern daß wir selbst im eigenen 
Verantwortungsbereich, in den Ländern, wo 
die Zuständigkeit des Bundesumweltschutzes 
bei der Österreichischen Volkspartei liegt, tat­
sächlich beispielhaft vorgegangen sind und 
eine Reihe von sehenswerten Erfolgen aufzu­
weisen haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch auf Bundesebene hat die Österreichi­
sche Volkspartei ein Waldrettungsprogramm, 
ein Wasserschutzprogramm und ein Boden­
schutzprogramm entworfen, ebenso ein Pro­
gramm zur Rettung der Feuchtbiotope. Herr 
Minister, Sie hätten nur Anleihen bei diesen 
Ideen übernehmen müssen und Sie könnten 
heute eine stolzere Bilanz ziehen! (Neuerli­
cher Beifall bei der ÖVP.) 

Wir attestieren Ihnen, Herr Bundesmini­
ster, daß Sie versucht haben, mit aller Kraft 
Ihre Aufgabe zu erfüllen. Wir haben gemein­
sam einige Gesetze beschlossen, das Wasch­
mittelgesetz, den Umweltfonds im besonde­
ren. Aber schon beim Bundesumweltamt gab 
es tiefreichende Meinungsverschiedenheiten. 
Wir haben Ihnen durchaus zugebilligt, ein 
Amt zu schaffen, das die übrigen Ämter zu 
koordinieren habe, um mit höherer Effizienz 
zu wirken. Sie wollten Ihre eigene neue Büro­
kratie mit 220 Millionen Schilling. Sie waren 
nicht bereit, das Bundesumweltamt umzuge­
stalten. Sie haben unser Angebot abgelehnt. 
Und Sie haben dann in besonderem Maße 
darauf verwiesen, Sie brauchten diese zen­
trale Stelle, weil man den Ländern doch nicht 
so ganz trauen könne auf Grund ihrer regio­
nalen Verpflichtung, daß sie mit jener 
Strenge und Objektivität vorgehen würden, 
wie man das selbstverständlich von einem 
Amt erwarten dürfe, das Ihnen unterstehe. 
Und wir haben darauf hingewiesen, daß es 
um die Effizienz ginge, um die Gestaltung des 
Umweltschutzes. Gemessen wird genug, Ges­
tank kann der Normalbürger mit der Nase 
bereits in weiten Bereichen feststellen. Pro­
blemlösekapazität haben Sie mit diesem Amt 
überhaupt nicht, Sie können nur messen. 
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Nun habe ich eine parlamentarische 
Anfrage an Sie gerichtet, listigerweise über 
Wien, also kein ÖVP-Bundesland, wo Sie den 
Verdacht haben könnten, auf Grund des 
Naheverhältnisses würde hier nicht ordent­
lich gemessen. Und was machen Sie, Herr 
Bundesminister? - Auf drei Seiten bestäti­
gen Sie alle Bedenken der Österreichischen 
Volkspartei. Sie prüfen überhaupt nicht 
selbst, Sie messen überhaupt nicht selbst. Ihr 
Bundesumweltamt liegt in ärgsten Geburts­
wehen. Seit Monaten wird dort mühsam Per­
sonal angesammelt und ohne Wirkung zusam­
mengestoppelt. Und sie schicken mir die Stel­
lungnahme der Gemeinde Wien, aber nicht 
das, was der Herr Bundesminister meint. 

Genau diese Kritik haben wir im Zusam­
menhang mit dieser Bürokratie gemacht. Und 
es freut mich überhaupt nicht, daß das, was 
meine Kollegen Dr. Marga Hubinek und Dr. 
Stummvoll in den Debatten vorhergesehen 
haben, Punkt um Punkt eintrifft. Denn der 
Zustand zum Beispiel der Kanalisation in 
Wien, die Gefährdung des Grundwassers 
machen weit hinaus über das, was Parteien­
gezänk bedeuten mag, betroffen und geben 
Anlaß zu ernsten Sorgen um die Gesundheit 
unserer Bevölkerung. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Sie haben immer 
wieder beredt geklagt: keine Kompetenzen. 
Sie möchten gerne, Sie hätten Ideen, aber 
keine Kompetenzen. Das wird nicht gespielt. 
Ja, Herr Bundesminister, die Mehrheit, die 
Sozialistische Partei, gibt Ihnen keine Kom­
petenzen? Die Opposition war bereit, in der 
wichtigen Frage des Wassers Ihnen mehr 
Kompetenzen zu geben. Die Frage des Was­
sers ist verteilt auf drei Ministerien, und das 
unwichtigste in der Ausstattung mit Kompe­
tenzen ist das Ihre. Sie haben das Angebot 
der Österreichischen Volkspartei, Ihnen mehr 
Kompetenzen zu geben, nicht aufgegriffen, ja 
mitunter hat es den Anschein, daß Ihnen das 
gar nicht so ganz unangenehm war, denn bei 
vielen heiklen Fragen konnten Sie sorgend 
erklären: Ich habe keine Kompetenzen. Daß 
aber die Mehrheit, die Sozialistische Partei, 
Ihnen jederzeit mehr Kompetenzen hätte 
geben können und daß Sie sich nicht darum 
bemüht haben, daß Sie keine Kraft investiert 
haben, diese Kompetenzen zu bekommen, das 
haben Sie verschwiegen. Sie haben sich nicht 
durchgesetzt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Dort, wo Sie Kompe­
tenzen haben in heiklen Angelegenheiten, 
stellt sich die Frage: Wo blieb da der Herr 
Minister? 

Meine Damen und Herren! Zum Spritzmit­
telgesetz: Der Herr Minister hat hier eine Mit­
kompetenz. Und trotzdem gibt es eine Reihe 
von höchsten Problemstoffen, nicht nur 
betreffend den Boden, sondern mindestens 
ebenso für den Bauern, der diese Mittel aus­
bringen muß. Die Genehmigungsverfahren 
schleppen sich hin, alles mögliche ist grau im 
Handel, und das wird nicht novelliert. Die gro­
teske Bestimmung - meine Damen und Her­
ren, Sie werden es nicht glauben, aber es ist 
so! - steht nach wie vor im Gesetz, daß die 
Reste von Spritzmitteln möglichst tief im 
Boden zu vergraben sind, damit sie näher 
zum Grundwasser kommen. Da haben Sie die 
Kompetenz; Sie haben keine Änderung durch­
gesetzt. 

Meine Damen und Herren! Für das Schaf­
fen von Bewußtsein hat der Herr Minister 
einiges getan, aber es geht um ganze Kapitel 
des Umweltschutzes - längst erkannt von 
seinen Vorgängern -, die glücklose Ministe­
rin Leodolter, deren Erbe in vielem nicht 
bewältigt worden ist, so etwa das gesamte 
Gesundheitserbe, darauf wird man noch kom­
men, hat immerhin schon zu seligen Zeiten 
mit dem Beirat für Wirtschafts- und Sozialfra­
gen festgestellt, daß zwei Millionen Österrei­
cher in 642 000 schlecht schallisolierten Woh­
nungen wohnen. Die Gemeinde Wien hat ein 
Drittel der Wohnungen neu gebaut, und wir 
wissen aus Stichproben, daß die Schallisolie­
rung nicht den gesetzlichen Bestimmungen 
entspricht. (Abg. Pro b s t: Ist das Bundes­
oder Ländersache?) Herr Kollege Probst! Nor­
malerweise blamieren Sie sich dreimal am 
Tag! Fangen Sie später an, ·dann ist es erträg­
licher! (Abg. Pro b s t: Sehr gut! - Ist das 
Bundes- oder Landessache? Sie sollten sich 
besser informieren! - Gehen Sie doch zu 
Ihrem Landeshauptmann, aber nicht zum 
Bundesminister!) Meine Damen und Herren! 
In dieser Frage der Schallisolierung geht es 
um schwere Störungen des vegetativen Ner­
vensystems. Lärm ist eine Volksgeißel! Dieser 
große Sektor ist an dem Minister überhaupt 
spurlos vorübergegangen. Es erfolgt hier 
keine Kontrolle und keine Hilfe für die betrof­
fene Bevölkerung. (Ruf bei der SPÖ: Kennen 
Sie die Gewerbeordnung . .. ? - Anscheinend 
nicht!) 

Danke herzlich für das Stichwort! Genau 
deshalb, weil manche gesetzlichen Bestim­
mungen nicht eingehalten werden, hat sich 
der Herr Minister ein neues Amt gewünscht, 
damit er unabhängig von diesen Kompeten­
zen kontrollieren kann. Genau dieses neue 
Vehikel von Amt funktioniert nicht! Die Büro­
kratie für 220 Millionen ist seit Monaten noch 
nicht einmal in Schwung gebracht. Genau 
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dafür hat er ein Amt gezeugt, das nun nicht 
gehfähig und nicht stehfähig ist. 

Meine Damen und Herren! Und so geht es 
weiter: Die Liste der Ankündigungen und der 
Erklärungen ist eine Legion. Nicht nur beim 
Sondermüll! Jetzt lese ich: Die längst verspro­
chene Produktdeklaration wird endlich kom­
men. Ein Dauerbrenner im Bereich der Ver­
sprechungen! Der Begriff "biologisch" wird 
entsprechend geschützt werden. Hier werden 
die umweltbewußten Konsumenten perma­
nent betrogen und hinter das Licht geführt. 
Welch ein Plunder mit dem Prädikat "bio" 
verkauft wird! - Herr Minister! Sie wissen es, 
es wird nichts abgestellt, es wird nichts ver­
bessert! 

Herr Minister! Verdienstvoll sind die 
Zustandsberichte, erarbeitet von einer Menge 
von Wissenschaftlern in Österreich, Zustands­
bericht über die gefährdeten Tiere Öster­
reichs, der Moorschutzkatalog, über Winter­
rastplätze für Wasservögel, Auen, Gewässer 
als Ökozellen - nur eine kleine Auswahl. Ich 
glaube, es ist umso peinlicher, wenn man 
diese Dinge erkennt, dokumentiert erhält, 
aber nichts tut, damit sie gelöst werden. Hier 
im Hohen Haus liegt ein Antrag der Österrei­
chischen Volkspartei für ein Gesetz zur Ret­
tung von Mooren und Feuchtbiotopen. -
Herr Minister! Das, was in diesen vier Bän­
den gewünscht wird, könnte mit diesem 
Gesetz realisiert werden. Und nur, weil es ein 
Antrag von der Opposition ist, darf das nicht 
Gesetz werden, was hier in diesen vier Bän­
den gewünscht wird. Ich glaube, das ist auch 
ein kleingrünkariertes Denken, das Sie viel­
leicht gar nicht vertreten, aber Ihre Partei hat 
es nicht erlaubt, daß die Opposition einen 
großartigen Erfolg im Sinne des Umwelt­
schutzes setzen kann. 

Herr Minister, Sie haben eine allgemeine 
Umweltkoordinationskompetenz erhalten. 
Wie sind Sie dieser nachgekommen? Wie 
haben Sie es bewältigt, daß die verschiedenen 
Ministerien in Fragen des Umweltschutzes 
koordiniert vorgehen? Ich weiß schon, daß das 
in dieser Regierung ein besonderes Kunst­
stück ist und dem Bundeskanzler bei weitem 
nicht gelingt, offensichtlich ist jeder Minister 
mehr oder minder froh, wenn er in seinem 
Bereich wirken und werken kann, wie er will. 
Aber Sie haben diese Kompetenz, und sie 
müßte in einem Punkt ganz besonders zum 
Tragen kommen: in der Frage des Waldster­
bens. Was ist da nicht an großen Erklärungen 
abgehandelt worden? Wie haben Sie sich als 
Retter des Wienerwaldes feiern lassen (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Als zweiter Schöffe) gera­
dezu!) - und die Wirklichkeit inzwischen, 

meine Damen und Herren? Wie rettet zum 
Beispiel der sattsam bekannte Landwirt­
schaftsminister den Wald? - Er macht ein 
Auge zu und sagt dort, wo er nicht sieht: Der 
Wald ist gesund. 

Meine Damen und Herren! Der Landwirt­
schaftsminister hat in der Tat die unterste 
Rate des erkrankten Waldes von Amts wegen 
als gesund erklärt und kommt damit zu völlig 
anderen Werten wie die verantwortlichen 
Länder in dieser Frage. Das ist ein tiefrei­
chendes Mißverständnis dieser ökologischen 
Prozesse, denn wenn die Schäden so weit fort­
geschritten sind, daß sie deutlich am Baum 
sichtbar sind, so haben wir bereits eine tiefe 
Schädigung des gesamten Ökosystems. Das 
ist höchste Alarmstufe! - Aber der Herr 
Minister sagt: Ist gesund! Und der Herr 
Gesundheitsminister sagt: Findet nicht statt! 
Ich darf meinen Kollegen Stummvoll zitieren: 
Wenn ein besonderes Problem auftaucht, 
taucht der Herr Minister unter. 

Die Besonderheit in dieser Frage liegt 
darin, Herr Minister: Ein erfolgreicher 
Umweltminister muß nicht nur die Mühe auf 
sich laden, die Öffentlichkeit mehrheitlich zu 
gewinnen, muß nicht nur die Mühe auf sich 
laden, mit der Opposition erträglich zu leben, 
er muß es auch permanent riskieren, in seiner 
eigenen Partei auf Widerstand zu stoßen und 
diesen Widerstand zu überwinden. (Beifall bei 
der ÖVP.) Sie, Herr Bundesminister, sind 
allen innerparteilichen Auseinandersetzun­
gen etwas ernsterer Natur permanent ausge­
wichen. Sie haben beredt geklagt, aber Sie 
haben in diesen Fragen nicht gekämpft. Sie 
haben weder mit dem Herrn Landwirtschafts­
minister Haiden gekämpft, dafür hätte ich 
eine gewisse Sympathie, wenn Sie das nicht 
wollen, aus der persönlichen Einschätzung 
Ihres Gegners. Aber da gibt es ja noch einen 
zweiten Waldmenschen, überquellend im Ret­
tungsgedanken, Obmann der Naturfreunde, 
den Herrn Wissenschaftsminister! Ja, meine 
Damen und Herren! Er hat ein großes For­
schungsprojekt groß hinausposaunt! Man 
möchte dem Problem auf den Grund gehen. 
Die Millionen sind hier angekündigt worden, 
und die Wirklichkeit ist, daß diese Projekte 
stehen, weil das Geld fehlt und die zuständi­
gen Professoren bittend und bettelnd durch 
die Landschaft ziehen, um das von der Regie­
rung angekündigte Waldrettungsprogramm 
zu finanzieren. Wo bleiben Sie, Herr Gesund­
heitsminister, um in dieser so wichtigen 
Frage für die österreichische Bevölkerung 
ausreichende finanzielle Mittel zu sichern? 
(Beifall bei der ÖVP.j Herr Minister! Hier 
haben Sie Ihre Koordinationskompetenz 
überhaupt nicht wahrgenommen. 
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Eine andere wichtige Frage: Dampfkessel­
emissionsgesetz! Die dritte Novelle, meine 
Damen und Herren, innerhalb eines Jahres 
an verschiedenen Standorten viermal ange­
kündigt: nicht durchgeführt - wohl aber lau­
fend Erfolgsmeldungen, wie viele Tonnen S02 
schon eingespart worden wären. Korrekter­
weise müßte man hinzufügen: errechnete 
Meldungen, nicht gemessene. Und das ist, 
bitte, ein tiefreichender Unterschied. Es gibt 
in Österreich keinen Immissionskataster , an 
dem man nun nachlesen könnte, wie der 
Zustand wirklich ausschaut. Sie rechnen von 
den verbrauchten Mengen hoch, obwohl Sie 
genau so gut wie wir wissen, daß die Schad­
stoffanteile bei den importierten Heizölen et 
cetera die Bestimmungen weit überschreiten, 
daß die Kontrolle äußerst mangelhaft ist. Das 
ist die Wahrheit. Auch hier, in dieser wichti­
gen Frage, trotz viermaliger Ankündigung, 
keine Änderung und keine strengeren Kon­
trollen der Importe. 

Herr Bundesminister! Wir sagen Ihnen, daß 
Sie die Pionierrolle sicherlich nicht erfüllen 
können, daß Sie Ihre Koordinationskompe­
tenz nur eingeschränkt wahrgenommen 
haben, daß Sie Ihre Versprechungen nur in 
einem ganz geringen Ausmaß einhalten konn­
ten und daß Sie ein angenehmer Minister 
waren. Trotzdem muß ich Ihnen die wohl bit­
terste Enttäuschung Ihrer Ministerschaft vor­
halten: Das ist Ihr Gesamtverhalten ein Jahr 
nach Hainburg, das ist Ihr Gesamtverhalten 
in den Fragen des Naturschutzes an sich, bei 
der Gestaltung aller österreichischen Natio­
nalparks - Hohe Tauern, Lange Lacke, 
Reichramer Hintergebirge und Hainburg. 

Hier treffen Ökonomie, Ökologie und Tech­
nologie eng zusammen. Hier ist ein neues 
Denken in Werten angesprochen, hier ist ein 
Denken in Verantwortung von Generationen 
angesprochen, und hier heißt es, das Richtige 
zu tun, das zu tun, was man verantworten 
kann, und nicht das, was parteipolitisch 
opportun sein mag. Hier ist daher ein 
Umweltminister besonders herausgefordert, 
für die Natur, für das Lebendige in der Natur 
und für die vielen verschiedenen Minderhei­
ten, die manchmal mit verschiedensten Moti­
ven für diese Natur streiten, als Anwalt dieser 
Natur tätig zu sein. 

Sie hätten mindestens einen Minister in 
dieser Regierung gebraucht, der für sie nicht 
so sehr ein ökologisches, sondern der für sie 
ein menschliches Verständnis aufgebracht 
hätte. Sie hätten einen Minister gebraucht, 
der sie geschützt hätte, geschützt vor der 
öffentlichen Meinung in wichtigen Sektoren, 

geschützt vor der Bedrohung, der ihnen Hoff­
nung gegeben hätte. Ein Minister versteht sie 
zumindest. 

Sie haben in dieser Frage geschwiegen, 
aber Sie hätten sprechen sollen. Sie hätten in 
vielen, vielen anderen Fragen weniger ver­
sprechen sollen, in Fragen, wo die Maxime zu 
schweigen Sie sehr wohl augezeichnet hätte. 
Aber in dieser Frage zu schweigen, heißt, bit­
ter enttäuscht zu haben, Herr Minister. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! In der Frage des 
Nationalparks Hohe Tauern begnügen Sie 
sich damit, mit leichtem Lächeln zu erklären: 
Die Tiroler sind zuständig! Daß diese Regie­
rung im Bereich der Verbundgesellschaft die 
Mehrheit hat und daß ein starker Minister in 
der Lage gewesen wäre, einen großen Schritt 
zu tun, verschweigen Sie. 

Im Bereich der Langen Lacke hätte man 
mit unserem Gesetz den Nationalpark in der 
Tat ohne jeden Schilling zusätzlicher Kosten 
verwirklichen können. Sie haben diese 
Chance nicht genützt. 

Nun, Herr Minister, hat man vor einem 
Jahr mit großem Trommelwirbel einmal mehr 
die Zusammenarbeit von Politik und Wissen­
schaft angekündigt. Man hat die Zusammen­
arbeit von Ökologie und Ökonomie angekün­
digt und den Ausgleich ökologischer und wirt­
schaftlicher Interessen. Damit ist grundsätz­
lich auch die Glaubwürdigkeit der Politik mit 
angesprochen. 

Wie oft ist in diesem Haus schon erklärt 
worden: Zusammenarbeit von Wissenschaft 
und Politik! Zusammenarbeit von Ökologie 
und Politik! Austrieb und Ausrottung der Par­
teibuchwirtschaft! - Doch schon am näch­
sten Tag wurde im selben Trott wieder fortge­
fahren. 

Herr Minister! Sie hatten schon bis zu dem 
Ereignis in Hainburg eine unglaublich lange 
Überlegungszeit, eine Zeit des prüfens. Seit­
her ist ein Jahr vergangen. Sie selbst sind 
Vorsitzender dieser Kommission und haben 
alle Argumente für und wider gehört. Wenn 
Sie sich jetzt noch nicht eintscheiden und ent­
schließen können, nach zweijähriger Bedenk­
zeit, Herr Minister, wann werden Sie es tun? 
Was soll Ihnen noch alles an Argumenten vor­
gelegt werden, bis Sie sich entscheiden kön­
nen? 

Sie sind jetzt in diesem Augenblick hier 
und heute im Hohen Haus der stärkste sozia-
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listische Politiker geworden. Jetzt, wo Sie 
noch als Minister im Amt sind und für ein 
hohes Amt kandidieren, kann Ihnen kein per­
sönlicher Wunsch in der Sozialistischen Par­
tei versagt werden. 

Herr Minister! Ihre Ministerschaft würde 
sich herausheben und vielleicht wäre es auch 
für Ihre Partei ein einmaliges Ereignis, wenn 
Sie in diesem wenig erfreulichen Testament, 
das ich heute hier eröffnet habe, einen Nach­
satz anbringen, in dem Sie klipp und klar fest­
legen, daß zumindest dieser eine National­
park, diese Kernzone der Stopfenreuther Au, 
geschützt werden muß, frei von Kraftwerks­
nutzung sein muß und daß Sie sich dafür ver­
bürgen. Ich lade Sie dazu herzlich ein und 
bitte Sie darum. (Beifall bei der ÖVP.) 11.56 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Hochmair. 

11.56 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Schon die 
Einleitung des Abgeordneten Heinzinger hat 
gezeigt, inwieweit man politische Strategien 
in diesem Haus und in diesem Land betreiben 
kann. Seine Fragen, die ihn als Umweltspre­
cher seiner Partei seit einem halben Jahr 
beschäftigen, haben nur gelautet: Wann geht 
Steyrer? Bleibt Steyrer? - Das sind seine ein­
zigen Sorgen und Probleme. Nicht einmal 
wurde gefragt: Wie und wann arbeitet Stey­
rer? (Abg. He i n z i n ger: Rund um die Uhr!) 
Es wurde kein einziges Mal ein positives Ele­
ment im Bereich Gesundheit und Umwelt­
schutz angeschnitten. 

Bei Ihnen, Herr Kollege Heinzinger, dreht 
sich fast alles um Macht, um Ministersessel, 
um politische Mehrheit, aber es gibt keine 
Frage nach politischer oder sachpolitischer 
Problemlösung. (Abg. Dr. BI e n k: Aber, 
aber!) Sie können es auch nicht lassen, schon 
jetzt den Nachfolger zu kritisieren, indem Sie 
meinen, er habe keine Durchsetzungsfähig­
keit. Darum werden wir uns kümmern, und 
kaum Sie. 

Herr Heinzinger, es muß furchtbar für Sie 
sein, wenn Sie alles negativ sehen, keine Spur 
von Optimismus, keinen Blick für das Positive 
haben. Es muß für Sie fürchterlich sein, den 
täglichen Gang ins Badezimmer anzutreten. 
(Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Sie kritisieren an allen Ecken ur..d Enden. 
Würde man Ihre Rede ins Ausland versenden 
oder der Fremdenverkehrswerbung beifügen, 
die Gäste, die zu uns kommen, würden me i-

nen, Österreich wäre Länge mal Breite verbe­
toniert, es gäbe nur Smog, stinkende Seen, 
Müllberge und in den Straßen keinen Vogel, 
der singt. - Das mögen Ihre Träume sein, die 
Realität sieht anders aus. 

Wir haben in der Diskussion, in der Kritik 
bisher gemerkt, daß, wenn der Umwelt- und 
Gesundheitsminister von Gesundheit geredet 
hat, Sie mehr Umweltpolitik verlangt haben, 
und wenn er in den Bereichen der Umweltpo­
litik aktiv gewesen ist, haben Sie mehr 
Gesundheitspolitik verlangt. Eine Strategie, 
die nicht zielführend war, eine Strategie, die 
die Menschen schnell erkannt haben, eine 
Strategie, von der wir meinen, daß sie nicht 
der Sache dient. 

Für uns und für den Bundesminister ergän­
zen sich beide Bereiche. Für uns ist Umwelt 
untrennbar mit Gesundheit verbunden: Ist die 
Umwelt in diesem Land in Ordnung, sind die 
Menschen eher gesund. Sind die Menschen in 
diesem Land krank, wäre die Umwelt eher 
nicht in Ordnung. Für uns Sozialisten gilt in 
der Gesundheitspolitik die Sicherstellung 
gleicher Lebenschancen für alle Menschen, 
die in diesem Land leben, als Ziel. Für uns ist 
Gesundheit ein Grundbedürfnis aller Men­
schen (Beifall bei SPÖ und FPÖ), auf dessen 
Erfüllung jeder in diesem Land ein Recht hat .. 

Meine Damen und Herrenl Erinnern wir 
uns doch an das Schlagwort, das in diesem 
Land noch vor 50, 60 Jahren gegolten hat: 
"Nur weil du arm bist, mußt du früher ster­
ben!" Dank der Initiativen in diesem Land hat 
dieses Schlagwort keine Gültigkeit mehr. 
Keine Spur von Klassenmedizin; dort wo sie 
auftritt, wollen wir sie bekämpfen. Keine 
Spur von Qualitätsunterschieden. Wir legen 
Wert auf gleichen Standard in allen Spitälern. 
Das zeigt die letzte Diskussion im Bereich des 
Krankenanstaltenplanes. 

Wir gehen davon aus, daß sich die Pro­
bleme, die Schwerpunkte in der Gesundheits­
medizin, das Leistungsspektrum in der 
Zukunft nicht wesentlich ändern oder ver­
schieben werden, nur meinen wir, daß einige 
Veränderungen und Verbesserungen notwen­
dig sein werden. Die Krankenversorgung 
außerhalb des Krankenhauses muß daher 
Priorität haben, und wir brauchen die Präven­
tion notwendiger denn je. Wir legen besonde­
ren Wert darauf, daß regional gleich gute und 
dauernde ärztliche Versorgung gegeben ist 
und daß die Basisversorgung durch niederge­
lassene Ärzte in engster Kooperation mit 
mobilen Schwestern, Hebammen, Ergothe­
rapeuten, Sozialarbeitern und ergänzenden 
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Gesundheitsberufen gesichert werden kann. 
Genau den gleichen Stellenwert messen wir 
der Prävention zu. Sie ist zu verstärken durch 
Maßnahmen, wodurch das Auftreten von 
Krankheiten und Unfällen und damit auch 
andere Kosten überhaupt verhindert werden 
können. 

Ein Beispiel dazu: Ich stelle als Gewerk­
schafter so häufig fest, daß die Menschen 
Samstag, Sonntag, in ihrer Freizeit vom 
Umweltschutz reden, daß aber die Umwelt­
schutzgesinnung dieser Menschen beim 
Fabrikstor aufhört. Daher meinen wir auch 
dort: Prävention, Vorbeugung, Verhinderung. 

Wir meinen auch, daß in Zukunft viele Pro­
jekte unter diesen Aspekten gesehen werden 
können. Wir werden es uns in Zukunft nicht 
leisten können, Straßen in einfacher Bau­
weise an dichtbesiedelten Gebieten vorbeizu­
führen und dann zu investieren in 
Lärmschutzwände, in Lärmschutzfenster, 
ohne daß wir die daraus erwachsenden 
Kosten der Krankheitserregungen erfassen 
können. 

Wir meinen, daß wir die Maßnahmen zur 
Früherkennung genauso fortzuführen haben 
wie in der Vergangenheit und sie noch ver­
stärken müssen. Ich glaube, daß es in diesem 
Bereich auch notwendig ist, auf die Gesund­
heitserziehung großes Augenmerk zu legen_ 
Das ist ein Bemühen des Ministeriums und 
des Bundesministers; daher diese große 
Öffentlichkeitsarbeit, daher die große Welle 
der Aufklärung und Information für Eltern, 
Schüler, werdende Mütter und für die Rau­
cher. 

Letzte Woche haben in Linz Schüler höhe­
rer Schulen demonstriert. Weil ihnen der 
Smog zuviel war in dieser Stadt, sind sie hin­
aus aus den Schulen und hinaus auf die Stra­
ßen. Wir haben am Samstag Gelegenheit 
gehabt, mit einem Lehrer - eher zufällig -
darüber zu diskutieren. Er hat gemeint: "Es 
hat mich überhaupt nicht gestört, daß diese 
Schüler hinausgegangen sind, um zu demon­
strieren, daß sie das Smogproblem beschäftigt 
und daß sie dieses Problem etwas sensibilisie­
ren und auf die Straße gehen. Aber gestört 
hat mich schon" - hat er mir mitgeteilt -, 
"daß in der Vergangenheit und wahrschein­
lich auch in der Zukunft die gleichen Schüler 
in den Raucherzimmern, in den Toiletten sit­
zen, vernebelt und versmogt durch ihre Ziga­
retten und nicht eine Spur nachdenken über 
ihre Gesundheit." 

Verstehen Sie daher die Aktivitäten des 

Gesundheitsministers im Bereich Aufklärung 
über das Rauchen oder Aufklärung über 
andere schädliche Entwicklungen in diesem 
Bereich. Steyrer hat ganz bewußt vor einiger 
Zeit die Aussage getroffen, daß das, was wir 
dem Körper bewußt oder unbewußt antun, der 
Arzt nicht ständig reparieren kann. Daher, 
meine Damen und Herren, gibt es auch in die­
sem Bereich des Gesundheitsministeriums 
die vielschichtigsten Aktivitäten, die viel­
schichtigsten Aufgaben. 

Vor einem hat Steyrer auch gewarnt: Daß 
wir dem Menschen die Illusion lassen, daß wir 
mit teuersten Geräten und Apparaten, mit der 
Technologie den Körper wieder instand set­
zen können. Vor einiger Zeit hat Professor 
Fellinger gemeint, daß er schon etwas besorgt 
sei über die jungen Mediziner, die zu sehr 
labor- und technikorientiert seien. Das ist das 
Ziel von Gesundheitsminister Steyrer gewe­
sen: Die technologische Welt nicht auf das 
Krankenhaus - oder nur auf das Kranken­
haus - und auf den Arzt zu verlagern; daher 
diese patientenzentrierte Medizinerausbil­
dung, die Begegnung von Anfang an mit den 
Patienten und nicht mit der Medizintechnolo­
gie. 

Somit meinen wir, daß es diese Aspekte 
sind, die aufzeigen, wie wichtig die Verbin­
dung Gesundheit und Umweltschutz ist. Beim 
Umweltschutz haben wir alle mitsammen -
die Wirtschaft genauso wie die Landwirt­
schaft, wie wir als einzelne eine 
Bewußtseinsänderung durchgemacht. Wir 
haben vom Baum- und Waldsterben vor zwan­
zig Jahren nicht geredet. Das war zur Gänze 
unbekannt. (Abg. Gur t ne r: Vor zehn Jah­
ren auch noch!) Ja, Kollege Gurtner. Die Fran­
zosen kennen bis heute im Französischen· 
kein Wort für Baumsterben und für Waldster­
ben. 

Der Katalysator, so meinen wir, wäre mit 
ein Beitrag, die Probleme zu lösen. Ich ver­
stehe schon, Kollege Heinzinger, wenn Sie 
aufzeigen, daß es in der BRD und in der 
Schweiz ein anderes Bewußtsein und eine 
andere Einstellung zum Katalysatorauto gibt. 
Aber lesen Sie bitte nur die Presseberichte in 
der Schweiz, die erschienen sind, als man dort 
über die Katalysatoren diskutiert hat. Da gab 
es keine Spur einer Verniedlichung, sondern 
ein ungeheures Engagement der Medien, um 
den Schweizern bewußtzumachen, daß ihnen 
der Katalysator etwas wert sein muß, wenn 
sie den Wald retten wollen. 

Kollege Heinzinger! Bei uns ist es genau 
umgekehrt. Ich kann mich an die Schlagzei-
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len noch genau erinnern: 14. Juli - "Ein 
Katalysatorauto in Österreich verkauft". 
29. Juli - "Zwei Katalysatorautos verkauft". 
5. September - "Autoindustrie sieht Pleite 
beim Katalysator. Menschen nehmen Kataly­
satorauto nicht an." 

Ein bißchen wohl hätte es dem Bundesmini­
ster für Gesundheit und Umweltschutz schon 
getan, wenn er da die Presse hinter sich 
gewußt hätte (Abg. Ti rn t h a 1: Die ÖVP­
Presse!), die den Menschen ein bißchen mehr 
Bewußtsein gegeben hätte. 

Wir als Politiker haben es gemacht, Kollege 
Heinzinger, und sind den Menschen nichts 
schuldig geblieben. Aber wir verfallen ja sehr 
häufig in den Fehler, daß wir meinen, wenn 
wir von Mittwoch auf Donnerstag ein Gesetz 
einführen - den Katalysator zum Beispiel -, 
wäre am Donnerstag der Wald in Ordnung. 
Sie kennen genauso gut wie ich, Kollege 
Heinzinger, die Aussage von Forstfachleuten. 
Wenn es uns in der westlichen Welt ab heute 
gelingen würde, die Schadstoffemissionen in 
Industrie, Haushalt und beim Verkehr zur 
Gänze auf Null zu senken, würden wir die 
ersten positiven Anzeichen beim Wald in 25 
Jahren merken. Und Sie gehen täglich her 
und fordern vom Bundesminister, von Mitt­
woch auf Donnerstag, von Donnerstag auf 
Freitag den Zustand des Waldes zu verbes­
sern. 

Und da, Kollege Heinzinger, kommen wir in 
Widerspruch mit den Menschen. Die Men­
schen draußen erwarten dann von uns, daß 
das sofort wirksam wird. Die Menschen auf 
der Galerie heute meinen, wenn Sie hier ein 
Gesetz fordern, könnten sie am Montag wie­
der in den gesunden Wald marschieren. Nein, 
Kollege Heinzinger! Wir müssen die Dimen­
sionen aufzeigen. Seit 40 Jahren haben wir 
die Natur und die Umwelt mißbraucht, 
bewußt oder unbewußt, und wir werden 
sicherlich den genau gleichen Zeitraum brau­
chen, um die Umwelt wieder in Ordnung zu 
bringen. Wir wissen, daß jeder Eingriff in den 
vergangenen Jahren ein Eingriff in höchst 
komplizierte und vernetzte Systeme war. 

Ich will Ihnen ein Beispiel sagen, das ich 
vor kurzem in einer Broschüre gelesen habe 
- ich habe nur die Broschüre jetzt nicht zur 
Hand -: Im Jahr 1981 hat ein Wissenschafter­
team in der BRD bei einem großen Teich in 
der Lüneburger Heide eine Bestandsauf­
nahme gemacht. Nach einem halben Jahr 
haben sie festgestellt, daß sich in diesem 
Teich 378 tierische Lebewesen befinden -
vom Kleinstlebewesen bis zum größten Fisch 

- und 112 verschiedene Pflanzen. Ende 1984 
wurde eine neuerliche Bestandsaufnahme 
gemacht. Aber 1981 hat man in diesen Teich 
eingegriffen. Diese Biologen haben nur eine 
Tierart aus dieser vernetzten Welt herausge­
nommen und ausgerottet bis hin zum Laich: 
den Egel. Den Blutegel hat man herausge­
nommen, und man hat festgestellt, daß am 
Abschluß der Bestandsaufnahme nur mehr 56 
Tierarten und 17 pflanzenarten in diesem 
Teich gelebt haben. 

Diese Vernetzung, Kollege Heinzinger, die 
spüren wir immer mehr. Daher müssen wir 
auch auf diesen Bereich unser Augenmerk 
legen. Ich möchte damit nur aufzeigen, daß 
die Reparaturfähigkeit nicht von einem Tag 
auf den anderen gegeben ist, sondern daß wir 
dazu mittelfristig und langfristig arbeiten 
müssen. (Abg. He i n z i n ger: Herr Kollege! 
Ich gebe Ihnen völlig recht. Daher verurteile 
ich ja so, daß der Herr Minister Haiden trotz 
deutlicher Schadenssymptome sagt, das sind 
gesunde Bäume; ich stimme mit Ihnen völlig 
überein!) 

Kollege Heinzinger! Das muß man relati­
vieren in der Aussage. Es sind nicht alle 
Bäume zur Gänze krank. Wenn Sie die Bro­
schüre und die Bestandsaufnahme des Mini­
steriums für Land- und Forstwirtschaft lesen, 
dann können Sie schon feststellen, warum der 
Bundesminister sagt, in diesem Bereich sind 
Krankheitssymptome, dort ist eine Störung 
und hier ist der Wald gesund. 

Wir brauchen alles, nur keine Hysterie. Das 
wäre schädlich. Engagement brauchen wir, 
Kollege Heinzinger, Dimensionen, Zusam­
menarbeit in diesem Bereich. Da muß es 
einen nationalen Konsens geben. Da haben 
wir nichts davon, wenn wir sagen: Wann geht 
der Bundesminister? Bleibt er? Wer kommt? 
Hat der Durchsetzungsvermögen? Wir werden 
in der Zukunft den gleichen Konsens brau­
chen, Kollege Heinzinger, genau in diesem 
Bereich, den der Bundesminister Steyrer in 
diesen Ausschuß mit eingebracht hat. 

Ich glaube, Steyrer verdient es, daß wir fest­
stellen, daß wir mit diesem Konsens viel 
erreicht haben. Er hat es nicht immer leicht 
gehabt. Ich denke nur an ein paar realpoliti­
sche Fragen. Wie hat es denn beim Waschmit­
telgesetz ausgeschaut, Kollege Heinzinger? 
Die eine Gruppe bei Ihnen war - wahr­
scheinlich mit gutem Recht - für ein totales 
Phosphatverbot, die andere Gruppe bei der 
ÖVP wollte einen möglichst geringen Phos­
phatgehalt. Die eine hat nur die Gewässer, die 
Fließgewässer gesehen, die andere hat die 
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Industrie gesehen. Und egal, wie dieser Ent­
schluß des Ministers ausgesehen hätte, er 
wäre immer ins Schußfeld von Ihrer Seite 
gekommen. Wie schwierig hier die Konsens­
findung war, das haben wir alle mitsammen 
gemerkt, aber ich meine, daß wir mit diesem 
Waschmittelgesetz eine sehr gute Lösung 
gefunden haben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es geht uns genauso im Bereich des 
Umweltfonds. Wie ist in der Öffentlichkeit die 
Aktion über die chemischen Reinigungsma­
schinen kritisiert worden. Wir haben zwar 
alle gewußt, daß Trichloräthylen etwas ist, 
was wir nicht negieren können, haben die 
Probleme zur Kenntnis genommen, aber nie­
mand hat etwas dagegen getan. Im Umwelt­
fonds ist es gelungen, hier eine Sanierung 
herbeizuführen, sicherlich mit elmgen 
Kosten. Hätten wir aber nach Jahren die 
Umweltsanierung durchführen müssen, hätte 
uns das wesentlich mehr Geld gekostet. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich 
als Mitglied der Kommission sehr herzlich 
beim Herrn Staatssekretär Dr. Ferrari-Brun­
nenfeld, der diesem Fonds vorsteht, und auch 
bei seinem Stellvertreter, Sektionschef Dr. 
Bobek, bedanken. Ich glaube, in dieser Fonds­
kommission setzt man sich wirklich mit den 
Problemen der Umweltsanierung auseinan­
der, ohne nur der Industrie den Schwarzen 
Peter zuzuschieben. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Weil Sie, Kollege Heinzinger, den Problem­
bereich Müll angeschnitten haben: Ich bin 
schon auf die Diskussion gespannt in der 
Zukunft. Da werden wir dann wieder die Akti­
vitäten sehen auf dem gigantischen Verschie­
bebahnhof Österreich. Da wird eine 
Gemeinde meinen: Es wäre gut, wenn den 
Müll die andere Gemeinde nehmen würde; da 
wird ein Bundesland meinen, es wäre gut, 
wenn den Müll das andere Bundesland akzep­
tieren könnte. Wir werden es schwer haben, 
Kollege ' Heinzinger, dafür die geeigneten 
Standorte zu finden. 

Da wird es ein bißchen mehr als nur einer 
politischen Aussage bedürfen, da brauchen 
wir Bekennerturn, wenn wir dieses Problem 
lösen wollen. Sehr häufig vertreten wir als 
einzelne die Meinung bei der Lösung der 
Umweltprobleme und sagen aus: Alle Hunde 
machen Lärm, Gott sei Dank, der meine bellt 
nur. Und da, Kollege Heinzinger, sehe ich 
eigentlich wirklich das Kernproblem. Wir 
brauchen bei der Lösung der Umweltpro­
bleme wirklich Bekennertum. Wenn wir die 
Probleme erkannt haben, müssen wir uns 

auch zur Lösung durchringen. Wir sind bei­
spielgebend in Europa, und wir sind bahnbre­
chend bei manchen Dingen. Wir haben natür­
lich kein Umweltparadies, aber auch keine 
Ursache zum Pessimismus. Es ist das nicht 
leugbare Verdienst von Minister Steyrer, 
wenn andere Länder uns als Vorbild hinstel­
len. 

Wie hat denn seine Strategie ausgesehen, 
Kollege Heinzinger, die Sie kritisiert haben? 
Er hat erstens die Strategie des Miteinander 
und des Füreinander gepflogen, zu der wir 
uns bekennen. (Abg. He i n z i n ger: Fak­
ten!) Ich akzeptiere, daß stille Diplomatie in 
manchen Bereichen wichtiger war als lauthal­
ses Bekennerturn. Es wäre nicht sinnvoll 
gewesen, wenn vor einem Jahr der Minister 
Steyrer in der Au mitdemonstriert hätte. Es 
wäre nicht sinnvoll gewesen, wenn er dreimal 
am Tag spektakuläre Erklärungen über die 
APA abgegeben hätte. Und es wäre nicht 
sinnvoll gewesen, wenn er dort den Schulter­
schluß mit den Demonstranten herbeigeführt 
hätte. Die stille Diplomatie, das Einsetzen der 
Ökologiekommission, das Abwarten von 
Ergebnissen von engagierten Fachleuten und 
dann das Handeln, Kollege Heinzinger, das 
war wichtig. Die Menschen in diesem Land 
hätten überhaupt nichts davon, wenn der 
Bundesminister zwar in der Au gewesen 
wäre, wenn er es aber jetzt verabsäumt hätte, 
die Strategie und die Grundlagen zu erarbei­
ten. 

So meine ich, daß wir in der Gesundheits­
und Umweltpolitik unter der Leitung des jet­
zigen Ministers Dr. Kurt Steyrer die Aufgabe 
erfüllt haben. Ich darf daran erinnern, daß im 
Jahre 1983 Bundesparteiobmann Mock noch 
gefordert und auch gesagt hat, wenn er die 
Wahl gewinnen würde, würde er als erstes 
dieses Ministerium auflösen. Und am Sams­
tag im Burgenland hat der Bundesparteiob­
mann der Volkspartei und der Oppositions­
führer erklärt: Österreich ist seit 1970 verlu­
dert. - Das ist viel weniger als ein Bekennt­
nis zur Fairneß in der Politik, aber viel mehr 
als eine Beleidigung der Menschen in diesem 
Land. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Aussage in dieser Dimension ist für 
mich unerklärbar. Sie kann nicht nur umwelt­
politisch gesehen werden. Denn wir stellen 
schon fest, daß in diesem Land im Bereich des 
Umweltschutzes die Menschen engagiert mit­
gearbeitet haben. Von den Gewerbetreiben­
den bis hin zur Industrie, bis hin zu jenen 
Menschen, die sich zum Umweltschutz beken­
nen. Vor 40 Jahren hat das Schlagwort vom 
Bruder Baum noch anders ausgesehen. Da 
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hat man ihn gefällt zum Heizen. Heute sagen 
wir Bruder Baum, um diesen Wald zu erhal­
ten. 

Die Erfolge in diesem Ministerium haben 
begonnen unter der Ministerschaft von Frau 
Dr. Leodolter; über Salcher und Steyrer hat 
sich das fortgesetzt. Gesundheit und Umwelt 
sind untrennbar mit dem Namen Kurt Stey­
rer verbunden. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wenn er heute am letzten Tag seiner Mini­
stertätigkeit auf der Regierungsbank sitzt 
und vielleicht still für sich die Bilanz zieht, 
kann die Bilanz eigentlich nur lauten: Sie war 
positiv, wir haben in diesem Land viel gelei­
stet, es gibt noch viel zu leisten, packen wir 
die Probleme ehrlich im nationalen Konsens 
an, dann wird dieses Land in Zukunft so aus­
sehen, wie wir es uns gemeinsam wünschen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 12.18 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Probst. 

12.18 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Wir haben gerade erlebt, wie das aus­
geht, wenn die Opposition entgleist und die 
Basis des guten Tones verläßt. Wir haben 
erlebt, wie es aussieht, wenn der Hauptredner 
der Opposition den wahlbedingten Rücktritt 
eines verdienten Ministers umfunktioniert in 
eine 36 Minuten lange Beschimpfung. 

Herr Kollege Heinzinger! Es war eine ein­
zige Ministerbeschimpfung. Sie haben unun­
terbrochen ... (Bewegung bei ÖVP und SPÖ.) 
Ich hatte zuerst den Eindruck, daß Sie den 
Herrn Bundesminister 36 Minuten lang 
beschimpft haben. Zuerst haben Sie ihm vor­
geworfen - Sie tun das seit sechs Monaten 
ungefähr -, daß der Bundesminister nicht 
zurücktritt. Heute - habe ich den Eindruck 
gehabt - werfen Sie ihm vor, daß er zurück­
tritt. Da solle sich einer auskennen. Herr Kol­
lege Heinzinger! Sie kennen sich auf keinen 
Fall aus. Das haben Sie heute deutlich 
gezeigt. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

An die nächsten Redner von der Österrei­
chischen Volkspartei möchte ich den zaghaf­
ten und wahrscheinlich sinnlosen Appell rich­
ten, bei ihren künftigen Attacken und 
Schmutzkübelentleerungen nicht so sehr an 
den Sonderabfall zu denken, sondern an die 
Tatsache, daß die beiden Kandidaten Wald­
heim und Steyrer zum höchsten Amt in Öster­
reich kandidieren, zum Amt des Bundespräsi­
denten. Und es ist noch gar nicht gesagt, ob 

nicht doch der Herr Bundesminister Steyrer 
Bundespräsident wird. Und wollen Sie dann 
das gleiche machen, was Sie mit Österreichs 
Wirtschaft, mit Österreichs Ansehen in der 
Welt gemacht haben? Wollen Sie auch den 
österreichischen Bundespräsidenten jetzt 
schon für alle Zukunft besudeln, daß es dann 
Schwierigkeiten gibt, wenn er Staatsbesuche 
macht? (Beifall bei FPÖ und SPÖ. - Zwi­
schenruf des Abg. He in z in ger.) Herr Kol­
lege Heinzinger! Ein passender Zwischenruf 
vom Herrn Kollegen Ettmayer. 

Herr Kollege Ettmayer! Wie oft soll Ihnen 
die eigene Fraktion noch sagen, daß Sie vor 
Zwischenrufen ein wenig nachdenken sollten 
über das, was Sie eigentlich sagen wollen. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ. - Abg. Dr. E t t­
m a ye r: Kein Mensch von der FPÖ hört sich 
Ihre Rede an!) 

Herr Kollege Heinzinger! Sie haben 
gemeint, der Herr Bundesminister habe den 
Herrn Staatssekretär vergessen, und Sie 
haben ihm recht gegeben: Sie würden ihn 
auch vergessen. Mag sein, daß die ÖVP unse­
ren Staatssekretär Dr. Mario Ferrari-Brun­
nenfeld vergessen möchte, er wird sich aber 
weiterhin vor allem der Österreichischen 
Volkspartei sehr deutlich in Erinnerung 
rufen, und es tut Ihnen sicherlich weh, daß es 
der Herr Staatssekretär Ferrari war, der 
diese umfassenden Impulse a) initiiert und b) 
verwaltet, jene Impulse, die ausgehen vom 
Umweltfonds, einem Fonds, der von der ÖVP 
beschimpft und gleichermaßen von den ÖVP­
Wirtschaftstreibenden gelobt wird, weil er 
erst die Durchführung dessen ermöglicht, was 
wir alle zu wollen haben, nämlich eine Sanie­
rung der Umweltsituation. (Abg. He i n z in -
ger: Das macht jeder Sektionschef besser!) 
Und das macht das Amt von Staatssekretär 
Ferrari; Sie haben das eben von meinem Vor­
redner gehört. Und er wird Ihnen weiterhin 
da und dort dieses oder jenes Schäuferl von 
Kritik abräumen; ich hoffe, auch von Wähler­
gunst. 

Sie von der ÖVP sprechen - und das ist ja 
im Rahmen einer derartigen Opposition, wie 
Sie sich darstellen, schon ein bißchen bedenk­
lich, denn Sie haben eine ungeheure mediale 
Macht, das macht ja die Sache umso bedenkli­
cher - von der "Pionierrolle" Österreichs in 
Skandalen und Korruption, sagen das hier 
locker in aller Öffentlichkeit. (Abg. He in -
z i n ger: Die Wahrheit wird man noch sagen 
dürfen!) 

Sie von der ÖVP streben nach der Krippe 
der großen Koalition; gerade die meisten die-

753 
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ser Skandale und Korruptionsfälle sind doch 
Relikte aus der Zeit der großen Koalition, 
Relikte, die aus jenem Denken herrühren, als 
es immer nur hieß: Do ut des! Das heißt vom 
Lateinischen ins Steirische umgesetzt - wir 
sind ja Landsleute -: Mir ein bisserl, dann 
kriegst du auch ein bisser!. Immer so schön 
das Aufteilen, das Packeln. 

Ein kleines Beispiel: Sie sprachen von der 
Steiermark, da hat sich jetzt etwas Lustiges 
herausgestellt. Da hat sich herausgestellt, daß 
die sich Klubobleute der beiden Landtags­
fraktionen SPÖ und ÖVP klammheimlich 
einen Dienstwagen zugeschanzt haben. Der 
Klubobmann der Freiheitlichen Partei wurde 
nicht gefragt. Herr Landeshauptmann Krai­
ner hat groß angekündigt, er wird seinen 
zweiten Dienstwagen abgeben. (Ruf bei der 
ÖVP: Hat er auch!) Ja, ich weiß: An den 
geschäftsführenden Klubobmann Professor 
Schilcher, der fährt mit Krainers zweitem 
Dienstwagen. Bitte, ist doch alles nur eine 
Augenauswischerei! Warum leugnen Sie das? 

Und liebe Kollegen von der ÖVP, auch 
wenn es Ihnen noch so unangenehm ist: Es 
waren Minister Steyrer und Staatssekretär 
Ferrari, die sich in Österreich vehement 
gegen den Widerstand der ÖVP durchgesetzt 
haben, vor allem gegen den Widerstand der 
ÖVP-Lobbyisten, und den Katalysator als 
erstes Land in Europa zwingend vorgeschrie­
ben haben. 

Aber - der Herr Kollege Hochmair hat es 
angedeutet - es ist wieder das eingetreten, 
womit die ÖVP so glänzend operiert, nämlich 
mit ihrer medialen Übermacht. Das ist etwas, 
was wir eingestehen müssen, es tut uns weh, 
aber wir müssen das eingestehen. Mit ihrer 
medialen Übermacht hat die ÖVP die Idee 
Katalysator so total und so katastrophal ver­
wässert, daß jeder Österreicher das Gefühl 
hatte, das sei der größte Blödsinn. 

Herr Kollege Schüssel! Sie haben gesagt, es 
sei ein Wahnsinn, den Katalysator einzufüh­
ren. Herr Kollege Schüssel! Ich weiß, Sie 
waren in New York. Es muß Ihnen doch als 
erstes in dieser 9- oder ll-Millionenstadt auf­
gefallen sein, daß es dort nicht stinkt, obwohl 
es dort viel mehr Kraftwagen gibt als bei uns. 
Das ist ja schon das augenscheinliche Erfolgs­
erlebnis für jeden, der erstmals in ein System 
hineinkommt, in dem jedes Kraftfahrzeug 
einen Katalysator hat. Aber die Opposition 
hat dem Österreicher einzureden versucht, 
der Katalysator sei ein Blödsinn. Somit ist 
natürlich klar, daß zunächst eine riesige 
Demotivation eingetreten ist. 

Steyrer und Ferrari sind es letztlich - das 
können Sie nicht trennen, nicht auseinander­
dividieren, so sehr Sie es wollen -, die dafür 
verantwortlich sind, daß zum Beispiel die 
weltbekannte Organisation, die es wirklich in 
der ganzen Welt gibt, nämlich Greenpeace, in 
aller Welt mit dem österreichischen Modell 
der Luftreinhaltung wirbt. Ich weiß das aus 
engster Quelle, und Sie wissen es auch, meine 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei. Das giftet Sie ja so, weil Sie wis­
sen, daß die Österreicher jetzt draufkommen, 
wer wirklich Umweltpolitik betreibt: Nicht die 
Schreier (Abg. He i n z i n ger: Auch nicht 
der Probst!), nicht jene, die sich nackt auszie­
hen, um Aufsehen zu erregen, sondern jene, 
die Handlungen setzen, die Handlungen zu 
setzen bereit sind, auch wenn diese im ersten 
Augenblick unpopulär erscheinen mögen. 

Es gibt keinen Umweltschutz zum Null­
tarif, aber es gibt sehr wohl ein entschlosse­
nes Handeln. Wenn man Chancengleichheit 
für alle setzt, wenn man flankierende Maß­
nahmen wie eben den Umweltfonds setzt, 
dann ist es doch auch recht und billig, wenn 
man in einer bedenklichen Situation, bedenk­
lich, was Umweltbelange anbelangt, auch 
harte Maßnahmen trifft. Diese sind getroffen 
worden, und das haben wir dem entschlosse­
nen Handeln des Herrn Bundesministers und 
des Herrn Staatssekretärs zu verdanken. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ. - Zwischenruf des 
Abg. S te i n bau er.) 

Es klingt immer wieder durch, Herr Kollege 
Steinbauer, daß die ÖVP das Waldsterben her­
vorhebt, die Verseuchung der Flüsse und alle 
diese Dinge, so unter dem Motto: Jetzt hat der 
Herr Dr. Steyrer versprochen, er wird das 
sanieren, und es stirbt noch immer der Wald. 
Das geht natürlich, wenn man es lang genug 
trommelt, bei einem gewissen Kreis der 
Bevölkerung schon hinein, aber die, die sich 
auch nur eine Sekunde die Zeit nehmen, dar­
über nachzudenken, wissen natürlich, daß das 
eine üble Propaganda ist, daß diese Maßnah­
men für die Zukunft, Herr Kollege Stein­
bauer, gedacht ist und daß sie auch in Zukunft 
erst greifen können. (Abg. S te i n bau er: 
Stirbt der Wald oder nicht?) 

Ich darf hier auf eine Arbeit verweisen, in 
der deutlich gemacht wird, daß die Schäden 
im Wald zurückgehen, vor allem in Laubwäl­
dern sieht man das, da der Laubwald bekann­
termaßen viel sensibler reagiert. Sie wissen, 
daß eine Nadel eine Lebenszeit von etwa sie­
ben Jahren hat, der Laubwald hingegen wirft 
jährlich seine Blätter ab. Die Erfolge sind 
nachgewiesen und zeigen sich auch, und dar­
über sollte man froh sein. 
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Es waren auch der Herr Bundesminister 
Steyrer und der Herr Staatssekretär Ferrari, 
die sich gegen härtesten Widerstand - und 
das ist das einzige Mal, wo wir eine mehrheit­
liche Abstimmung machen mußten - durch­
gesetzt haben bei der Schaffung des Umwelt­
bundesamtes. Das war auch so typisch: Das 
Umweltbundesamt ist genau in eine Situa­
tion, zu einem Zeitpunkt installiert worden, 
zu dem es dringend notwendig war. Das war 
jene Zeit, als wir gesehen haben, wie wehr­
und machtlos der einzelne ist, wenn es um 
Umweltfragen geht. Das war jene Zeit, in der 
wir gesehen haben, wie wehr- und machtlos 
selbst Gruppen sind, wenn sie ehrliche Anlie­
gen vertreten, eine Zeit, in der wir gesehen 
haben, daß wir irgendwann eine Schiedsin­
stanz brauchen, wenn es um Umweltfragen 
geht. Und in diese Zeit hinein ist der Umwelt­
anwalt in Form des Umweltbundesamtes 
gekommen. 

Genau in diese Zeit hinein kam jene Koor­
dination aller im Staate laufenden Maßnah­
men in Richtung Zusammenfassung, das 
heißt, daß nicht mehrgleisig gefahren wird, 
daß Hunderte und Aberhunderte Arbeiten -
viele davon sehr wertvoll - gesichtet werden, 
daß apparativ eine einzige Stelle vorhanden 
ist, die teure, ja teuerste Geräte anzuschaffen 
imstande ist. Sie von der ÖVP meinten, 220 
neue bürokratische Posten würden geschaf­
fen. 

Herr Kollege Heinzinger, ich erlaube mir 
die Frage: Wer soll denn messen? Wer soll 
denn koordinieren? Wer soll denn Interessen 
für die Bevölkerung wahrnehmen? - Appa­
rate oder Menschen? 

Wir haben gesagt: Umweltschutz zum Null­
tarif gibt es nicht. Sie hätten es aber am lieb­
sten gesehen, daß das Umweltbundesamt zu 
einem Salzamt degradiert wird. Da haben wir 
halt nicht mitgespielt, Herr Kollege Heinzin­
ger. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. - Abg. 
He i n z i n ger: Probst, ich leide unter die­
sem Unsinn!) Sie haben wieder das uralte 
Liedchen von den mangelnden Kompetenzen 
des Herrn Bundesministers gesungen. 

Ich erinnere mich genau daran, als die neue 
Kompetenz auf teilung gekommen ist. Da hat 
es geheißen: Jetzt wird der Steyrer zum 
Superminister gemacht. (Abg. He in z in -
ger: Wer hat das gesagt?) Von Ihnen ist das 
gekommen, natürlich. Sie haben gesagt: Was­
serrechtliche Kompetenzen sind verteilt auf 
die drei Ministerien. Das, glaube ich, das mag 
stimmen. Ich meine aber eher, das Wasser 
steht Ihnen von der Österreichischen Volks-

partei bis zum Halse! (Ironische Heiterkeit 
bei der ÖVP.) Deswegen diese komischen 
Bemerkungen. Wie die letzten Umfragen zei­
gen, geht es Ihrer Partei gar nicht besonders 
gut. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Aber geh, 
woher haben Sie denn die?) 

Das sage ich, um zu zeigen, wie kompetent 
Sie, Herr Kollege Heinzinger, als Umwelt­
sprecher sind, wenn das die offizielle Mei­
nung der Österreichischen Volkspartei ist: Sie 
bringen ausgerechnet hier auf Bundesebene 
als Beispiel die Schalldämmung im Wohnbau, 
sollten aber wissen - bitte das ist wirklich 
Anfängerwissen -, daß das genau in die 
Kompetenz der Landesbauordnungen fällt. 

Wir haben zufällig in der Steiermark, was 
die Schalldämmung anbelangt, ein sehr gutes 
Gesetz; da ist vom Bund her überhaupt nichts 
drinnen, außer auf dem Wege der Förderun­
gen im Bautenministerium. Aber dafür kön­
nen Sie doch nicht den Herrn Bundesminister 
verantwortlich machen. (Abg. He i n z i n -
ger: Ich sprach vom Wiener Gesetz! Dafür 
haben wir ein neues Amt? Aber Sie wissen ja 
nichts!) 

Sie sind wirklich ahnungslos, Herr Kollege 
Heinzinger, oder Sie tun nur so, als ob Sie 
ahnungslos wären und versuchen krampfhaft, 
dort ein Dreckpatzerl und da ein Dreckpatzerl 
anzubringen, um es auf den Präsidentschafts­
kandidaten losschleudern zu können. Anders 
ist dieses Maß an Ahnungslosigkeit ja wirk­
lich nicht zu erklären. (Abg. Dr. E t t­
m a ye r: Der Herr Minister Steyrer hat bei 
Ihrer Rede schon die Flucht ergriffen!) 

Wo gibt es denn das, daß einem Minister 
glatt ins Gesicht gesagt wird - und das 
kränkt mich persönlich, weil ich irgendwo 
den Anstand von Mensch zu Mensch gewahrt 
wissen möchte (Abg. He in z i n ger: Das 
hört sich aber nicht so an!) -, daß dem Herrn 
Bundesminister wörtlich "klein-grün-karier­
tes Denken" vorgeworfen wird. Eine derartige 
Redeweise - ich weiß nicht, ob das ein Ord­
nungsruf wird - kann ich nur mit dem steiri­
schen Wort "keifen" übersetzen. Das ist jen­
seits jeder Grenze, Herr Kollege Heinzinger. 
Sie sollten das in Zukunft wirklich ein biß­
chen bedenken! 

Es war der Herr Bundesminister Steyrer, 
der das von Ihnen auch so gepriesene Arznei­
mittelgesetz durchgesetzt hat. Es ist einstim­
mig beschlossen worden, und zwar noch in 
der Zeit der sozialistischen Alleinregierung. 
Es ist als Wundergesetz, als J ahrhundertge­
setz von der ÖVP gepriesen worden. Wir wis-
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sen, daß elmges offen ist, und wir wissen 
auch, daß es Sache der Exekutive sein wird, 
das Arzneimittelgesetz mit Leben zu erfüllen. 
Wir stoßen täglich auf Dinge, die uns stören. 
In Zeitungen liest man immer mehr Anzeigen 
über Wunderheilgeräte, Heizdecken, Katzen­
felle, Wunderringe und dergleichen. Das zum 
Beispiel sind Dinge, die durch das Arzneimit­
telgesetz eindeutig einem Zulassungsverfah­
ren unterworfen werden. Bisher hat sich kein 
Mensch um diese Dinge geschert, ich habe 
wiederholt darauf hingewiesen. 

Herr Kollege Heinzinger! Ihre Ahnungslo­
sigkeit zeigt sich allein in Ihrer Ausdrucks­
weise. Sie reden hier, obwohl wir seit Jahren 
davon sprechen, vom "Reichramer Hinterge­
birge" . Ich war noch nie im "Reichramer Hin­
tergebirge", habe auch noch nie von dem 
gehört, aber ich habe mich wohl schon sehr 
oft befaßt mit den Problemen des Reichramin­
ger Hintergebirges. Sollten Sie dieses meinen, 
Herr Kollege Heinzinger, dann darf ich Ihnen 
sagen, daß hier mein Kollege Dr. Gugerbauer 
sitzt, Nationalratsabgeordneter . . . (Abg. 
He i n z i n ger: Sie sollten wenigstens den 
steirischen Dialekt besser kennen! - Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Vielleicht brauchen Sie Oh­
rentropfenf) "Reichramer" hat noch wirklich 
keiner gesagt. Bitte, das liegt aber in Ober­
österreich, Herr Kollege Heinzinger, auch 
darüber möchte ich Sie informieren, daß das 
kein steirisches Gebiet ist. Das war vielleicht 
einmal Steiermark, als Steyr noch zur Steier­
mark gehörte. Sie haben jedenfalls keine 
Ahnung und blasen große Töne. 

Hier sitzt der Rechtsanwalt und National­
ratsabgeordnete Dr. Gugerbauer, der Sie dar­
über aufklären mag, daß auch in dieser Frage 
wichtige Entscheidungen gefallen sind, daß 
die Besitzstörungsklagen der Betreiber des 
Projektes gegen jene, die sich mit Recht 
gegen diese grobe Vorgangsweise wehren, 
zurückgewiesen wurden. 

Das heißt mit anderen Worten: Langsam 
wird jedes Elektrizitätsunternehmen zur 
Überzeugung kommen müssen, daß man 
etwas sorgsamer planen muß. Und in diesem 
Fall ist das besonders wichtig, denn die 15 
weiteren geplanten Großprojekte in Öster­
reich werden ein Vielfaches an Strom dessen 
liefern, was durch die Zerstörung, durch die 
bedenkenlose Drübermarschiererei der 
Betreiber im Falle Reichraminger Hinterge­
birge produziert worden wäre. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir noch ein persönliches Wort zum Herrn 
Bundesminister Steyrer. 

Mir persönlich tut es aufrichtig leid, daß der 
Herr Bundesminister das Haus verläßt. (Abg. 
Dr. E t tm a ye r: Er ist schon weg!) 

Hohes Haus! Ich halte es für wesentlich, 
daß man auch dann, wenn man politisch, ideo­
logisch auf der ganz anderen Seite steht, die 
Fairneß und die Anerkenntnis des politisch 
anders Denkenden wahrt und aufrechterhält. 
Und ich bin auch gerne bereit, in solchen Fäl­
len nicht vor jemandem Halt zu machen, nur 
weil er der Opposition angehört. Ich kann von 
mir sagen, daß ich nach sieben Jahren Koali­
tion mit der Österreichischen Volkspartei im 
Gemeinderat von Graz um kein Jota schwär­
zer geworden bin und daß ich nach soundso 
vielen Jahren der Koalition mit den Soziali­
sten hier im Hohen Haus sicherlich um kei­
nen Strich röter geworden bin. 

Wir Freiheitlichen wahren unsere Eigen­
ständigkeit, wir wissen, daß wir als Junior­
partner natürlich nicht immer all unsere 
Überlegungen durchzusetzen imstande sein 
werden, aber auch die Sozialisten wissen, daß 
sie wegen der Koalition an Grenzen stoßen. 

Was mich an Herrn Bundesminister Stey­
rer immer überzeugt hat, das war seine 
menschliche und persönliche Anständigkeit 
in jeder Phase seines politischen Handeins. 
Und dafür möchte ich ihm herzlich danken! 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) Es war die faire 
Art, jede Meinung gelten zu lassen und wirk­
lich abzuwägen, es war der Konsens, zu dem 
er sich immer gefunden hat - auch in jener 
Zeit, als die Sozialistische Partei auf nieman­
den Rücksicht zu nehmen gezwungen war. 
Ich erwähne nur das Arzneimittelgesetz. Es 
war der Konsens, der in einigen Fällen für 
eine so stark umweltbewußte Partei, wie wir 
Freiheitlichen das sind, schon fast etwas zu 
großzügig erschien, aber es hat sich immer 
wieder eine gute Lösung finden lassen. 

Und es war die vermittelnde Art des Herrn 
Bundesministers Steyrer, wie er zum Beispiel 
mit schärfsten Gegnern umzugehen imstande 
war. Sie alle wissen, wie schwer das ist; jeder 
von Ihnen war sicherlich schon bei einer Dis­
kussion zum Beispiel mit Umweltschützern, 
mit Tierversuchsgegnern. Da gibt es sehr 
radikale Meinungen, da gibt es wirklich 
Schwierigkeiten, da hat man oft den Ein­
druck, daß eine Kommunikation einfach nicht 
gegeben sein kann, weil Sender und Empfän­
ger keine gleiche Wellenlänge herzustellen 
imstande sind. Und auch da habe ich Herrn 
Bundesminister Steyrer erlebt, wie er zu ver­
mitteln imstande war. 
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Ich glaube - wenn ich mich jetzt wieder 
den Aufgaben der Zukunft zuwende -, hier 
müßten wir den Weg der Vermittlung finden. 
Wir alle. Wir müssen danach trachten, eine 
weitere Verhärtung - obwohl dies in man­
chen Fällen gar nicht mehr möglich erscheint 
- der Fronten zu verhindern. Wir müßten 
versuchen, jenen, die allzu radikale Lösungen 
anstreben, klarzumachen, daß es eben keine 
radikalen Lösungen geben kann in einer Zeit, 
in der wir froh sind, diesen oder jenen Fort­
schritt in der Wissenschaft, in der Technik, in 
der Medizin zu haben, in der wir bitter bekla­
gen, daß uns dieser oder jener Fortschritt 
auch Probleme und Schwierigkeiten gebracht 
hat. 

Aber bei Tierversuchen wird es einen Rest 
dessen geben müssen, was wir weiter mit Tie­
ren tun müssen. Es ist selbstverständlich, daß 
unter größtmöglicher Schonung vorgegangen 
wird. Um nur ein ganz plausibles Beispiel zu 
nennen: Wie will ein Chirurg je lernen, ein 
abgetrenntes Bein, einen abgetrennten Arm 
zu reimplantieren, wenn er das nie an einem 
Tier geübt hat? 

Ich habe den Verdacht, daß da bei vielen 
Menschen ein zu krasser Egoismus, ein Grup­
penegoismus durchschlägt, und ich habe den 
Verdacht, daß diese Menschen, die gegen Arz­
neimittel, gegen Tierversuche sind, sehr oft 
zu wenig an ihre Mitmenschen denken, die 
darüber froh wären, wenn ihnen geholfen 
werden könnte. Ich habe den Verdachi;, daß 
das sehr oft Menschen sind, die da so hart 
und radikal urteilen, die noch nie in ihrem 
Leben schwere Erkrankungen oder schwere 
Schmerzen durchmachen mußten. Ich glaube, 
die sollten sich ein wenig umsehen. 

Wir müßten auch hier - und da, glaube ich, 
wird uns nichts anderes als der Konsens 
übrig bleiben, gleichgültig, wie der neue Mini­
ster heißen wird - das Problem der Zukunft, 
das auf uns zukommt, das große Problem der 
Zukunft gemeinsam lösen: Bei Fragen der 
Genmanipulation und der Leihmütter kann 
man nicht mit Verboten allein operieren, da 
eröffnen sich neue Perspektiven, die abzuwä­
gen sind und die man zu überdenken hat, da 
geht es nicht, profil- und publicity heischend 
mit Verboten zu operieren. 

Wir haben gemeinsam, und zwar die klein­
ste Gemeinde über den Bezirk, das Land und 
den Bund hinaus, die vielfältigen Probleme 
des Sonderabfalls, des gefährlichen Sonder­
mülls zu lösen. In diesem Bereich ist eine 
Umkehr der Kompetenztrends festzustellen: 
Während sonst versucht wird, Kompetenzen 

in die kleinere Gebietskörperschaft zu verla­
gern, versucht nun die Gemeinde, Kompeten­
zen an den Bezirk abzugeben. Der Bezirk wie­
derum versucht, diese an das Land abzutre­
ten, und das Land versucht, sie an den Bund 
weiterzuge ben. 

Auch dieses Problem wird nur mit einer 
Einigung aller Betroffenen zu lösen sein, 
denn sonst wird das Florianiprinzip so ausse­
hen, daß letztlich jede Kleinstgemeinde versu­
chen wird, ihren eigenen gefährlichen Müll zu 
deponieren oder zu lagern. Und das geht 
nicht, das ist undenkbar! Dafür muß es große 
Konzepte und auch einen Konsens geben, der 
über die nächste Gemeinderatswahl und die 
daraus zu schlagende Wahlpropaganda hin­
ausgeht. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
schließen mit einigen wenigen Zitaten eines 
ganz großen Mannes, und zwar eines India­
ners, der vor 130 Jahren, im Jahre 1855, auf 
das Ansinnen des damaligen Präsidenten der 
Vereinigten Staaten, sein Land zu verkaufen 
und mit seinem Volk in ein Reservat zu 
gehen, mit einer Rede antwortete, deren Weis­
heit, Kritik und bescheidene Hoffnung uns 
heute, fast 130 Jahre später, mehr denn je 
betrifft und betroffen macht: 

"Meine Worte sind wie Sterne, sie gehen 
nicht unter", sagte Chief Seattle. Sein Volk 
hat nicht überlebt. Seine Worte werden nicht 
gehört. Werden wir sie hören? Werden wir sie 
überleben? 

Er wirft dem weißen Menschen vor, er 
behandle "seine Mutter, die Erde, und seinen 
Bruder, den Himmel, wie Dinge zum Kaufen 
und zum Plündern, zum Verkaufen wie 
Schafe oder glänzende Perlen. Sein Hunger 
wird die Erde verschlingen und nichts zurück­
lassen als eine Wüste. 

Der Indianer mag das sanfte Geräusch des 
Windes, der über eine Teichfläche streicht, 
und den Geruch des Windes, gereinigt vom 
Mittagsregen oder schwer vom Duft der Kie­
fern. Die Luft ist kostbar für den roten Mann, 
denn alle Dinge teilen denselben Atem. Das 
Tier, der Baum, der Mensch: sie alle teilen 
denselben Atem. Der weiße Mann scheint die 
Luft, die er atmet, nicht zu bemerken. Wie ein 
Mann, der seit vielen Tagen stirbt, ist er 
abgestumpft gegen den Gestank." 

Weiter heißt es - auch das ist etwas, das 
wir bei unseren Kämpfen um das Forstgesetz 
bedenken sollten -: "Was ist der Mensch 
ohne die Tiere? Wären alle Tiere fort, so 
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stürbe der Mensch an großer Einsamkeit des 
Geistes. Was immer den Tieren geschieht, 
geschieht auch bald den Menschen. Alle 
Dinge sind miteinander verbunden. Was die 
Erde befällt, befällt auch die Söhne der Erde. 
Ihr müßt Eure Kinder lehren, daß der Boden 
unter ihren Füßen die Asche unserer Großvä­
ter ist. Damit sie das Land achten, erzählt 
ihnen, daß die Erde erfüllt ist von den Seelen 
unserer Vorfahren. Lehrt Eure Kinder, was 
wir unsere Kinder lehren. Die Erde ist unsere 
Mutter, was die Erde befällt, befällt auch die 
Söhne der Erde. Wenn Menschen auf die Erde 
spucken, bespeien sie sich selbst, denn das 
wissen wir: die Erde gehört nicht den Men­
schen, der Mensch gehört zur Erde. Das wis­
sen wir." 

Abschließend etwas, das in seiner visionä­
ren Schau direkt unheimlich anmutet: "Auch 
die Weißen werden vergehen - eher viel­
leicht als alle anderen Stämme. Fahret fort, 
Euer Bett zu verseuchen, und eines Nachts 
werdet Ihr in eigenem Abfall ersticken. Aber 
in Eurem Untergang werdet Ihr hell strahlen, 
angefeuert von der Stärke des Gottes, der 
Euch in dieses Land brachte und Euch 
bestimmte, über dieses Land und den roten 
Mann zu herrschen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 12.46 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Schwimmer. 

12.46 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es 
ist direkt schade, daß mein Vorredner, Abge­
ordneter Probst, nicht ausschließlich die Rede 
des Indianerhäuptlings gehalten hat, denn 
dann hätten wahrscheinlich alle zustimmen 
können. Ansonsten fürchte ich, Herr Abgeord­
neter Probst, daß das, was Sie gesagt haben, 
ein Vorgeschmack auf die Art und Weise ist, 
wie seitens der Koalitionsparteien die 
Debatte zu den Kapiteln Umwelt, Gesundheit 
und Soziales geführt werden wird. Und das 
hat weder Minister Steyrer verdient, noch 
wird es den Problemen in den Bereichen 
Umwelt, Gesundheit und Soziales gerecht. 

Diese Debatte so anzugehen, wie Sie, Herr 
Abgeordneter Probst, es hier getan haben, ist 
aber durchaus Ihre Angelegenheit. (Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa bl e: Da bekommen Sie 
aber keinen Applaus von Ihrer ParteiI) Es ist 
Ihre Angelegenheit, ob Sie hier Wahlkämpfer 
für Steyrer spielen - das machen Sie sich in 
Ihrer eigenen Partei aus - und ob Sie es als 
ein wichtiges Anliegen der Gesundheitspolitik 
ansehen, daß der Klubobmann der steirischen 

Freiheitlichen einen Dienstwagen mit doppelt 
so vielen Sitzen - außer dem Chauffeur -, 
wie der freiheitliche Klub Mitglieder im steiri­
schen Landtag hat, bekommt. (Heiterkeit und 
Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde mir an Ihrer Stelle weniger Sor­
gen darum machen, wie die Österreichische 
Volkspartei in Umfragen liegt, sondern ich 
würde mich eher um einen Dienstautobus für 
die freiheitlichen Wähler kümmern, denn sie 
passen durchaus hinein, vielleicht bald schon 
in einen Kleinbus, Herr Abgeordneter Probst. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Pro b s t: Falls 
Sie über Umwelt reden wollen, dann müssen 
Sie wissen, wo der Pfeffer wächst! - Abg. 
Hai ger m 0 s e r: Sie waren auch schon bes­
ser in Form! - Zwischenruf der Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa b 1 e.) 

Frau Abgeordnete Partik-Pable! Wenn es 
darauf ankommt, wird unsere Fraktion noch 
immer groß genug sein, jedenfalls viel stär­
ker, als Ihnen paßt. (Beifall bei der ÖVP.) Wis­
sen Sie, ich verlasse mich da durchaus auf die 
Wähler. Ob die Freiheitliche Partei das noch 
einmal tun kann, weiß ich nicht. (Neuerlicher 
Zwischenruf der Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa bl e.) 

Aber nun zu einer Sache, die bis jetzt noch 
nicht zur Sprache gekommen ist und die mich 
eigentlich schon wundert. Allerdings ist sie 
weniger den Abgeordneten Probst angegan­
gen als den Abgeordneten Hochmair. Es ist 
schon interessant: Es tritt ein Minister 
zurück, hier wird das Budgetkapitel Gesund­
heit und Umweltschutz abgehandelt, das im 
nächsten Jahr zu vollziehen ist (Zwischenruf 
des Abg. Pro b s t), und von wem oder wo 
erfahren die Abgeordneten, wer dem Minister 
nachfolgt? Kein Wort zur Nachfolge des Mini­
sters hier im Hohen Hause, sondern das 
erfährt man von den Medien, das erklärt der 
Bundeskanzler der Austria -Presse-Agentur. 
Man findet es nicht der Mühe wert, dem 
Hohen Haus ein Wort darüber zu sagen, und 
auch der erste Redner der Sozialistischen 
Partei geht mit keinem Wort auf jenen Mann 
ein, der das Budgetkapitel Umwelt und 
Gesundheit im nächsten Jahr zu vollziehen 
haben wird. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Pro b s t.) 

Es wäre interessant zu wissen, warum er es 
nicht getan hat, vielleicht gefällt ihm der 
Nachfolger nicht. Aber ich glaube, letzten 
Endes ist eine Regierung immer noch dem 
Parlament verantwortlich und hat dem Parla­
ment zu sagen, wer neuer Minister wird, und 
nicht ausschließlich den Medien, meine 
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Damen und Herren. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) Aber es scheint mir fast bezeichnend zu 
sein, mit welch geringer Selbstachtung auch 
die Abgeordneten der Koalitionsparteien das 
Parlament und damit letzten Endes sich 
selbst betrachten. 

Ich habe mir die Debatten zum Kapitel 
Soziales der letzten Jahre noch einmal ange­
sehen, und ich kann mir den Ablauf der 
Debatte - ich muß dazusagen: leider - schon 
lebhaft vorstellen. Es wird der Abgeordnete 
Hesoun herauskommen und sich beklagen, 
daß ich alles schlechtgemacht hätte, was in 
der Sozialpolitik geschieht, daß ich immer nur 
schwarzgemalt hätte, ganz egal, ob ich das 
getan habe oder nicht. Er hat auch voriges 
Jahr, obwohl ich mich ausschließlich auf posi­
tive Vorschläge beschränkt habe, beklagt, daß 
ich alles schlechtgemacht habe. Dann wird 
der Sozialminister aufstehen und - mit ein 
wenig Selbstmitleid und ein wenig Selbstge­
fälligkeit - bejammern, daß man für seine 
Visionen zu wenig Verständnis hätte, dann 
der ÖVP nahestehende Institute oder eine von 
ihm als bürgerlich bezeichnete Zeitung zitie­
ren, vielleicht sogar einen ÖVP-Abgeordne­
ten, um zu zeigen, wie gut es doch ist, daß er 
diese Visionen hat. Nur mit den gegenwärti­
gen sozialpolitischen Problemen wird er ange­
sichts der Finanz- und Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung wenig fertig. 

Die Frau Abgeordnete Partik-Pable wieder 
will vergessen machen, daß ihr Parteiobmann 
sich einmal zu Beginn seiner Umfallerkar­
riere als Anti-Dallinger profilieren wollte, und 
wird heute so wie bei ihren letzten Budgetre­
den alles gut und noch besser finden, was Dal­
linger will, Dallinger sagt, Dallinger tut, Anti­
Dallinger hin oder Anti-Dallinger her. 

Im übrigen, Frau Partik-Pable, werden Sie 
sicher, einen notwendigen Wechsel bereits 
vorwegnehmend, sich im wesentlichen nicht 
mit der derzeitigen Regierung, sondern mit 
der ÖVP beschäftigen. Aber uns kann das 
durchaus recht sein. (Zwischenruf des Bun­
desministers D a 11 in ger.) 

Aber insgesamt ist es ein bedauerliches 
Ritual, Herr Minister, wenn Sie schon Zwi­
schenrufe von der Regierungsbank machen, 
was auch zu diesen bedauerlichen Angewohn­
heiten gehört, ist es ein bedauerliches Ritual, 
das hier abgewickelt wird, weil es aktuelle 
soziale Probleme gibt, weil es mittelfristige 
und zweifellos auch langfristige Probleme 
gibt, über die wir sprechen sollten, und zwar, 
und damit knüpfe ich an das an, was ich vor­
hin gesagt habe, hier im Parlament sprechen 

sollten, im Parlament, das das Budget, die 
finanziellen Mittel für die Sozialpolitik zu 
beschließen hat, im Parlament, das die 
Gesetze für die weitere soziale Entwicklung 
zu beschließen hat, in diesem Parlament 
sollte rechtzeitig miteinander geredet werden, 
hier sollte rechtzeitig und nicht im Husch­
Pfusch-Verfahren oder im Friß-Vogel-oder­
Stirb!-Verfahren versucht werden, gemein­
sam Klarheit darüber zu schaffen, wie es in 
der Sozialpolitik weitergehen soll. (Zwischen­
ruf des Abg. Fis te r.) 

Brauchen Sie Beispiele dafür, was Sie im 
Husch-Pfusch-Verfahren oder im Friß-Vogel­
oder-Stirb!-Verfahren gemacht haben? Ich 
kann sie Ihnen nennen. 

Es wird noch in Erinnerung sein: die von 
niemandem gewollte und schon gar nicht von 
irgend jemandem geliebte Witwerpension, die 
im letzten Augenblick ins Haus kam - im 
letzten Augenblick, vor Ablauf der vom Ver­
fassungsgerichtshof gestellten Frist -, die 
der Minister selbst, ich glaube, durchaus zu 
Recht, in einem Zeitungsinterview mit der 
"AZ", ich nehme an, daß die ihn richtig wie­
dergibt, vor wenigen Tagen in Frage gestellt 
hat. Im Parlament war keine Gelegenheit, 
ausreichend, rechtzeitig, sinnvoll darüber zu 
reden, ob es nicht Alternativen, ob es nicht 
bessere Lösungen gibt. 

Und was haben Sie letzten Donnerstag bei 
der 41. ASVG-Novelle gemacht, die am 
26. November den Abgeordneten in die Hand 
gegeben wurde, die dann ruck, zuck beschlos­
sen werden mußte und die, so fürchte ich, 
schon wieder novelliert werden muß, bevor 
sie noch im Bundesgesetzblatt veröffentlicht 
ist, bevor sie noch in Kraft treten kann, da 
einige Dinge drinnen sind, die überhaupt 
nicht vollziehbar sein werden: etwa die massi­
ven Beitragserhöhungen - wobei man durch­
aus darüber reden kann, ob die niedrigen Bei­
träge für ältere Studierende oder für solche 
mit einem abgeschlossenem Hochschulstu­
dium gerechtfertigt sind -, die Sie ohne 
Übergangsbestimmung beschlossen haben. 

Die Leute sind eine Versicherung eingegan­
gen im Vertrauen darauf, daß der Beitrag pro 
Monat 105 S beträgt. Schlagartig sind 1 200 S 
monatlich zu bezahlen, ohne jede Übergangs­
bestimmung, und das wird wahrscheinlich 
noch rückwirkend im Bundesgesetzblatt ver­
öffentlicht. Das nenne ich Husch-Pfusch-Ver­
fahren, das meine ich, wenn ich sage, so sollte 
man nicht Sozialpolitik betreiben, sondern 
man sollte rechtzeitig miteinander reden. 
(Beifall bei der ÖVP.) 
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Ich glaube, gerade auch in der Sozialpolitik 
und nicht nur in der Wirtschaftspolitik ist die 
Zwangsjacke der kleinen Koalition zu eng für 
die langfristig notwendigen großen Lösungen. 
Und peinlich daran ist nicht, daß die ÖVP das 
aufzeigt, sondern peinlich ist, daß zum Bei­
spiel die Pensionisten und die Ärmsten unter 
ihnen mit geringeren Pensionserhöhungen 
und mit vorenthaltenen Heizkostenzuschüs­
sen den Preis für die zu eng gewordene 
Zwangsjacke bezahlen müssen. 

Bleiben wir bei diesen aktuellen Proble­
men. Weil zu wenig Geld für die Pensionen da 
war - warum, muß noch gefragt werden -, 
ist die 40. ASVG-Novelle, das Pensionsbela­
stungspaket, vor einem Jahr beschlossen wor­
den. Wo war zu wenig Geld für die Pensionen 
da? In den Pensionskassen ? Der Bundesanteil 
am Pensionsaufwand war und ist immer noch 
niedriger als jener Anteil, den die von Ihnen 
vielgeschmähte ÖVP-Regierung zwischen 
1966 und 1970 jährlich selbstverständlich als 
Solidaritätsanteil für die ältere Generation 
geleistet hat. 

Ein Jahr nach dem Pensionsbelastungspa­
ket der 40. ASVG-Novelle lese ich im zitierten 
Dallinger-Interview in der "AZ" vom 
11. Dezember - wörtlich Dallinger -: "Wir 
haben im Gesetz eine Bestimmung, die 
besagt, daß die Pensionen aus den Beiträgen 
zu finanzieren sind und daß darüber hinaus 
der Bund eine Ausfallshaftung übernimmt." 

Meine Damen und Herren von der linken 
Seite und Herr Minister! Diese Bestimmung 
hatten wir auch vor der 40. ASVG-Novelle, 
hatten wir auch vor dem Pensions belastungs­
paket im Gesetz. Trotzdem war die kleine 
Koalition bei diesem Pensionsbelastungspa­
ket im Beitragserhöhen und im Leistungsver­
schlechtern groß. 7 Milliarden Schilling hat 
nach Auskunft des Sozialministers dieses 
Pensionsbelastungspaket im Jahre 1985 an 
sogenannten Einsparungen gebracht, das 
sind Beitragserhöhungen für die aktiven Ver­
sicherten und das sind Leistungsverschlechte­
rungen für die Pensionisten, für jene, die 
heuer in Pension gegangen sind, aber auch 
für jene, die jetzt mit 1. Jänner in Pension 
gehen sowie für jene, die schon in Pension 
sind, die eine geringere Pensionserhöhung 
bekommen. 

Sie müssen sich die Frage gefallen lassen: 
Wie stehen diese 7 Milliarden Schilling Pen­
sionsbelastungen durch Beitragserhöhungen 
und durch schlechtere neue Pensionen in 
Relation zu anderen geplanten und ungeplan­
ten Staats ausgaben? 7 Milliarden Schilling 
bei der Pensionsreform mehr an Beiträgen 

den Leuten abgepreßt und weniger an Pensio­
nen ausbezahlt - ein gleich hoher Betrag zur 
Sanierung der CA-Betriebe notwendig. Dazu 
mindestens 5,5 Milliarden Schilling, wenn es 
nicht 8 Milliarden Schilling werden, im glei­
chen Jahr Verlust der VOEST-Alpine. (Präsi­
dent Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich kann es den Pensionisten nicht übel­
nehmen, wenn sie diese Zahlen in Relation 
setzen, wenn sie fragen: Waren die Opfer not­
wendig?, und vor allem: Waren die Opfer sinn­
voll, die Beitragszahler und Pensionisten zu 
erbringen gehabt haben? Hat die Regierung 
diese Opfer mit einer besseren Wirtschafts­
und Finanzpolitik honoriert oder ist weiterge­
wurstelt worden? Hat man weiter zugesehen, 
wie Staatsbetriebe defizitär und immer mehr 
zum Faß ohne Boden werden, und gemeint, 
die Pensionisten und die Beitragszahler wer­
den schon wieder zahlen durch höhere Bei­
träge oder schlechtere Pensionen? Das ist die 
Frage, die sich für die Menschen in unserem 
Lande heute stellt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es scheint, daß bei Ihnen überhaupt kein 
Wille zu einer Änderung, zu einer Umkehr, zu 
einem Wechsel vorhanden ist. Die Schlagzei­
len in den Zeitungen - zufällig versteht der 
Abgeordnete Hesoun als nächster Redner 
auch davon etwas - sprechen nicht nur im 
Bereich der Pensionsversicherung davon, daß 
ab 1990 kein Geld für die Pensionen da sein 
wird. So die Schlagzeilen, erst in den letzten 
Tagen zu lesen: Ab 1990 kein Geld für den 
Straßenbau. Oder: In den neunziger Jahren 
kein Geld für den Wohnbau vorhanden. 

Das zeigt, wo die wirklichen Ursachen für 
all diese Krisen liegen. Die wirklichen Ursa­
chen für all diese Krisen liegen darin, daß Sie 
seit 15 Jahren, seit Sie, die Sozialisten, die 
Alleinregierung übernommen haben, nicht 
wirtschaften können, das bereits verwirt­
schaftet haben, was erst in Zukunft erarbeitet 
werden muß. Ihre Schuldenpolitik hat dazu 
geführt, daß heute bereits die Beträge für die 
Schuldenrückzahlungen höher sind als die 
Zuschüsse für die Pensionsversicherung. 

Die Rückzahlung von Schulden muß Ihnen 
mehr Wert sein, weil Sie so viele Schulden 
gemacht haben, als die Solidarität mit der 
älteren Generation, und das wird ja noch 
ärger. Sie wissen das ohnedies ganz genau, 
weil Sie sich die Budgetzahlen angesehen 
haben. Das sind die wirklichen Ursachen für 
all diese Krisen. 

Ich gebe schon zu, daß der Sozialminister, 
soweit es um die Pensionsversicherung oder 
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um andere Zweige der Sozialversicherung 
geht, nicht die volle Schuld haben kann. Er 
kann nur einen Teil dieser Schuld haben weil 
das eben ein Teil der Gesamtpolitik dieser 
Regierung ist: Nicht am richtigen Platze zu 
sparen, nicht Verschwendung, wo immer es 
geht, zu vermeiden und dafür zu sorgen, daß 
das Geld für die notwendigen Ausgaben vor­
handen ist. 

520 Millionen Schilling mehr hätte die volle 
Pensionserhöhung gekostet am. 1. Jänner, 
ohne Einrechnung der Arbeitslosenrate. Das 
ist ein Zehntel des VOEST-Verlustes aus 
einem Jahr. 

270 Millionen Schilling hätte der Heizko­
stenzuschuß im nächsten Jahr für die Ärm­
sten der Pensionisten gekostet, 270 Millionen 
Schilling Heizkostenzuschuß, den Sie den 
Pensionisten vorenthalten werden. Das ist ein 
Zehntel jenes Betrages, den die Intertrading 
angeblich unbemerkt vom Bundeskanzler und 
vom Verstaatlichten-Minister bei Erdölspeku­
lationen verloren hat. Zehnmal mehr als die 
Kosten des Heizkostenzuschusses für ein­
kommensschwache Pensionisten, für die man 
kein Geld hat, verliert man bei Erdölspekula­
tionen. 

Jetzt werden die einkommensschwachen 
Pensionisten unbemerkt vom Sozialminister 
überlegen müssen, woher sie das Geld für die 
gestiegenen Heizkosten, die nach wie vor 
bestehende höhere Energiesteuer aus dem 
rot-blauen Mallorca-Paket und für die höhe­
ren Heizölpreise nehmen werden. 

Ein früherer sozialistischer Finanzminister 
hat den Pensionisten das Holzklauben gera­
ten. Wir haben geglaubt, die Zeit dieses Zynis­
mus sei vorbei, sei überwunden, als es gelun­
gen ist, einen Heizkostenzuschuß von 1 000 S 
pro Jahr zu erreichen. Dieser Heizkostenzu­
schuß sollte nach dem Willen der kleinen Koa­
lition bereits im Jahre 1985 halbiert werden 
dann ist dieser Betrag doch noch auf 800 S 
verbessert worden. 

Sind wir jetzt wieder beim Holzklauben 
angelangt? Oder öffnen Sie vielleicht, Herr 
Sozialminister, die Keller Ihres Ministeriums 
zum Heizmaterial sammeln. 

Zeitungsberichten zufolge im Finanz-
und Budgetausschuß sind Sie unseren diesbe­
züglichen Fragen ausgewichen - lagern dort 
Tonnen von Propagandabroschüren, die 
druckfrisch eingelagert worden sind, die nie­
mand haben will, die zig-Millionen Schilling 
an Steuergeldern gekostet haben. Herr Mini-

ster! Ist das der Ersatz für das Holzklauben ? 
(Bundesminister Da 11 i n ger: Ist das Ihr 
Niveau?) 

Herr Minister! Auch wenn es Ihnen unange­
nehm ist (Bundesminister D a 11 i n ger: 
Nein! Nein!), auch wenn Sie mit der Frage 
nach dem Niveau ... (Bundesminister D a 1 -
1 i n ger: Sie haben die Anfragebeantwortung 
schon! Sie haben Sie schriftlich!) 

Ein früherer SPÖ-Bundeskanzler hat ein­
mal gesagt: Da 1 000 S sparen, dort 1 000 S 
sparen, das l.eppert sich zusammen - prakti­
~~ert worden ist es leider nicht. (Beifall bei der 
OVP.) Wissen Sie, Herr Bundesminister, auch 
wenn man mit 550 000 S natürlich nicht sämt­
liche Heizkostenzuschüsse, die insgesamt 270 
Millionen Schilling betragen, finanzieren 
kann, stoßt es einem sauer auf, wenn dann 
von Ihnen als Sozialminister ein Propaganda­
film für die Arbeitszeitverkürzung um 550 000 
Sauf Steuerkosten in Auftrag gegeben wird, 
der dann von der Gewerkschaft, deren Vorsit­
zender Sie sind, zu Propagandazwecken ein­
gesetzt wird. Den Auftrag gegeben hat der 
Sozialminister , bezahlt hat den Film der 
Steuerzahler, 550000 S, die man hätte einspa­
ren können. Genauso könnte man bei Bro­
schüren vorher überlegen, ob sie in dieser 
Auflage, in dieser Menge, in dieser Ausstat­
tung oder überhaupt gefragt sind, bevor man 
den Steuerzahler mit diesen Kosten belastet. 

Sie müssen sich das gefallen lassen, auch 
wenn Ihnen das Niveau dieser Frage viel­
leicht nicht gefällt. 

Es sind gerade bei Ihnen, Herr Minister, 
sehr hohe Kosten für Broschüren, für Druck­
werke aufgelaufen im Bereich der Arbeits­
marktverwaItung, und keineswegs alles, was 
hier auf Kosten der Arbeitsmarktverwaltung 
und wieder auf Kosten des Beitragszahlers 
und des Steuerzahlers an Druckwerken auf­
gelegt worden ist, dient dazu, daß irgend 
jemand leichter einen Job findet. 

Vor allem ziehen Sie auch keine Konse­
quenzen aus den Broschüren, die Sie in Auf­
trag geben. Da wird sehr viel für Forschungs­
aufträge und für Druckkosten ausgegeben. 

Da gibt es eine schöne Broschüre über den 
Mindestlebensstandard in Österreich. Es 
gehört durchaus zu den Aufgaben des Sozial­
ministers, das zu untersuchen. Ob man es so 
aufwendig veröffentlichen muß, ist eine 
andere Frage. Diese Untersuchung gehört zu 
den Aufgaben des Sozialministers, aber aus 
dieser Untersuchung müßten Konsequenzen 
gezogen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
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. Was steht da als Schlußfolgerung in dieser 
Broschüre? Die Benachteiligten, die sozial 
Benachteiligten, die sozial Schwachen sind 
die Kinderreichen in diesem Land, sind die 
Alleinverdiener mit mehreren Kindern, sind 
die Alleinerhalter mit mehreren Kindern. 

Wo ziehen Sie Konsequenzen in Ihrer Poli­
tik aus diesen Erkenntnissen, für die man gar 
keine teuren Broschüren bräuchte. Aber Sie 
haben es in Auftrag gegeben, Sie haben das 
wissenschaftlich untermauern lassen. 

Wo waren die Konsequenzen beim Fami­
lienbudget zu finden? Sie haben es mitzuver­
antworten als Mitglied der Regierung, das 
den Bundesvoranschlag beschlossen hat. 

Wo sind die Konsequenzen in der Steuerpo­
litik, daß die Benachteiligten die sozial 
Schwachen, die Kinderreichen und speziell 
die Alleinverdiener und Alleinerhalter mit 
mehreren Kindern sind. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e r: Die Frau Trax1er sagt, die sind selber 
schuld, die Kinder!) 

Sie veröffentlichen Broschüren über Selbst­
verwaltungs- und Genossenschaftsmodelle, 
durchaus dafür. Wenn es auf Initiative des 
Sozialministeriums ist, wenn es unter Ihrer 
Anleitung, Ihrer Aufsicht und Ihrer Kontrolle 
ist, dann ist Arbeitnehmerbeteiligung, dann 
ist ein Genossenschaftsmodell plötzlich etwas 
sehr Gutes. 

Wenn von der Volkspartei vorgeschlagen 
wird, Arbeitnehmer an Betrieben zu beteili­
gen, die heute dem Staat oder der öffentlichen 
Hand gehören, dann ist das des Teufels. Ja 
warum? Dann schenken Sie sich Ihre Bro­
schüren, wenn Sie mit zweierlei Maß messen, 
Herr Bundesminister! Sparen Sie das Geld 
dafür ein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie brauchen gar nichts Neues zu suchen. 
Es gibt sogar ein Gesetz, das gemeinsam von 
diesem Hohen Haus beschlossen ist. Es ist 
schon etwas länger her, 39 Jahre, aber am 
gleichen Tage wie das von Ihnen noch immer 
hochgehaltene Verstaatlichungsgesetz ist das 
Werksgenossenschaftsgesetz beschlossen 
worden zur Beteiligung der Arbeitnehmer an 
den verstaatlichten Unternehmungen, wie 
man zum Beispiel dort auch Eigenkapital 
durch Arbeitnehmerbeteiligung stärken 
könnte. 

Greifen Sie das auf, Herr Sozialminister! 
Da brauchen Sie keine teuren Broschüren in 
Auftrag zu geben, da brauchen Sie nur ein 
geltendes Gesetz aufzugreifen und zur 

Anwendung zu bringen. Ich kann Ihnen versi­
chern, wir würden bei langfristigen Überle­
gungen, solche Dinge zu verwirklichen, mit 
Ihnen gehen. (Beifall bei der ÖVP.) Sie brau­
chen da nicht zu bejammern, daß man für 
Ihre Visionen nichts über hat. 

Aber nichts über haben wir wirklich für 
eine Witwerpension, die keiner will, für eine 
Pensionsreform, die keine ist, sondern ein 
Pensionsbelastungspaket, für eine 41. ASVG­
Novelle, die keiner wirklich überlegt hat und 
die meiner Ansicht nach noch novelliert wer­
den muß, bevor sie rückwirkend in Kraft tre­
ten kann. 

Herr Bundesminister! Sie werden sich auch 
bei anderen Überlegungen gefallen lassen 
müssen, daß man Ihre langfristigen Überle­
gungen oder Ihre Diskussionsvorschläge an 
der Praxis mißt. Auch wenn Ihnen das nicht 
paßt - ich habe Ihre Äußerung schon gelesen 
-, so werden Sie halt im Augenblick damit 
rechnen müssen, daß man Ihre sogenannten 
29 Punkte am VOEST-Debakel mißt und über­
legt: Wie hätte das denn ausgesehen, wenn 
Dallinger seine 29 Punkte bereits durchge­
setzt hätte? 

Mehr unüberschaubare Organe - hätten 
die zur Vermeidung des Debakels beigetra­
gen? Zentralbetriebsrat ist noch nicht genug, 
ein Konzernbetriebsrat muß her. Wäre mit 
einem Konzernbetriebsrat dort irgendwie 
geholfen? Die Aufwertung des Ruhaltinger -
hätte sie irgend etwas geholfen beim VOEST­
Debakel? Jetzt haben Sie ja sogar schon vor­
weggenommen: Im Aufsichtsrat der VOEST­
ALPINE sitzen durch Sondergesetz, natürlich 
nur Sozialisten - Minderheitenrechte wer­
den klein geschrieben, wo die Dallingers und 
Ruhaltingers anschaffen -, bereits Betriebs­
ratsvertreter aus dem Konzern, zum Beispiel 
der VEW. Ist es dadurch besser gegangen? 
Wie ist die Reaktion? Wollen die VEW­
Betriebsräte jetzt endlich den Konzernbe­
triebsrat schaffen, den Dallinger in 29 Punk­
ten vorgesehen hat? Nein! Die VEW-Betriebs­
räte wollen, daß die VEW hinausgeht aus dem 
Konzern, daß die Dinge wieder überschaubar 
werden, daß man dort mitreden kann, mitbe­
stimmen kann, wo es sinnvoll ist, wo es über­
schaubar ist, und nicht wo praxisferne zen­
trale Hierarchien geschaffen werden, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) SO 
schaut die Praxis aus! 

Mehr Informationen und mehr Unterlagen, 
heißt es in den 29 Punkten des Dallinger. Wel­
che Informationen sind da gemeint? Die, die 
der Bundeskanzler nicht bekommen hat, der 
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Minister Lacina nicht bekommen hat, die der 
ÖIAG-Generaldirektor Grünwald nicht 
bekommen hat, ja die vielleicht sogar der Vor­
stand der VOEST-ALPINE selbst nicht 
bekommen hat? 

Es bleibt dann eigentlich von Ihren Punk­
ten nur mehr übrig, daß der Zentralbetriebs­
ratsobmann dann Zentralbetriebsratsvorsit­
zender heißt. Das hätte am VOEST-Debakel 
auch nichts geändert. (Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r: Und vier Jahre . .. !) - Ja, und vier 
Jahre im Amt sein sollte. 

Vielleicht, Herr Minister Dallinger, überle­
gen Sie angesichts dieser Dinge, ob man sich 
vielleicht ein bißchen weniger lustig macht 
über Vorschläge zur Stärkung der Rechte des 
einzelnen, zur Stärkung der Rechte von Min­
derheiten, zur Stärkung der verbandsinternen 
Demokratie bei Arbeitnehmervertretungen. 

Vielleicht ist es in diesem Zusammenhang 
durchaus kein Zufall und ein Alarmsignal, 
daß die Zentralbetriebsratswahl des ÖGB 
vom Verwaltungsgerichtshof wegen Verlet­
zung von wesentlichen Wahlvorschriften auf­
gehoben werden mußte. Ich glaube, Sie soll­
ten daran denken, was die Arbeitnehmer 
wirklich an mehr Mitbestimmung, an mehr 
Einflußmöglichkeiten haben wollen. Das liegt 
sicher, nach einem jahrzehntelangen Ausbau 
der Stärkung der Rechte der Organe, der Ver­
tretungen, der Verbände in einer Stärkung 
der Rechte des einzelnen Arbeitnehmers, 
ohne dabei sinnvolle Rechte von Arbeitneh­
mervertretungen zu beschneiden. Aber der 
Nachholbedarf ist sicher bei den Rechten des 
einzelnen Arbeitnehmers gegeben, und dort 
sollte man gemeinsam langfristige Überlegun­
gen anstellen. Auch da kann man Visionen 
entwickeln, Herr Sozialminister. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wir sind durchaus bereit, im Parlament 
gemeinsame Überlegungen anzustellen, wie 
die Pensionsentwicklung weiter vor sich geht, 
wie es mit dem Pensions alter sein wird, weil 
Menschen, die heute hohe Beiträge bezahlen, 
durchaus ein Recht darauf haben, auch wenn 
sie 40 Jahre und jünger sind, zu wissen oder 
zu ahnen, wie das mit ihrer Lebensplanung 
aussehen wird, wann sie in Pension gehen 
können werden. 

Wenn Sie im Parlament mit uns darüber 
reden, wenn Sie rechtzeitig hier Vorschläge 
machen, dann wird Sie niemand wegen Visio­
nen oder langfristiger Überlegungen verteu­
feln. Wenn im Parlament aber die Politik des 
"letzten Augenblicks" betrieben wird, und 
dann wollen Sie, daß außerhalb des Parla­
ments Überlegungen für Jahrzehnte ange-

stellt werden, dann muß Ihnen selbst einge­
hen, daß das nicht zusammenpaßt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wenn Sie - und ich hoffe, daß Sie das wol­
len - das gemeinsame Überlegen zur Lösung 
der Probleme unserer gemeinsamen Zukunft 
anstreben, dann wird sich in Ihrem Stil, in 
Ihrem parlamentarischen Stil, Herr Minister, 
einiges ändern müssen. Ich spreche Ihnen 
guten Willen gar nicht ab, und ich spreche 
Ihnen gar nicht ab, daß Sie langfristige Über­
legungen anstellen. Es war durchaus auf ein­
zelnen Gebieten bereits möglich, auch mit 
Ihnen zu vernünftigen, sinnvollen, gemeinsa­
men Ergebnissen zu kommen. Ich stehe nicht 
an, die Einigung im Falle von zusätzlichen 
Maßnahmen zur Jugendarbeitslosigkeit, zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
dabei zu nennen. Da haben allerdings wir die 
rechtzeitige parlamentarische Befassung mit 
diesem Thema durch einen Antrag erzwun­
gen. Das ist nicht im letzten Augenblick 
gekommen. 

Gehen Sie ab von der Politik des letzten 
Augenblicks im Parlament! Gehen Sie ab 
davon, daß Zusammenarbeit halt ausschließ­
lich nach Ihrem Kopf und mit Ihren Themen 
gespielt werden kann. Zusammenarbeit heißt, 
die Ideen, die Beiträge von allen einzubrin­
gen, und das heißt, die Möglichkeit dazu zu 
haben. Probleme haben wir genug, die durch­
aus gemeinsame Probleme sind. Es sollte 
unser gemeinsames Anliegen sein, ein weite­
res Ansteigen der Arbeitslosigkeit, speziell 
der Jugendarbeitslosigkeit, zu verhindern, die 
Arbeitslosigkeit zurückzudrängen. Es sollte 
ein gemeinsames Anliegen sein, speziell die 
Pensionen auch für die Zukunft zu sichern. 
Wir sind bereit, auch über gemeinsame 
Lösungen zu verhandeln. Nur, Herr Minister, 
und das bitte ich Sie, zur Kenntnis zu neh­
men, das muß dort geschehen, wo nach unse­
rer Verfassung die Entscheidungen zu fallen 
haben, nämlich im Parla.ment. (Beifall bei der 
ÖVP.) 13.21 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächster 
Redner: Herr Abgeordneter Hesoun. 

13.21 

Abgeordneter Hesoun (SPÖ): Sehr verehr­
ter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! 
Herr Dr. Stummvoll hat vergangene Woche 
gemeint, man sollte über den Weg in der 
Sozialpolitik eine ruhige, seriöse, sorgfältige 
und intensive Beratung durchführen. Er hat 
wenige Minuten später den Herrn Bundesmi­
nister als Belastungsminister bezeichnet und 
seine Vorgangsweise als manchmal bedenk-
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lich in demokratischer Hinsicht apostro­
phiert. 

Und sehen Sie, geschätzte Damen und Her­
ren, genau das ist es, was uns immer wieder 
in die Situation bringt, daß wir die beste 
Absicht nicht umsetzen und praktizieren kön­
nen, weil wir nicht wissen, wie sich Ihre Frak­
tion in den nächsten Minuten, am nächsten 
Tag oder vielleicht in wenigen Augenblicken 
entscheiden wird. 

Wenn hier von aktuellen Problemen gespro­
chen wird, die zu bewältigen sind, und wenn 
an der Öffentlichkeitsarbeit des Herrn Bun­
desministers Dallinger Kritik geübt wird, 
dann bitte nur ein kleiner Hinweis, Kollege 
Schwimmer: In Niederösterreich geht seit 
Monaten eine Werbekampagne mit Plakaten 
in überdimensionalem Ausmaß über das 
Land, mit einem geschätzten Kostenaufwand 
von 30 bis 50 Millionen Schilling, mit billigen 
und sicherlich nicht sehr markanten Aussprü­
chen wie "Gulasch ohne Saft" und derglei­
chen mehr. (Abg. B r a n d s t ä t te r: Das 
stört Sie nur, weil Sie gegen den Fortschritt in 
Niederösterreich sind! Bekennen Sie sich zum 
Fortschritt, dann werden Sie das nicht mehr 
sagen!) 

Und noch ein Hinweis, Kollege Brandstät­
ter. Wenn Sie vielleicht die eigene ÖVP-Propa­
ganda nicht kennen, möchte ich Sie nur dar­
auf hinweisen: Für eine Broschüre allein wur­
den 7,5 Millionen Schilling bereitgestellt. 

Was sind 500 000 S gegen 7,5 Millionen 
Schilling im Werbebudget eines Landes, 
geschätzte Damen und Herren! Man sollte 
hier gleiches mit gleichem bewerten und viel­
leicht doch etwas vorsichtig sein, wenn man 
im Glashaus sitzt und versucht, mit Steinen 
zu werfen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. 
B r an d s t ä t te r: Sie sollten vorsichtig sein 
und an Ihre Bauarbeiter denken!) 

Ein weiterer kleiner Hinweis für Sie, Kol­
lege Brandstätter, und für die niederösterrei­
chischen Abgeordneten hier im Haus: Was 
hätte die Österreichische Volkspartei dazu 
gesagt, wenn anläßlich der Diskussion um das 
Konferenzzentrum von wenigen Monaten 
hier im Haus der Unterrichtsminister den 
Auftrag gegeben hätte, in den Schulen soll 
über das Konferenzzentrum ein Aufsatzwett­
bewerb vor sich gehen? 

Und genau das passiert zurzeit in Nieder­
österreich. Die Schüler werden angewiesen, 
Aufsätze zu schreiben. (Abg. B r an d s t ä t­
te r: Die Jugend soll die Zukunft mitgestalten! 

Das sind Themen, die für die Zukunft verwen­
det werden!) Die Mitwirkung der Eltern ist 
sicherlich nicht nur verlangt, sondern in eini­
gen Schulen fast Grundbedingung. Das ist 
eine Vorgangsweise, die sich wieder dem ent­
fremdet, was Sie hier an uns kritisieren. 

Daher, geschätzte Damen und Herren, ist 
vieles von dem, was hier gesprochen wird, 
unglaubwürdig. Ich bedaure es und möchte 
mich hier mit diesem Problem gar nicht mehr 
weiter auseinandersetzen. (Abg. B r an d -
s t ä t t e r: Es ist bedauerlich, daß Sie kein 
Verständnis für die Zukunft haben!) 

Ich möchte nur auf eines verweisen, Kol­
lege Brandstätter: Lesen Sie die eigenen Pla­
kate! Diese Texte sind ja leicht zu merken. 
Vielleicht passen Sie Ihren Stil diesen Plaka­
ten an. 

Ich möchte aber, geschätzte Damen und 
Herren, meinen heutigen Betrachtungen 
anläßlich des Bundesvoranschlages einige all­
gemeine Bemerkungen vorausschicken. (Zwi­
schenrufe.) 

Herr Brandstätter! Wenn Sie sich wieder 
über das Gulasch ohne Saft beruhigen könn­
ten! (Abg. B r a n d s t ä t t e r: Ich habe mich 
gerade mit Ihrem Parteisekretär unterhal­
ten!) Dann essen Sie vielleicht die Plakate 
an statt des Gulasch, und Sie werden sicher­
lich damit zufrieden sein. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Li c h a 1.) 

Kollege Lichal! Nicht so aufgeregt sein! 
Wenn man die Wahrheit sagt, kann man das 
doch vertragen! Das ist doch nicht schwierig, 
oder? (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. 
Li c h a 1: Wieso? Mich regt das gar nicht auf!) 

Warum? Wir sehen es ja täglich! Wir sehen 
täglich, was hier praktiziert wird! Nur haben 
wir in Niederösterreich schon so ein dickes 
Fell, daß es uns nicht mehr so berührt wie Sie 
vielleicht. 

Wir werden unseren Weg in der Frage der 
niederösterreichischen Hauptstadt vielleicht 
doch noch einmal überdenken müssen (Abg. 
Dr. Li eh a 1: Gut!) und vielleicht doch noch 
dazu kommen, daß wir uns verständigen kön­
nen. (Abg. Dr. Li c h a 1: Einverstanden!) 

Eines möchte ich hier sagen, Kollege 
Lichal: Diese Praxis, die vom Kollegen 
Schwimmer hier so negativ skizziert wurde, 
daß zu spät oder daß vielleicht zu spät Geset­
zesvorlagen oder Initiativen vorgelegt wer­
den, wird in Niederösterre!ch ganz anders 
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behandelt. In Niederösterreich wird die zweit­
stärkste Fraktion, die nur wenige Prozente 
Abstand hat von der Österreichischen Volks­
partei und auch mitbestimmt in diesem Land, 
nicht einmal gefragt, in welcher Form, wie, 
wann und wo eine solche Vorgangsweise 
praktiziert wird. (Abg. Dr. E t tm a y e r: Die 
SPÖ ist ja in der Regierung!) 

Aber, geschätzte Damen und Herren, wie 
auch immer: Wir stellen uns hin, seit wir die 
40-Jahr-Feiern in Jahr 1985 durchführen, und 
loben die Vergangenheit und loben die Nach­
kriegszeit, das, was wir im Sozialbereich in 
diesem Land alles an sozialen Errungenschaf­
ten - unbestritten - geleistet haben. 

Und ich möchte hier eine Behauptung auf­
stellen, die ich auch zu belegen versuchen 
werde. Wesentliche Bausteine dieses Sozial­
bereiches sind - und das behaupte ich hier -
von der sozialistischen Bundesregierung mar­
kiert worden. Denn gerade im Bereich der 
Pensionsgesetzgebung, Kollege Schwimmer, 
gerade im Bereich der Arbeitsmarktpolitik 
und weiterer wichtiger Gesetze haben wir 
Maßstäbe gesetzt, die, so glaube ich, nicht nur 
in Europa, sondern weltweit Geltung haben. 

Meine Behauptung gipfelt in der Feststel­
lung, daß es erst unter einer sozialistischen 
Regierung eine Methode der Pensionsanpas­
sung überhaupt gegeben hat und daß eine 
Koppelung der Pension zu den Lohn- und 
Gehaltsentwicklungen garantiert werden 
konnte. (Abg. Dr. Sc h w im m er: Wie bitte?) 
Unbestritten! Beweisen Sie mir das Gegenteil! 

Eine weitere Behauptung: Erst unter der 
sozialistischen Regierung ist eine Witwenpen­
sion von 60 Prozent verwirklicht worden, 
geschätzte Damen und Herren. Unbemerkt? 
Nein! Zum Wohle der Frauen, zum Wohle der 
Menschen. 

Erst unter einer sozialistischen Regierung, 
Kollege Schwimmer, wurden die Ausgleichs­
zulagen insgesamt zwölfmal außerordentlich 
erhöht und damit der Bevölkerung und den 
betroffenen Bevölkerungsgruppen eine echte 
Altersversorgung gebracht. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) Auch für die Selbständigen und 
auch für die Bauern. 

Mit einigen kleinen, aber sicherlich sehr 
eindrucksvollen Vergleichsziffern möchte ich 
für diese Behauptungen den Beweis erbrin­
gen. 

Zum Beispiel die Verbesserung auf dem 
Gebiet der Arbeitslosenversicherung. Das ist 

eine Dimension, die es weltweit überhaupt 
nicht gibt und wo keine Aussicht besteht, daß 
sie von Menschen in anderen Ländern in 
Anspruch genommen werden kann. 

Das höchste Arbeitslosengeld im Jahr 1969, 
bei einem angenommenen Verbraucherpreis­
index von 100, betrug 1404 S. 1984 sind es 
7 545 S. 537 Prozent mehr, dem gegenüberge­
stellt ein Verbraucherpreisindex von 242. Das 
durchschnittliche Arbeitslosengeld: 1969 
1 450 S, 1985 sind es 7 095 S, etwa 489 Prozent 
mehr. 

Karenzurlaubsgeld: 1969 durchschnittlich 
741 S. Heute, Ende 1985, stehen wir bei 
5110 S, 689 Prozent mehr. 

Geschätzte Damen und Herren! Einen über­
zeugenderen Beweis als diese wenigen Zif­
fern braucht man, glaube ich, hier nicht anzu­
führen, um zu beweisen, was sozialistische 
und soziale Politik für die Österreicher bedeu­
tet. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Noch eine Aussage: Mit dem Ausbau des 
Sozialstaates hat sich auch das Bewußtsein 
der Österreicher in diesem Bereich wesent­
lich geändert. Ich warne hier vor konservati­
ven Denkern, die der Meinung sind, daß in 
der Zunahme der staatlichen Aktivitäten nur 
eine unzumutbare Bevormundung vor sich 
geht, die, vom Staatsbürger aus gesehen, nur 
zu einer Verschlechterung beiträgt. 

Ich warne von jenen Bankern, die der Mei­
nung sind - ich sage das von dieser Stelle 
aus sehr offen -, die sich dieser Problematik 
etwa mit der Aussage genähert haben, daß 
ein Mehr an Sicherheit, ein Mehr an Staat mit 
einem Weniger an Freiheit verbunden ist. 
Gerade das Bewußtsein, geschätzte Damen 
und Herren, daß für die Notsituation Vorsorge 
getroffen werden konnte, gerade die Sicher­
heit, daß weder Arbeitslosigkeit noch Krank­
heit oder Alter zu einer Verarmung in der 
Bevölkerung in Österreich geführt haben, hat 
zu einem neuen Begriff der Freiheit geführt. 
Unbestritten auch von der ÖVP-Fraktion muß 
das doch festgestellt sein. 

Jenes Grundrnaß an Sicherheit, geschätzte 
Damen und Herren, welches vom Staat, also 
von unserer Gemeinschaft, von der Gemein­
schaft aller, dem Staatsbürger garantiert 
wird, hat erst dazu geführt, daß sich die Men­
schen im Bewußtsein dieser Sicherheit neuen 
Aufgaben zuwenden konnten. 

Es ist auch weiterhin unbestritten, 
geschätzte Damen und Herren, und ich 
möchte das heute hier feststellen, daß die letz-
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ten Jahre der österreichischen Sozialpolitik 
im wesentlichen dazu geführt haben, daß die 
Phase der Flächendeckung in diesem Bereich 
abgeschlossen ist. 

Richtig ist, daß wir jedoch keinesfalls dazu 
übergehen könnten, diesen Bereich etwa zum 
Stillstand zu bringen. Nein, wir sind dazu 
bereit, hier in viele Bereiche, in Einzelberei­
che einzugehen, um Vorsorge zu treffen, daß 
auch den Menschen in den Nischen der 
Armut, die es noch immer gibt, helfend beige­
standen wird. 

Es ist für mich - und ich sage das ganz 
freimütig so, geschätzte Damen und Herren 
- oft sehr besorgniserregend, wenn sich jene 
Stimmen wieder erheben, die wieder lauter 
dem alten Gedanken zu einer Renaissance 
verhelfen wollen, wenn ich so sagen darf: Der 
freie und mündige Bürger sorgt selbst vor. 
-Wer ist denn dieser freie und mündige Bür­
ger? 

Oder: Mehr privat und weniger Staat.­
Wenn man diese Schlagworte immer wieder 
hört, wenn man diese Schlagworte sozusagen 
manifestiert und wenn man zum Ausdruck 
bringt, mehr Mitbestimmung - wie Sie, Kol­
lege Schwimmer, hier gemeint haben - trägt 
Unruhe und Konflikte in die Betriebe, möchte 
ich fragen: Warum trägt diese "mehr Mitbe­
stimmung" Unruhe in die Betriebe? Wir sind 
ganz der gegenteiligen Auffassung. Wir sind 
der Meinung, aufgrund der Verantwortung, 
die die Betriebsräte in den Betrieben in den 
letzten 40 Jahren doch dokumentiert haben, 
sagen zu können, daß diese Menschen die 
Verantwortung in den Betrieben, aber auch in 
der Gesellschaft, glaube ich, immer wieder 
getragen haben. 

Wenn hier von mehr Markt und weniger 
Regulierung gesprochen wird, dann frage ich 
mich, warum die Bauern, warum die landwirt­
schaftliche Bevölkerung nicht in dieses glei­
che Horn bläst und immer wieder sozusagen 
in ihrer Geisteshaltung auf die notwendige 
Solidarität aller anderen Bevölkerungsschich­
ten hinweist. 

Nein, geschätzte Damen und Herren, dies 
ist nicht unsere Geisteshaltung, und ich sage 
das sehr offen. Wir haben der Freiheit das 
Wort geredet und nicht Freiheit durch Unsi­
cherheit gleichgesetzt in den vergangenen 15 
Jahren, und wir werden daher diesen Weg 
auch in Zukunft gehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Geschätzte Damen und Herren! Gegenwär­
tig steht die Sozialpolitik unbestritten vor 

einer neuen Aufgabenstellung. Der Herr Bun­
desminister hat im Budgetausschuß bei der 
Behandlung des Kapitels Soziales bereits 
dreimal darauf verwiesen. Er hat vergangene 
Woche bei der 41. Novelle darauf Bezug 
genommen. Unser Grundproblem und auch 
Ihr Grundproblem lautet doch, wie die soziale 
Sicherheit auch unter weltweit schwierigen 
wirtschaftlichen Bedingungen aufrechterhal­
ten, ausgebaut und gestaltet werden kann. 

Ich habe bereits erwähnt, geschätzte 
Damen und Herren, daß die Phase der Flä­
chendeckung sozusagen abgeschlossen ist 
und wir bei der Budgetberatung sicherlich 
dazu übergehen müssen, nicht nur die Erfolge 
des Ministers in der Vergangenheit sichtbar 
zu machen, sondern die Erfolge mit Hilfe 
aller, die es mit der Sozialpolitik ehrlich mei­
nen, auch in Zukunft sicherzustellen. 

Gerade in diesem Punkt befindet sich die 
Sozialpolitik - so ist unsere Meinung - vom 
politischen Standpunkt aus gesehen in folgen­
der Situation, was das quantitative Lösungs­
modell betrifft: Wir betrachten die quantita­
tive Ausweitung für abgeschlossen. Ich sage 
das sehr offen. Uns geht es darum, in welcher 
Form überhaupt eine Umschichtung im 
Sozialbereich möglich sein wird, welche Mit­
tel uns zur Verfügung stehen, wie diese Mittel 
verwendet werden sollen und welche Bestim­
mungen des Sozialgesetzes, die teilweise 
schon 30 Jahre oder länger in Kraft sind, 
einer Modifikation unterworfen werden sol­
len. 

Und wir sind selbstverständlich, Kollege 
Schwimmer, geschätzte Damen und Herren 
von der Opposition, bereit, über verschiedene 
Wege, über verschiedene Modelle zu diskutie­
ren, und ich bedaure es - ich sage das sehr 
offen -, daß hier nicht in vielen Bereichen 
die Konsensbereitschaft anzutreffen ist. Ich 
bedaure das aus dem einfachen Grund, weil 
hier sicherlich in vielen Bereichen Finanzie­
rungsmodalitäten eingefahren sind, die wir 
aufgrund veränderter Strukturen anderen 
Bereichen zuordnen müssen. 

Als praktisches Beispiel möchte ich hier 
anführen - nachdem Sie, Kollege Schwim­
mer, davon gesprochen haben, und ich teile 
hier die Ansicht des Herrn Bundesministers 
-, daß wir in Österreich über ein gut funktio­
nierendes Altersversorgungssystem verfügen 
und sicherlich imstande sein werden, dieses 
System auch aufrechtzuerhalten. 

Aber nur ein Hinweis zur Pensionsreform, 
weil Sie davon gesprochen haben, sei mir 
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gestattet. Im Jahre 1986 wird die Pensionsre­
form den Bundeshaushalt mit einem Betrag 
von etwa 8,3 Milliarden Schilling entlasten, 
ohne - und das möchte ich hier sehr bewußt 
hinzufügen - daß nur ein Staatsbürger eine 
unzumutbare Mehrbelastung tragen mußte. 
Darauf komme ich zurück, weil der Herr Dr. 
Stummvoll vergangene Woche hier vom Bela­
stungsbudget gesprochen hat. 

Und ich möchte hier ebenfalls auf Ihre Aus­
sagen hin eine Antwort geben: Trotzdem wird 
der Bund auch heuer wieder um 4,7 Milliar­
den Schilling mehr als im vergangenen Jahr 
zuschießen müssen, um den Pensionsan­
spruch abdecken zu können, das sind etwa 
11,5 Prozent bei einer Gesamtsumme von 46 
Milliarden Schilling. Wenn man die Aus­
gleichszulage wegläßt - aber ich brauche das 
ja einem Sozialexperten wie dem Kollegen 
Schwimmer nicht zu sagen -, sind es 14 Pro­
zent. 

Eine weitere mögliche Reform - und das 
hat ja der Dr. Kohlmaier gemeinsam mit dem 
Herrn Bundesminister ausgesprochen 
betrifft überhaupt die Umschichtungsmög­
lichkeiten in der Pensionsreform. Wir haben 
ein weiteres Mittel zur Diskussion gestellt, 
nämlich Mittel aus jenen Bereichen, die über 
große Reserven verfügen, in jene Bereiche zu 
transferieren, die eine ausgeprägte negative 
Gebarung haben. 

Kritisiert von Ihrer Seite werden - hier 
insbesondere von Dr. Stummvoll; selbstver­
ständlich begreifen wir, warum - die Über­
schüsse in der Höhe von 2,8 Milliarden Schil­
ling, die der Insolvenz-Fonds ausweist, daß 
man hier 1 Milliarde Schilling der Pensions­
versicherung des Gewerbes zufließen läßt und 
damit auch den im Gewerbebereich Versi­
cherten eine Pension garantiert. 

Ich kann die Aufregung - ich sage das 
ganz offen - nicht so recht verstehen, denn 
auf der einen Seite programmieren Sie immer 
wieder eine sparsame Verwaltung der öffent­
lichen Mittel und der öffentlichen Haushalte 
und auf der anderen Seite wollen Sie, daß wir 
Kredite- oder Schuldenpolitik betreiben, um 
diesen Bereich abdecken zu können. 

Ich glaube daher, geschätzte Damen und 
Herren, eine Umschichtung im weiteren wäre 
die Solidaritätsleistung einer solidarischen 
Gemeinschaft, etwa wenn wir - nicht so, wie 
Frau Tichy-Schreder vergangene Woche 
meinte, denn sie hat den Herrn Minister auf­
gefordert, eine Umschichtung über einen Kre-

dit vorzunehmen - jene Mittel in Anspruch 
nehmen, die bereits eingezahlt wurden. 

Weiters möchte ich nur noch ganz kurz 
einen Problemkreis anschneiden. Ich möchte 
nicht unerwähnt lassen, daß es auch Bereiche 
in der Sozialpolitik gibt, in denen ein Konsens 
in der Vergangenheit möglich war. Der Herr 
Kollege Schwimmer hat davon gesprochen. 
Wir haben bei dem Maßnahmenkatalog über 
die Jugendbeschäftigung im breiten Konsens, 
wenn ich so sagen darf, Einvernehmen 
erzielt. 

Aber auch hier sei hinzugefügt, geschätzte 
Damen und Herren: Ich bekenne mich zu 
einer einstimmigen Beschlußfassung im Aus­
schuß und zum Erarbeiten dieser gemeinsa­
men Beschlüsse. Aber ich würde doch auch 
um Verständnis bitten für die Beamten, die -
ich möchte fast sagen - in mühevoller Klein­
arbeit bemüht sind, uns rechtzeitig die Mini­
sterialratsvorlagen und die Regierungsvorla­
gen zu erarbeiten, um uns dann in die Mög­
lichkeit zu versetzen, auch politische Ent­
scheidungen damit zu verbinden. 

Wenn es hier in vielen Bereichen vielleicht 
zu einem Engpaß kommt, dann möchte ich 
doch darauf verweisen, daß uns diese Men­
schen ohne Übertreibung oft - und das sei 
doch unbestritten - Tag und Nacht alles das 
zur Verfügung stellen, was wir an Unterlagen 
brauchen. 

Ich darf hier hinzufügen, Kollege Schwim­
mer, nachdem du vergangene Woche nicht 
anwesend warst: Wir haben angeboten, daß 
im Sozialausschuß die Beamten des Sozialmi­
nisteriums der ÖVP-Fraktion eine Unterstüt­
zung geben, um den fraktionellen Ablauf 
etwas leichter zu gestalten. 

Ein weiterer Bereich, geschätzte Damen 
und Herren, ist der der Jugendbeschäftigung. 
Die Jugendarbeitslosigkeit - und hier nur 
einige wenige Kennzahlen - beträgt in Groß­
britannien 18,2 Prozent, in der Bundesrepu­
blik 10,4 Prozent und in Italien sogar 28 Pro­
zent. 

Wenn man diesen Zahlen die Jugendar­
beitslosenrate, die zurzeit in Österreich vor­
handen ist, gegenüberstellt - das ist sicher­
lich keine Zahl, auf die wir ausgeprägt stolz 
sind; wir weisen 6 Prozent auf -, so ist doch 
eine völlig andere Prozentziffer als in anderen 
westlichen Staaten anzutreffen. 

Geschätzte Damen und Herren! Dazu sei 
festgestellt, ohne Übertreibung sei das hier 
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gesagt: Durch die arbeitsmarktpolitischen 
Jugendprogramme, die von seiten des Herrn 
Bundesministers für Soziales in die Wege 
geleitet und für die insgesamt 1,14 Milliarden 
Schilling aufgewendet wurden, beträgt die 
Arbeitslosenrate heute bei Jugendlichen nicht 
7,9 Prozent, sondern nur 4,8 Prozent. 

Durch die Arbeitsmarktverwaltung konnte 
also die Arbeitslosenrate der Jugendlichen 
um 3 Prozent gesenkt werden, ich glaube, das 
ist kein bescheidener, sondern ein großer 
Erfolg des Herrn Bundesministers für Sozia­
les. Ich darf mich hier im Namen der Jugend­
lichen dafür recht herzlich bedanken. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Geschätzte Damen und Herren! Arbeits­
marktpolitische Jugendprogramme sind so 
leicht vorgestellt, aber so schwer zu verwirkli­
chen. Aber im Rahmen des Sozialministe­
riums sind dafür 2,4 Milliarden Schilling vor­
gesehen, die von Kollegen Schwimmer hier 
kritisiert wurden. Er meinte, daß hier in vie­
len Bereichen eine aufwendige Öffentlich­
keitsarbeit damit verbunden sei. Daher darf 
ich hier doch eine Ziffer, die sehr eindrucks­
voll ist, bekanntgeben: 64 700 junge Menschen 
wurden direkt in das Erwerbsleben eingeglie­
dert und durch ~ursmaßnahmen gefördert. 
Das ist eine Zahl, auf die wir - so darf ich 
sagen _. stolz sein dürfen, da sie viele Einzel­
schicksale betroffen und im wesentlichen 
dazu beigetragen hat, daß die Jugendbeschäf­
tigung in Österreich einen anderen Verlauf 
nimmt als in weit reicheren Ländern. 

Häufig werden die weltweite Wirtschafts­
krise und die Beschäftigungskrise zum Anlaß 
genommen, daraus eine angebliche Krise des 
Sozialstaates abzuleiten. 

Wir sind hier völlig anderer Meinung, 
geschätzte Damen und Herren! Wir gehören 
zu jenen solidarisch eingestellten Funktionä­
ren, die hier immer wieder ihren Aufgabenbe­
reich etwa folgendermaßen skizzieren: Die 
zukünftige Finanzierung des Systems, nicht 
nur die von heute, wie oft hier augenschein­
lich dargestellt wird, sondern auch für mor­
gen muß angestrebt werden. 

Es wäre völlig falsch, das ist unsere Mei­
nung, wenn sich der Herr Sozialminister nur 
mit den Pensionen für heute und für nächstes 
Jahr auseinandersetzen würde, wenn er sich 
nicht auch für das Jahr 1990 und vielleicht 
auch noch für danach eine langfristige finan­
zielle Absicherung zurechtlegen würde. Denn 
die Menschen, die heute 30 oder 35 Jahre alt 
sind, wollen wissen, ob sie im Jahr 2000 oder 

im Jahr 2005 einen Pensionsanspruch auch in 
materiellem Wert abgesichert haben. 

Ich bin daher der Meinung, daß der Sozial­
minister zu Recht, das ist richtig und völlig 
korrekt, Überlegungen anstellt, um sich hier 
rechtzeitig Mißverständnissen oder bewußt 
falschen Rechnungen entgegenzustellen. 

Leider ist eine Diskussion, die wir immer 
wieder angestrebt haben, die aber von Ihrer 
Seite nicht aufgegriffen wird, geschätzte 
Damen und Herren von der Opposition, in 
den letzten Wochen vielleicht nicht mehr so 
aktuell. Ich möchte ihr noch einmal hier zum 
aktuellen Wert verhelfen. 

Wir haben der Diskussion um den Pen­
sionsverlauf auch die Wertschöpfungsabgabe 
- ich möchte es einmal so formulieren: Jene 
Möglichkeit, die hier oft zu Mißverständnis­
sen geführt hat -, und diese möchte ich noch 
einmal ansprechen, bewußt ansprechen, weil 
ich der Meinung bin, und Sie werden das 
nicht bestreiten, daß realistischerweise, Kol­
lege Stummvoll, einiges dafür spricht, daß 
sich auch der Leistungsbereich und die Lei­
stungsfähigkeit der Wirtschaft in den näch­
sten Jahren etwas anders verhalten werden 
als der Grad der Beschäftigten. Die Auswir­
kungen dieses technologischen Prozesses, 
Kollege Stummvoll, auf die Entwicklung der 
Gesellschaft sind doch unbestritten. Ich bin 
daher der Meinung, daß wir die Entwicklung 
im soziologischen Bereich wie auch die Ent­
wicklung im Sozialversicherungsbereich 
einerseits und die Leistungsfähigkeit der 
Arbeitgeber, die fundamentalen Fragen der 
Beitragsaufkommen, der Beitragsleistung 
andererseits, gegenüberzustellen haben. 

Wenn sich auf der einen Seite die Lei­
stungsfähigkeit der Arbeitnehmer an der 
Lohn- beziehungsweise Gehaltssumme orien­
tiert, so orientiert sich auf der anderen Seite 
die Leistungsfähigkeit der Unternehmer an 
der Wertschöpfung. Das ist doch sicherlich 
unbestritten. 

Die Industrie verzeichnet in jenem Bereich, 
in dem die technologische Revolution - wenn 
ich das so sagen und formulieren darf - ihre 
ersten Auswirkungen in der Beschäftigungs­
situation zeigt, eine steigende Wertschöpfung. 
Das ist doch unbestritten. 

Ich kenne Betriebe, in denen der Umsatz 
pro Jahr und pro Beschäftigten etwa 5,2 Mil­
lionen Schilling beträgt. In einem solchen 
Betrieb ist für den Einzelbeschäftigten die 
soziale Komponente und damit die finanzielle 
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Auswirkung die gleiche wie für einen 
Beschäftigten in einem Betrieb mit etwa 
700 000 S Umsatz pro Beschäftigten. 

Ich glaube, man sollte in dieser Diskussion 
keine rückläufige, sondern eher eine positive 
Entwicklung anstreben. 

Denn, geschätzte Damen und Herren, 
Arbeitslosenziffern, wie zum Beispiel 10 Pro­
zent in der Bundesrepublik, 11 Prozent in Ita­
lien, 21 Prozent in Belgien, 17 Prozent in 
Großbritannien, das sind doch, glaube ich, 
Signale, die man nicht übersehen sollte und 
nicht übersehen darf. Und die Wertschöp­
fungsabgabe ist nicht so zu sehen, wie sie hier 
oft von Ihnen skizziert wird. Wir sind der Mei­
nung, daß Wertschöpfungsabgabe und 
Arbeitszeitverkürzung auf der einen Seite ein 
wesentlicher Bestandteil dessen sind, was uns 
in Zukunft sozusagen die Arbeitsplätze 
sichert, und ein wesentlicher Bestandteil 
dafür (Beifall bei der SPÖ), daß wir auch 
imstande sein werden, unserer Jugend und 
unseren jungen Menschen Arbeitsplätze 
anzubieten. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte 
meinen Debattenbeitrag in der mir vorgege­
benen Zeit beenden, möchte aber noch 
namens meiner Fraktion den Beamten, die 
wir als unsere Mitarbeiter bezeichnen, weil 
sie immer wieder bereit waren, uns hier mit 
den notwendigen Unterlagen zur Seite zu ste­
hen, ein aufrichtiges Dankeschön hier zum 
Ausdruck bringen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte aber auch, ohne daß ich hier 
überschwenglich werde, dem Herrn Bundes­
minister für seine vielen, vielen Bemühungen 
ein aufrichtiges Dankeschön sagen. Man wird 
leicht kritisiert, fast nie gelobt. Aber wenn 
man dann zurückblickt und Erfolge zu ver­
zeichnen hat, die einem dann bewußt machen, 
daß wir vieles von dem erreicht haben, was 
sich andere Länder nur zu wünschen wagen, 
dann darf ich sagen, haben wir durchwegs 
gute Sozialpolitik geleistet. (Beifall bei der 
SPÖ.) 13.48 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abge­
ordneter Dr. Schwimmer zu Wort gemeldet. 
Ich mache auf die 5-Minuten-Begrenzung auf­
merksam und erteile ihm das Wort. 

13.48 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! In 
zwei Punkten hat der Herr Abgeordnete 
Hesoun den Bereich der Polemik verlassen 

und hat schlicht und einfach die Unwahrheit 
gesagt. Ich muß daher tatsächlich berichtigen. 

Er hat erstens erklärt: Erst unter einer 
sozialistischen Regierung ist eine 60prozen­
tige Witwenpension eingeführt worden. Ich 
berichtige, daß die erste Etappe mit 55 Pro­
zent bereits auf eine Regierungsvorlage der 
ÖVP-Regierung zurückgeht (Abg. Gabrielle 
T ra xl e r: 60 Prozent hat er gesagt!) und daß 
die 60 Prozent auf Grund einer gemeinsamen 
Aktion von ÖVP und FPÖ beschlossen wur­
den. Die SPÖ ist im letzten Augenblick aufge­
sprungen; die Regierung hat damit überhaupt 
nichts zu tun gehabt, meine Damen und Her­
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber das stärkste Stück des Abgeordneten 
Hesoun war die Behauptung: Erst unter einer 
sozialistischen Regierung hätte es eine Pen­
sionsanpassung gegeben. (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Eine verbesserte!) 

Herr Abgeordneter Schranz! Das Pensions­
anpassungsgesetz wurde 1965 beschlossen, in 
den Jahren 1966, 1967, 1968, 1969 und auch am 
1. 1. 1970, das war noch die ÖVP-Regierung, 
wurde die Pensions anpassung auf Heller und 
Pfennig eingehalten und ergab .. , (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Die Verbesserung abgelehnt!) 
Wenn Sie Verbesserung sagen, Herr Abgeord­
neter Schranz: Diese Pensionsanpassung 
ergab im Jahresdurchschnitt 7 Prozent, bei 
einer durchschnittlichen Inflationsrate von 
3 Prozent waren das pro Jahr real 4 Prozent 
Pensionserhöhung für die Pensionisten. (Neu­
erlicher Zwischenruf des Abg. Dr. 
Sc h ra n z.) Erst unter einer sozialistischen 
Regierung, Herr Abgeordneter Schranz, gab 
es in sechs Jahren fünfmal eine Pensionser­
höhung unter der Inflationsrate. Erst unter 
einer sozialistischen Regierung wurde mit der 
Einrechnung der Arbeitslosenrate die Pen­
sionsanpassung künstlich verschlechtert. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. Sc h ra n z: 
Und die Dynamik hat die ÖVP abge­
lehntJ) 13.50 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Dr. Helene Partik-Pable. Ich erteile es ihr. 

13.50 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Viele Abgeordnete der Österrei­
chischen Volkspartei haben schon falsche 
Prognosen gestellt und sie nachher nicht 
berichtigt. Der Herr Abgeordnete Schwimmer 
hat heute die Prognose erstellt, ich würde 
mich mit der Österreichischen Volkspartei 
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beschäftigen. Herr Abgeordneter Schwimmer, 
Sie haben, so wie andere ÖVP-Abgeordnete 
vor Ihnen, ebenfalls eine falsche Prognose 
erstellt. Ich werde mich nämlich nicht mit der 
Österreichischen Volkspartei beschäftigen. 

Ich kann mich erinnern, Herr Dr. Schwim­
mer: Als Sie zu reden begonnen haben, waren 
acht ÖVP-Abgeordnete hier im Saal anwe­
send. Diese Zahl hat sich dann auf 16 erhöht, 
und selbst für 16 ÖVP-Abgeordnete erscheint 
mir dies nicht der Mühe wert. (Zwischenruf 
des Abg. G ra f.) Ich werde mich jedenfalls, 
da nur 16 ÖVP-Abgeordnete hier sind, nicht 
mit der Österreichischen Volkspartei ausein­
andersetzen. Noch dazu muß ich bei realisti­
scher Einschätzung annehmen, daß bei mir 
wahrscheinlich noch weniger anwesend sein 
werden als bei Ihnen, und bei Ihnen waren es 
eben nur acht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Man kann die Ausgaben des Staates, für wel­
che der Steuerzahler zum Zwecke des Sozial­
budgets die Mittel beiträgt, grundsätzlich aus 
zwei Sichten betrachten, und zwar erstens 
einmal vom humanitären Standpunkt aus. 
Österreich bietet sich als das Land an, in dem 
ein ständig steigender Geldbetrag für soziale 
Belange ausgegeben wird zur Abdeckung von 
Nöten, Notlagen und Leidmomenten einzel­
ner Bürger. Von diesem Standpunkt aus wer­
den alle hier im Saal mit mir darin überein­
stimmen, daß steigende Sozialausgaben posi­
tiv sind, ja man könnte sich sogar noch ein 
Ansteigen der Sozialausgaben wünschen. 

Man kann aber diese Ausgaben auch von 
einem zweiten Gesichtspunkt aus betrachten, 
nämlich jeder Schilling des Sozialbudgets 
wird aufgewendet zur Linderung von Leid, 
von Not in irgendeiner Form, wobei ich aus­
drücklich die Alterssicherung in diesem 
Zusammenhang ausklammern möchte. Jeder 
Schilling ist sozusagen ein Beweis für einen 
Teil des Leides in unserem Land. 

Und wenn ich mir nun vorstelle, daß die 
Höhe der Sozialaufwendungen sozusagen ein 
Gradmesser für Krankheit, von Alterssiche­
rung und ähnlichem mehr ist, dann muß ich 
ernsthaft die Frage stellen, ob das Ansteigen 
der Sozial aufwendungen etwa ein gleichzeiti­
ges Ansteigen von sozialen Notfällen in die­
sem Land widerspiegelt. Wäre dies der Fall, 
dann wäre das Ansteigen der Sozialausgaben 
in dem schon eingetretenen und noch viel 
mehr in dem in Zukunft zu erwartenden Aus­
maß geradezu erschreckend. Von diesem 
Standpunkt aus ist nämlich das Ansteigen der 

Ausgaben für das Kapitel Soziales äußerst 
unerfreulich. 

Ein Teil des Sozialbudgets zeigt deutlich 
das gestiegene Leid in Österreich, nämlich 
das sind jene Leistungen, die an die Beschäf­
tigungslosen bezahlt werden müssen. Seit 
Beginn der achtziger Jahre zeigt sich ein sich 
ständig vergrößernder Trend zu erhöhten 
Ausgaben, die für die beschäftigungslosen 
Menschen gemacht werden müssen. Ich 
möchte Ihnen an Hand des Indexwertes für 
die Arbeitslosenunterstützung diese Entwick­
lung deutlich machen: Im Jahr 1972 betrug 
der Indexwert für das Arbeitslosengeld 100, 
1975 stand der Index noch bei rund 170, und 
im Jahr 1980 betrug er schon 300, 1982 bereits 
680. 

Zusätzlich zu diesen Ausgaben an Arbeits­
losenunterstützung belasten das Budget noch 
die Ausgaben für die Notstandshilfe. Auch 
hier steigen die Ausgaben und stiegen die 
Ausgaben schon in der Vergangenheit sehr 
stark an, denn der Kreis jener Personen, die 
Notstandshilfe beanspruchen, wird deutlich 
größer. Waren es im Jahr 1980 zirka 6500 
Menschen, die Notstandshilfe bezogen, so 
waren es 1982 bereits 11 800 und 1984 27000 
Menschen, die Notstandsunterstützung bezo­
gen. Der Anteil der Notstandshilfe an den 
Gesamtausgaben der Arbeitsmarktverwal­
tung stieg von 4 Prozent im Jahr 1974 auf acht 
Prozent im Jahr 1982 an. 

Ganz deutlich sieht man, welche Kosten 
durch Arbeitslosigkeit entstehen, wenn man 
sich folgende Modellrechnung anschaut, die 
erstellt worden ist und die aufzeigt, welchen 
finanziellen Entgang der Staat zu verbuchen 
hat, wenn ein einzelner Arbeitnehmer arbeits­
los geworden ist: Es wird Bezug genommen 
auf einen Industriearbeiter mit einem durch­
schnittlichen Monatseinkommen, der verhei­
ratet ist und zwei Kinder hat und der in Öster­
reich lebt. Angenommen wurde eine dreimo­
natige Arbeitslosigkeit, hochgerechnet wurde 
auf ein Jahr. Und da ergibt sich, daß der 
Beschäftigungsausfall dieses Industriearbei­
ters mit einem durchschnittlichen Einkom­
men der öffentlichen Hand einen Entfall an 
Sozialbeträgen von 61 000 S verursacht, einen 
Entfall an Lohnsteuer von 35 000 Sund 
zusätzlich noch eine Ausgabenbelastung an 
Arbeitslosenunterstützung von 84 000 S mit 
sich bringt. Das heißt also: Die Arbeitslosig­
keit eines Industriearbeiters mit einem durch­
schnittlichen Einkommen kostet 180 000 S. 
Damit wird die öffentliche Hand belastet. Das 
ist eine gewaltige Summe, überhaupt wenn 
man sich vorstellt, daß das 130 000 oder 
150 000 Menschen betrifft. 
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Erfreulicherweise ist ja in Österreich die 
Arbeitslosigkeit auf einem Stand, der interna­
tional gesehen sehr niedrig ist. Wir liegen 
unter jenen Ländern, die in der Skala die 
geringste Arbeitslosenquote aufweisen. Trotz­
dem mußten im Jahr 1984 13 Milliarden Schil­
ling an Arbeitslosenunterstützung ausgege­
ben werden. Vergleicht man die Zahl mit den 
Beträgen, die 1980 ausgegeben wurden - das 
waren nämlich 5 Milliarden Schilling ein­
schließlich Karenzurlaubsgeld -, dann sieht 
man die wachsende Belastung des Staats­
haushaltes. 

Die erfreulich geringe Arbeitslosigkeit in 
Österreich ist auf verschiedene Faktoren 
zurückzuführen: auf die tüchtigen, fleißigen 
Unternehmer in Österreich, auf viele tüchtige 
Arbeitnehmer in Österreich, aber auch auf die 
gute Wirtschaftspolitik der österreichischen 
Bundesregierung. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Es ist gelungen, trotz der weltweiten, trotz 
der internationalen wirtschaftlichen Krise ein 
befriedigendes Wirtschaftswachstum zu errei­
chen, und erfreulicherweise sind ja auch für 
das Jahr 1986 von den Experten ein positives 
Wirtschaftswachstum und überhaupt eine 
positive wirtschaftliche Lage vorhergesagt 
worden. 

Auch hier, um die Prognose des Herrn Dr. 
Schwimmer doch ein bißchen zu rechtferti­
gen, nur ein Satz: Es stimmt daher nicht, daß 
sich, wie der Herr Abgeordnete Mock einmal 
gesagt hat, Österreich einer Notstandssitua­
tion nähert, sondern ganz im Gegenteil, wir 
sind immer noch in einer sehr glücklichen 
Lage mit unserer guten Wirtschaftsentwick­
lung. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Wie schon von verschiedenen Vorrednern 
und auch von mir in anderen Reden darauf 
hingewiesen worden ist, haben wir natürlich 
nicht mehr eine so gute wirtschaftliche Lage 
wie früher, und es ist auch nicht mehr so, daß 
ein steigendes Wirtschaftswachstum auch 
eine höhere Beschäftigungszahl mit sich 
bringt. Wir haben an und für sich ein sehr gro­
ßes Beschäftigungsvolumen, aber nicht mehr 
in dem Maße ansteigend wie das Wirtschafts­
wachsturn. Trotzdem brauchen wir ein stei­
gendes Wirtschaftswachstum, denn das ist 
einmal klar: Ohne Wirtschaftswachstum geht 
überhaupt nichts! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein Faktor, durch den die Arbeitslosigkeit 
relativ gering gehalten werden konnte, ist 
natürlich, daß die Regierung sehr viel Geld 
investiert hat für Beschäftigungsprogramme, 

insbesondere um die Jugendarbeitslosigkeit 
möglichst hintanzuhalten. Diese Maßnahmen 
werden fortgesetzt und belasten natürlich 
auch das Budget. 

Aber trotz guter Wirtschaftspolitik, trotz 
Unterstützung mittels Beschäftigungspro­
grammen, trotz Wirtschaftswachstum besteht 
eine relativ hohe Sockelarbeitslosigkeit, und 
es wird prognostiziert, daß diese Sockelar­
beitslosigkeit auch weiterhin bestehen wird, 
ja sich sogar geringfügig erhöhen wird: Die 
Ursachen kennen wir alle. Da ist einmal die 
moderne Technologie, die systematisch 
Arbeitsplätze vernichtet. Allein im vorigen 
Jahr - zur Erinnerung - wurden 3 000 
Arbeitsplätze, Lehrlingsarbeitsplätze wegra­
tionalisiert. Darüber hinaus sieht sich die 
Wirtschaft auch damit konfrontiert, daß der 
Absatz nicht mehr in dem Maße steigerbar ist 
wie in den vergangenen Jahren, weil ein sehr 
hoher Sättigungsgrad erreicht worden ist. 
Alle diese Faktoren spielen zusammen und 
stellen uns vor die Tatsache, daß wir mit einer 
größeren Sockelarbeitslosigkeit zu rechnen 
haben, die unser Budget belasten wird. 

Wir haben es aber auch mit einem sehr 
bemerkenswerten Phänomen zu tun, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, nämlich 
einerseits mit einer hohen Sockelarbeitslosig­
keit, die leicht steigend ist, auf der anderen 
Seite haben wir aber Unternehmer, die ihren 
Arbeitskräftebedarf nicht decken können, 
weil sich keine Arbeitnehmer anbieten. Es 
sind nicht immer nur die hochqualifizierten 
Arbeitskräfte, die fehlen, sondern es fehlen 
der Wirtschaft alle Gruppen von Arbeitneh­
mern. Interessanterweise können in Bal­
lungszentren nicht einmal Arbeitskräfte für 
die traditionell weiblichen Berufe gefunden 
werden, obwohl hier bekannterweise die regi­
strierte Arbeitslosigkeit sehr hoch ist. Zum 
Beispiel sucht eine mir bekannte Schneiderin 
seit Mai dieses Jahres eine Schneidergehilfin 
und kann keine finden. Ich war vor einigen 
Tagen in einer Putzerei, da ist mir gesagt wor­
den, es werden zwei Kräfte gebraucht und 
nicht gefunden. Und wenn man dann den 
Geschäftsleuten sagt: Gehen sie doch zur 
Arbeitsmarktverwaltung, denn dort gibt es ja 
Arbeitskräfte, dann hört man eigentlich 
immer nur die gleiche resignierende Antwort: 
Da kommt nichts Gescheites, die Leute wollen 
nicht arbeiten. - Das kann natürlich auch ein 
unbewiesenes Vorurteil sein, das kann aber 
der Wahrheit in einern gewissen Grade auch 
nahekommen. 

Ich habe neuerlich zu diesem Thema: Wol­
len die Arbeitslosen eigentlich wirklich arbei-
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ten?, einen sehr interessanten Artikel in der 
Zeitschrift "Arbeitsmarkt", die vom Sozialmi­
nisterium herausgegeben wird, gelesen. Da 
stand, daß sich neuerdings das sogenannte 
"gesunde Volksempfinden" im negativen 
Sinne bemerkbar gemacht hat, indem neben 
den ausländischen Arbeitnehmern noch eine 
Personengruppe gefunden wurde, an der es 
sich abreagieren kann, nämlich die Arbeitslo­
sen. Es wird zwar in diesem Artikel auch 
zugegeben, daß es eine Gruppe von Beschäfti­
gungslosen gibt, die ihrer Situation eine posi­
tive Seite, nämlich das Nichtstun abgewinnt, 
daß diese Gruppe zahlenmäßig immer größer 
wird und daß der Mangel an Arbeitsplätzen 
diese Entwicklung begünstigt hat. 

Es werden allerdings dann in diesem Arti­
kel auch sehr schnell die Idealtypen für eine 
solche Strategie, Leben ohne Arbeit auf 
Kosten der Allgemeinheit, gefunden, nämlich 
vornehmlich die Mercedes fahrende Hote­
liersgattin, die in der toten Saison die Arbeits­
losenunterstützung und später dann die Not­
standshilfe bezieht. Da spielen sicher auch 
Vorurteile mit, wenn man nur die Hoteliers­
gattin heranzieht. Denn die strapazierte Hote­
liersgattin von der "Goldenen Sonne", die 
sich beim Arbeitsamt neben ihrem Küchen­
mädchen anstellt, um die Arbeitslosenunter­
stützung zu kriegen, die gibt es sicher, das ist 
sicher nicht aus der Luft gegriffen, aber sie ist 
nicht die einzige, die unser Sozialsystem in 
Anspruch nimmt, obwohl sie es eigentlich gar 
nicht notwendig hätte. 

Jeder, der ein bißchen herumhört, weiß, daß 
es nicht nur die Wirtin von der "Goldenen 
Sonne" ist, sondern daß eine nicht zu unter­
schätzende Gruppe von Menschen es zur stän­
digen Einrichtung gemacht hat, eine Basisun­
terstützung von der öffentlichen Hand nicht 
nur zu fordern, sondern auch in Form zum 
Beispiel der Notstandsunterstützung zu erhal­
ten, sonst aber in die Schwarzarbeit ausge­
stiegen ist. Beide Einkommen gewährleisten 
den bisherigen Lebensstandard bei einer 
annehmlicheren Lebensgestaltung und einer 
angenehmeren Zeiteinteilung als bei einer 
geregelten Arbeit. 

Auf diese Weise werden nicht nur unsere 
Sozialausgaben immer höher, sondern den 
Unternehmern fehlen auch die nötigen 
Arbeitskräfte, dem Staat entgehen Steuern 
und Abgaben in der Höhe von zig Millionen. 

Ich habe gelesen, daß dieses Phänomen ja 
nicht nur für Österreich symptomatisch ist, 
sondern es ist auch in den USA glaubhaft 
untersucht worden, daß die Schattenwirt-

schaft in Zeiten der Stagnation und der 
Rezession weit schneller wächst als die offi­
zielle Wachstumsrate und daß ein Teil der 
Arbeitslosen wirklich nur noch statistisch 
besteht, tatsächlich aber nicht, weil sich sehr 
viele in die Schattenwirtschaft flüchten. 

Ich selbst habe Leute gehört - und nicht 
nur einen oder zwei -, die sich damit brü­
sten, es schon jahrelang geschafft zu haben, 
jedem Arbeitsplatzangebot der Arbeitsmarkt­
verwaltung entronnen zu sein, sich von jeder 
angemeldeten Arbeit fernzuhalten und die 
Notstandsunterstützung zu beziehen. Dabei 
behaupte ich gar nicht - so wie der Artikel in 
der Zeitschrift "Arbeitsmarkt" -, daß die 
Leute wie ein Kaiser leben. Das glaube ich 
gar nicht. 

Sie werden selbstverständlich Einschrän­
kungen machen, ohne pfuschen wird er Ein­
schränkungen machen müssen, aber die Tat­
sache allein, daß man ohne wirkliche Notlage 
von öffentlichen Geldern jahrelang leben 
kann, das ist zumindest für mich empörend. 
Es wäre auch falsch anzunehmen, daß diese 
Ausnützer unseres Sozialsystems nur ein 
paar Außenseiter wären, die nicht ins 
Gewicht fallen, auf die es nicht ankommt. 
(Abg. S te in bau er: Das ist ja enorm, was 
Sie da sagen! Wissen Sie das auch, Herr Mini­
ster?) Herr Abgeordneter, wenn Sie öfter im 
Sozialausschuß wären, dann würden Sie wis­
sen, daß ich dieses Thema öfters anschneide. 
(Abg. S t ein bau er: Und was sagt der Mini­
ster dazu?) Der Herr Minister gibt immer eine 
Antwort, die Sie in den Protokollen nachlesen 
können. Ich erkläre ihm auch immer wieder, 
daß ich mit seiner Ansicht nicht einverstan­
den bin. Ich bin ja hier, um meine Ansicht 
und die Ansicht meiner Fraktion darzutun. 

Ich möchte jetzt noch einmal auf diesen 
Personenkreis zu sprechen kommen, von dem 
immer wieder behauptet wird, er fällt nicht 
ins Gewicht, weil er zahlenmäßig ohnehin 
sehr gering ist. Gerade in dem erwähnten 
Artikel aus "Der Arbeitsmarkt" wird sehr 
schön beschrieben, wie sich dieser Personen­
kreis zusammensetzt. Da ist die Rede vom 
früheren Akkord-Spitzenverdiener, der jetzt 
nicht mehr so ein hohes Einkommen hätte 
und es daher vorzieht, nicht arbeiten zu 
gehen, um daneben zu pfuschen, dann ist da 
der Handwerker, der seinen Nebenjob unfrei­
willig aufgibt, um im Arbeitsgewand seine 
Kontrollmeldung zu absolvieren. Wenn man 
nun diesen Personenkreis noch aus eigener 
Erfahrung ergänzt, dann wird man zum Bei­
spiel wissen, daß sehr viele Bauarbeiter am 
Anfang der Wintersaison sogar sehr froh sind, 
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wenn sie gekündigt werden, damit sie dann 
ihr Häuserl bauen können, während sie dane­
ben die Arbeitslosenunterstützung beziehen. 
(Abg. S t ein bau er: Hast du das gehört, 
Hesoun!) - Jeder von uns kennt solche Bei­
spiele. 

Bei aller sozialen Einstellung, diesen Tatsa­
chen darf man sich nicht verschließen. Man 
muß auch etwas gegen eine solche Mentalität 
tun. Denn diese Gruppe der sozialen Tritt­
brettfahrer hat nämlich in mehrfacher Hin­
sicht eine große Bedeutung: Erstens, weil sie 
Geld kostet, und zweitens, weil jene Men­
schen, die eine hohe Arbeitsmoral haben, die 
jeden Posten annehmen würden, der ihnen 
nur angeboten wird, die trotz Fähigkeiten 
keine Chance haben, einen Arbeitsplatz zu 
bekommen - ich denke hier an Leute in Pro­
blemregionen, für die ja diese Sozialleistun­
gen geschaffen worden sind -, weil diese 
Leute mit den arbeitsscheuen Menschen in 
einen Topf geworfen werden. Die verdienen 
es wirklich nicht, daß sie diskreditiert wer­
den, denn sie würden ja jede Arbeit anneh­
men. Ich glaube, schon aus diesem Grund 
muß man etwas dagegen tun, daß sich solche 
sozialen Trittbrettfahrer ausbreiten. 

Man muß auch deshalb etwas dagegen tun, 
weil für wichtige andere Projekte die finan­
ziellen Mittel fehlen oder nicht im ausreichen­
den Maße vorhanden sind. Ich sehe nicht ein, 
warum man sich eigentlich scheut, über diese 
negative Zeiterscheinung zu sprechen und 
dagegen etwas zu tun. 

Auch von einem anderen Gesichtspunkt 
aus möchte ich dieses Thema noch beleuch­
ten. Wir rechnen nunmehr in die Pensionsan­
passung auch die Arbeitslosenquote mit ein, 
das heißt, die Bezieher von Arbeitslosenunter­
stützung und Notstandshilfe schmälern die 
Pensionsanpassung. Da wird sehr deutlich, 
daß die Frage, ob jemand wirklich alles tut, 
damit er wieder in den Arbeitsprozeß einge­
gliedert wird, für eine sehr große Gruppe von 
Staatsbürgern sehr relevant ist. 

Ich halte es für wichtig, daß Maßnahmen 
getroffen werden, um sozialen Mißbrauch zu 
vermeiden. Dabei könnte ich mir vorstellen, 
daß man als eine der Notwendigkeiten doch 
eine Verschärfung der Zumutbarkeitsbestim­
mungen bei der Notstandsunterstützung ein­
führen könnte. Ich habe das schon im Budget­
ausschuß angeregt und mir ist nicht klar -
der Herr Sozialminister wird es wahrschein­
lich in einigen Minuten wiederholen -, 
warum der Herr Sozialminister davor zurück­
schreckt. Denn diejenigen, die wirklich arbei-

ten wollen, trifft es ja nicht, sie sind bereit, 
jede Art von Posten anzunehmen. Es trifft 
die, die es angehen soll, nämlich diejenigen, 
die nicht bereit sind, Konzessionen zu 
machen, die auf Kosten der öffentlichen Hand 
leben wollen, die versuchen, sich ohne drin­
gende Not über Wasser zu halten, ohne einer 
Arbeit nachzugehen. Ich finde, wir sind es 
allen Österreichern, die ordnungsgemäß ihre 
Leistungen erbringen, schuldig, daß die 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln auch 
wirklich streng kontrolliert und sparsamst 
gehandhabt wird. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Ich finde, es ist aber auch notwendig zu ver­
hindern, daß sich in Österreich ein bestimm­
tes Bewußtsein breitmacht: Man ist dumm, 
wenn man arbeiten geht und seine Steuern 
bezahlt, und nur dann gescheit, wenn man 
den Sozialstaat sehr clever ausquetscht! Wenn 
diese Einstellung nämlich Allgemeingut wird 
und sich noch weiter ausbreitet, dann wird 
eines Tages das passieren, was vielfach schon 
befürchtet wird, daß sich nämlich der Sozial­
staat selbst ruiniert, weil er so viele Möglich­
keiten geboten hat, daß für viele das Geld 
zwar nicht gerade auf der Straße gelegen, 
aber doch sehr leicht erreichbar geworden ist. 

Mit Recht wird in letzter Zeit häufig disku­
tiert, wo die Grenzen des Sozialstaates sind, 
ob wir nicht die Grenzen der Finanzierbarkeit 
schon erreicht haben und ob nicht das 
Anspruchsdenken, das, ohne auf Kosten 
Rücksicht zu nehmen, auf Leistung und auf 
Gegenleistung, hemmungslos fordert, sich 
schon zu stark ausgebreitet hat in Österreich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Vielfach besteht ja ein solches Denken, wel­
ches rücksichtslos auf die eigenen Vorteile 
bedacht ist und jede Solidarität vermissen 
läßt. Es hat den Anschein, als wäre es eine 
Folge von Sozialleistungen, ein solches 
Anspruchsdenken und in weiterer Folge eine 
Anspruchsbegehrlichkeit zu wecken. 

Der bekannte Wirtschaftswissenschafter 
und Nobelpreisträger Hayek ging sogar so 
weit, zu behaupten, der Wohlfahrtsstaat 
mache süchtig. Wir Freiheitlichen wollen den 
Wohlfahrtsstaat, aber wir wollen ihn als Medi­
zin, nicht als krankmachende Droge. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 

Wir sollten uns auch wirklich den Kopf dar­
über zerbrechen und schleunigst jene Maß­
nahmen überlegen, wie wir das Unrechtsbe­
wußtsein, die Verantwortungslosigkeit der 
Sozialparasiten wecken können. Ich möchte 
Sie, sehr geehrter Herr Sozialminister, wie 
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schon öfters ersuchen, sich Maßnahmen zu 
überlegen, um solcher Art die Solidarität zu 
stärken und auch das Rechtsbewußtsein der 
Bevölkerung zu stärken. Wenn man für solche 
Maßnahmen auch nur einen geringfügigen 
Teil jener Ausgaben machen würde, die man 
für die Werbung, für die Arbeitsmarktverwal­
tung ausgibt, dann könnte man sicher etwas 
erreichen. 

Abschließend möchte ich betonen, daß 
Sozialleistungen an Bedürftige, an wirkliche 
Notleidende von uns selbstverständlich bejaht 
werden. Wir meinen, daß sie sogar noch aus­
geweitet werden müssen, dort, wo es um wirk­
lich Bedürftige geht, aber wir sind dagegen, 
daß sich eine Anspruchsmentalität breit­
macht, die den Staat als ein "Tischlein deck 
dich" betrachtet, das auf Knopfdruck die 
geforderte Leistung ohne· Gegenleistung lie­
fert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zu vielen anderen Themen der Sozialpolitik 
habe ich bei der vor 14 Tagen abgeführten 
Diskussion zum Sozialbericht Stellung 
genommen, wobei von mir auch freiheitliche 
Standpunkte dargelegt wurden. 

Ich möchte daher meine Ausführungen 
heute schließen, indem ich dem Herrn Sozial­
minister auch noch danke für seine Bemü­
hungen, das soziale Leid in Österreich zu min­
dern, und indem ich namens meiner Fraktion 
erkläre, daß wir dem Kapitel Soziales zustim­
men. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 14.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Bundesminister 
Dallinger. Ich erteile es ihm. 

14.15 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Präsident! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Wir haben jetzt inner­
halb ganz kurzer Zeit so wie heute dreimal die 
Möglichkeit gehabt, über Grundsatzfragen 
der Sozialpolitik zu diskutieren. 

Ich habe zwischenzeitlich in verschiedenen 
öffentlichen Diskussionen auch mit Abgeord­
neten der Opposition über Fragen der sozia­
len Sicherheit diskutiert. Ich habe in einer 
Vielzahl von Interviews in aller Öffentlichkeit 
zu Fragen der sozialen Sicherheit Stellung 
genommen. 

Derzeit tagt eine große Kommission aus 
Sozialpartnern, Wissenschaftern und Leuten 
der Wirtschaftsforschungsinstitute, die mit 
einem Zeithorizont von etwa zwei Jahren 

über Probleme der sozialen Sicherheit und 
deren Finanzierung im speziellen - nicht 
öffentlich, sondern in wissenschaftlicher Art 
und Weise - diskutiert. Ich glaube, daß es 
überhaupt kein Problem gibt, das so öffent­
lichkeits- und betroffenennah diskutiert wird, 
wie eben die soziale Sicherheit. 

Ich möchte daher der Vorwurf des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schwimmer mit aller Ent­
schiedenheit zurückweisen, daß ich etwas 
bejammere, daß ich in Selbstmitleid verfalle 
oder gar in Selbstgefälligkeit, denn das kön­
nen Sie mir nicht nehmen, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, daß ich sogar sehr 
gegen den Willen mancher die Probleme the­
matisiere, sie der Öffentlichkeit vor Augen 
führe und klar darlege, welche Zukunftser­
wartungen wir auf den· verschiedensten 
Gebieten haben und daß wir manches ändern 
müssen, wenn wir die Probleme bewältigen 
wollen. Das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, können Sie mir nicht nehmen, das ist 
weder Bejammern noch Selbstmitleid. Im 
Gegenteil, ich möchte die Öffentlichkeit 
nahezu provozieren, daß sie sich mit diesen 
Fragen auseinandersetzt, daß sie sich Gedan­
ken darüber macht und überlegt. (Zwischen­
ruf des Abg. B r a n d s t ä t t e r.) 

Herr Abgeordneter Brandstätter! Sie wer­
den noch früh genug auf diese Dinge zurück­
kommen, wie wir die Zukunft in der Arbeits­
welt bewältigen, wie die Fragen der neuen 
Technologie einzuordnen und zu kategorisie­
ren sind, was wir auf diesem und jenem 
Gebiet unternehmen müssen, welche neuen 
Berufe wir brauchen, welche Fragen zu erör­
tern sind, wenn wir uns mit den Studierenden 
und mit den mittleren Lehranstalten befas­
sen, und anderes mehr. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
und insbesondere Herr Abgeordneter Dr. 
Schwimmer! Ich bejammere nichts und ich 
verfalle in kein Selbstmitleid, weil ich glaube, 
daß wir Sozialisten auch imstande sind, 
Modelle und Strategien anzubieten, um mit 
den Schwierigkeiten fertig zu werden. Das ist 
nämlich der Gegensatz zu Ihnen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) Sie setzen all das herab, was 
wir tun. Sie beziehen sich auf eine Zeit, die 
nur mehr aus der Erinnerung zu zitieren ist, 
nämlich auf die Zeit von 1966 bis 1970, und 
meinen, damals den Stein der Weisen gefun­
den zu haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir sind in dem Fall nicht so selbstgefällig zu 
meinen, den Stein der Weisen gefunden zu 
haben. Im Gegenteil. Wir wissen zum Bei-
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spiel, daß wir seit damals - von 1969 bis 
heute - 370 000 Leistungsempfänger auf dem 
Pensionssektor mehr haben, 370000 Pen­
sionsempfänger mehr. Das führt zu einer 
Vielfalt neuer Probleme. Wir wissen, daß das 
nicht auf die Gegenwart beschränkt bleibt. In 
Zukunft wird in noch größerem Umfang zu 
sehen sein, daß die Schere immer mehr aus­
einanderklafft. Die Zahl derer, die Beiträge 
und Steuern leisten, wird geringer, die Zahl 
der Leistungsempfänger steigt exorbitant. 
Daher muß man Überlegungen verschieden­
ster Art anstellen. 

Aber nicht nur bei uns, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, sondern zum Beispiel 
auch in unserem Nachbarland, der Bundesre­
publik Deutschland, wo man jetzt in noch grö­
ßerem Ausmaß, von der Gesamtzahl der 
Betroffenen her gesehen, mit den gleichen 
Fragen konfrontiert ist, überlegt und sucht 
man Wege, wie man aus diesen Schwierigkei­
ten herauskommt. In der Bundesrepublik 
Deutschland - um das gleich wieder festzu­
stellen, Herr Abgeordneter Schwimmer - ist 
am 1. Juli 1985 eine theoretische Pensionsan­
passung im Ausmaß von 3 Prozent brutto 
durchgeführt worden. 

Gleichzeitig hat man den Krankenversiche­
rungsbeitrag der Pensionisten um 1,5 Pro­
zentpunkte erhöht, sodaß sich tatsächlich im 
Vergleich zu der in Aussicht genommenen 
3prozentigen Erhöhung der Pensionen eine 
Pensionserhöhung von 1,41 Prozent brutto 
ergeben hat, von der dann auch die entspre­
chende Steuerleistung zu erbringen ist. 

Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer! Da 
monieren Sie gegen die Bestimmungen der 
40. Novelle, daß die Zahl der Arbeitslosen die 
Pensionsanpassung hemmt. Was macht man 
denn in der Bundesrepublik? Da geht man 
einen anderen Weg. Da hat man ab 1. Juli die­
ses Jahres den Krankenversicherungsbeitrag 
der Pensionisten um 1,5 Prozentpunkte 
erhöht, nächstes Jahr erhöht man ihn ab 
1. Juli um weitere 0,7 Prozentpunkte und ab 
1. Jänner 1987 um weitere 0,7 Prozentpunkte, 
da hat man ab 1. Juli dieses Jahres den Pen­
sionsbeitrag um 0,5 Prozent erhöht und so 
Lösungen gesucht. (Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Wie hoch ist er dann?) 

Das ist völlig unerheblich, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. Von der Aus­
gangsposition her gesehen ist es so, daß man 
versucht, mit diesen Methoden eine Verringe­
rung der Staatsausgaben zu erreichen und 
insgesamt eine Pensionsfinanzierung zu reali­
sieren. 

Nun zu der von niemand gewollten Witwer­
pension. Ich wiederhole einmal mehr: Ich 
wollte die Witwerpension nicht. Sie war eine 
Auflage des Verfassungsgerichtshofes, weil 
die damaligen Bestimmungen gegen den 
Gleichheitsgrundsatz verstoßen haben. Und 
wir haben um eine Lösung gerungen. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Aber nicht im Parla­
mentJ) 

Genauso hat man in der Bundesrepublik 
Deutschland um eine Lösung gerungen; man 
hat dort um einige Jahre länger um eine 
Lösung gerungen. Sie wissen so wie ich, was 
dabei herausgekommen ist, nämlich die spie­
gelgleiche Witwerpension. Das hat man -
obwohl Sie das bei der Beschlußfassung im 
österreichischen Parlament verdammt haben 
- in der Bundesrepublik Deutschland erst in 
diesen Monaten neu eingeführt: Ruhensbe­
stimmungen beim Zusammentreffen zweier 
Pensionen. 

Wir haben nicht den Stein der Weisen 
gefunden. Wir haben das nie behauptet. Nur 
diese Darstellung, wir wären unfähig, die Pro­
bleme zu lösen, aber Sie und alle anderen, die 
gleich denken, wären wohl imstande, diese 
Problemlösung herbeizuführen, werden durch 
die Beispiele in der Bundesrepublik Deutsch­
land auf ihren wahren Kern reduziert. Alle -
und das geht gar nicht anders - kochen mit 
Wasser und versuchen, durch Erhöhung der 
Beiträge oder Verminderung von Leistungen 
das zu tun. 

Daß wir das nur im minimalen Maße tun, 
daß wir durch die Pensionsreform in der 
40. Novelle eine Stabilisierung für einen 
gewissen Zeitraum erreicht haben, das haben 
ja nicht einmal Sie heute bestritten; anläßlich 
der Reform haben Sie das getan. Im heurigen 
Jahr haben wir uns etwa 7 bis 7% Milliarden 
an Ausgaben des Bundes erspart, nächstes 
Jahr werden wir eine Ersparnis von 8,7 Mil­
liarden Schilling haben. Ich muß dazurech­
nen, daß wir bei den Pensionsausgaben eine 
Steigerung um 5 Milliarden haben werden. 
Daher hätten wir im nächsten Jahr gegen­
über heuer einen Mehraufwand von 13 Mil­
liarden, um die Pensionslast zu finanzieren. 
Das ist unter den geänderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen einfach nicht möglich. Dazu 
bekenne ich mich! Und daher war die Pen­
sionsreform richtig dosiert, daher war und ist 
sie sozial dimensioniert und symmetriert. 

Natürlich kommen andere Schwierigkeiten 
neu hinzu, sicher, die Ereignisse um die 
VOEST und anderswo. Aber wollen Sie, daß 
wir das alles kumulativ lösen? Dann wären 
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wir tatsächlich so weit, daß wir nicht 
imstande sind, all das zu finanzieren. 

Es gibt in der Wirtschaft Rückschläge, zum 
Teil verhinderbare und zum Teil andere, die 
elementar eintreten und einfach gegeben 
sind, nicht nur bei uns, sondern auch 
anderswo. 

Wir machen Fehler! - Sicher, niemand 
bestreitet das. Aber, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, um das Niveau der Dis­
kussion zu charakterisieren: Den Vorwurf, 
den gestern Ihr Bundesparteiobmann erho­
ben hat, der erklärt hat, die Sozialisten hätten 
Österreich durch ihre Politik in den letzten 
15 Jahren verludert, muß man mit aller Ent­
schiedenheit und Empörung zurückweisen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Solche Wirtschaftsdaten, wie wir in Öster­
reich, hätten viele Länder gerne, und zwar 
trotz der zugegebenen Schwierigkeiten, trotz 
der zugegebenen Fehler. Von einem nationa­
len Konsens zu reden und gleichzeitig zu 
behaupten, die Sozialisten bedienten sich 
kommunistischer Praktiken, wie das in den 
Nachbarländern um uns der Fall ist, ist das 
Ihr Niveau der Diskussion, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren? (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Unerhörtf-Rufe bei der SPÖ.) 

Oder ist das ein Niveau, Herr Abgeordneter 
Dr. Schwimmer, daß Sie mir unter dem fal­
schen Hinweis auf Dr. Salcher bezüglich des 
Holzklaubens unterstellen, daß die Broschü­
ren, die im Keller des Sozialministeriums 
gelagert sind, dazu dienen könnten, den Pen­
sionisten bei ihren Heizproblemen zu helfen? 
Ist das das Niveau einer Diskussion, die wirk­
lich Ihrer und unserer würdig ist, meine sehr 
geehrten Damen und Herren? Ist das ein 
Niveau? 

Ich weiß um die Schwierigkeiten der Pen­
sionisten und insbesondere der Empfänger 
von Ausgleichszulagen. Ich bin jede Woche 
draußen in allen Bundesländern, und die Kol­
legen, die hier anwesend sind, wissen das. 
Mich trifft das, daß wir jetzt nicht so können, 
wie wir wollen. Jeder von uns würde gerne -
und ich am allerliebsten - Leistungen erbrin­
gen, die weit über die derzeitigen hinausge­
hen, um den sozial Betroffenen noch mehr zu 
helfen. Aber das so darzustellen, als ob wir 
wirklich nicht wollten, als ob wir Überlegun­
gen dieser Art anstellen würden, auf diese pri­
mitive Art und Weise eine Diskussion zu füh­
ren, das möchte ich zurückweisen. 

Im übrigen habe ich Ihren Kollegen, die 
diese Frage gestellt haben, eine sehr konkrete 
Antwort gegeben bezüglich jeder einzelnen 
Broschüre, die noch lagernd ist, ich habe 
beantwortet, welchen Inhalt sie hat, welche 
Aufgabe sich diese gestellt hat. 

Wir haben eben eine Vielzahl von Betroffe­
nen, wir haben eben aufzuklären, und ich 
beklage, daß wir dazu zu wenig imstande 
sind. Auch ist vielleicht die eine oder andere 
Broschüre fehl am Platz, vielleicht ist da und 
dort das Wollen, was notwendig und zweck­
mäßig ist, mit uns durchgegangen; ich gebe 
das zu. Wir sind nicht frei und ich bin am 
allerwenigsten frei von Fehlern. Aber selbst­
gefällig? - Wer ist das, Herr Abgeordneter 
Dr. Schwimmer? Wir bemühen uns. Und wir 
werden bezüglich der Berufsaufklärung noch 
viel mehr tun müssen, weil ich glaube, daß 
wir eine Zukunft vor uns haben, die viele 
Änderungen bringen wird. 

Die Berufsskala der etwa 240 Berufe, die 
wir jetzt haben - nach der 90 Prozent der 
Mädchen sechs Berufe wählen -, wird einer 
Änderung zu unterwerfen sein. Wir werden 
da gemeinsam mit den Kammern und mit den 
Vertretern des Gewerbes überlegen müssen, 
was wir auf diesem Gebiet zu tun haben wer­
den. 

Sie sehen also, bei uns finden Sie durchaus 
offene Türen für ein Gespräch, ob das jetzt 
auf parlamentarischer Ebene stattfindet oder 
im Ministerium oder in den diversen Kreisen 
von Spezialgesellschaften, zum Teil interfrak­
tioneller Art oder auch irgendwelcher Zugehö­
rigkeit. Ich bin bereit zu einer Diskussion 
über all diese Fragen. 

Alle Fakten, die Sie brauchen, und alle 
Unterlagen, die Sie benötigen, können Sie von 
mir in objektiver Weise haben, denn ich weiß, 
es ist schwer genug, die Probleme zu lösen, 
auch gemeinsam, weil niemand imstande ist, 
von vornherein neue Schwierigkeiten auszu­
schalten. 

Nun zur Frau Abgeordneten Dr. Partik­
Pable. Sie sieht das von ihrem Standpunkt, 
ich sehe das von einem anderen Standpunkt. 
Ich betrachte das als durchaus legitim. 

Wir haben ein Sozialsystem, das im Bereich 
der Arbeitsmarktverwaltung ein Versiche­
rungssystem statuiert hat. Genauso wie bei 
der Pensionsversicherung ein versicherungs­
mäßiger Anspruch nach versicherungsmathe­
matischen, versicherungsmäßigen Grundsät­
zen besteht, genauso ist das in der Arbeitslo-
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senversicherung. Ich leugne nicht, daß es 
Mißbräuche gibt, daß es eine Zahl von Schma­
rotzern gibt, die man aber relativieren kann 
im Hinblick auf die Gesamtzahl der Arbeitslo­
sen. Ich schätze die Zahl jener, die ungerecht­
fertigte Leistungen in Anspruch nehmen, auf 
5 Prozent aller Leistungsempfänger . Das ist 
nicht wenig, aber doch eine Relativierung. 
95 Prozent der Arbeitslosen beziehen die Lei­
stungen auf Grund eines versicherungsmäßi­
gen Anspruches und haben einen Rechtsan­
spruch darauf, diese Leistung zu erhalten. 

Die Veränderung der Zumutbarkeitsgrenze 
- ich erkläre das in aller Form - ist das 
allerletzte Mittel, das ich ergreifen werde, um 
solche Mißbräuche zu verhindern. Man hat 
europaweit diese Frage diskutiert. In der Bun­
desrepublik hat es jahrelang eine Diskussion 
darüber gegeben; dann hat man einen ersten 
Ansatz unternommen und hat ihn kurze Zeit 
darauf wieder revidiert. 

Es ist natürlich das legitime Recht eines 
arbeitslos Gewordenen, daß er versucht, 
einen sozialen Abstieg zu verhindern, daß er 
sogar in einer längeren Phase der Arbeitslo­
sigkeit bemüht und bestrebt ist, einen seiner 
Ausbildung oder seiner letzten Tätigkeit ent­
sprechenden Posten zu bekommen. Das ist 
sehr schwer. Je qualifizierter er in einer 
bestimmten Position, innerhalb einer 
bestimmten Hierarchie beschäftigt war, umso 
schwieriger wird es. Das ist das Problem. 

Die Veränderung von solchen Grenzen 
bringt Probleme. Es wurden derartige Versu­
che in anderen Ländern unternommen, wie 
zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutsch­
land etwa beim Anspruch auf Notstandshilfe. 
N ach dem sogenannten Berliner Modell muß 
eine zugewiesene Arbeit zwingend angenom­
men werden. 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich habe 
Ihnen schon in aller Offenheit gesagt: Dieses 
Modell lehne ich ab, weil es nicht dem öster­
reichischen System, auch nicht jenem der 
Arbeitslosenversicherung, entspricht. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Das bedeu­
tet aber nicht, daß wir nicht ununterbrochen 
bemüht und bestrebt sind, die Arbeitslosen 
mehr im Hinblick auf ihre Arbeitswilligkeit 
zu durchleuchten und auch Mißbräuche zu 
verhindern. 

Aber auch da erfolgt dieser Mißbrauch mei­
stens in Kooperation. Es ist nicht allein nur 
der Arbeitslose, sondern es muß sich in der 

Regel noch ein Zweiter finden, der bereit ist, 
mit diesem Arbeitslosen zu kooperieren, und 
der auch einen Vorteil daraus zieht, wenn er 
einen arbeitslos Gewordenen nicht anmeldet, 
wenn er ihn nicht der Sozialversicherung 
unterwirft, wenn er nicht irgendwelche Bei­
träge zu zahlen hat. 

Da lade ich alle Mitglieder des Hohen Hau­
ses ein, ohne daß ich mich an eine Seite im 
besonderen wende, mitzuwirken, daß solche 
Mißbräuche, die in Kooperation des einen mit 
einem Zweiten erfolgen, verhindert werden. 

Ich habe auch erklärt, daß ich durchaus 
dafür bin, daß die Unternehmer angewiesen 
werden, eine ablehnende Haltung einzuneh­
men, wenn jemand ohne überhaupt in ein 
Gespräch über eine Postenvermittlung einzu­
treten, erklärt, daß er nur den Stempel 
braucht, um dann wieder auf das Arbeitsamt 
gehen zu können. 

Hier muß man unterscheiden zwischen den 
grundsätzlichen Veränderungen, die unter 
Umständen das System in seinen Grundfe­
sten erschüttern, und den anderen Möglich­
keiten, Mißbrauch zu verhindern, die man 
verstärkt suchen sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zur Frage der Mitbestimmung. Herr Abgeord­
neter Dr. Schwimmer! Sie haben gemeint, 
man solle sich überlegen, ob man sich lustig 
macht über die Bestrebungen, die Rechte des 
einzelnen und der Minderheiten zu stärken. 
Ich kenne jedenfalls in meinem Kreis nie­
manden, der sich über dieses Vorhaben lustig 
macht. Im Gegenteil, ich bekenne mich dazu, 
daß die Rechte des einzelnen gestärkt, die 
Rechte der Minderheiten vermehrt werden, 
weil sie eben als Minderheit eines besonderen 
Schutzes bedürfen. 

Das ist ein elementares Erkenntnis unserer 
Demokratie. Wir müssen das tun. Aber das 
eine ist nicht der Feind des anderen. Das eine 
kann nicht bedeuten, daß man auf die Erwei­
terung der kollektiven Rechte, also der Mitbe­
stimmungsrechte der Betriebsräte verzichten 
kann oder verzichten soll. 

Ich habe das heute in einem Presse inter­
view gesagt. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die VOEST-Ereignisse sind in keiner 
Weise geeignet, unsere Bestrebungen nach 
Verstärkung der Mitbestimmungsrechte der 
Betriebsräte etwa bei der Einführung neuer 
Technologien, etwa bei der Einführung neuer 
Personalinformationssysteme, etwa bei der 
Schaffung eines Konzernbetriebsrates, etwa 
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bei der Verstärkung von Kündigungsbestim­
mungen oder Rechten für kleinere Betriebe 
zu eliminieren oder gar zu konterkarieren. 

Im Gegenteil, wer die VOEST-Ereignisse 
untersucht, wird daraufkommen, daß in kei­
ner Weise der Betriebsrat an den Verfehlun­
gen schuld war, die hier inkriminiert sind. 
Das eine als Mittel für etwas anderes zu 
gebrauchen, das lehnen wir ab. 

Deshalb werden wir nicht von den 29 Punk­
ten als Forderung ablassen, wobei mir klar 
ist, daß das Ergebnis nur ein Komprorniß sein 
kann. Daher wird sicher, wenn Sie das Bei­
spiel haben wollen, Wasser in den Wein gegos­
sen. Aber die Grundsätzlichkeit dieser Forde­
rungen wird durch die VOEST-Ereignisse in 
keiner Weise konterkariert. Wir brauchen 
diese Vermehrung der Mitbestimmungs­
rechte und wir werden und müssen sie auch 
durchsetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zum Schluß gestatten Sie mir folgenden Hin­
weis: Die Jugendarbeitslosigkeit in Österreich 
ist, im internationalen Vergleich gesehen, 
geringer. Aber ich leugne es nicht, sie ist stei­
gend. Allen unseren Bemühungen zum Trotz 
nimmt die Arbeitslosigkeit der jungen Men­
schen im Alter von 19 bis 25 Jahren zu. Ich 
habe immer wieder erklärt, ich bin bereit, mit 
jedem zu diskutieren, mich mit jedem zu ver­
bünden, der bereit ist, einen Beitrag zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zu 
leisten. 

Ich glaube, es bedarf mehr als nur der Neu­
festsetzung von weiteren Förderungsmaßnah­
men. Es bedarf mehr als nur des Diskutierens 
darüber. Wir müssen hier wirklich gemein­
sam alles tun, um die Einstellung von jungen 
Menschen zu erreichen. Es wäre für uns eine 
gesellschaftspolitische Katastrophe, gelänge 
es uns nicht, dieses Problem in den Griff zu 
bekommen. 

Ich weiß schon, heute kann das nur ein 
Randproblem sein, aber es ist eines der 
bedeutendsten Probleme unserer Zeit. Wir 
wissen, daß wir einen Berg voll Arbeit auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit vor uns 
haben. Eine ganz wichtige Arbeit, die wir 
gemeinsam zu bewältigen haben - ich 
betone: gemeinsam zu bewältigen haben -, 
sind die Bekämpfung der Jugendarbeitslosig­
keit und die Unterbringung junger Menschen, 
die sogar eine Berufsausbildung hinter sich 
haben, auf einem ihrer Ausbildung adäquaten 
Arbeitsplatz. Hier hilft uns, auf Sicht gesehen, 

vielleicht doch die demographische, die bevöl­
kerungsmäßige Entwicklung. 

Aber wir können nicht auf die nächsten 
zwei, drei Jahre warten. Wir müssen heute 
und jetzt alles tun, um die jungen Menschen 
auf Arbeitsplätzen unterzubringen. Daher ist 
mein besonderer Wunsch an das Plenum des 
Hauses, alles zu tun und es womöglich 
gemeinsam zu tun, die Jugendarbeitslosigkeit 
in Österreich zu verhindern. (Beifall bei der 
SPÖ.) 14.38 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Feurstein. Ich erteile es ihm. 

14.38 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Argumentation des Bundesministers für 
soziale Verwaltung war wie immer durch eine 
Doppelstrategie gekennzeichnet: auf der 
einen Seite Zuckerbrot, auf der anderen Seite 
Peitsche. 

Herr Minister! Was wir Ihnen zum VOIWUrf 
machen, ist etwas Zweifaches. 

Erstens: Sie machen Versprechungen und 
erzeugen Hoffnungen. Diese Versprechungen 
und Hoffnungen werden dann nicht realisiert. 

Ich nenne Ihnen dazu drei Beispiele. Sie 
haben doch in vielen Reden, von denen Sie 
jetzt gerade gesprochen haben, immer wieder 
darauf hingewiesen, Sie werden für die 
Behinderten zwei Probleme lösen, zum Bei­
spiel in der Unfallversicherung das Problem 
der Kausalität und die Schwierigkeiten bei 
der Bemessung der Waisenpension. Sie haben 
beide Anliegen bis heute nicht zufriedenstel­
Iend gelöst. 

Sie haben den Pensionisten immer wieder 
versprochen: Wir werden für die Pensionen 
sorgen. Sie haben heute wieder nicht gesagt, 
wie das Problem der Pensionen im Jahre 
1988, im Jahre 1989 und im Jahre 1990 gelöst 
wird. Das Problem der Pensionen ist für das 
Jahr 1990 nicht gelöst, Herr Minister! Wir 
bedauern dies. 

Zweitens: Sie verunsichern: Sie haben jetzt 
wieder verunsichert, indem Sie auf Ihrem 
29-Punkte-Programm beharrt haben. Sie 
haben zwar gesagt, Sie werden Kompromisse 
suchen, Sie haben aber in keinem Punkt 
angedeutet, wo Sie kompromißbereit sind, 
sondern Sie haben Ihr 29-Punkte-Programm 
als etwas Festes und Unverrückbares in den 
Mittelpunkt der Diskussion gestellt. 
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Sie reden immer von der Arbeitszeitverkür­
zung. Wissen Sie, wie viele Unternehmer Sie 
dadurch verunsichern, wie viele Sie daran 
hindern, arbeitsplatzfördernde Maßnahmen 
zu setzen? Und die Arbeitnehmer verunsi­
chern Sie durch Ihre ständige Überstunden­
diskussion! 

Meine Damen und Herren! Wenn man das 
gehört hat, was heute diskutiert worden ist, 
. .. (Zwischenruf des Abg. Dr. Sc h r a n z.) 
Man soll darüber reden, soll aber nicht verun­
sichern, man soll nicht unberechtigte Verspre­
chungen machen, sondern man soll Fakten 
auf den Tisch legen und sagen, das sind 
unsere konkreten Vorstellungen, die wir ver­
wirklichen wollen. Aber nicht mit unbestimm­
ten und unklaren Vorstellungen ... (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: 35-Stunden-Woche! - Ist das 
unklar? Ist das unbestimmt?) Das ist eben die 
Verunsicherungstaktik! (Abg. Dr. Sc h r a n z: 
Bei der 40-Stunden-Woche - wie war es da?) 

Herr Abgeordneter Schranz! Wenn für Sie 
die Einführung der 35-Stunden-Woche tat­
sächlich ein erstrebenswertes Ziel ist, und 
zwar bei den Problemen, die es in der Wirt­
schaft gibt, dann bestätigen Sie erneut, wie 
wenig Verständnis Sie für die echten Arbeits­
marktprobleme in Österreich haben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Für uns ist die 
Jugendarbeitslosigkeit wirklich das entschei­
dende Anliegen, das es zu lösen gilt, Herr 
Minister! Wir haben im Jahre 1984 das Mock­
Programm zur Sicherung der Jugendbeschäf­
tigung vorgelegt. Im Jahre 1984 ist dieses Pro­
gramm behandelt worden, es ist von Ihnen, 
der SPÖ und FPÖ, abgelehnt worden. 

Im September 1985 ist es das erste Mal 
gelungen, einen gemeinsamen Nenner zu fin­
den. 

Ich frage Sie: Warum gelang das nicht 
bereits im Jahre 1984? Wäre es nicht möglich 
gewesen, bereits damals die entscheidenden 
Ansätze für eine Verbesserung der Situation 
der Jugendbeschäftigung zu setzen? 

Wir bedauern, daß dieser Durchbruch nicht 
im Jahre 1984 gelungen ist. Wäre uns das 
möglich gewesen, so, meine ich, wären wir 
heute in der Frage der Jugendbeschäftigung 
wesentlich weiter, und es würde vermutlich in 
vielen Bereichen Jugendliche geben, die nicht 
mehr arbeitslos wären. 

Ich kann aus der Sicht meines Bundeslan­
des feststellen, daß es bei uns zumindest teil-

weise möglich gewesen ist, auf Grund dieses 
Mock-Planes zur Beseitigung der Jugendar­
beitslosigkeit einen Beitrag zu leisten und die 
Situation für die Jugendlichen auf dem 
Arbeitsmarkt zu verbessern. 

Meine Damen und Herren! Wir unterschei­
den uns grundsätzlich von der Position der 
SPÖ, es ist einfach falsch, wenn man meint, 
die Wirtschaftspolitik und die Sozialpolitik 
allein könnten die soziale Sicherheit in unse­
rem Staate gewährleisten. 

Die soziale Sicherheit kann nur gewährlei­
stet . werden, wenn eine funktionierende, lei­
stungsfähige private und verstaatlichte Wirt­
schaft die notwendigen Leistungen erbringt, 
wenn Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der 
Lage sind, Beiträge in die Sozialversicherung 
zu leisten, damit dann Krankenversiche­
rungsleistungen und Pensionsleistungen 
erbracht werden können. 

Meine Damen und Herren! Das Bundesland 
Vorarlberg ist geradezu ein typisches Beispiel 
dafür, welche Wirkungen erzielt werden kön­
nen, wenn staatlicher Interventionismus in 
geringem Ausmaß an den Tag gelegt wird. Es 
gibt sicherlich kein anderes Bundesland in 
Österreich, in dem es so wenig Interventionen 
von staatlicher Seite und zugegebenermaßen 
auch so wenig Wirtschaftsförderungsmittel 
des Bundes und des Landes gibt. 

Aber in diesem Bundesland war es trotz der 
Schwierigkeiten, mit denen wir heute kon­
frontiert sind, und zwar vor allem aus der 
restriktiven Steuerpolitik resultierend, mög­
lich, die saisonbereinigte Arbeitslosenrate zu 
senken. Es war auch in den letzten Monaten 
möglich, die Beschäftigungssituation für 
junge Menschen zu verbessern. Und dies, 
obwohl in diesem Bundesland von allen 
Steuerpflichtigen eine Steuerleistung 
erbracht wird, die um 10 Prozent über jener 
des Bundesdurchschnitts liegt. 

Meine Damen und Herren! Das ist doch ein 
typischer Beweis dafür, daß Ihre Stoßrichtung 
in der Politik grundsätzlich falsch ist. 

Lassen Sie mich noch einmal kurz sagen, 
welche die wesentlichen Punkte sind, von 
denen wir eine Änderung erwarten. Herr 
Minister! Wenn Sie wirklich glauben - und 
Sie haben das in Ihrer Wortmeldung so durch­
klingen lassen -, daß die Sozialversicherung 
in den nächsten Jahren vor finanziellen Pro­
blemen steht, dann ist es unverständlich, daß 
jetzt so im nachhinein, nachdem das Budget 
bereits vorgelegt worden ist, eine Kürzung 
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des Bundesbeitrages um 2 Milliarden Schil­
ling erfolgt ist. Der Bund leistet in die Kran­
kenversicherung der Beamten, in die Unfall­
versicherung der Beamten und an verschie­
dene andere Sozialversicherungsträger um 
2 Milliarden Schilling weniger, auch wenn es 
keine gesetzliche Änderung und Novellierung 
gegeben hat. (Abg. Dr. Sc h r a n z: Wieviel 
mehr als im vorigen Jahr?) Ich weiß, daß eine 
Erhöhung erfolgte! Das haben wir noch nie 
bestritten, Herr Dr. Schranz. 

Der Bundesbeitrag wurde heute bereits 
vom Abgeordneten Hesoun erwähnt. Ich muß 
diesen Betrag, glaube ich, nicht wiederholen. 
Er ist bereits einmal genannt worden. 

Zweiter Punkt, Herr Minister. Ihr Ressort 
ist eines der wenigen, in dem neue Dienstpo­
sten geschaffen werden. Der Dienstposten­
plan Ihres Ministeriums wird um 1,4 Prozent 
erhöht. Das ist durch nichts gerechtfertigt. 
Der Personalaufwand im Sozialbereich steigt 
von 728 auf 773 Millionen Schilling, also um 6 
Prozent. Auf der anderen Seite gibt es eine 
massive Zunahme des Aufwandes für den 
EDV-Bereich. 

Hier werden Gelder falsch eingesetzt. Wir 
glauben, daß man im Bereich des Sozialmini­
steriums nicht mehr Personal braucht, son­
dern wir brauchen einen vernünftigen Ein­
satz der Leistungen, die vom Sozialministe­
rium erbracht werden. Nicht von ungefähr 
können aus diesem Grund zum Beispiel die 
Arbeitsmarktförderungsmittel, die echten 

. AMFG-Mittel, nicht erhöht werden. 

Herr Minister! Sie reden von einer Ein­
schränkung der Überstunden. Wir haben den 
Herrn Finanzminister anläßlich der Behand­
lung des Stellenplanes befragt. Im Jahre 1984 
wurden im Bund von den Dienstnehmern 34 
Millionen Überstunden geleistet. Das wären 
16000 bis 18000 Dienstposten. Allein diese 
Zahl von Überstunden, die geleistet worden 
ist und die sicherlich auch im Jahre 1985 zu 
einem Großteil wiederum geleistet wird, 
beweist, daß man nicht so ohne weiteres 
Arbeit verteilen kann, wie Sie das völlig zu 
Unrecht immer wieder in den Raum stellen. 
Auch daran sieht man, wie unrealistisch 
eigentlich Ihre Vorstellungen sind, was die 
Arbeitszeitverkürzung betrifft. Denn es ist 
Ihnen nicht einmal möglich, in Ihrem 
Bereich, im Bereich des Bundes einen echten 
Nachweis zu erbringen, daß Überstunden ein­
fach so ohne weiteres beseitigt werden kön­
nen. 

Wir stehen grundsätzlich zu den Überstun-

den, glauben allerdings, daß man dort, wo 
man die Arbeitsplatzsituation verbessern 
könnte, dieses Problem sehr wohl überdenken 
soll. Aber man sollte nicht generell sagen, die 
Überstunden sollen beseitigt werden. 

Fünfter Bereich, Herr Minister, ein für 
mich besonders wichtiger Bereich. Es war für 
mich schon überraschend, als Abgeordneter 
Hintermayer vor wenigen Tagen hier eine 
Rede der Frau Dr. Partik-Pable verlesen hat, 
in der nur die private Wirtschaft kritisiert und 
negativ dargestellt worden ist. Es wurde 
gesagt, sie sei behindertenfeindlich einge­
stellt. 

Meine Damen und Herren! Wer handelt tat­
sächlich behindertenfeindlich, wenn es darum 
geht, Behinderten Arbeitsplätze anzubieten? 
In der privaten Wirtschaft muß auf Grund des 
Invalideneinstellungsgesetzes auf 25 Arbeits­
plätze ein Behinderter kommen. Der Bund ist 
hier als Dienstgeber begünstigt. Er muß pro 
40 Arbeitsplätze nur einen Behinderten 
beschäftigen. Tatsächlich kommt aber beim 
Bund nur auf 80 Arbeitsplätze ein Behinder­
ter. 

Meine Damen und Herren! Ein Behinderter 
auf 80 andere Arbeitsplätze! Das ist ein Miß­
verhältnis zwischen Behinderten und Nicht­
behinderten im Bereich des Bundes, das wir 
einfach nicht zur Kenntnis nehmen können. 
Wir glauben, daß anläßlich der Novellierung 
des Invalideneinstellungsgesetzes ein ganz 
entscheidender Schwerpunkt gesetzt werden 
muß. 

Der Bund muß behindertenfreundlicher 
werden, was die Beschäftigung von Menschen 
betrifft, die eben auf Grund ihrer Behinde­
rung keine volle Leistung erbringen können. 
(Beifall bei der ÖVP.j 

Meine Damen und Herren, ein letzter 
Punkt. Ich verwende bewußt nicht das Wort 
"arm", aber für die wenig Verdienenden 
haben Sie kein Verständnis. Anläßlich der 
Fragestunde des Nationalrates habe ich am 
13. Juni 1985, also vor den Sommerferien, den 
Bundeskanzler befragt und ihn gebeten, mit 
dem Sozialminister Gespräche darüber zu 
führen, was man für die wenig Verdienenden, 
für die Menschen, die 6000, 7000, 8000, 9000 
S brutto verdienen, tun könne. 

Er hat mir damals versprochen, Gespräche 
mit dem Sozialminister zu führen. Ich habe 
daraufhin in einer parlamentarischen 
Anfrage dieses Thema neu aufgeworfen. Am 
26. August, also zwei Monate später, schreibt 
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der Bundeskanzler, er konnte bisher keine 
Gespräche mit dem Herrn Sozialminister 
über dieses Thema führen, es war keine Zeit 
für Gespräche. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Bun­
deskanzler und der Sozialminister keine Zeit 
haben miteinander zu reden, was man für 
Menschen tun kann, die 6 000,7000 oder 8 000 
S Einkommen haben, die unter Umständen 
für Kinder, für eine Familie zu sorgen haben, 
dann ist das ein Beweis, daß man grundsätz­
lich gar nicht bereit ist, dieses Thema echt 
aufzugreifen und echt einer Lösung zuzufüh­
ren. 

Wir haben die Auswirkungen dieses Verhal­
tens erlebt. Als das Abgabenänderungsgesetz 
1985 im Finanzausschuß und hier im Natio­
nalrat behandelt worden ist, waren Sie nicht 
bereit, unsere Anträge, die lediglich eine Ver­
besserung und Erleichterung der Situation 
für jene Personen gebracht hätten, die als 
Alleinverdiener bis zu 9000 S und mit dem 
Alleinverdienerabsetzbetrag - also Perso­
nen, die für andere, für Kinder oder für einen 
Ehegatten zu sorgen haben - bis zu 10000 S 
verdienen, anzunehmen. 

Sie waren nicht bereit, mit uns über dieses 
Thema zu diskutieren und das Thema einer 
Lösung zuzuführen. Sie haben unsere 
Anträge abgelehnt. Sie haben den Heizko­
stenzuschuß abgelehnt, Sie haben die Verbes­
serung der Pensionsdynamik abgelehnt, und 
Sie haben alle anderen, auch kleine, Verbes­
serungsvorschläge, die von uns eingebracht 
worden sind, für diese Menschen, die wenig 
verdienen, einfach in den Papierkorb gekehrt. 
Das sage ich einmal ganz deutlich. 

Meine Damen und Herren! Eine Behinder­
tenpolitik, eine Sozialpolitik und eine Arbeits­
marktpolitik, die auf diese Personen nicht pri­
mär Rücksicht nimmt, sondern diese Themen 
immer wieder beiseiteschiebt und keiner 
Lösung zuführt, eine solche Sozialpolitik, 
Behindertenpolitik und Arbeitsmarktpolitik 
können wir nicht zur Kenntnis nehmen. Wir 
lehnen sie daher ab. (Beifall bei der 
ÖVP.) 14.52 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Tonn. Ich erteile es ihm. 

14.52 

Abgeordneter Tonn (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Der Schutz unserer Umwelt hat heute 
einen gesellschaftspolitischen Stellenwert 

erreicht, der vor einiger Zeit in diesem Aus­
maß kaum abgeschätzt werden konnte. Sozu­
sagen als Begleitakkord ist festzustellen, daß 
sich die sehr oft konträren Standpunkte von 
Ökologie und Ökonomie kaum auf ein 
gemeinsames Ganzes ausrichten lassen. 

Die Prägung dieser Eckstandpunkte verhin­
dert eigentlich auch in Österreich das Agieren 
im sachlichen Bereich. Wichtigstes Anliegen 
in der grundsätzlichen Umweltpolitik muß es 
daher sein, wirtschaftliche Vernunft und 
berechtigte Umweltschutzanliegen auf eine 
Kooperationsebene zu bringen. Das ist mei­
ner Meinung nach das einzig Zielführende . 
Vor allem wird das von den Staatsbürgern 
dieses Landes erwartet. 

Wenn man aber die Budgetdebatte hört und 
die Meinungen verschiedener Oppositionspo­
litiker zu dieser Problematik der Umwelt 
kennt, dann kann man dazu nur sagen, daß 
die Opposition kaum etwas zu einem gemein­
samen Nenner beiträgt. 

Der Hauptredner der ÖVP, dessen Wortmel­
dung man rein vom Sachlichen her vergessen 
könnte (Abg. Dr. E t tm a ye r: Sie haben ein 
schlechtes Gedächtnis!), hat einiges gesagt, 
das aufgeklärt gehört. Ich habe geglaubt, als 
sich Abgeordneter Heinzinger gemeldet hat, 
na ja, jetzt wird er heruntergehen und einige 
Alternativen für die Umweltpolitik anbieten. 
Das hat er nicht getan. Was er hier betrieben 
hat, wurde in einem treffenden Zwischenruf 
charakterisiert, er hat nämlich geistige 
Umweltverschmutzung betrieben. (Abg. 
B r a n d s t ä t te r: Das sind keine Argu­
mente, das ist nur Polemik!) 

Er hat an der Hinterlassenschaft des 
Gesundheitsministers Kritik geübt, hat sich 
hergestellt und gemeint, er nehme heute eine 
Testamentseröffnung vor, ohne zu wissen, 
daß bei Testamentseröffnungen neben den 
Notaren meistens die Erben dabei sind. (Abg. 
G r a f: Wir werden dabei sein bei der Testa­
mentseröffnung!) Ich glaube kaum, daß der 
Abgeordnete Heinzinger das, was der Herr 
Bundesminister Steyrer in vielen Jahren 
geschaffen hat, in irgendeiner Form erben 
wird. 

Wenn er gemeint hat, Bundesminister Dr. 
Steyrer hätte zu wenig geleistet, dann lassen 
Sie mich einen Vergleich anbringen. Ich wage 
es nicht nur zu behaupten, ich weiß es, das 
läßt sich ja beweisen ... (Abg. G r a f: Das ist 
eine feine Formulierung: Ich wage es nicht zu 
behaupten, ich weiß es!) Das ist sehr nett, daß 
Sie mi~ helfen, Herr Abgeordneter Graf, aber 
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ich finde selbst weiter. (Abg. G r a f: Nein, mir 
gefällt nur die Formulierung!) 

Ich möchte sagen, daß Bundesminister Dr. 
Steyrer viele hundertmal mehr geleistet hat 
als der Abgeordnete Heinzinger, der sich her­
stellt und kritisiert. (Abg. G r a f: Das ist ja 
keine Partei! Der Heinzinger war ja nie Mini­
ster!) Er ist das negativste Beispiel und hat 
das als Mitglied des Beirates des Umwelt­
fonds bewiesen. Er wurde von der ÖVP dort­
hin nominiert, jener Mann, der hier sehr 
gerne über die Umwelt und von der Umwelt 
redet, und er hat es vorgezogen, an den Sit­
zungen nicht teilzunehmen und immer durch 
Abwesenheit zu glänzen, sodaß sich sogar die 
ÖVP bemüßigt gesehen hat, den Abgeordne­
ten Heinzinger auszutauschen. Denn nur von 
der Theorie kann man anscheinend auch in 
der ÖVP nicht leben. 

Wenn der Abgeordnete Heinzinger dem 
scheidenden Bundesminister vorgeworfen 
hat, er hat nur versprochen und nichts reali­
siert, dann hat er den Föderalismus verges­
sen, der leider oft eine Diskrepanz in Öster­
reich bildet und sehr oft der Hemmschuh für 
die Lösung von Umweltfragen ist. Das wird 
aber bei der ÖVP sehr gerne vergessen. 

Ich möchte noch etwas sagen, obwohl es 
mein Freund Hochmair schon erwähnt hat. 
Da bescheinigt man dem Minister, daß er kon­
sensbereit war - immerhin wurden alle 
Gesetze, außer dem über das Umwelt-Bundes­
amt einstimmig beschlossen -, aber man 
scheut sich auf anderer Ebene nicht zu sagen, 
daß diese Regierung 15 Jahre lang dieses 
Land verludert hat. 

Einen Tag später gehen die vier Obmann­
Stellvertreter der ÖVP her und meinen in 
einer Presseaussendung, man müßte einen 
Weg für einen gemeinsamen Neubeginn frei­
machen. Ich frage mich: Was verstehen Sie 
unter "Neubeginn" , und was verstehen Sie 
unter "gemeinsam"? Wenn Sie damit meinen, 
gemeinsam mit Mock und Konsorten, dann 
muß ich sagen: Nein, danke dafür! (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Man könnte diese Aussagen weiter fortset­
zen. Es war für uns eigentlich ganz klar, wenn 
Bundesminister Steyrer als Zielscheibe her­
halten muß, daß Sie das der Parteitaktik 
unterordnen und Ihre Zielsetzung ohne Zwei­
fel der 4. Mai 1986 ist. 

Da wird in der Budgetdebatte im Ausschuß 
von Unfähigkeit gesprochen, man unterstellt 
dem Minister, daß er von der Bildfläche ver-

schwunden wäre und redet von einer Unter­
tauchstrategie. - Politische Schlagworte, die 
von der Opposition nur benützt werden, um 
parteipolitische Ziele zu erreichen. Wie wir 
wissen, ist das seit 1970 immer wieder der 
Fall gewesen, wie wir wissen, war es in den 
letzten 15 Jahren auch immer wieder erfolg­
los. 

Da wird ein Minister mit Untergriffen ange­
griffen, der es wahrlich nicht verdient hat. 
Das muß man ganz deutlich sagen. Denn nie­
mand vorher, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, hat die Umweltpolitik in diesem 
Land - und auch international - so konkre­
tisiert, wie Bundesminister Dr. Steyrer. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) Und in einigen J ahr­
zehnten wird das geschichtliche Tatsache 
sein. (Präsident Dr. S ti x übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Versuche der Oppositionsvertreter , hier 
auf der medialen Gratisbühne des Hohen 
Hauses diese erfolgreiche Politik aus kleinka­
rierten Politüberlegungen heraus ins Nega­
tive umzukehren, werden kaum gelingen. Tat­
sachen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, lassen sich nun einmal auch nicht vom 
redegewandtesten ÖVP-Redner ins Gegenteil 
verwandeln. 

Die Opposition beweist eigentlich damit 
immer wieder, daß sie keine demokratisch 
übliche Oppositionspolitik betreiben will. Ihr 
geht es nicht um das Wohl des Landes, son­
dern einzig und allein um das Erreichen par­
teipolitischer Zielsetzungen. 

Und wenn Sie uns, meine sehr geehrten 
Damen und Herren auf der rechten Seite, 
immer wieder den Vorwurf machen, daß die 
Partei für uns das Primäre wäre, dann muß 
man an Ihre Adresse gewendet sagen: Ihnen 
geht es nicht um Österreich und die bestehen­
den Probleme, sondern primär um Einfluß, 
Macht und Miesmacherei. 

So werden Sie immer unglaubwürdiger, 
und es ist für einen jungen Staatsbürger 
kaum begreifbar, daß Ihre Partei einmal die 
stärkste Kraft in diesem Lande war. 

Für uns ist jedenfalls Umweltpolitik etwas 
sehr Bedeutungsvolles, ein wichtiger Bereich 
in der Gesellschaftspolitik schlechthin. Das 
wurde in den letzten 15 Jahren bewiesen, und 
das wird sich auch 1986 fortsetzen. Was in den 
letzten Jahren getan wurde, was in Zukunft 
entwickelt werden soll, ist eben realistische 
Umweltpolitik. Dazu möchte ich konkret eini­
ges sagen. 
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Die Belastung der Luft durch Schadstoffe 
und die daraus resultierenden Schäden, 
besonders das Waldsterben, haben weltweit 
Maßnahmen erfordert. 

Österreich hat dazu in beachtlichem Aus­
maße beigetragen. Ich erinnere an das blei­
freie Benzin, an die neuesten Erkenntnisse 
über das Waldsterben, wo das Blei im Benzin 
eine entscheidende Rolle spielt. 

Vorerst wurde diese Einführung gering­
schätzig belächelt. Auf die EWG-Haltung 
möchte ich in Anbetracht der zur Verfügung 
stehenden Redezeit gar nicht eingehen. 
Obwohl in der Anfangsphase belächelt, wird 
sie heute in vielen Staaten nachgeahmt. Das 
gleiche gilt für das Katalysatorauto. 

Die Heizölentschwefelung, die Herabset­
zung des Schwefelgehaltes im Dieseltreibstoff 
und andere Maßnahmen haben bewirkt, daß 
die S02-Emissionen entscheidend gesenkt 
werden konnten. 

Und wenn der Abgeordnete Heinzinger 
heute gemeint hat, von 440 000 Tonnen pro 
Jahr auf 290 000 Tonnen, das stimmt nicht, 
dann wollen wir hier nicht um einzelne Pro­
zente feilschen. Fest steht, daß eine entschei­
dende Senkung und ein entscheidender Bei­
trag für den Umweltschutz geleistet wurde, 
eine beachtliche Leistung, die aber die Oppo­
sition dieses Hauses absolut nicht zur Kennt­
nis nehmen will. Bestätigt werden diese Zah­
len durch Institutionen, deren Feststellungen 
auch die Opposition nicht vom Tisch wischen 
kann. 

Ein besonders wirksames und international 
anerkanntes Instrumentarium im Bereich des 
Umweltschutzes ist ohne Zweifel der heute 
bereits überall anerkannte Umweltfonds. 
Auch er wurde von der Opposition in Zweifel 
gezogen. Besonders der Abgeordnete Heinzin­
ger ist dagegen zu Felde gezogen. Nun, mich 
wundert das nicht, nachdem ich weiß, daß er 
es vorgezogen hat, zu den Sitzungen nicht zu 
erscheinen, daß er darüber nicht Bescheid 
weiß. 

Wir wissen heute, daß allein durch den 
Fonds im Jahre 1985 rund 3 Milliarden an 
Investitionen im Umweltbereich ausgelöst 
wurden, und es ergibt sich die Frage, ob das 
die Opposition nicht weiß. Man muß zu diesen 
3 Milliarden sagen, daß daran besonders 
beachtenswert ist, daß es in diesem Paket 
eine 80prozentige Inlandswertschöpfung gibt. 

Ich verweise auf das Dampfkessel-Emis-

sionsgesetz, dem entscheidende Bedeutung 
zukommt, ebenso wie dem Umweltbundesamt 
als nationale Koordinationsstelle. 

Und wenn die ÖVP meint, das wäre zuviel 
Bürokratie, dann mögen sich die Oppositions­
kritiker in anderen westlichen Staaten 
umschauen. In den meisten von ihnen ist eine 
zentrale Koordination etwas Selbstverständli­
ches. 

Und wenn es etwas kostet, dann, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, muß man 
Ihnen sagen: Umweltschutz zum Nulltarif, das 
kann es nicht geben. 

Man könnte noch viel dazu sagen, aber die 
freiwillig beschränkte Redezeit läßt das nicht 
zu. 

Für uns, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist Umweltpolitik keine Frage der 
Parteitaktik, sondern letztendlich Gesund­
heitspolitik im weitesten Sinne und hat damit 
vor allem den Menschen zu dienen - etwas, 
was im oppositionellen Instrumentarium 
unbekannt sein dürfte. Ich muß Ihnen ganz 
offen sagen: Ich bedaure das. Wir sollten uns 
nämlich klar darüber sein, daß eine gesamt­
ökologische Orientierung notwendig ist. Dazu 
braucht man eine breite Zustimmung. Wenn 
sich die ÖVP jedoch ins Trutzwinkerl stellt, 
ist das kaum ein geeigneter Beitrag dafür. 

Und wenn Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, diesem Kapitel, das wir 
heute beraten und diskutieren, nicht Ihre 
Zustimmung geben, dann zeigt das einmal 
mehr, daß Sie an einer der Zukunft angepaß­
ten Umweltpolitik überhaupt kein Interesse 
haben. 

Wenn Sie solche Standpunkte mit dem Slo­
gan "Wir brauchen eine andere Politik" mei­
nen, dann kann ich nur sagen: Eine traurige 
Umwelt in der rechten Hälfte dieses Hauses. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 15.07 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Stummvoll. 

15.07 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Ich möchte zu meinem Vorredner nur eine 
kurze Bemerkung machen. 

Meine Damen und Herren! Es ist die legi­
time Aufgabe der Opposition, der Regierung 
auf die Finger zu schauen. Und wenn der 
Herr Abgeordnete Tonn hier gemeint hat, der 
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Österreichischen Volkspartei geht es nicht 
um Österreich, so muß ich das als bedauerli­
che Entgleisung meines Vorredners mit aller 
Vehemenz zurückweisen! (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Ton n: Sie müssen das Gegen­
teil beweisen! Das können Sie nicht!) 

Herr Abgeordneter Tonn! Denken Sie ein­
mal ein bißehen nach, ob nicht vielleicht die 
Kurzbezeichnungen unserer Parteien auch 
schon ein bißehen etwas signalisieren. (Abg. 
Ton n: Diese Zeit ist lang vorbei.) Bei der 
ÖVP kommt zuerst Österreich, dann das Volk 
und dann die Partei. Schauen Sie einmal 
nach, wie es bei Ihnen aussieht! (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. Ton n: Das ist eine politi­
sche Schmierenkomödie, die Sie hier auffüh­
ren! Sie sind heute sehr hilflos!) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber 
nicht nur auf meinen Vorredner eingehen, 
sondern wir haben ja heute die etwas eigenar­
tige Situation, daß wir hier das Arbeitspro­
gramm 1986 des Gesundheitsministeriums 
diskutieren und daß an diesem Tag der 
Gesundheitsminister das Handtuch wirft. 
(Abg. Ton n: Zuerst haben Sie ihn aufgefor­
dert zurückzutreten, und jetzt sagen Sie, er 
wirft das Handtuch!) Ich glaube, nichts 
könnte die Situation der Gesundheitspolitik 
in Österreich besser charakterisieren als 
diese Tatsache, daß wir heute über das Jahr 
1986 diskutieren, und der neue Minister sitzt 
dann morgen hier, Herr Abgeordneter Tonn! 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ton n: Beach­
ten Sie die erste Hälfte Ihres Namens: Blei­
ben Sie stumm! Das ist besser!) 

Ja, ist schon recht. Und Sie denken an die 
SPÖ: Sozialismus, Partei und dann Öster­
reich. Das ist die Kurzbezeichnung Ihrer Par­
tei! Ich habe sie nicht ausgesucht. Diesen 
Namen haben Sie sich gewählt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zweifellos ist diese heutige Budgetdebatte 
überschattet durch die Erklärung bezüglich 
der Amtsniederlegung des Herrn Bundesmi­
nisters. Es ist daher heute der Anlaß, Bilanz 
zu ziehen über fast fünf Jahre Gesundheitspo­
litik unter Minister Steyrer. 

Herr Minister! Sie sind Gesundheitsmini­
ster geworden zu einem Zeitpunkt, zu dem die 
Umweltprobleme immer mehr an Bedeutung 
gewonnen haben. Sie haben daher Ihre 
Arbeitskapazität auch fast ausschließlich die­
sem Umweltbereich gewidmet. Sie haben sich 
auch selbst immer wieder gerne als "Umwelt­
minister" bezeichnet. 

Herr Minister! Die Konsequenz daraus war, 
daß eigentlich die Gesundheitspolitik in Ihrer 
Amtszeit zu kurz gekommen ist. Ich sage das 
nicht erst heute, sondern ich habe das seit vie­
len Monaten - auch hier von diesem Redner­
pult aus - immer wieder gesagt, Herr Mini­
ster. Bei der Budgetrede 1983 habe ich ver­
sucht, eine Art Kurzbeschreibung der bisheri­
gen Gesundheitsminister zu geben, und habe 
gemeint: Die Frau Dr. Leodolter war, wenn 
auch unglücklich agierend, Gesundheitsmini­
ster. Herr Minister Salcher war eigentlich nur 
ein kurzes Intermezzo im Gesundheitsmini­
sterium. Und Herr Minister Steyrer hat sich 
primär im Bereich der Umweltpolitik bewegt. 
Dementsprechend sieht es tatsächlich, wenn 
man es sich einmal ganz nüchtern und seriös 
anschaut, im Bereich der Gesundheitspolitik 
heute aus. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich 
noch erinnern, als Sie, Herr Minister, als Arzt 
dieses Regierungsamt angetreten haben. 
Damals waren die Erwartungen sehr groß, 
man hat erwartet, daß mehr Engagement, 
neue Ideen, entsprechendes Durchsetzungs­
vermögen die Gesundheitspolitik bestimmen 
werden. 

Leider haben sich diese Erwartungen nicht 
erfüllt. Ich konzediere Ihnen respektvoll, daß 
Sie immer ein sehr angenehmer, fairer, seri­
öser, menschlich sympathischer Gesprächs­
partner waren, Herr Minister. Das konzediere 
ich Ihnen und sage das voll Respekt. 

Aber wenn wir schauen, wie die konkreten 
Arbeitsergebnisse im Bereich der Gesund­
heitspolitik ausschauen, so sehen wir, daß 
heute eigentlich per Saldo die Schwachstellen 
am Gesundheitssektor größer sind, als sie es 
vor fünf Jahren noch waren. Ein Minister ist 
ein Regierungsmitglied, und regieren heißt 
etwas voranbringen, etwas gestalten, etwas 
verbessern. Da genügt es nicht, Herr Mini­
ster, einfach verbale Erklärungen abzugeben: 
Ich bin für die Vorsorgemedizin! , ich bin für 
die Lehrpraxis!, ich bin für das Medizinal­
praktikum!, und die konkreten Taten fehlen 
dann. So sieht es halt leider aus: Ihre Politik 
war in weiten Bereichen der Gesundheitspoli­
tik eigentlich nur eine Verbalpolitik, eine Poli­
tik, sich zu Zielen zu bekennen, aber dann die 
konkreten Maßnahmen auszulassen. 

Ich glaube, wir brauchen gerade auf dem 
Gesundheitssektor mehr konkrete Taten, 
mehr Gestaltung, mehr Verbesserungen und 
mehr Qualitätssicherung für den Patienten. 
Denn für die Menschen in Österreich ist ein 
bedarfsgerechtes, leistungsfähiges und quali­
tativ hochwertiges Gesundheitswesen einfach 
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ein Grundanspruch als Beitragszahler , als 
Steuerzahler und als Staatsbürger in Öster­
reich. (Abg. EI me c k e r: Aber Dr. Mock 
wollte das Ministerium abschaffen!) 

Herr Kollege! Wir müssen heute feststellen, 
daß wir eigentlich im Bereich der Gesund­
heitspolitik ein Vakuum haben, daß wichtige 
Gesetzentwürfe liegengeblieben sind, daß 
eigentlich niemand in diesem Land die 
Gesamtverantwortung für die Gesundheitspo­
litik wahrnimmt. Auch das ist, bitte, Ergebnis 
einer Bilanz von fast fünf Jahren Gesund­
heitspolitik des Ministers Steyrer. 

Unter den liegengebliebenen Dingen darf 
ich nur das letzte, aktuelle Beispiel zitieren: 
Am 24. September, also vor drei Monaten, 
wurde von den drei Ministern Dallinger, Stey­
rer und Fischer ein ganzes Reformpaket zur 
Thematik Ärzte ausbildung, Medizinstudium, 
Gesundheitswesen vorgelegt. Keine einzige 
dieser Maßnahmen ist heute, drei Monate 
später, verwirklicht. 

Herr Minister! Sie hätten - ich sage das 
jetzt im Konjunktiv: Sie hätten - eine große 
Entschuldigung gehabt, nämlich jene, daß Ihr 
Ressort wenig Kompetenzen hat. Das baben 
Sie selbst immer wieder beklagt und darauf 
haben Sie wiederholt auch hier im Haus hin­
gewiesen, indem Sie sagten: Ich tät ja gern, 
aber ich habe nicht die Kompetenzen dazu. 
Wenn wir diese Entschuldigung aber dennoch 
nicht gelten lassen können, Herr Minister, 
dann deshalb, weil Sie selbst bei jenen Din­
gen, wo Sie die Kompetenz gehabt hätten, 
diese nicht entsprechend wahrgenommen 
haben. 

Ich werde gleich elmge Beispiele dafür 
anführen. Sie haben eine Reihe, ich möchte 
fast sagen, von persönlichen Verhaltenswei­
sen entwickelt, die ich vielleicht sonst gar 
nicht anführen würde. Aber: Herr Minister, 
Sie scheiden zwar aus der Regierung aus, 
aber Sie scheiden nicht aus der politischen 
Landschaft der nächsten Monate aus. Ange­
sichts dessen ist es vielleicht doch interes­
sant, diese persönlichen Verhaltensweisen 
ganz kurz an Hand von Beispielen zu charak­
terisieren. 

Ich würde die erste Verhaltensweise als 
Strategie der Tauchstation bezeichnen. Das 
heißt, wenn brisante Probleme auftauchen, 
taucht der Minister unter. Beispiele: AKH, 
Hainburg, Weinskandal. 

Zweite Verhaltensweise: die Abschiebestra­
tegie. Schwierige brisante Probleme werden 

an andere Ministerien einfach abgeschoben. 
Beispiel: Zahnärzteausbildung. Jetzt ist Mini­
ster Fischer federführend. Oder: das Tierver­
suchsgesetz, zu dem Sie noch im Jänner einen 
Novellenentwurf angekündigt haben; jetzt 
liegt die Materie beim Herrn Wissenschafts­
minister. - Lauter konkrete Beispiele, meine 
Damen und Herren, die nicht erfunden sind, 
die sich sehr konkret dokumentieren lassen. 

Dritte Verhaltensweise: Strategie der 
Ankündigungspolitik. Ich habe vorhin schon 
kurz erwähnt: Immer wieder das Bekenntnis 
zu gemeinsamen Zielsetzungen, zu gemeinsa­
men Maßnahmen, aber dann ist halt die kon­
krete Politik nicht erfolgt. Beispiele: Lehrpra­
xis und Medizinalpraktikum. 

Die vierte Verhaltensweise ist an sich eine 
typisch wienerische, würde ich sagen. Sie hat 
einen gewissen Charme, wenn sie nicht von 
einem Minister kommt, nämlich die Strategie: 
Nicht einmal ignorieren. Was meine ich 
damit? 

Herr Minister! Ich habe Ihnen heuer im 
Sommer zweimal geschrieben: Einmal zu kon­
kreten Vorschlägen zur Finanzierung der 
Lehrpraxis, ein andermal zur ganzen Thema­
tik Weinskandal, zu Ihrer Antiraucherkam­
pagne und so weiter. Ich habe - trotz Urgen­
zen - bis heute keine Antwort erhalten. 

Die private Krankenversicherung hat 
Ihnen mehrmals Vorschläge zur Spitalsre­
form übermittelt, und zwar schon im Mai 
1984. Das wurde wiederholt urgiert - bis 
heute liegt keine Antwort vor. Diese Strategie 
"nicht einmal ignorieren" ist, glaube ich, doch 
eine Verhaltensweise, Herr Minister, die 
eigentlich nicht in die Richtung zielt, wie wir 
uns eine effiziente Regierungspolitik vorstel­
len. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte zum Abschluß, meine Damen 
und Herren, nur ganz kurz sechs Sachpunkte 
anführen dazu, wo ich heute eigentlich die 
schwersten Mängel und die schwersten Ver­
säumnisse der Gesundheitspolitik der letzten 
Jahre sehe. 

Erstes Beispiel: das Fehlen einer gesund­
heitspolitischen Gesamtkonzeption in Öster­
reich. 

Es war zwar bereits vor zehn Jahren in der 
Regierungserklärung - 1975 - die Ankündi­
gung enthalten, daß die medizinische Versor­
gung der Bevölkerung in einem integrierten 
System zusammengefaßt werden soll, aber 
ein solches System gibt es bis heute 

755 
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nicht. Wir haben bis heute keine gesamtöster­
reichische Gesundheitspolitik. Wir haben eine 
Gesundheitspolitik der Krankenkassen, der 
Länder, der Gemeinden, aber wir haben keine 
gesamtösterreichische gesundheitspolitische 
Strategie, und - ich sage es noch einmal -
niemand nimmt eigentlich in diesem Land die 
Gesamtverantwortung für die Entwicklung 
des Gesundheitssektors wahr. 

Ich darf erinnern, Herr Minister: Wir haben 
gemeinsam heuer im Frühjahr auf Schloß 
Grafenegg eine gesundheitspolitische Diskus­
sion geführt. Da habe ich neuerlich den ÖVP­
Vorschlag vorgebracht, ein Gesundheitsforum 
als Gesprächsplattform einzusetzen. Sie 
haben sich wieder verbal dazu bekannt. Bis 
heute ist es nicht zur Einrichtung einer sol­
chen Diskussions- und Gestaltungsplattform 
gekommen. 

Zweites Beispiel: die schleichende finan­
zielle Aushöhlung der Mittel für die Gesund­
heitsvorsorge. 

Allein in den letzten fünf Jahren wurden 
4 Milliarden Schilling der Krankenversiche­
rung entzogen und zur Pensionsversicherung 
transferiert. Heute fehlen diese Mittel im 
Bereich der Krankenversicherung. Heuer 
werden erstmals die Krankenkassen wieder 
ein Defizit aufweisen. Wir laufen immer mehr 
Gefahr, daß gewisse Bevölkerungsgruppen in 
bestimmten R~gionen vom medizinischen 
Fortschritt abgekoppelt werden. Ja da müßten 
doch die Alarmglocken läuten bei einem 
Gesundheitspolitiker! Geschehen ist aber 
nichts, meine Damen und Herren. 

Drittes Beispiel: der Qualitätsverlust in der 
Medizinerausbildung. 

Wir haben die groteske Situation, meine 
Damen und Herren, daß der medizinische 
Standard noch nie so hoch war wie heute, und 
dennoch müssen wird feststellen, daß die 
Qualität der MedizinerausbiIdung Jahr für 
Jahr zurückgeht. 

Viertes Beispiel: die unhaltbaren Diskre­
panzen der ärztlichen Versorgung. 

Es gibt heute immer noch Regionen und 
Fachsparten, für die dringend Ärzte gesucht 
werden, in denen es einen Ärztemangel gibt. 
Auf der anderen Seite warten 2 000 Jungmedi­
ziner zwei bis drei Jahre auf einen Ausbil­
dungsplatz. 

Fünftes Beispiel: die immer wieder hinaus­
geschobene Spitalsreform. 

Ich weiß schon, wir haben erst vorige 
Woche hier einen kleinen Schritt in diese 
Richtung beschlossen. Aber es fehlen vor 
allem die flankierenden Maßnahmen, denn 
man kann ja nur dann die Spitäler reformie­
ren, wenn es außerhalb des Spitals eine ent­
sprechende Infrastruktur gibt, wenn die 
Hauskrankenpflege ausgebaut ist, wenn die 
entsprechenden Pflegeheime vorhanden sind, 
wenn die extramuralen Dienste ausgebaut 
sind, wenn die niedergelassenen Ärzte eine 
stärkere Position haben. All das ist in den 
letzten Jahren nicht geschehen. 

Sechstes und letztes Beispiel: die Stagna­
tion, die wir seit vielen Jahren im Bereich der 
Gesundheitsvorsorge haben. 

Es hat erst vor kurzem der Vorsorgerefe­
rent der Österreichischen Ärztekammer, Herr 
Präsident Brettenthaler aus Salzburg, darauf 
hingewiesen, daß wir einen dramatischen 
Rückgang bei der Inanspruchnahme der 
Gesundenuntersuchungen haben, daß die Ärz­
te schaft alarmiert ist, weil im Vorjahr ein 
Rückgang um 80 Prozent festzustellen war. 
Denken wir zurück: 1974 wurden die Gesun­
denuntersuchungen eingeführt, damals mit 
sehr viel Vorschußlorbeeren als das Beispiel 
sozialistischer Gesundheitspolitik bezeichnet 
- heute eine Pleite, ein Flop. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Sozialminister, der ja heute auch 
lange auf der Regierungsbank gesessen ist, 
gehört zu jenen, die der Philosophie zuneigen: 
Unserer Gesellschaft geht die Arbeit aus. 
Darum spricht er immer von Arbeitszeitver­
kürzung, Arbeitsumverteilung, Frühpensio­
nierung und so weiter. Ich glaube, für die 
Gesundheitspolitik kann ich sagen: Hier geht 
uns die Arbeit nicht aus. Der Herr Minister 
hat sehr viel Arbeit für seinen Nachfolger hin­
terlassen! (Beifall bei der ÖVP.) 15.21 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Staatssekretär Dr. Ferrari-Brun­
nenfeld. 

15.21 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz Dr. Ferrari­
Brunnenfeld: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich vor allem mit 
jenen beiden Bereichen beschäftigen, die 
mein Ministerium und meinen Minister 
betreffen, kristallisiert in den Aussagen der 
Abgeordneten Heinzinger und Dr. Stummvoll. 

Es wurde heute die Art und Weise, wie 
Heinzinger in bezug auf die bisherige Vor-
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gangsweise Minister Steyrers vorgegangen 
ist, schon ausreichend "gewürdigt" , unter 
Anführungszeichen. Ich würde meinen, daß 
das ein sehr schlechter Stil und auch unfair 
insofern ist, als gerade Minister Steyrer in 
den letzten Jahren, soweit ich es jedenfalls 
beurteilen kann, in einer Art und Weise ver­
sucht hat, Konsenspolitik zu machen, die mei­
nes Erachtens oft schon über das hinausge­
gangen ist, was in bezug auf den Durchset­
zungswillen eines Ministers anzunehmen 
wäre. Das kommt jetzt als Dank dafür, daß 
man versucht hat, verschiedene Dinge dort 
und da vielleicht etwas länger zu diskutieren, 
als es vielleicht wünschenswert gewesen 
wäre. 

Jetzt macht man plötzlich den Vorwurf: 
Minister Steyrer ist - so wie es wortwörtlich 
gesagt worden ist - geflüchtet und läßt ein 
großes Paket von unversorgten Dingen 
zurück, ein großes Paket von Fragen, die 
nicht gelöst worden sind. 

Meine Damen und Herren! Innerhalb einer 
Legislaturperiode wird ein Minister mit der 
hohen Auszeichnung bedacht, für das Amt 
des Bundespräsidenten zu kandidieren. Es ist 
selbstverständlich, daß die Aufgabe noch 
nicht völlig vollendet ist. Und jetzt scheint es 
mir, als würde man plötzlich sagen: Minister 
Steyrer nimmt die Kandidatur zum Anlaß, um 
vorzeitig abzutreten und um das nicht vollen­
den zu können, was er initiiert hat. 

Herr Heinzinger hat von der Ankündi­
gungspolitik gesprochen und daß es immer 
dünner geworden ist in bezug auf die Vollen­
dung dieser angekündigten Zielsetzungen. Ich 
möchte meinen, daß es ein unerhörtes 
Arbeitspensum ist, erst alle Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß man das, was angekün­
digt worden ist, durchsetzen kann. 

Musterbeispiel: Sonderabfallkonzept. Die­
ses Haus hat Minister Steyrer beauftragt, 
innerhalb von zwei Jahren dieses Konzept zu 
erstellen, es wurde zeitgerecht fertig. Das 
Konzept wurde den Ländern zur Stellung­
nahme übermittelt, dieses Konzept wurde mit 
Fragen der Kooperation angereichert, die 
ursprünglich gar nicht in der AufgabensteI­
lung drinnen war. Minister Steyrer und die 
Bundesregierung haben den Ländern angebo­
ten, gemeinsam an der Organisation und 
Finanzierung dieses Problemkreises mitzu­
tun, und es werden jetzt noch unzählige und 
schwerwiegende Gespräche folgen, wie wir 
mit den Ländern gemeinsam dieses Problem 
lösen werden. 

Ich habe überhaupt das Gefühl, meine 
Damen und Herren der Opposition, daß ich 
überall dort, wo ich in den Bundesländern 
bezüglich dieser Fragen vorstellig werde, Ver­
ständnis finde und daß das Wesen der Koope­
ration dort nach wie vor großgeschrieben 
wird. Nur bis zu Ihnen spricht sich anschei­
nend nicht durch, daß wir Dinge, die Sie for­
dern, dort und da auf Bundesländerebene 
auch mit den Vertretern Ihrer Partei schon zu 
lösen begonnen haben beziehungsweise sie 
teilweise in Lösung begriffen sind. 

Meine Damen und Herren! Sie sagen, Mini­
ster Steyrer hätte der Pionierrolle - die Sie 
ihm jetzt quasi auf die Fahne heften, er sollte 
sie vorantragen - nicht vollends entspro­
chen. Meine Damen und Herren auch von der 
ÖVP, die Sie ja ebenfalls in weiten Bereichen 
im Umweltschutz tätig sind! Sie, die einen 
großen Teil der Industrie, vor allem der Pr i­
vatindustrie vertreten, müßten eigentlich den 
dort tätigen Menschen das beste Zeugnis für 
ihren Pioniergeist geben. Sie nehmen ihnen 
alle Argumente weg, in einem Bereich vor­
bildlich tätig zu sein, der anderswo meines 
Erachtens nach nicht diese Priorität wie in 
Österreich hat. Überlegen Sie sich einmal, 
inwieweit Sie motivierend in jenen Bereichen 
wirken können, in denen Sie es eigentlich 
sein sollten und es nicht tun. (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Ich muß wieder auf das Katalysatorthema 
eingehen, denn gerade in diesem Bereich ist 
uns aus den Kreisen der Privatwirtschaft 
nicht die geringste Hilfe zugekommen. Jeder­
mann weiß oder sollte es wissen, daß wir 
nicht den Katalysator, sondern daß wir 
Abgaswerte vorgeschrieben haben, und nicht 
zuletzt Bundesminister Steyrer war es, der 
hier an vorderster Front mitmarschiert ist, 
die derzeit offenbar eben nur mit der techni­
schen Einrichtung des Katalysators geregelt 
werden können. 

Hat man aber nun mit den entsprechenden 
Sektionen der Handelskammer oder mit den 
Vertretern der Autohändler gesprochen - ich 
habe mich der Mühe unterzogen, bin dort und 
da aufgetaucht und habe mich so quasi erkun­
digt, wie es mit einem Katalysatorwagen aus­
sieht -, hat man Erfahrungen gemacht, die 
jeder Beschreibung spotten. 

Meine Damen und Herren von der Wirt­
schaft! Wo sind Sie da gewesen? Wo haben Sie 
die entsprechende Aufklärung betrieben -
nicht im Interesse der Bundesregierung, son­
dern in Ihrem höchst eigenen Interesse? In 
Ihrem höchst eigenen Interesse haben Sie 
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nichts getan, im Gegenteil! Sie wollten alles 
unternehmen, um uns von dieser Vorreiter­
rolle herunterzuholen, weil Sie gemeint 
haben: Dieses kleine Österreich wird nicht 
imstande sein, den großen Industrienationen 
das aufzuzwingen, was wir glauben, daß gut 
ist, nämlich eine vorzügliche Lösung. Und da 
haben Sie offenbar in der Erwartung, daß das 
ohnehin nicht gehen wird, geglaubt, noch ein 
Schäuferl nachlegen zu müssen. 

Aber Sie müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
Ihnen das in keiner Weise gelungen ist. Über­
all in Europa beneidet man uns um diese 
Lösung, und man beneidet uns darum, daß 
wir den Mut gehabt haben, hier eben eine 
Vorreiterrolle zu machen, eine Vorreiterrolle, 
die nicht uns gut ansteht, sondern ausschließ­
lich der Umwelt und den Bürgern, die in die­
ser Umwelt leben. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. 
-Zwischenruf des Abg. Dr: Sc h ü s s e 1.) 

Ein weiteres typisches Beispiel, Herr 
Schüssel, gerade Sie sind dabei aufgerufen: 
Die Tragödie oder das Kasperltheater, wie Sie 
es wollen, rund um das Waschmittelgesetz. 
Wir sind in intensivsten Verhandlungen, weil 
wir im Gleichklang mit der Schweiz und mit 
Deutschland eine 50prozentige Reduzierung 
der Phosphate durchführen wollten. Was ist 
von seiten der Wirtschaft passiert? Händerin­
gendes Ersuchen: Bitte, doch um Gottes wil­
len nur um 25 Prozent. 

Herrn Heinzinger, mit dem ich knapp nach 
diesem Gespräch in Graz eine Rundfunkdis­
kussion bestritten habe, war es nicht zu 
dumm, mich dort anzuklagen, stellvertretend 
für den Minister, warum wir nicht eine 50pro­
zentige Reduzierung analog den anderen 
umweltbewußten Ländern machen, wohl wis­
send, daß seine Partei 25 Prozent fordert. (Ruf 
bei der SPÖ: Ein Scheinheiliger!) 

Wir haben dann die 50prozentige Reduktion 
durchgeführt, und wir haben gegen meinen 
Geschmack Ihnen eine Zwei-Schritt-Lösung 
zugebilligt, meines Erachtens nach völlig zu 
Unrecht, weil der Lohn dieses konsensualen 
Angebotes in keiner Weise permanent und 
manifest geworden ist. 

Was das Umweltbundesamt anlangt, meine 
Damen und Herren: Sie sagen ständig, daß 
der Minister beklage, er habe zu wenig Kom­
petenzen. Wir haben innerhalb der Bundesre­
gierung durch die Schaffung des Umwelt­
fonds, durch die Schaffung des Umweltbun­
desamtes dem Minister jene Instrumente in 
die Hand gegeben, mit denen er nicht quasi 

im Spinnennetz sitzend warten muß, ob man 
Aktivitäten an ihn heranträgt, sondern er 
kann mit diesen Instrumenten hinausgehen 
und kann - und das glaube ich schon, meine 
Damen und Herren der Opposition, daß Ihnen 
das vielleicht nicht paßt - unabhängig von 
Administrationen auf Bundesländerebene 
direkt mit der Wirtschaft und direkt mit dem 
Bürger Kontakt aufnehmen. 

Wir haben in den vergangenen Monaten 
einige solcher Aktionen bereits durchgeführt, 
die sehr wohl von den Bürgern, die dort leben, 
akzeptiert wurden. Eine Vorgangsweise , wo 
die Kompetenzträger der verschiedenen Kom­
petenzebenen, wo Beamte, wo Wissenschaf­
ter, wo Politiker und wo Vertreter der 
Betriebe gemeinsam jene Regelungen erzie­
len wollen, die teilweise so weit vorne sind, 
als es gesetzliche Vorschriften dort und da 
noch nicht gibt, weil eben die Wissenschafter 
etwas länger brauchen, um sich auf Grenz­
werte zu einigen, wir aber gemeinsam mit der 
Wirtschaft jenen Konsens gefunden haben, 
daß wir gesagt haben, nach dem Stand der 
Technik wird investiert, nach dem Stand der 
Technik, einer Technik, der die Opposition in 
großen Bereichen noch nicht folgen kann. 

Jetzt sagt die Opposition, weil wir mit allem 
Vorbedacht das Umweltbundesamt installie­
ren, die Schritte genauso setzen, wie sie gefor­
dert werden und nicht mit einem Schlag 250 
Beamte anstellen, nicht mit einem Schlag 
neue Häuser bauen und dergleichen, sondern 
nur jene Bereiche installieren, die wir brau­
chen, das ist uneffizient, langsam, hinter der 
Entwicklung herhinkend. 

Wir werden uns aber nicht beirren lassen, 
meine Damen und Herren. Wir haben schon 
jetzt mit dem dort und da erst im Entstehen 
begriffenen Umweltbundesamt wertvolle 
Arbeiten geleistet. Ich werde jetzt nicht im 
Sinne der Ankündigungspolitik Ihnen erzäh­
len, was wir uns bereits vorgenommen haben 
zu tun oder wo wir schon mittendrin sind, son­
dern wir werden Ihnen die Ergebnisse dieser 
Arbeiten zeigen. Es werden teilweise Ergeb­
nisse sein, die europaweit Aufsehen erregen 
werden, und zwar nicht deshalb, weil sie so 
großartig sind, sondern einfach deshalb, weil 
zum ersten Mallndustrienationen das in die­
ser Art und Weise machen werden. Ich bin 
nur gespannt, ob Sie dann das Wort "ineffi­
zient" zurücknehmen werden, welche Haare 
Sie dann - ein Haar ist Ihnen sicher zu 
wenig - in der Suppe finden werden, um 
sagen zu können, die Tätigkeit des Ministe­
riums oder des neuen Ministers ist ein besse­
rer Leerlauf. 
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Sie behaupten, daß Bundesminister Steyrer 
bzw. unser Haus zu wenig gekämpft hätte. 
Wäre es Ihnen vielleicht lieber gewesen, wenn 
wir all das, was wir erreicht haben, mit gro­
ßem Krach erreicht hätten? Wäre es Ihnen 
vielleicht lieber gewesen, hätten wir Sie nicht 
in einen Konsens eingebunden? Bitte, was 
verstehen Sie denn unter "Kampf"? Verste­
hen Sie unter "Kampf" vielleicht, daß wir mit 
Ihnen im Konsens sind und draußen mit 
irgend jemandem herumstreiten? 

Ich würde schon ersuchen, zukünftig bei 
Ihrer Argumentation etwas mehr Rationalität 
anzuwenden und nicht so offensichtlich den 
Versuch zu starten, die Tätigkeit dieses Mini­
steriums, das Sie von allem Anfang an nicht 
mochten, herabzuwürdigen. 

Sie wollen natürlich diese Argumentations­
linie durchhalten, das verstehe ich. 

Irgendwann müssen Sie auch einmal zur 
Kenntnis nehmen, daß Behauptungen, daß 
ein nichtkämpferischer Umweltminister es 
verabsäumt hat, Nationalparks zu errichten, 
unrichtig sind. Jeder Gemeinderat in den 
Bundesländern draußen weiß, daß jeder Mini­
ster Hilfestellung leisten kann, vornehmlich 
ideeller, aber auch finanzieller Art, daß er 
aber die Landesregierungen nicht zu zwingen 
vermag, ihren gesetzlichen Verpflichtungen 
nachzukommen. Nennen Sie mir ein Instru­
ment, wie ein kämpferischer Umweltschutz­
minister den Landeshauptmann Wallnöfer, 
mit welchen militärischen Mitteln auch 
immer, zwingen kann, einen Nationalpark 
einzurich ten. 

Stellen wir vermehrt den Bundesländern 
wie Salzburg, Kärnten usw. mehr Mittel zur 
Verfügung, ist das eine Benachteiligung des 
Bundeslandes Tirol. 

Die Gespräche laufen jedenfalls in diesem 
Zusammenhang, und wir werden nicht aufhö­
ren, jene Kräfte in den Bundesländern zu 
unterstützen, von denen wir glauben, daß sie 
genau jene vorbildliche und moderne Haltung 
zum Umweltschutz haben, die wir alle mitein­
ander gerne haben möchten, 

Abgeordneter Stummvoll hat sich natürlich 
- wie kann es anders sein - mit der Gesund­
heitspolitik auseinandergesetzt und ein 
Mischmasch von Möglichkeiten aufgezeigt, 
die das Bundesministerium, die Krankenkas­
sen haben, die der Hauptverband hat, die die 
Länder haben und vor allem jene haben, die 
im Besitz der Krankenanstalten sind. Dar-

über wird immer wieder hinweggefegt. Man 
spricht von einer finanziellen Aushöhlung 
und stellt dem gegenüber, daß das Gesund-­
heitsministerium durch den KRAZAF, der 
ausschließlich den Spitalserhaltern dient und 
nicht dem Ministerium, Arbeit und Möglich­
keiten den Bundesländern zur Verfügung 
stellt. Wenn es dauernd so dargestellt wird, 
als ob wir an einer finanziellen Aushöhlung 
beteiligt wären, dann ist das meines Erach­
tens nach Demagogie und dient sicherlich 
nicht zur Aufklärung der Bürger. (Beifall bei 
FPÖ und SPÖ.) 

Ähnlich verhält es sich auch mit den von 
Ihnen angeschnittenen Fragen in bezug auf 
den Qualitätsverlust der Ausbildung in unse­
ren Hohen Schulen. Es ist nun einmal ein 
Faktum, das ich persönlich bedaure - ich bin 
gerne bereit, mit Ihnen eine Kooperationsein­
heit zu gründen -, daß diese Fragen, Ausbil­
dung der Mediziner, alle diese Dinge, zum 
Wissenschaftsministerium gehören. Ich bin 
gerne bereit, das zu einer Sache des Gesund­
heitsministeriums zu machen und offen und 
ehrlich mit Ihnen zu reden. Ich persönlich 
empfinde es als einen Nachteil, daß diese 
wesentlichen Fragen der Gesamtgesundheits­
politik nicht Aufgabenstellung des Gesund­
heitsministeriums sind, weiß aber wohl, daß 
dann vor allem im Bautenministerium, Land­
wirtschaftsministerium, Handelsministerium 
ähnliche Tendenzen auftreten könnten. Aber 
dennoch könnte man darüber reden, inwie­
weit das Gesundheitsministerium hier mehr 
Einfluß haben könnte, mehr als es jetzt jeden­
falls hat. 

Denn es ist die Frage, Kollege Stummvoll 
- und das möchte ich besonders an Sie rich­
ten -, warum wird in einer Zeit, in der es uns 
gelungen ist, den Zugang zum Studium, zu 
jedweglichem Studium, allen Bürgern, allen 
jungen Bürgern unserer Republik zu ermögli­
chen, die Frage des Medizinstudiums beson­
ders behandelt und besonders angesehen? 

Ich kann nicht einsehen, warum ein junger 
Mensch, der das Medizinstudium beginnt, der 
inskribiert, praktisch schon einen Persil­
schein haben soll, daß er, wenn er fertig ist, 
auch einen Posten bekommt. Bitte, das gibt es 
nirgendwo. Die Frage, warum er dann, wenn 
er fertig ist, keine Position bekommt, kann 
man auch hier nur damit beantworten: Auch 
hier gibt es das Spiel Angebot und Nachfrage, 
wie überall auch, und die Frage, ob das volks­
wirtschaftlich gesund ist, hat in diesem 
Zusammenhang bitte keinen Platz. (Abg. 
Ingrid Ti c h y - S ehr e der: Ein Turnusplatz 
gehört zur Ausbildung!) 
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Jeder soll sich frei für sein Studium ent­
scheiden können, es soll zum Wohle der Bür­
ger eine entsprechende Versorgung und Aus­
bildung möglich sein, aber bitte, wenn man 
mit Gewalt Ausbildungs- beziehungsweise 
Ärztepositionen schafft, die de facto nicht da 
sind, so wird man diesem Problem nicht Herr. 
Alles andere, wie Numerus clausus oder der­
gleichen, oder daß man während des Stu­
diums plötzlich Erschwernisse einbaut und 
dann vielleicht ein Student, der fünf, sechs, 
sieben Semester Medizin studiert hat, aus­
scheidet, das ist kein Erfolg der Politik, das 
halte ich prinzipiell für falsch. 

Die Frage der weiteren Entwicklung der 
Kosten in unseren Spitälern wird sicherlich 
eine Frage der Gesamtgesundheitspolitik 
unseres Landes sein. Das ist aber keine 
Frage, die nur das Gesundheitsministerium 
alleine lösen kann, das ist eine Frage, zu der 
alle eingeladen sind, und, meine Damen und 
Herren, das wird von heute auf morgen nicht 
gelöst werden können, und zwar so lange 
nicht gelöst werden können, bevor wir uns 
nicht darin finden, daß alle Probleme, vom 
Arbeitsplatz angefangen bis zur Spitalserhal­
tung, bis zur Ausbildung, bis zur Versiche­
rung hin, in einer Gesamtschau zusammenge­
faßt werden. So könnten Sie das Problem 
lösen, aber nicht durch einzelne Kostenerhe­
bungen innerhalb der Häuser. 

Wir haben einen Schritt nach vorne 
gemacht, weil wir uns nicht davor schrecken, 
daß private, gewinnorientierte Spitäler den 
öffentlichen Krankenhäusern Konkurrenz 
machen könnten. Wir machen das nicht auf 
die Art und Weise, daß wir sie ausschließen, 
sondern auf die Art und Weise, daß wir erklä­
ren, daß öffentliche Spitäler von vornherein 
Spitzenleistungen in der medizinischen per­
sönlichen Versorgung, gepaart mit einem ent­
sprechenden Apparat, erbringen sollten. 

Ohne mich in weitere Einzelheiten zu ver­
lieren, möchte ich eine Bilanz ziehen, um der 
Bilanz, die von Heinzinger gezogen und teil­
weise von Ihnen schön akkordiert worden ist, 
etwas gegenüberzustellen. 

Persönlich glaube ich, daß Minister Steyrer 
eine unendliche Geduld bewiesen hat, immer 
von dem Wunsch geplagt, möchte ich fast 
sagen, auch jene Kräfte, die in der Opposition 
schlummern, miteinzubinden, weil er eben 
gemeint hat, daß Gesundheitspolitik etwas ist, 
das alle Parlamentarier und alle Politiker 
bewegt. Daß er jetzt ein derart negatives 
Zeugnis bekommen sollte, halte ich für 
zutiefst ungerecht. 

Ich möchte nur einige gesetzliche Initiati­
ven aufzählen. 

Im Gesundheitsbereich: Fleischuntersu­
chungsgesetz, Ärztegesetz, zwei Krankenan­
staltengesetz-Novellen, Suchtgiftgesetz­
Novelle, Arzneimittelgesetz, Apothekenge­
setz. 

Oder im Umweltbereich: Chemikalienge­
setz, Sonderabfallkonzept, Umweltfondsge­
setz, Umweltbundesamtsgesetz, Waschmittel­
gesetz, um nur die wichtigsten Brocken her­
auszunehmen. 

Ja, meine Damen und Herren, ein giganti­
sches Arbeitspensum, und da gehen Sie her 
und wollen der österreichischen Bevölkerung 
vorspielen, daß ein Ministerium, in dem es 
einen Minister, hochqualifizierte Beamte, 
einen Staatssekretär, verschiedene andere 
Einrichtungen gibt, daß ein solches Ministe­
rium offenbar nicht imstande ist, die Pro­
bleme zu lösen, die es zu lösen gilt. (Abg. 
Be r g s man n: Jawohl, das tun wir!) 

Ich weiß, es nimmt Ihnen auch niemand 
das Recht weg, den zurückbleiben werden ja 
Sie, nicht wir. Zurückbleiben werden jene, die 
heute Fragen stellen, die wir morgen schon 
beantworten. Sie werden dann immer noch 
dieselben Fragen stellen. Sie wissen teilweise 
heute nicht, wo wir in der Umweltschutzpoli­
tik sind. Typisch ist der Abgeordnete Heinzin­
ger, der von Ihnen in den Umweltfonds dele­
giert worden ist und nach einer einmaligen 
Sitzung, die für ihn 20 Minuten dauerte, nicht 
mehr erschienen ist, weil er gesehen hat, daß 
dort hart gearbeitet wird. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Ich persönlich, meine Damen und Herren, 
bedaure sehr, daß Minister Steyrer aus dem 
Amt scheidet. Ich verliere damit nicht nur 
einen Minister, der getragen von Idealismus 
seine Politik gemacht hat, ich verliere auch 
einen Freund, mit dem ich unmittelbar gut 
zusammenarbeiten konnte. 

Ich weiß, daß es in der Politik sehr schwer 
ist, persönliche Freundschaften zu schließen 
und zu halten. Dennoch, meine Damen und 
Herren, Sie von der ÖVP-Seite werden es 
noch merken, daß auch Sie einen verständnis­
vollen Mann verloren haben, der immer ver­
sucht hat, Ihren Intentionen soweit als mög­
lich gerecht zu werden. 

Es wäre Ihrerseits sehr statthaft gewesen, 
auch wenn der Herr Schüssel jetzt schon 
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anfängt zu weinen (Abg. Dr. Sc h ü s se 1: Ich 
schneuze mich nur!), ihm eine entsprechende 
Aufforderung auf seinen Weg zum Bundes­
präsidenten mitzugeben. Einem solchen viel­
leicht zukünftigen Bundespräsidenten, der 
diesen Idealismus in seiner Politik gezeigt 
hat, sollten wir jedenfalls unsere Anerken­
nung mit auf den Weg geben. - Danke. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) 15.43 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Tirnthal. 

15.43 

Abgeordneter Tirnthal (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Welch hohen Stellen­
wert diese Bundesregierung der Sozialpolitik 
beimißt, kann man schon an der Höhe der 
Ausgaben ersehen. 

Die Ausgaben des Bundes im Jahre 1986 
betragen für die soziale Wohlfahrt im weite­
ren Sinn die gewaltige Summe von 125 Mil­
liarden Schilling. Davon entfallen auf die 
Sozialversicherung 47, auf die Arbeitsmarkt­
verwaltung 22,2, auf Familienbeihilfen 28,2 
und auf die Kriegsopfer- und Heeresversor­
gung 6,5 Milliarden Schilling. 

Damit, meine Damen und Herren, sind 
unsere in der ganzen Welt vorbildlichen 
Sozialleistungen auch im kommenden Jahr 
gesichert. Voraussetzung, und da bin ich mit 
Herrn Kollegen Feurstein einer Meinung, 
Voraussetzung für eine gute Sozialpolitik ist 
auch eine gute Wirtschaftspolitik. Und diese 
Voraussetzung ist in Österreich in hohem 
Maße vorhanden. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Obwohl die Opposition schon jahrelang 
unsere Wirtschaft immer wieder krankjam­
mert, kann sie nicht verhindern, daß die öster­
reichische Wirtschaft zu Jahresende 1985 um 
real 3 Prozent gewachsen sein wird. Es steht 
praktisch schon fest, daß unsere Wirtschaft 
auch 1986 um mindestens 2,5 Prozent weiter­
wachsen wird. 

Betrachtet man Österreichs Wirtschafts­
wachstum im Vergleich zu OECD-Europa, 
dann liegen wir mit einer Veränderung des 
realen Bruttoinlandsproduktes mit plus 3 Pro­
zent gegenüber dem Vorjahr an drittbester 
Stelle. Gegenüber dem Durchschnitt der Staa­
ten OECD-Europas mit einem Wachstum von 
plus 2,3 Prozent hat unser kleines Land einen 
Vorsprung von 0,7 Prozent erarbeitet. 

Meine Damen und Herren! Eine gute Wirt­
schaftspolitik wird aber auch an der Zahl der 
Arbeitslosen gemessen, wie sieht es hier aus? 

Im Vergleich zu den Arbeitslosenraten OECD­
Europas nimmt Österreich mit 4,8 Prozent 
hinter der Schweiz, Norwegen und Schweden 
wiederum den hervorragenden dritten Platz 
ein. An der Spitze im negativen Sinn liegen 
die Niederlande mit 15,3 Prozent, gefolgt von 
Belgien mit 13,8 und Großbritannien mit 
12 Prozent. 

Zweistellige Arbeitslosenraten haben auch 
noch Frankreich und Italien. Im Durchschnitt 
verzeichnet OECD-Europa eine Arbeitslosig­
keit von derzeit 11,3 Prozent. 

Ein weiteres signifikantes Zeichen für die 
Wirtschaft eines Staates sind auch die Infla­
tionsraten. Auch hier liegt Österreich an her­
vorragender dritter Stelle, denn im Durch­
schnitt der Industriestaaten Europas liegt die 
Inflationsrate bei 6,9 Prozent, und Österreich 
wird in diesem Jahr eine Inflationsrate von 
nur 3,2 Prozent haben. 

Meine Damen und Herren! In den drei 
wichtigen wirtschaftspolitischen Eckpunkten 
- Wirtschaftswachstum, Arbeitslosenraten 
und Preissteigerung - nimmt Österreich im 
Vergleich zu Europa durchgehend den drittbe­
sten Rang ein. Gäbe es eine Europameister­
schaft in Wirtschaftspolitik, dann hätte unser 
Land drei Bronzemedaillen gewonnen. 

Eine großartige Leistung, meine Damen 
und Herren, unserer Wirtschaft und der Wirt­
schaftspolitik unserer Bundesregierung, die 
hervorragende Rahmenbedingungen ge­
schaffen hat. 

Seit 1983 ist die Zahl der Beschäftigten um 
26 000 gestiegen. Die Arbeitslosigkeit konnte 
zwar nicht abgebaut werden, doch reichte das 
Beschäftigungswachstum aus, um einen wei­
teren gravierenden Anstieg zu verhindern. 

Die Besserung auf dem Arbeitsmarkt spie­
gelt sich in einer gewissen Entlastung des 
Sozialbudgets. Die höhere Zahl der Beschäf­
tigten und die Steigerung der Löhne und 
Gehälter ließen die Beitragseinnahmen der 
Sozialversicherung stärker wachsen als in 
den Vorjahren. Die geringere Krankenstands­
häufigkeit dämpfte auch die Ausgabenent­
wicklung der Krankenversicherung. 

Sehr klar und deutlich aber möchte ich dar­
auf hinweisen, daß die steigende Beschäftig­
tenzahl vor allem den unermüdlichen Bemü­
hungen unseres Sozialministers zu verdanken 
ist, der eine Reihe von Sonderaktionen zur 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen ins 
Leben gerufen hat. 
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Tirnthal 

Insgesamt wurden für die aktive Arbeits­
marktpolitik im Jahre 1984 1,9 Milliarden 
Schilling aufgewendet. 1985 und 1986 sind 
dafür je 2,8 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Neue beschäftigungspolitische Maßnahmen 
konzentrieren sich besonders auf junge Men­
schen zwischen 15 und 25 Jahren. Besonders 
hervorheben möchte ich dabei die ,,Aktion 
8 000" für Jugendliche und Langzeitarbeits­
lose, ein Beschäftigungsprogramm, mit dem 
bis Juli 1985 für rund 16 000 Personen Arbeits­
plätze geschaffen werden konnten. Für das 
arbeitsmarktpolitische Jugendprogramm 1986 
wird 1 Milliarde Schilling bereitgestellt wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Einer Entschlie­
ßung des Nationalrates folgend, wurde von 
der Arbeitsmarktverwaltung auch eine neue 
Förderungsaktion zur Langzeitförderung für 
die Einstellung und Ausbildung von Arbeitslo­
sen zwischen 17 und 25 Jahren geschaffen. 
Die Förderung beträgt 50 Prozent der monat­
lichen Lehrlingsentschädigung, wenn die Aus­
bildung in einem Beruf erfolgt, 30 Prozent des 
monatlichen Bruttoentgeltes, wenn eine Ein­
schulung beziehungsweise Ausbildung eines 
Arbeitnehmers erfolgt, der aus einem Gebiet 
stammt, in dem die Jugendarbeitslosigkeit 
mehr als 10 Prozent beträgt, und 25 Prozent 
des monatlichen Entgeltes bei der Einstellung 
von Arbeitslosen. Diese Förderung, meine 
Damen und Herren, kann maximal für drei 
Jahre gewährt werden. 

Die Pensionsversicherung ist im Rahmen 
der Sozialversicherung die wichtigste Ausga­
benposition. 1986 sind rund 46 Milliarden 
Schilling als Bundesbeitrag zur Pensionsver­
sicherung einschließlich Ausgleichszulagen 
vorgesehen. Von 1975 bis 1986 wurden die 
Renten und Pensionen um 88,8 Prozent 
erhöht. Das bedeutet eine Steigerung von 5,9 
Prozent im Jahresdurchschnitt. Der Verbrau­
cherindex ist im gleichen Zeitraum um 69,4 
Prozent gestiegen, das bedeutet einen J ahres­
durchschnitt von 4,9 Prozent. Die Kaufkraft 
konnte damit um 11,5 Prozent gesteigert wer­
den. Im langjährigen Durchschnitt lag also 
der Anstieg der Renten und Pensionen um 1 
Prozent über der Inflationsrate! Und das in 
einer wirtschaftlich sehr, sehr schwierigen 
Zeit, in der in anderen Ländern tiefe Eingriffe 
in das Sozialsystem erfolgt sind. 

Bei den Beziehern von Ausgleichszulagen 
ist von 1975 bis 1986 eine Kaufkraftsteigerung 
von 16,2 Prozent eingetreten. Das bedeutet 
eine Steigerung von 1,4 Prozent pro Jahr. 

Alle Aussagen der Opposition, daß unsere 
Rentner und Pensionisten im langjährigen 
Durchschnitt reale Einkommensverluste hin­
nehmen mußten, sind schlicht und einfach 
falsch. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch die Pensionsreform wurde die Finan­
zierung der Pensionen bis Mitte der neunzi­
ger Jahre gesichert. Für die Finanzierung 
einer langfristigen Sicherung unserer Pensio­
nen aber müssen neue Wege beschritten wer­
den. 

Dazu muß man meiner Meinung nach zwei 
wichtige Gegebenheiten berücksichtigen: 

Auf Grund der gewaltigen Rationalisie­
rungsbemühungen in allen Industriestaaten 
liegt die Wiedererreichung einer Vollbeschäf­
tigung in weiter Ferne; die Lebenserwartung 
der Menschen steigt ständig, und mit dieser 
Steigerung werden auch die Pensionsbezugs­
zeiten immer länger. 60jährige Männer, 
meine Damen und Herren, hatten 1984 eine 
fernere Lebenserwartung von 17 Jahren und 
gleichaltrige Frauen sogar eine solche von 21 
Jahren. Schon derzeit beträgt der Anteil der 
60jährigen an der Gesamtbevölkerung 20 Pro­
zent und bis zum Jahre 2050, so rechnen Fach­
leute, wird sich dieser Anteil verdoppelt 
haben. 

Wie immer vorausschauend, hat unser 
Sozialminister bereits reagiert und einen 
Arbeitskreis eingesetzt, dem Vertreter des 
Gewerkschaftsbundes, der Kammern, der 
Ministerien und Vertreter der Wissenschaft 
angehören. Dieser Arbeitskreis wird sich mit 
diesen schwierigen Problemen beschäftigen 
und soll in etwa zweieinhalb Jahren zu Ergeb­
nissen neuer Finanzierungsmöglichkeiten 
führen. 

Wir alle hoffen, daß dieser mit hochqualifi­
zierten Kräften besetzte Arbeitskreis zu 
Ergebnissen kommt, die eine. dauerhafte 
Sicherung unseres international bewunderten 
sozialen Netzes bringen. 

Meine Damen und Herren! Abschließend 
möchte ich unserem Sozialminister und auch 
den Beamten seines Ressorts für ihren steten 
großartigen persönlichen und auch erfolgrei­
chen Einsatz im sozialen Bereich aufrichtig 
und herzlich Dank sagen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 15.54 

123. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 142

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 123. Sitzung - 16. Dezember 1985 10897 

Präsident Dr. Stix 

Präsident Dr. Stix: Ich unterbreche nun­
mehr die Verhandlungen über die Beratungs­
gruppen :xv und VII zum Bundesfinanzgesetz 
1986. 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schüssel, Graf, 
Dr. Puntigam, Ingrid Tichy-Schreder, 
Dr. Helga Rabl-Stadler und Genossen an den 
Bundeskanzler betreffend einen Neuen 
Anfang in der Budget- und Wirtschaftspolitik 
durch rasche Nationalratswahlen (1789/ J) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zur 
Behandlung der dringlichen Anfrage. Ich 
bitte zunächst den Herrn Schriftführer, Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, die Anfrage 
zu verlesen. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Dringli­
che Anfrage der Abgeordneten Dr. Schüssel, 
Graf, Dr. Puntigam, Ingrid Tichy-Schreder, 
Dr. Helga Rabl-Stadler und Kollegen an den 
Bundeskanzler betreffend einen Neuen 
Anfang in der Budget- und Wirtschaftspolitik 
durch rasche Nationalratswahlen. 

"Die verstaatlichten Unternehmungen ste­
hen vor der Aufgabe, die Grundstofferzeu­
gung weiter zu modernisieren und gleichzei­
tig in neue Finalproduktionen vorzustoßen. 
Dabei ist eine längerfristige, zukunftsorien­
tierte Strategie für jeden einzelnen Unterneh­
mensbereich zu entwickeln." Dies sagte Bun­
deskanzler Dr. Sinowatz in seiner Regie­
rungserklärung vom 31. Mai 1983. 

Die Wirklichkeit sah vor und nach dieser 
Regierungserklärung anders aus. 

Die Wirtschaftspolitik der Regierungen 
Kreisky und Sinowatz hat dazu geführt, daß 
in relativ kurzer Zeit die größte und die zweit­
größte verstaatlichte Bank Österreichs sowie 
der größte und zweitgrößte Konzern der 
Republik enorme Steuergelder zugeschossen 
erhielten, um überleben zu können. 

Die Verstaatliche Industrie erhielt in den 
vergangenen Jahren von den Steuerzahlern 
einen Zuschuß von mehr als 26 Milliarden 
Schilling. 

Die Länderbank bekam 3 Milliarden Schil­
ling. 

Für den CA-Konzern mußten 7,2 Steuermil­
liarden bereitgestellt werden. 

Zu diesen Beschlüssen hat die Österreichi­
sche Volkspartei jeweils umfassende Vor­
schläge eingebracht, die darauf abzielten, die 
Gewährung von Steuerzuschüssen von der 
Durchführung von längerfristigen Sanie­
rungs- und Strukturkonzepten abhängig zu 
machen. 

Die Vorschläge der ÖVP, deren Richtigkeit 
und Bedeutung sich spätestens beim VOEST­
Debakel herausstellten, wurden aber durch 
Jahre hindurch abgelehnt. 

Nun wird von der Verstaatlichten für das 
nächste Jahr neuerlich ein Finanzbedarf in 
Höhe von 15 bis 20 Milliarden Schilling ange­
meldet. 

Damit werden die Zuschüsse an die Ver­
staatlichte aus Steuergeldern fast zwei Drittel 
der gesamten Lohnsteuereinnahmen des 
Staates im Jahre 1985 ausmachen. 

Das VOEST-Debakel hat in den vergange­
nen Wochen das Ergebnis von 15 Jahren 
sozialistischer Wirtschaftspolitik im Bereich 
der Verstaatlichten für alle Bürger unseres 
Landes sichtbar gemacht. 

So wie die Rahmenbedingungen für die 
Verstaatlichte durch die Wirtschaftspolitik 
der Regierung immer schlechter wurden, so 
gerät auch die übrige Wirtschaft in immer 
größere Schwierigkeiten. 

Eigenkapitalbildung ist kaum mehr mög­
lich, 

die Förderung der Forschung unterentwik­
kelt, 

die öffentlichen Investitionen gehen zurück. 

Eine längst fällige und von der Regierung 
versprochene Steuersenkung wurde abgesagt, 

die Pensionen praktisch gekürzt. 

Die Belastungswellen der Regierung haben 
den Unternehmungen Substanz und den Men­
schen die Lust an verstärkter Leistung 
genommen. 

Erstmals hat das Defizit des Staates die 
100-Milliarden-Schilling-Grenze überschritten 
und mußte noch während der laufenden Bud­
getberatungen im Nationalrat um 3 Milliar­
den Schilling nach oben, auf 106 Milliarden 
Schilling korrigiert werden. 

Die versprochene Budgetsanierung blieb 
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Schriftführer 

aus, die Ausgaben explodieren, weil kein 
ernsthafter Versuch unternommen wurde, die 
Verschwendung von Steuergeldern zu stop­
pen. 

Das Budget leistet kaum mehr einen Bei­
trag zum Kampf gegen Armut und Arbeitslo­
sigkeit. 

Länger- oder mittelfristige Konzepte gibt es 
kaum mehr. 

Über die finanziellen Auswirkungen der 
Milliardenzuschüsse für die verstaatlichte 
Wirtschaft auf die Budgets der nächsten 
Jahre ist wenig bekannt. 

Bundeskanzler und Finanzminister versu­
chen zu verniedlichen und über die Runden 
zu kommen. 

Der österreichische Steuerzahler steht der 
wirtschaftspolitischen Entwicklung in Öster­
reich bestürzt und voll Unbehagen gegenüber. 

Denn: alles, was die sozialistische Koali­
tionsregierung verbraucht, wird sie - über 
kurz oder lang - zu einem neuerlichen tiefen 
Griff in die Taschen der Bürger veranlassen. 

Die Österreichische Volkspartei fordert 
daher im Interesse der Bürger einen Neuen 
Anfang durch rasche Nationalratswahlen. 

Dazu gehört, daß die Österreicherinnen und 
Österreicher die Chance erhalten, die Zusam­
mensetzung von Parlament und Regierung 
neu zu bestimmen. 

Regierungsumbildungen genügen nicht, sie 
haben in der Vergangenheit zu keiner Ände­
rung des verfehlten wirtschaftspolitischen 
Kurses geführt. 

Um die Auswirkungen der Milliardenzu­
schüsse an die verstaatlichte Wirtschaft auf 
die künftige Entwicklung des Staatshaushal­
tes und auf die Zukunft der gesamten öster­
reichischen Wirtschaft absehen zu können 
und damit die Notwendigkeit für einen Neuen 
Anfang deutlich zu machen, stellen die unter­
fertigten Abgeordneten an den Bundeskanz­
ler unter Bezugnahme auf seine Gesamtver­
antwortung folgende 

Anfrage: 

1. Wie hoch werden die Gesamtkosten aus 
der Finanzhilfe für die Länderbank (Kapital 
und Zinskosten) sein und welche Budgetbela-

stungen ergeben sich in den kommenden Jah­
ren im einzelnen daraus? 

2. Wie hoch werden die Gesamtkosten aus 
der Finanzhilfe für die Creditanstalt-Bankver­
ein (Kapital und Zinskosten) sein und welche 
Budgetbelastungen ergeben sich in den kom­
menden Jahren im einzelnen daraus? 

3. Wie hoch werden die Gesamtkosten aus 
der bereits beschlossenen Finanzhilfe (insbe­
sondere aus dem zuletzt beschlossenen 
Zuschuß in der Höhe von 16,6 Milliarden 
Schilling) für die Verstaatlichte Industrie 
(Kapital und Zinskosten) sein und welche 
Budgetbelastungen ergeben sich in den kom­
menden Jahren im einzelnen daraus? 

4. Wie hoch werden die Gesamtkosten aus 
der zu erwartenden neuen Finanzhilfe für die 
Verstaatlichte Industrie (Kapital und Zinsko­
sten) sein und welche Budgetbelastungen 
ergeben sich in den kommenden Jahren im 
einzelnen daraus? 

5. Welcher Prozentsatz der aus den Finanz­
hilfen für Creditanstalt, Länderbank und Ver­
staatlichte Industrie entstandenen Gesamtbe­
lastung des österreichischen Staatshaushal­
tes ist mit den vergangenen Budgets schon 
bezahlt worden? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 93 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates als dringlich zu behandeln 
und dem Erstunterzeichner vor Eingang in 
die Tagesordnung Gelegenheit zur Begrün­
dung zu geben. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Schriftführer für die Verlesung. 

Nunmehr erteile ich dem Herrn Abgeordne­
ten Dr. Schüssel als erstem Fragesteller zur 
Begründung der Anfrage das Wort. 

16.05 

Abgeordneter Dr. Schüssel (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Morgen wird vermut­
lich die sozialistisch-freiheitliche Koalitions­
mehrheit das Budget 1986 beschließen, als ob 
nichts geschehen wäre. Ist wirklich nichts 
geschehen?, frage ich Sie gerade im Hinblick 
auf das Budget. Diese Haltung, die Sie mor­
gen vermutlich an den Tag legen werden, ent­
spricht ganz und gar nicht dem, was die 
Bevölkerung in diesen Stunden von uns 
erwartet und erhofft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wahrscheinlich hat kein Skandal der letz­
ten Jahre, kein Ereignis, um es neutraler zu 
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Dr. Schüssel 

sagen, die Bevölkerung in einem so großen 
Ausmaß aufgewühlt, ja erschüttert, wie das 
VOEST-Debakel. Es gibt jetzt viele Umfragen, 
aus denen ein durchgehender Trend heraus­
gefiltert werden kann. 86 Prozent der Bevöl­
kerung haben sich darüber aufgeregt. 79 Pro­
zent glauben nicht, daß die Regierung geeig­
nete Konzepte habe; und zwei Drittel erach­
ten die bisher getroffenen Maßnahmen als für 
nicht ausreichend. 

Meine Damen und Herren! Diese Anfrage 
ist vielleicht ein für die Regierung letzter Ver­
such, diese zu echten Konsequenzen zu brin­
gen, die Stimmung, die draußen herrscht, hier 
darzustellen und auch die Öffentlichkeit zu 
informieren. Das gehört mit zu den Aufgaben 
einer Volksvertretung, wie wir sie verstehen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Was ist geschehen? In Kürze: Am 
19. November beziehungsweise am 
26. November ist das VOEST-Debakel im vol­
len Ausmaß - hoffentlich wirklich im vollen 
Ausmaß - bekannt geworden. Sie haben dar­
aufhin das Management zur Gänze abgelöst. 
Es ist ja schon mehrfach diskutiert worden, 
ob diese Vorgangsweise klug war, ob damit 
der Schaden begrenzt oder ob durch die dilet­
tantischen Begleitumstände der Schaden 
nicht sogar noch größer wurde. 

Heute interessieren uns aber vor allem die 
finanziellen Auswirkungen auf den Steuer­
zahler. Wie hat die Regierung die Ablöse des 
Managements begründet? 

Erstens: Die Verantwortlichen hätten von 
der Entwicklung wissen müssen. 

Zweitens: Die Manager hätten - entgegen 
teilweise gegebenen Richtlinien - hasardiert. 

Drittens: Die Manager hätten damit Auf­
sichtsrat und Eigentümer getäuscht und 
dadurch Vertrauen verspielt. 

N ach dem alten amerikanischen Wort, 
wenn es schon keine neuen Zahlen gibt, wol­
len wir wenigstens neue Gesichter sehen, 
wurden alle ausgewechselt. Zu politischen 
Konsequenzen kam es leider - müssen wir 
betonen - nicht. 

Meine Damen und Herren! Nun zum Bud­
get. Der Voranschlag 1986 ist die Einnahmen­
Ausgabenrechnung für das kommende Jahr. 
Anhand dieser Zwischenbilanz müssen wir 
den Status der Firma Österreich diskutieren. 
Es stellt sich die Frage: Wie steht es nicht 
zuletzt auf Grund dieser Ereignisse um dieses 

Land? Die Regierung ist - lassen Sie mich so 
argumentieren: vergleichbar mit dem Vor­
stand dieser Firma - auf Zeit bestellt. Das 
Parlament, also die Volksvertretung, ist mit 
dem Aufsichtsrat vergleichbar und auch als 
solcher zur Gänze dem Souverän Volk verant­
wortlich. Bei Wahlen müssen wir uns ja auch 
dieser Verantwortung stellen. 

Wir weigern uns nun, die von Ihnen vorge­
legte Einnahmen-Ausgaben-Rechnung für 
1986 einfach zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall 
bei der ÖVP.) Mehr noch, ich erhebe den Vor­
wurf an Sie, Herr Bundeskanzler, an den 
Finanzminister, ja an die ganze Bundesregie­
rung, daß Sie nicht anders handeln als der 
von Ihnen blitzartig abgelöste Vorstand der 
VOEST -Alpine. 

Sie hasardieren mit fremdem Geld, mit dem 
Geld der Steuerzahler, Sie täuschen die 
Eigentümer, das Volk, über die wahre Lage 
des Staates und bezüglich der Konsequenzen 
Ihrer Politik, Sie frisieren die Budgetbilanzen 
und informieren damit den Aufsichtsrat, das 
Parlament, falsch. 

Beweise!, werden Sie sagen. Ich liefere sie 
Ihnen! 

Beweis Nummer eins: Dieses Budget 1986 
war bereits zum Zeitpunkt der Vorlage an die­
ses Hohe Haus falsch. Sie alle, die Sie im 
Ministerrat zugestimmt haben, wissen und 
wußten das. 

Ich darf es ganz kurz begründen. Der 
Finanzminister hat 14 Milliarden Schilling 
fällige Schuldenrückzahlungen einfach auf 
die Jahre 1992, 1995 und 1996 verschoben. Der 
Personalaufwand wurde bewußt unterbudge­
tiert, nämlich um fast 3 Milliarden Schilling. 
Dem haben Sie ja auch durch Abänderungs­
anträge im Ausschuß Rechnung getragen. Für 
die Pensionsversicherung fehlen Beträge in 
der Größenordnung von beinahe 1 Milliarde 
Schilling. Für die Landwirtschaft sind mehr 
als 300 Millionen Schilling weniger vorgese­
hen, als Sie heuer schon für Preisausgleiche 
budgetieren mußten. - Wiederum falsch bud­
getiert! Heinz Fischer braucht für seine Zusa­
gen an die Studenten, die er im Zuge des 
Streiks gemacht hat, laut eigener Aussage -
und diese Aussage erfolgte, bevor das Parla­
ment noch den Beschluß über das Budget 
gefaßt hat - ein eigenes Budgetüberschrei­
tungsgesetz. Und die Bundesbahnen haben 
noch jedes Jahr ein höheres Defizit zustande 
gebracht, als budgetiert wurde. Im Jahr 1983 
waren es 4 Milliarden mehr, im Jahr 1984 
2,5 Milliarden mehr, heuer werden es 1,5 Mil-
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Harden mehr sein. Sie können sich ausrech­
nen, wie es nächstes Jahr sein wird. 

Das echte Defizit - und um das geht es! -
wird also nicht 103,5 Milliarden, wie vorge­
legt, auch nicht 106,5 Milliarden, ~rie es jetzt 
aussieht, sondern 125 Milliarden Schilling für 
das kommende Jahr ausmachen. 125 Milliar­
den! Und da ist die VOEST-Sanierung nicht 
einmal eingeschlossen. 

Herr Bundeskanzler! Dazu haben wir von 
Ihnen bisher keinen Ton gehört. Sie werden 
das Budget 1986 offenkundig so beschließen, 
als ob nichts wäre, als ob es nicht zu Konse­
quenzen kommen müßte, als könnten Sie 
Ihren Kurs unbegrenzt weiterfahren. Hier 
geht nichts mehr; glauben Sie mir das! (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Sie verletzen damit ganz elementar den 
Grundsatz laut Verfassung, an die Sie sich zu 
halten haben, der Budgetklarheit, der Budget­
wahrheit und der Budgetrichtigkeit. 

Herr Bundeskanzler! Erklären Sie der 
Bevölkerung und diesem Hohen Haus den 
Unterschied zwischen Ihrer Verschleierung 
des Budgets 1986 und der Aussage von Vor­
standsdirektor Apfalter im Dezember 1984, 
die VOEST-ALPINE würde 1986 bereits 
Gewinne schreiben! Da ist kein Unterschied. 
- Leider. (Beifall bei der ÖVP.) 

Beweis Nummer zwei: Sie hasardieren mit 
der Zukunft dieses Landes! Die notwendige 
neue Verstaatlichungshilfe - wir sind natür­
lich auf Schätzungen angewiesen - kostet 
den Steuerzahler wahrscheinlich mit Zinsen 
zwischen 33 und 35 Milliarden Schilling. Das 
ist - und ich bin mir dessen völlig bewußt, 
was ich hier sage - der gesamte wirtschafts­
politische Spielraum einer Legislaturperiode! 

Wir haben bekanntlich im Jahr 1983 -
Alois Mock ist dafür vielfach von Ihnen kriti­
siert worden - ein eigenes seriöses Budgetsa­
nierungskonzept vorgelegt. Wir wissen ganz 
genau, daß das in etwa der politische Spiel­
raum gewesen ist oder wäre, den eine Regie­
rung hat oder hätte. Der ist weg. Was bei der 
VOEST-ALPINE passiert ist, war keine 
Panne, das war der Zusammenbruch des 
sozialistischen Systems der Wirtschaftspoli­
tik. Er wirft uns und dieses Land um Jahre 
zurück. 

Zukunfts orientiert in Ihrer Politik, meine 
Damen und Herren, ist einzig und allein die 
Schuldenplanung. Sie haben sogar das Rezept 

erfunden, die Geldarmut dieses Staates durch 
die Verurteilung der noch gar nicht einmal 
Geborenen zur Schuldenrückzahlung zu 
bekämpfen. Wer es nicht glaubt, möge sich 
den letzten Rechnungshofbericht auf 
Seite 185 ansehen, wo steht, daß die Finanz­
schulden des Bundes mit Stichtag Ende 1984 
ab dem Jahr 1995 bis zum Jahr 2031 einen 
Schuldendienst von 98 514 Millionen Schilling 
erfordern werden. Und da wird immer 
behauptet, in Österreich gebe es keine langfri­
stig konzipierte Politik! Leider gibt es sie nur 
bei den Schulden. Wir bedauern das. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Anders ist es, wenn man etwa den Blick auf 
unseren großen Nachbarn richtet, auf die 
Bundesrepublik Deutschland. Ich kann Ihnen 
den Vergleich nicht ersparen: Österreich und 
Deutschland hatten noch 1981 die gleiche Aus­
gangsposition mit einer Neuverschuldung von 
ungefähr 2,5 Prozent, gerechnet am Bruttoin­
landsprodukt. (Abg. Dr. S ti P pe 1: Wieviel 
Arbeitslose?) Heute haben die Deutschen für 
1986 ihr Nettodefizit halbiert, und unser Net­
todefizit ist um drei Viertel gestiegen. Die 
Deutschen haben dies aber zustande gebracht 
trotz einer Steuersenkung und wir trotz wach­
sender Steuerbelastung, meine Damen und 
Herren! Das heißt, statt gleichem Niveau -
1 : 1 - steht es heute 1: 3,5. Die Folgen sind, 
daß unsere Schulden doppelt so rasch wach­
sen wie jene der Bundesrepublik. (Abg. 
R 0 P per t: Wir kennen das Rezept!) 

Meine Damen und Herren! Die Katastro­
phe, die wahre Katastrophe, die einigen von 
Ihnen sich offensichtlich noch verschließt, ist, 
daß diese zusätzliche Verschuldung in der 
Konjunktur entstand. In den Konjunkturjah­
ren 1984, 1985 und 1986 sind die Finanzschul­
den dieser Regierung unter Sinowatz um 
50 Prozent oder 200 Milliarden Schilling 
gewachsen. Im Vergleich mit den wichtigsten 
europäischen Industriestaaten liegt Öster­
reich damit an zweiter Stelle hinter Finnland. 

Meine Damen und Herren! Wie dramatisch 
diese Situation ist, darf ich an Hand einer 
ganz einfachen Rechnung erklären. Selbst 
wenn es Ihnen oder uns gelänge, ab 1987 das 
Nettodefizit, also die Neuverschuldung, auf 
4 Prozent des Bruttoinlandsproduktes zu 
begrenzen, würde das nichts daran ändern, 
daß ab 1990 der Schuldenstand 870 Milliarden 
Schilling wäre und damit die gesamte Neuver­
schuldung für die Zinszahlung aufgeht. Das 
heißt also: In Wirklichkeit gibt es dann im 
Budget überhaupt keinen wirtschaftspoliti­
schen Spielraum! (Abg. Dr. BI e n k: Wenn 
der Bundeskanzler zuhören würde!) 
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Herr Bundeskanzler! Wieviel Munition 
haben Sie aber dann, wenn etwa die Konjunk­
tur schlechter werden sollte? Oder: Wie lange 
etwa können Sie Auswirkungen auf die Hart­
währungspolitik ausschließen, wenn die 
gegenläufigen Defizitentwicklungen Öster­
reichs und Deutschlands, wie die National­
bank immer wieder zu Recht warnt, weiter 
anhalten? Und worin, Herr Bundeskanzler, so 
frage ich Sie, liegt der Unterschied zwischen 
Ihrer Behauptung, es gebe keine Alternative 
zum wirtschaftspolitischen Kurs der Regie­
rung, und den Aussagen des VOEST-Alpine­
Vorstandes, der seinen Eigentümern und sei­
nen Kontrollorganen eingeredet hat, es gebe 
keine Alternative zum Einstieg in immer 
neuen Produktionen und Technologien, auch 
wenn das nötige Know-how fehlte. Heute wis­
sen wir, daß in vielen Fällen dort Umsatz 
gleich Verlust ist. Wir akzeptieren diese Poli­
tik, Herr Kanzler, einfach nicht mehr! (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Mühlbacher: Was 
5011 das heißen?) 

Beweis Nummer drei: Sie verschleiern die 
Riesenlawine künftiger Belastungen. Ich darf 
Ihnen die künftigen Belastungen, die wir ja 
auch von Ihnen jetzt offiziell erfahren wollen, 
aus meiner Sicht darstellen. 

Bereits beschlossene Staatshilfen an die 
verstaatlichte Industrie, Kapital und Zinsen, 
nach meiner Rechnung etwa 50 Milliarden 
Schilling. In der Öffentlichkeit werden ja 
immer nur die Kapitalkosten dargestellt, daß 
das Ganze mit Krediten finanziert werden 
muß und daher mit Zinsen erkauft wird, wird 
kaum gesagt. Alte Verstaatlichtenhilfe also 
50 Milliarden. Länderbank rund 6 Milliarden. 
Creditanstalt rund 11 Milliarden. Neue Ver­
staatlichtenhilfe in etwa - ich habe es schon 
angedeutet -, sagen wir, 33 Milliarden Schil­
ling, und zwar Kapital und Zinsen. Das sind 
zusammengenommen 100 Milliarden Schil­
ling neue Belastungen. Davon sind in den bis­
herigen Budgets, das nächste gleich mit ein­
geschlossen, erst knapp über 8 Milliarden ver­
kraftet. Das heißt, eine über 90 Milliarden 
große Lawine wälzt sich immer schneller wer­
dend auf den österreichischen Steuerzahler 
zu. 

Und das ist noch nicht alles, meine Damen 
und Herren von der sozialistischen Koali­
tionsregierung! Dann kommen noch die Son­
dergesellschaften dazu: für die Universitäten 
6,5 Milliarden, für Schulbauten 10,5 Milliar­
den, für das AKH 19 Milliarden, fur die 
DOKW 9 Milliarden, für Straßensondergesell­
schaften 59 Milliarden; zusammen 104 Milliar­
den Schilling, davon noch offen 77 Milliarden. 

Auch das ist aber noch nicht alles! Es tickt 
nämlich noch die Zeitbombe der Pensionsver­
sicherung. Da gibt es zwei Gutachten, eines 
aus dem Jahre 1984, eines aus dem Jahre 
1985. Allein der Vergleich dieser beiden Jahre 
zeigt eine Differenz für die Jahre 1986 bis 
1990 von 16 Milliarden Schilling. Innerhalb 
eines Jahres eine um 16 Milliarden Schilling 
dramatisch verschlechterte Ausgangssitua­
tion! Die Effekte der Pensionsreform sind also 
geringer als noch vor einem Jahr angenom­
men. 

Meine Damen und Herren! Das sind alles 
vorsichtige, überprüfbare Schätzungen. Ich 
habe hier bewußt nicht die Frage nach den 
Garantien und Haftungen aufgeworfen, die 
sich in zwölf Jahren verzehnfacht haben -
wir hoffen ja, daß nichts davon schlagend 
wird. Ich habe nicht berücksichtigt, daß Sie ja 
die teuerste aller Finanzierungen mit der 
ÖIAG und mit dem Umweg über Sonderge­
sellschaften gewählt haben, denn Sie müssen 
ja bei diesen Sondergesellschaften nicht nur 
Kapital, sondern auch Zinsen bezahlen, im 
Falle etwa der ÖIAG oder der Sondergesell­
schaften sogar zweimal, weil ja anzunehmen 
ist, daß sich auch der Bund auf dem Kapital­
markt verschulden muß, um die Sondergesell­
schaften dotieren zu können, und auch wieder 
für die aufgenommenen Kredite Zinsen 
bezahlen muß. 

Und das Tragische daran ist: Nicht eine die­
ser aufgeführten Zahlungen bringt in irgend­
einer Weise Strukturverbesserungen, führt zu 
einer größeren Nachfragewirkung oder läßt 
eine größere Beschäftigungswirkung erwar­
ten. Sie sind nur deshalb nötig, um überhaupt 
bilanzieren zu können. 

Ich fasse also diesen Punkt zusammen: 
Eine Riesenlawine künftiger Belastungen 
kommt auf uns zu: Öffentliche Wirtschaft 
90 Milliarden, Sondergesellschaften 77 Mil­
liarden, Pensionsversicherung 16 Milliarden. 
Wenn Sie das hochrechnen und mit dem 
Spielraum vergleichen, den wir haben, so wis­
sen Sie, daß jährlich hier eine komplette 
Steuersenkung draufgeht. Herr Bundeskanz­
ler! Wir von der Volkspartei nehmen das nicht 
zur Kenntnis! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ihre Politik verschleiert diese Zusammen­
hänge, verschleiert, verringert das Risiko, das 
damit verbunden ist. Ich frage Sie, Herr 
Kanzler: Worin liegt der Unterschied zu jenen 
öffentlichen Managern, ,die ich zunächst 
erwähnt habe, die ihren Eigentümern erklärt 
haben, ihr Risiko sei mit 400 Millionen Schil­
ling limitiert und begrenzt, sie hätten alles im 
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Griff? Und nachher waren es nicht 400, son­
dern 2 400 Millionen! Und ich sage Ihnen: Bei 
Ihnen stehen noch wesentlich höhere Zahlen­
potenzen auf dem Spiel. Es ist fahrlässiger 
Hasard auf Kosten der Zukunft, was wir 
Ihnen vorwerfen, Herr Bundeskanzler! (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Beweis Nummer vier: Sie beschönigen die 
notwendigen harten Konsequenzen. Nach 
dem Ministerrat am vergangenen Dienstag 
haben Sie erklärt - wörtlich zitiert in den 
Zeitungen -, es werde keine Steuererhöhung 
geben, die ÖIAG solle Vorschläge machen, 
wie man die Milliardenverluste ohne neue 
Belastungen ausgleichen könnte. Das dürfte 
ein relativ verfrühter Christkindlwunschbrief 
gewesen sein. Erklären Sie uns diese Rech­
nung! Der Finanzminister war hier vorsichti­
ger, vielleicht auch eine Spur ehrlicher. Er hat 
erklärt, falls es wahr wäre, daß die Verstaat­
lichte 15 bis 20 Milliarden Schilling brauche, 
seien "Budget- und Steuerpolitik zu überden­
ken". Was heißt das? - Es muß gespart wer­
den, und die Steuersenkung kommt nicht. 
Das heißt es, bitte, nach meiner Interpreta­
tion jedenfalls, im Klartext. 

Herr Bundeskanzler! Es gibt ja auch nur 
diese drei Möglichkeiten: Entweder Sie 
schröpfen den Steuerzahler. Das können Sie 
auf zwei Arten machen, entweder gleich mit 
einem Sonderzuschlag - den Sie öffentlich 
ausgeschlossen haben; das nehme ich zur 
Kenntnis - oder später durch wachsende 
Verschuldung. Dann muß es aber auch der 
Steuerzahler zahlen, es wird nur später 
bezahlt und damit teurer. Oder - zweite Mög­
lichkeit - Sie finanzieren das aus den Erträ­
gen anderer Betriebe. - Nun, das geht wohl 
wirklich nicht. Dritte Möglichkeit: Verkauf 
von Beteiligungen, Privatisierungen. Das wol­
len Sie aber nicht! Das haben Sie wieder aus­
geschlossen nach dem Ministerrat am Diens­
tag. 

Die "Kleine Zeitung" hat ganz trocken 
geschrieben: Das, was das Budget hier bela­
stet, bringt natürlich nicht gleich den VOEST­
Schilling, es bringt nur eine zusätzliche Bela­
stung von 2 bis 3 Milliarden pro Jahr. "Zahlen 
müssen wir alle dafür, sei es auch nur in 
Form eines weiteren Aufschubes der Progres­
sionsminderung oder mit dem Verzicht auf 
andere Leistungen. Was Sinowatz daher ver­
sucht, ist lediglich eine Schieberei bei der 
Darstellung der Konsequenzen" - so Ulrich 
Stocker in der "Kleinen Zeitung". 

Herr Bundeskanzler! Worin besteht der 
Unterschied zwischen Ihrer Handlungsweise 

und der Handlungsweise des VOEST-Vorstan­
des, der seinen Aufsichtsrat Jahre zu spät und 
nie ganz ausreichend über das Debakel beim 
amerikanischen Bayou-Steel-Werk informiert 
hat? Sie handeln genauso verantwortungslos, 
indem Sie zu spät oder gar nicht informieren. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Beweis Nummer fünf: Die von Ihnen als 
Geschäftsführung der Republik zu verantwor­
tenden Bilanzen sind - ich kann es nicht 
anders nennen - katastrophal. - Das Knur­
ren vom Herrn Vizekanzler zeigt nur, daß er 
nicht einmal Rechnungshofberichte liest. Ich 
darf Ihnen jetzt ein Beispiel dafür bringen. 
(Bundesminister Dr. Fis ehe r zeigt Vize­
kanzler Dr. S te ger den Rechnungshofbe­
richt. - Ruf bei der ÖVP: Einsager!) Still, von 
der Öffentlichkeit beinahe unbemerkt, erstellt 
nämlich der Rechnungshof dieser Republik 
seit zwei Jahren Staatsbilanzen. - Damit Sie 
sich leichter tun beim Finden, Herr Vizekanz­
ler - oder war es Heinz Fischer?, ich will nie­
manden zu Unrecht beschuldigen -: im Bun­
desrechnungsabschluß 1983 auf Seite 197, im 
Bericht 1984 auf Seite 181. Lesen Sie es nach! 

Jetzt kann man natürlich über Bewertungs­
probleme diskutieren. Man kann über Unge­
nauigkeiten streiten. Die hat aber jede Bilanz, 
meine Damen und Herren von der Koalitions­
mehrheit. (Abg. Dr. No wo t n y: Völlig unse­
riös!) Interessant ist die Tendenz, und diese 
Tendenz ist erschreckend. Im Jahre 1983 zeigt 
der Rechnungshof eine Überschuldung der 
Republik Österreich von 44,5 Milliarden Schil­
ling auf, im Jahre 1984 bereits von 88 Milliar­
den Schilling, und im kommenden Jahr - die 
Zahlen hochgerechnet - wird es eine Über­
schuldung der Republik von voraussichtlich 
120 Milliarden Schilling geben. Bei jeder 
Firma reicht das längst zum Gang zum 
Gericht. (Abg. Dr. No wo t n y: Das ist doch 
nicht vergleichbar! Das ist unseriös, was Sie 
machen!) Bagatellisieren Sie nur, die Öffent­
lichkeit wird sich ihren Reim darauf machen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Bilanz ist immerhin vom Rechnungs­
hof, also, um das Bild fortzusetzen, vom Wirt­
schaftsprüfer der Republik Österreich, 
erstellt worden und wurde uns, dem Auf­
sichtsrat, der Volksvertretung, zur weiteren 
Behandlung zugeleitet. Für Sie als Geschäfts­
führung der Republik, Herr Bundeskanzler, 
offensichtlich kein Grund zur Unruhe, für uns 
als Volksvertretung, zumindest für jenen Teil 
von uns, der für die Minderheit spricht, schon! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie mir nicht glauben, wenn Sie uns 
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nicht glauben, dann darf ich Ihnen Helmut 
Kramer, immerhin Chef des Österreichischen 
Wirtschaftsforschungsinstitutes, zitieren, der 
in einem Vortrag vor dem CA-Forum erklärt 
hat: "Österreich ist nach dem 19. November 
1985, wo das VOEST-Debakel bekannt wurde, 
nicht mehr das von vorher. Wer das nicht 
wahrhaben will, bereitet noch größere Kata­
strophen vor. Was ich meine: Es heißt 
Abschied nehmen von teuren Illusionen, die 
wir uns in besseren wirtschaftlichen Zeiten 
jahrelang glaubten leisten zu können. Ich bin 
schockiert über die Größenordnung der Kata­
strophe." 

Herr Bundeskanzler! Eine Spur von diesem 
Schock, den der oberste Wirtschaftsforscher 
dieser Republik, von allen Parteien stets 
geachtet, hat, würden wir Ihnen und dieser 
Regierung wohl wünschen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

In dieser Situation, wenn eine Firma in die­
ser Lage ist, dann hat der Aufsichtsrat meiner 
Meinung nach das Recht, ja sogar die Pflicht, 
die Abberufung der Geschäftsführung zu ver­
langen. 

Meine Damen und Herren! Das tun wir mit 
dem vorgelegten Neuwahlantrag. Es ist uns 
ganz einfach nicht mehr genug, daß Sie Mini­
ster auswechseln. Das tun Sie jetzt in dieser 
Legislaturperiode das vierte Mal. Es war 
immer das Wunderteam, es war immer Ihr 
Wunschkabinett, aber es ist sachlich nie bes­
ser geworden. Was wir wollen, sind Neuwah­
len, ein echter Kurswechsel, eine andere Poli­
tik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Um Ihnen diese Chance zu geben, stellen 
wir einen Fristsetzungsantrag, damit jener 
Antrag auf Neuwahlen, der ja bereits im Ver­
fassungsausschuß ruht, noch vor Weihnach­
ten verabschiedet werden kann. Sie haben 
damit die Chance, vor unseren gemeinsamen 
Eigentümer, vor unseren gemeinsamen Sou­
verän, das Volk, hinzutreten mit Ihrer und 
unserer Leistungsbilanz! 

Der Finanzminister hat einmal kurz - letz­
ten Mittwoch - sein Unbehagen, wenn Sie so 
wollen, eine Spur dieses Schocks durchblik­
ken lassen, als er dem "Kurier" ein Interview 
gab. Wörtliche Zitate: 

"Ich kann niemanden die bittere Wahrheit 
ersparen, daß diese Finanzzuschüsse für die 
produzierende Wirtschaft, die da nötig wer­
den, zu Lasten anderer Staatsausgaben gehen 
müssen. Zu Lasten welcher, das überlege ich 
in diesen Wochen. 

Es geht um die internationale Kreditwür­
digkeit Österreichs! Deshalb müssen wir 
unter allen Umständen das Budgetdefizit von 
momentan 4,5 Prozent des Bruttosozialpro­
dukts senken. Sonst haben wir in wirklich 
konjunkturschwachen Zeiten keinen Spiel­
raum mehr." 

Auf die Bundesrepublik bezogen: 

"Die Deutschen, und das in aller Klarheit 
einmal gesagt, haben sich schon vor zwei, drei 
Jahren entschlossen, unter Preisgabe 
bestimmter sozialer Besitzstände das Staats­
defizit auf 2 Prozent herunterzudrücken!" 

Vranitzky wörtlich, bitte - Ihr Minister, 
ein Sozialist, auch wenn das manche Linke in 
Ihrem Bereich vielleicht nicht anerkennen 
wollen -: "Wir haben als Staat Österreich 
eine erstklassige Kreditwürdigkeit auf der 
ganzen Welt." - Stimmt. "Die müssen wir 
uns" - Vranitzky; ich stimme dem zu - "in 
jedem Fall erhalten" (Beifall bei der ÖVP), 
"ob das jetzt Thatcherismus, Reaganismus 
oder Kohl-Politik heißt, ist mir wirklich nicht 
so wichtig." 

Meine Damen und Herren! Auch uns ist es 
nicht so wichtig, weil es uns, wie am Mittwoch 
dem Finanzminister, um das Land und nicht 
um die Partei geht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit das Schlucken dieser bitteren Medi­
zin für Sie leichter wird, erwähne ich nicht 
nur das Beispiel Deutschland, England, Ame­
rika, ich erwähne bewußt das Beispiel eines 
Craxi, eines Fabius, eines Olof Palme, soziali­
stischer Staatschefs, die ganz genau die glei­
che Politik machen und machen müssen, weil 
die Sachzwänge sie einfach dazu treiben. 

Was ist nach diesem Interview passiert? 
Das ist ja das eigentlich Erschütternde an die­
ser Regierungsmehrheit und an dieser Regie­
rung: Drei Tage später wurde der Finanzmini­
ster bereits von der eigenen Partei zurückge­
pfiffen. Er mußte in der "Arbeiter-Zeitung" -
denn das muß dann natürlich dort passieren 
- einen Kniefall machen, alles zurückneh­
men und sagen, so hat er es nicht gemeint. 

Meine Damen und Herren! Wie stark kann 
so ein Finanzminister sein? Wie stark machen 
Sie ihn? Wie stark lassen Sie ihn, wenn Sie 
ihn zwingen, unter das Joch der eigenen Par­
teizeitung zu gehen? Wie ehrlich ist ein Bun­
deskanzler, der solches seinem im Augenblick 
wichtigsten Mann im Kabinett abfordert? 
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Meine Damen und Herren! Es ist wirklich 
eine Katastrophe, und zwar nicht nur bei der 
VOEST, sondern auch bei dieser Regierung, 
was da geschieht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Bundeskanzler hat bei der Sondersit­
zung zum VOEST-Debakel einen hervorra­
genden Satz gesagt, ich möchte ihn hier wie­
derholen: "Kein Manager eines im Eigentum 
der Republik Österreich befindlichen Unter­
nehmens wird sich in Hinkunft darauf verlas­
sen können, daß sein Arbeitsplatz auch bei 
Mißerfolg garantiert ist." 

Ja, Herr Bundeskanzler! Nochmals ja! Von 
unserer Stelle aus volle Zustimmung. Aber 
gilt der gleiche Satz nicht auch, vielleicht 
sogar in noch stärkerem Maße, für die 
Geschäftsführung dieser Republik? Wieso nur 
für die Manager in den verstaatlichten Betrie­
ben? Wieso nicht auch in der Firma Republik 
Österreich? 

Wenn Sie schon keinen Kurswechsel fertig­
bringen, Herr Kanzler, warum machen Sie 
nicht endlich den Weg zu Neuwahlen frei? 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dieses Land -
ich sage das in voller Überzeugung als einer 
der mittleren Abgeordneten in diesem Haus 
-, dieses Land ist zu klein, aber auch zu 
schön und zu wichtig für die Welt, als daß es 
solchermaßen aufs Spiel gesetzt werden 
könnte. Es war und es ist nicht selbstver­
ständlich, daß nur in Österreich und sonst in 
keinem anderen Nachfolgestaat der alten 
Monarchie seit dem Jahr 1945 ununterbro­
chen freie Wahlen stattfinden können. 

Es war und es ist nicht selbstverständlich, 
daß Österreich als einziges Land dauerhaft 
befreit wurde oder auch durch seine Sozial­
partnerschaft - die wohl einzige noch intakte 
wirtschaftspolitische Struktur dieses Landes 
- seit dem Jahr 1950 von Streiks so gut wie 
verschont geblieben ist. 

Es sollte aber auch nicht selbstverständlich 
sein, daß Österreich für seine militärische 
Neutralität nur den halben Preis der Schweiz 
bezahlt, was bei jeder Budgetanalyse eigent­
lich ehrlicherweise mit einfließen sollte. 

Und schon gar nicht darf es· uns zu einer 
Selbstverständlichkeit werden, wenn anstelle 
der weltweit bewunderten Fähigkeit der 
Österreicher, in der Nachkriegszeit ihre 
schwierige Zukunft zu meistern, jetzt bei 
wachsendem Wohlstand die Versuchung über­
handnimmt, auf Kosten der Zukunft zu leben. 

Ich fordere Sie daher abschließend noch 
einmal auf, Herr Kanzler: Geben Sie den Weg 
zu Neuwahlen frei! Verlängern Sie nicht den 
politischen Todeskampf dieser Koalition 
nochmals um weitere bittere eineinhalb 
Jahre! Lassen Sie den Souverän der Republik, 
das Volk, endlich entscheiden! (Lebhafter Bei­
fall bei der ÖVP.) 16.37 

Präsident Dr. Stix: Zur Beantwortung der 
Anfrage hat sich der Herr Bundeskanzler Dr. 
Sinowatz gemeldet. 

16.37 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
In der zur Behandlung stehenden dringlichen 
Anfrage wurden fünf Fragen an mich gestellt, 
die ich wie folgt beantworte: 

Zur Frage 1: Der Österreichischen Länder­
bank wurde aufgrund des Bundesgesetzes 
Nr. 206 vom 31. März 1982 der Ersatz des Zin­
senentgangs und die Leistung von Tilgungsra­
ten zur Wertberichtigung eines Forderungsbe­
trags von zuhöchst 2 971 Millionen Schilling 
zugesagt. Die Vereinbarung mit der Länder­
bank sieht jedoch vor, daß bei erwartungsge­
mäß guter Entwicklung der Bank die Lei­
stung des Bundes reduziert bzw. gänzlich 
wegfallen wird. Damit wird die Länderbank 
aufgrund ihrer Ertragsstärke nur einen Teil 
des ihr zugesagten Kapitalbetrags - voraus­
sichtlich weniger als 1 Milliarde Schilling -
in Anspruch nehmen. . 

Die Zinsenvergütung wurde in Anpassung 
an die Kapitalmarktverhältnisse variabel ver­
einbart. Auch diesbezüglich kommt es bei 
steigender Ertragskraft der Bank zu einer 
Entlastung des Bundes. 

Im übrigen wurde dieses Bundesgesetz im 
Nationalrat einstimmig beschlossen. (Abg. Dr. 
G r a f f: Keine Antwort!) 

Frage 2: Aufgrund des Bundesgesetzes 
Nr. 484 vom 6. November 1985 wird der Credit­
anstalt-Bankverein zur wirtschaftlichen 
Gesundung dreier wichtiger österreichischer 
Industriebetriebe ihres Beteiligungsbereiches 
in den Jahren 1986 bis 1989 ein Gesamtbetrag 
von 7275 Millionen Schilling gutgeschrieben. 
Der Annuitätenzuschuß wird 1986 800 Millio­
nen Schilling betragen und jährlich um 5 Pro­
zent ansteigen. 

Der Zinssatz wird in Anpassung an die 
Marktlage variabel gestaltet. 

Die Annuitäten werden sich durch Eigenlei­
stungen der Bank vermindern. 
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Im übrigen wurde auch dieses Bundesge­
setz im Nationalrat einstimmig beschlossen. 
(Abg. Dr. G ra f f: Keine Antwort!) 

Zur Frage 3: Im Rahmen der bisher vom 
Nationalrat beschlossenen vier ÖIAG-Finan­
zierungsgesetze wurde den Tochtergesell­
schaften der ÖIAG ein Kapitalbetrag von 
26,1 Milliarden Schilling zuerkannt, wovon 
23,6 Milliarden Schilling bis Ende 1985 ausbe­
zahlt sein werden. 

Die Finanzierung dieser Zuführungen 
erfolgt durch in- und ausländische Anleihen 
und Kreditaufnahmen seitens der ÖIAG. Der 
Bund übernimmt hiebe i eine Refundierung 
der Zins- und Kapitalkosten der von der 
ÖIAG aufgenommenen Kredite. 

Da das Finanzierungserfordernis naturge­
mäß von der künftigen Marktentwicklung 
abhängig ist, kann zum gegenwärtigen Zeit­
punkt dazu keine endgültige Aussage 
gemacht werden. (Abg. Dr. G r a f f: Keine 
Antwort!) 

Antwort zu Frage 4: Die Unternehmenskon­
zepte im Bereich der Tochtergesellschaften 
der ÖIAG, die eine Einschätzung des zukünf­
tigen Kapitalbedarfs zulassen, liegen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor. Es 
wird daher erst nach Fertigstellung aller not­
wendigen Unterlagen und deren eingehender 
Diskussion möglich sein, Aussagen zu zukünf­
tigen Kapitalzuführungen der ÖIAG an ihre 
Tochtergesellschaften zu treffen. (Abg. Dr. 
G r a f f: Keine An twort!) 

Antwort zu Frage 5: Die Vereinbarung mit 
der Creditanstalt wird ja überhaupt erst diese 
Woche unterfertigt. 

Die Vereinbarung mit der Länderbank sieht 
auf Wunsch der Bank einen tilgungsfreien 
Zeitraum von fünf Jahren vor. Die bisherigen 
Zahlungen betrafen - mit deutlich fallenden 
Beträgen - den Ersatz des Zinsenentgangs 
aus ertraglosen Aktiven. 

Im Rahmen der ÖIAG-Finanzierung wur­
den seitens des Bundes in den Jahren 1982 bis 
1985 Kapital- und Zinskosten in Höhe von 
3,5 Milliarden Schilling refundiert. Da der 
Zinsaufwand von zukünftigen Marktentwick­
lungen abhängt, kann natürlich noch keine 
Aussage zu dem Prozentanteil der bisher bud­
getierten Beträge getroffen werden. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 16.42 

Präsident Dr. Stix: Wir gehen nunmehr in 
die Debatte ein. Ich mache darauf aufmerk­
sam, daß gemäß der Geschäftsordnung kein 
Redner länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Robert Graf. Ich erteile es ihm. 

16.42 

Abgeordneter Graf (ÖVP): Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Meine Partei hat 
diese dringliche Anfrage einen Tag vor dem 
Abschluß der Budgetverhandlungen einge­
bracht, um Ihnen, meine Damen und Herren 
von den Regierungsparteien, die Möglichkeit 
zu geben, unseren im Verfassungsausschuß 
liegenden Neuwahlantrag doch ernst zu neh­
men, weil wir der Ansicht sind, daß Sie im 
Begriffe sind, hier einen Beschluß zu fassen, 
der nicht mehr der Budgetwahrheit ent­
spricht, und Sie sind im Begriff, eine Entwick­
lung in der verstaatlichten Industrie zu igno­
rieren, die nur zu einem gesamtstaatlichen 
Desaster führen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind seit der 
Alleinregierung Kreisky und seit der Koali­
tion Sinowatz-Steger wahrlich nicht verwöhnt 
worden mit Ignoranz und Abwertung der 
Opposition. 

Herr Bundeskanzler! Es ist Ihnen als 
erstem Bundeskanzler vorbehalten geblieben, 
auf eine dringliche Anfrage eine derart ver­
ächtliche, inhaltsleere Antwort zu geben, nur 
um uns zu zeigen, wie sehr Sie uns verachten! 
Ich wünsche von Ihnen zu wissen: Was 
bewegt Sie denn zu einer derartigen Behand­
lung einer Opposition? (Abg. E 1 me c k e r: 
Die Mock-Rede!) Ach, so ist das! Na gut! 

Meine Damen und Herren! Zur Mock-Rede. 
Sie haben es mir gesagt. Ich wollte es ja von 
Ihnen, Herr Elmecker, nicht wissen, sondern 
vom Herrn Kanzler. 

Aber wenn es das sein sollte, Herr Bundes­
kanzler Dr. Sinowatz, dann hätte es mich 
gefreut, wenn Sie es hier abgefragt hätten. 
Ich unterliege der Kujonie der Zeit, aber viel­
leicht hat Herr Elmecker ausnahmsweise 
recht. (Abg. E 1 m eck er: Das ist doch eine 
Frechheit!) Beruhigen Sie sich! (Rufe bei der 
ÖVP: Ordnungsruf! - Abg. E 1 me c k e r: Die 
Schmerzgrenze ist erreicht!) 

Ich habe im Radio die Replik des Herrn 
Ministers Dr. Heinz Fischer gehört, und ich 
halte es daher für möglich. 

Und nun gestatten Sie mir, trotz der Kujo-
756 
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nie der Zeit, ein offenes Wort zu den Bemer­
kungen des Dr. Mock. Was hat er wirklich 
gesagt? 

Den Ausdruck "ostisch" hat Mock nicht 
gebraucht, Sie haben ihn interpretiert. 

Aber ich werde Ihnen zur Kenntnis brin­
gen, was er sagte. Ich war dabei. (Abg. 
We i n b erg e r: Sie zitieren ja sonst immer 
die Zeitung!) Ich war dabei. Ich bin ja dabei, 
es Ihnen zu sagen. (Abg. We in be r ger: 
Aber es ist doch in der Zeitung gestanden!) 

Dr. Mock nahm auf die Äußerung des 
Herrn Dr. Sinowatz, die ihm und Ihnen pein­
lich ist, nämlich auf die Aussage: Die Partei 
ist alles, und ohne Partei sind wir nichts, 
Bezug und sagte: Ein derartiges Parteiver­
ständnis ist nur in Staaten des realen Sozia­
lismus üblich. Das sagte Mock, erstens. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Zweitens: Der zweite Ausdruck, der Sie 
stört. Mock verwendete die Worte: Ihre Wirt­
schaftspolitik führt zu einer Verluderung des 
Staates Österreich. 

Wenn es das ist, das sagte er, und ich werde 
zwei Gründe suchen, warum Sie mitsamt 
Ihrer Empfindlichkeit keinen Grund haben, 
sich empfindlich zu zeigen. 

Zum ersten, wir halten fest: Es wohnt in 
den Bereichen des realen Sozialismus eine 
derartige Parteienverehrung. 

Aber ich habe jetzt ein Beispiel für Sie, bei 
dem ich mich am Freitag betroffen gefühlt 
habe, und das hat mich erinnert an realen 
Sozialismus und an ostische Gepflogenheiten. 
Lassen Sie mich zu Ende reden, bevor Sie Ihr 
Geschrei beginnen, es wird Sie ärgern. 

Als wir am Freitag in der Sitzung eine quasi 
außerordentlich kleine Sondersitzung hatten, 
30 Jahre Zugehörigkeit Österreichs zu den 
Vereinten Nationen, ist folgendes passiert, 
was unüblich ist in westlichen Demokratien: 

Es hat erstens während seiner Ansprache 
der Herr Außenminister - dem ich außeror­
dentlich verbunden bin und den ich schätze -
eine merkwürdige Form in seiner Rede gefun­
den. Ich habe diesen Eindruck, und Sie könn­
ten ihn haben. Er sprach von dem mutigen 
Auftritt eines Parlamentariers, und er 
schaute immer dorthin. Dort oben sitzt er: 
Sein Name ist Felix Ermacora. Der Minister 
unterließ es, den Namen dieses Mannes, den 
das ganze Haus, alle Mitglieder der Vereinten 

Nationen kennen, zu erwähnen. Mein Gott, 
wirklich nur, weil er ein Schwarzer ist, Herr 
Bundesminister? (Widerspruch bei der SPÖ.) 
o ja, meine Herren, hören Sie mir zu! 

Zweitens. Es hielt mein Obmann Dr. Mock 
hier eine Rede, und er feierte die Verdienste 
österreichischer Parlamentarier. Er begann 
mit dem von uns hochgeschätzten Czernetz, 
und er endete mit dem von Ihnen weniger, 
aber von uns gleich hochgeschätzten Wald­
heim. 

Meine Damen und Herren! Sie hatten nicht 
einmal die seelische Kraft, dieser Passage 
Ihren Applaus zu geben, aus dem historischen 
Grund heraus, weil der eine möglicherweise 
Ihrem Kandidaten schadet. 

Wissen Sie, was das ist? Das ist ostisches 
Gefühlsleben! Wer nicht hineinpaßt, wird aus­
radiert, meine Damen und Herren! (Anhalten­
der lebhafter Beifall bei der ÖVP.j SO ist es. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist eine traurige 
ParteiI) 

Und, Herr Bundeskanzler, Herr Dr. Sino­
watz! Als Philosoph und als Historiker hätten 
Sie dafür sorgen müssen, daß sich das Haus 
einhellig verhält. Ehre wem Ehre gebührt, 
welcher Partei er auch immer angehört! 

Das ist es, was ich zu Mocks Rede noch 
dazugesagt hätte. (Abg. Dr. G r a f f: Er hat es 
in New York ja auch nicht über die Lippen 
gebracht, der Herr Bundesminister!) Sie 
haben überhaupt keinen Grund, sich aufzure­
gen. 

Und es wird die Wirtschaft verludert? Der 
Ausdruck ist hart. Er ist nicht ungerecht, 
meine Damen und Herren! (Lebhafter Beifall 
bei der ÖVP.) Ich möchte Ihnen sagen, 
warum. 

Wir haben, Hohes Haus, meine Damen und 
Herren, versucht, Ihnen mit dieser dringli­
chen Anfrage heute die Möglichkeit zu geben, 
Rückbezüglichkeiten zwischen dem Budget 
und der VOEST herzustellen. (Abgeordnete 
der SPÖ verlassen demonstrativ den Sit­
zungssaal.) 

Sie werden morgen mit Ihrem Applaus ein 
Budget beschließen ... (Abg. We i n be r ger: 
Das ist eine Frechheit, so etwas!) Wissen Sie, 
Wahrheit muß nicht immer Frechheit sein, 
Herr Abgeordneter! Beruhigen Sie sich! (Bei­
fall bei der ÖVP. - Abg. Wein berger: Es 
ist ein Unterschied, ob ich Beifall klatsche 
oder ob ich sage "verludern"!) Ja, ich komme 
dazu! 
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Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
den Regierungsparteien, nicht zu einer Ände­
rung Ihrer Auffassung kommen, wenn Sie 
dem neuen, provisorisch bestellten VOEST­
Vorstand nicht veränderte Aufträge erteilen, 
dann wird diese verstaatlichte Industrie hin­
werden, und dann ist dieser Ausdruck durch­
aus erlaubt. 

Und Sie werden morgen ein Budget. 
beschließen, das keinen Spielraum hat. Ich 
lese Ihnen ein paar Ziffern vor. Ich glaube, 
wir werden diese Diskussion einmal außer­
halb der Dringlichen fortsetzen, damit wir 
mehr Zeit haben. 

Sie werden, ohne darauf eingegangen zu 
sein - und es hätte Ihnen auch heute ange­
standen, Herr Bundeskanzler -, keinen Ton 
von den Schulden und Verpflichtungen des 
Bundes reden, in der Hoffnung, man findet es 
nicht. Und jetzt zitiere ich aus den offiziellen 
Unterlagen des Finanzministers, um eine ver­
tiefte Rückbezüglichkeit herzustellen. 

Wir haben mit Stand vom Oktober dieses 
Jahres Finanzschulden im Ausland in der 
Höhe von 511,2 Milliarden, wir haben fällige 
Verwaltungsschulden in der Höhe von 5,4 Mil­
liarden und nicht fällige in der Höhe von 
105 Milliarden, das sind 110 Milliarden, und 
Sie haben Schulden der unwirksamen Geba­
rung, das sind 14,9 Milliarden. Wir bewegen 
uns auf 636,7 Milliarden Schulden des Bun­
des. Wir haben Verpflichtungen für die 
Finanzschuld mit 304 Milliarden. Und die 
Summe der Schulden und Verpflichtungen ist 
1 055,1 Milliarden. Hier sind die Haftungen 
des Bundes mit zirka 683 Milliarden noch gar 
nicht dazugezählt. 

Warum sage ich das? Das führt ja dazu, daß 
selbst diese Bewältigung Sie vor ungeheuerli­
che Aufgaben stellt, denen Sie nicht entgegen­
gehen. Sie behaupten, das Budget werde lang­
sam saniert oder es konsolidiere sich. Sie sind 
aber nicht einmal in der Lage, die Abgänge zu 
konsolidieren, und haben einen Scherbenhau­
fen vor sich im Zusammenhang mit der Ver­
staatlichten. 

Herr Bundeskanzler! So kurz und so ober­
flächlich Sie gegenüber dem Parlament auch 
waren, Sie befleißigten sich der Benützung 
zweier Binsenweisheiten. Als wir Sie nach 
der Höhe der budgetären Verpflichtungen bei 
der Länderbank und CA fragten, haben wir 
zwei Dinge nicht aus den Augen gelassen: Wir 
wollen und werden diese Banken nicht in Dis­
kussion bringen. Die Frage muß erlaubt sein, 
aber Sie waren so angerührt, daß Sie uns nur 

auf den einvernehmlichen Beschluß hingewie­
sen haben, aber wir haben den Beschluß nicht 
negiert. 

Wissen Sie, was wir wissen wollen? - \Vas 
werden Sie mit unseren Zusatzforderungen, 
die diesem Ja zufolge eingebracht wurden, 
tun? Warum haben Sie es nicht der Mühe 
wert gefunden, dazu etwas zu sagen? Zu dem 
Hinweis eines Ihrer Mitglieder, des Herrn 
Elmecker, Sie seien beleidigt, kann ich nur 
sagen: Ja wenn Sie beleidigt sind, dann treten 
Sie zurück, Herr Bundeskanzler! (Anhalten­
der Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie meinen, Herr Bundeskanzler 
Dr. Sinowatz, Mock habe Sie beleidigt, dann 
laden Sie ihn zu einer Aussprache ein, und 
klären Sie das ab, wie zwei Ehrenmänner es 
tun, hier im Haus oder in einer Parteienbe­
sprechung. Alles kann geschehen. (Rufe bei 
der SPÖ: Dr. Mock soll sich entschuldigen!) 
Nur, meine Damen und Herren, eines kann 
nicht geschehen: daß Sie die Nichtbeantwor­
tung einer dringlichen Anfrage dazu benut­
zen, auf beleidigt zu spielen, und es sich dann 
nicht einmal erlauben, es uns selbst zu sagen. 
Das, Herr Bundeskanzler, werden wir nicht 
hinnehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist uns, Herr Bundeskanzler Dr. Sino­
watz, noch sattsam in Erinnerung, daß Herr 
Dr. Kreisky - Ihr Vorgänger - in besseren 
Zeiten über Teile des Parlaments "Eiszeiten" 
verhängt hat. Er hat aber wenigstens noch 
gesagt, warum er glaubt, er müsse uns mit 
"Eiszeiten" ausstatten. Sie sagen es ja nicht 
einmal. Und ich möchte noch etwas festhal­
ten. (Abg. Sc h i e der: Warten Sie ab, bis wir 
reden! - Heiterkeit bei der ÖVP.) Ja mein 
Gott, wissen Sie, Herr Zentralsekretär Schie­
der: Ich halte mich nicht für besser als einen 
der anderen 182, ich bekenne mich dazu. Ich 
halte aber auch Sie nicht für besser. (Abg. 
Sc h i e der: Eh nicht, aber abwarten!) Nein. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die Anfrage haben wir vorläufig an Dr. 
Fred Sinowatz, Kanzler dieser Republik, 
gerichtet und nicht an Sie. Was er Ihnen 
erlaubt zu sagen, werden wir hören, aber Sie 
werden uns nicht beruhigen. Herr Dr. Sino­
watz hat unsere Fragen nicht beantwortet 
(Abg. We i n be r ger: Da haben Sie nicht 
zugehört!), und Sie sind nicht nur für uns, son­
dern, ich glaube, auch für Ihre Leute kein 
tauglicher Ersatz für Herrn Dr. Sinowatz.. Das 
muß ich Ihnen schon sagen. (Beifall und Hei­
terkeit bei der ÖVP.) 

Es gehört, meine Damen und Herren, eine 
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beispiellose Hypertrophie dazu, zu glauben, 
daß Sie, wenn der Herr Kanzler sich zu gut 
ist, mit der Opposition zu reden, weil er sich 
beleidigt zu fühlen beliebt, Herr Kanzler, mir 
anbieten können, es uns zu sagen. 0 nein. Ich 
mache Ihnen wirklich einen Vorschlag: Sie 
sollten nicht nur Ihren Rücktritt überdenken 
- ich weiß schon, daß Sie unseren Antrag 
niederstimmen werden, und Ihre Mienen auf 
der Regierungsbank drückten eine Mischung 
von Verachtung und Unsicherheit aus, denn 
Sie entkommen dem Urteil der Wähler nicht 
-, sondern es geht nur darum, zu überlegen: 
Können wir nicht früher - wie immer der 
Wähler die Karten mischt - daran gehen, 
dieses Debakel zu sanieren? 

Ich darf Ihnen in den verbleibenden 
7-Komma-einigen Minuten noch etwas sagen: 
Was immer Sie heute tun, was immer Sie 
morgen tun, wenn Sie nicht daran gehen, Ihre 
Beschlüsse und Entscheidungen an die drei 
neuen Herren in der VOEST zu revidieren, 
dann wandern Sie sehenden Auges in ein rie­
siges Unglück hinein. Diese drei Leute, egal, 
woher sie kommen und wie klug sie auch sind 
- ich wiederhole das, was ich in der Sonder­
sitzung gesagt habe, aber Sie befleißigen sich 
ja der Theorie, daß das, was ein Oppositionel­
ler sagt, nicht gut sein kann, weil er ein Oppo­
sitioneller ist -, können maximal, wenn Sie 
sie lassen, einen Status machen bis zum 
30. März, die zweiten zwei Auftragspunkte 
sind nicht erfüllbar . 

Sie haben einen ganz außergewöhnlichen 
Fehler machen lassen, Herr Bundeskanzler! 
Ich bin für die Entlassung des VOEST-Vor­
standes. Sie haben ihn nur zu früh und unzeit­
gemäß entlassen. Diese acht Leute hätten bis 
März den Status machen sollen. (Vizekanzler 
Dr. S te ger: Neun!) Diese neun Leute, ent­
schuldigen Sie, aber die Zahl spielt eine unter­
geordnete Rolle, Herr Vizekanzler! Das ist 
genauso, als ob Ihre Partei in der Regierung 
drinnen ist oder nicht. Das ist völlig unerheb­
lich! (Lebhafter Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe mir ja vorgenommen, Herr Vize~ 
kanzler, Sie nicht zu attackieren, weil Sie an 
der heutigen Nichtbeantwortung und miesen 
Behandlung meiner Partei nicht schuld sind, 
aber Ihr Zwischenruf (Vizekanzler Dr. S te -
ger: Das war eine freundschaftliche Richtig­
stellung!) hat mich ja direkt beflügelt. Ich 
habe bessere Freunde, und Ihre Richtigstel­
lung sollten Sie bei Ihrem Kanzlerchef 
anbringen (Vizekanzler Dr. S te ger: Der 
weiß das schon!), denn wenn Sie eine Funk­
tion hätten, dann hätten Sie eingebracht, wie 
man das nicht tut. Sie gaben ja vor, es besser 

zu wissen. Sie schwiegen ja trostlos dahin bei 
diesem Desaster, das Sie miteingeleitet 
haben, Herr Vizekanzler! Niemand wird Sie 
von der Schuld freisprechen, wenn hier nicht 
etwas geschieht. Zum morgigen Budgetbe­
schluß: Wünschen Sie, daß wir Ihnen zu pas­
sender Zeit - morgen ist das vielleicht nicht 
der Fall, ich weiß es - die Aussagen der Frei­
heitlichen aus den Protokollen zum Budget 
vorlesen, bevor Sie oben saßen und drinnen 
waren? Es hat sich verhundertfacht, nur jetzt 
sitzen Sie drinnen, sind mit dabei und können 
nichts sagen. 

Aber, wie gesagt, ich verschwende hier 
meine karg werdende Zeit, daher wende ich 
mich wieder Ihnen zu, Herr Bundeskanzler! 

Es liegt auf der Hand: Sie werden unseren 
Neuwahlantrag, den Fristsetzungsantrag hin­
unterstimmen. Ich möchte haben, daß Sie sich 
zwei Dinge sehr schnell aneignen. Wenn Sie 
schon die Chance nützen, nicht früher wählen 
zu lassen, dann nützen Sie auch die Chance, 
die wir Ihnen heute und hier geben: Lassen 
Sie sich nicht dazu verleiten, die Opposition 
weiterhin so zu behandeln! Sie haben, auch 
wenn es Ihnen unangenehm ist, eine Aus­
kunftspflicht gegenüber dem Haus, und zwar 
auch dann, wenn die auskunftbegehrende 
Opposition unangenehme Fragen stellt. 

Ich freue mich darüber, daß wir Sie außer­
ordentlich verärgert haben. Ich kenne Sie 
lange genug, um sagen zu können: Sie haben 
sich geärgert! Sie sollten sich aber über sich 
selbst, Herr Bundeskanzler, und über Ihr 
außerordentlich schlechtes Benehmen uns 
gegenüber ärgern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich lade Sie noch einmal ein und ersuche 
Sie in aller Form: Substituieren Sie nicht 
Herrn Schieder und Ihre Kohorten mit der 
Beantwortung von Fragen, die Sie uns nicht 
beantworten wollen. 

Noch einmal: Wenn Sie glauben, daß Mock 
Sie beleidigt hat - ich habe versucht, Ihnen 
zu sagen, was er gesagt hat -, dann sprechen 
Sie es aus, von mir aus von der Regierungs­
bank herunter. Wir halten das aus. Wir haben 
eine männliche Aussprache nie gescheut. Ver­
kriechen Sie sich nicht hinter einer Pseudobe­
leidigung, die Sie nicht artikulieren, und 
benützen Sie das nicht dazu, uns mies zu 
behandeln! Wir werden uns das nicht bieten 
lassen. (Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
ÖVP.) 16.58 

Präsident Dr. Stix: Ich erteile dem Herrn 
Abgeordneten Elmecker für den Ausspruch 
"Frechheit" einen 0 r d nun g s ruf. 
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Präsident Dr. Stix 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Schieder. Ich erteile es ihm. 

16.58 

Abgeordneter Schieder (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Abgeordnete Dr. Graf 
(Abg. G r a f' Nein, das ist der andere! Ich bin 
der Robert! - Heiterkeit), der Abgeordnete 
Graf hat die Frage gestellt, ob die ÖVP oder 
Dr. Mock möglicherweise Dr. Sinowatz geär­
gert haben. Mehr ist geschehen. Von Dr. 
Mock ist die Sozialistische Partei Österreichs, 
und wir glauben, nicht bloß sie, wirklich belei­
digt worden. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

In einer ungeheuer kämpferischen Rede -
so der "Kurier" vom 15. 12. - bezichtigte 
Mock die SPÖ, in den vergangenen 15 Jahren 
Österreichs Politik verludert zu haben. Was 
ist diese Verluderung Österreichs, von der 
Mock sprach und die der Abgeordnete Graf 
hart, aber nicht ungerecht gerade vor einigen 
Minuten hier nannte? 

Was heißt dieses Wort "verludern" eigent­
lich genau? Der Duden nennt "verludern" als 
umgangssprachlich für "verkommen", also, 
wie er sagt: "Er verkam im Schmutze." "Ver­
ludern" ist verschlampen und mehr als das. 
Es ist verschlampen mit Schmutz, mit Lei­
chengeruch. Das kommt vom Wort "Luder". 
Ja, der Brockhaus sagt dies. "Luder" heißt 
nicht bloß hinterhältiges Biest, "Luder" 
kommt - so der Brockhaus - aus dem Mit­
telhochdeutschen und ist der weidmännische 
Ausdruck für Aas. "Verludern", das ist das 
Wort, das der Führer der ÖVP zum Charakte­
risieren der österreichischen Politik des 
Österreichs der letzten 15 Jahre verwendet. 
(Ruf bei der ÖVP: Wir haben keinen "Führer", 
Herr Schieder!) 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! 
Schreien Sie nicht! Meinen Sie wirklich, daß 
dieses Österreich "verludert" ist? Soll dieses 
unser gemeinsames Vaterland, unsere Hei­
mat, verschlampt mit Leichengeruch sein? 
Meinen Sie das wirklich? Bedenken Sie doch, 
wen allen Sie damit beleidigen! Denn dieses 
Österreich, das ist nicht bloß die Bundesregie­
rung und das Parlament, sondern die Dörfer 
und Städte, die Gemeinden und die neun Län­
der, sie alle sind Österreich. Und sie alle sol­
len verludert sein? (Der Präsident übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wenn Sie schon uns Sozialisten beleidigen, 
wie ist das mit den Ländern, die ÖVP-Landes­
hauptleute haben? Sie sind auch Österreich. 
Sollen auch sie verludert sein? Wird Landes­
hauptmann Keßler von Vorarlberg, wird Lan­
deshauptmann Wallnöfer von Tirol, wird Lan-

deshauptmann Haslauer von Salzburg, Lan­
deshauptmann Ratzenböck von Oberöster­
reich, Ludwig von Niederösterreich und Lan­
deshauptmann Krainer von der Steiermark 
zulassen, daß man ihr Land als "verludert" 
bezeichnet? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Österreich, das sind nicht bloß die politi­
schen Gliederungen, das sind die Sozialpart­
ner, das ist die Wissenschaft, das ist die Land­
wirtschaft, das sind die Religionsgemein­
schaften, die Vereine und Verbände. Öster­
reich, das sind die Menschen, die dieses Land 
ausmachen, die es lieben und als gute Heim­
stätte empfinden. Sie alle gehören zur politi­
schen Landschaft, sie alle sind Österreich. 
Sollen sie alle wirklich, Herr Obmann Dr. 
Mock, verludert sein? 

Und selbst wenn Sie nun einschränken, Sie 
hätten halt nur die Sozialisten gemeint: Mei­
nen Sie wirklich, wir wären verludert, wir hät­
ten Österreich und seine Politik verludert? Ist 
das, Herr Dr. Mock, Ihre Empfehlung, ist das 
Ihre politische Visitenkarte für die Zusam­
menarbeit? Ist diese Beleidigung Ihre Ant­
wort auf die sachliche Gesprächsbereitschaft 
des Bundeskanzlers und der Bundesregie­
rung? Soll diese Verluderungsbeleidigung 
Ausdruck Ihrer Dialogfähigkeit sein? Ich 
befürchte, Herr Dr. Mock, dieses Ihr Wort ist 
ein Bumerangwort: Es fällt auf den zurück 
und trifft den, der es geschleudert hat. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Zweitens: Der ÖVP-Obmann Mock hat in 
Eisenstadt auch von diesem sogenannten 
Ostischen gesprochen, er hat, wieder laut 
"Kurier", der SPÖ unterstellt - ich zitiere -, 
"sie bewege sich demokratiepolitisch wie jene 
Kräfte, die östlich unserer Staatsgrenzen lie­
gen". (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir österreichi­
schen Sozialdemokraten weisen diese 
Behauptung, die uns in die Nähe der Kommu­
nisten rücken soll, auf das entschiedendste 
zurück. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Obmann Mock hat damit vorgestern 
in Eisenstadt gleich zwei Wiederbelebungs­
versuche gestartet. Der innerparteiliche -
bei Sauerzopf - ist ihm möglicherweise 
geglückt, der zweite, der Wiederbelebungsver­
such der "roten Katze", wird ihm mißglücken. 
Dazu sind die Österreicher zu gescheit und 
dazu kennen sie die Sozialistische Partei zu 
gut! (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. 
Dr. B 1 e n k: Meinen Sie? - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Schreien Sie nicht 
dazwischen! Uns ist das bitter ernst. 
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Meine Damen und Herren! Die Antwort auf 
die vorgestrige Erklärung Dr. Mocks in Eisen­
stadt haben wir ihm und Ihnen mit unserer 
"Eisenstädter Erklärung" schon im Oktober 
1969 gegeben. Damals haben der Bundespar­
teivorstand der Sozialistischen Partei und 
Parteivorsitzender Dr. Kreisky die Eröffnung 
der Ausstellung "Unsere Zukunft" zum Anlaß 
genommen, in der Landeshauptstadt des Bur­
genlandes, wenige Kilometer von jener De­
markationslinie entfernt, die das Europa der 
Demokratie von dem der Diktatur scheidet, 
eine Erklärung einstimmig zu beschließen. 
Die damalige Erklärung ist auch eine Antwort 
für heute. Es heißt in ihr: 

Schon vor mehr als 80 Jahren hat die öster­
reichische Reaktion die damals entstehende 
sozialdemokratische Bewegung als Wegberei­
ter des Anarchismus denunziert. In der glei­
chen Weise versucht heute die ÖVP in offener 
oder versteckter Form die demokratischen 
Sozialisten als Wegbereiter der kommunisti­
schen Diktatur zur verdächtigen. Die ÖVP tut 
es, obgleich die Geschichte der sozialistischen 
Bewegung geprägt ist vom Kampf um die 
Demokratie. Seine Höhepunkte waren die 
Einführung des allgemeinen, gleichen und 
geheimen Wahlrechtes im Jahre 1907, die 
Gründung der Republik im Jahre 1918, die 
auch die Verwirklichung der politischen 
Gleichberechtigung der Frau brachte, der 
Beschluß der Bundesverfassung des Jahres 
Ino, wonach Österreich eine demokratische 
Republik ist, deren Recht von Volke ausgeht, 
und die berühmte Erklärung Karl Renners 
über die Selbständigkeit ÖsterreIchs vom 
April 1945, in der Österreich als demokrati­
sche Republik im Geiste der Verfassung von 
1920 wieder neu errichtet wurde. Die demo­
kratischen Sozialisten befanden sich nicht 
nur im Kampf um die Demokratie in der vor­
dersten Reihe, sondern sie standen immer in 
der Frontlinie, wenn es galt, unsere Republik, 
ihre Unabhängigkeit und Freiheit zu schüt­
zen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Und es heißt auch so in unserer Grundsatz­
erklärung, in unserem Parteiprogramm: 

Die Sozialisten treten unverrückbar für die 
Demokratie ein. Sie lehnen jene Diktatur 
einer Minderheit ebenso ab, wie eine die Men­
schenrechte verletzende Vergewaltigung von 
Minderheiten durch die Mehrheit. Zwischen 
demokratischem Sozialismus und Diktatur 
gibt es keine Gemeinsamkeit, daher sind die 
Sozialisten unbeugsame und kompromißlose 
Gegner der faschistischen und kommunisti­
schen Diktatur. 

Und deshalb sagen wir es mit allem Ernst 
und mit aller Deutlichkeit: Wir sind es unse­
rer Selbstachtung, unserer Geschichte, unse­
rer Republik und den Opfern für die Demo­
kratie schuldig, daß wir uns von niemandem 
auch nur in die Nähe der Kommunisten rük­
ken lassen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. 
Ve t te r: Lesen können wir selber!) 

Hohes Haus! Der Klub der sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte ist heute früh 
zusammengetreten und hat einstimmig fol­
gende Entschließung beschlossen ich 
zitiere -: "Die verantwortungslose und aus­
fällige Rede von ÖVP-Obmann Alois Mock vor 
dem burgenländischen ÖVP-Landesparteitag 
stellt nicht nur eine Beleidigung für alle 
Österreicher dar, die an der positiven Ent­
wicklung unserer Heimat in den letzten 15 
Jahren mitgearbeitet haben, und sich mit die­
ser Entwicklung identifizieren, sondern ver­
stößt auch in unqualifizierter Weise gegen 
das, was man gerade im 40. Jahr der Zweiten 
Republik vielfach als ,politischen Grundkon­
sens' bezeichnet hat. Die SPÖ läßt sich von 
niemandem, auch nicht vom Obmann der 
ÖVP, demokratiepolitisch in die Nähe von 
Kräften östlich unserer Staatsgrenze rücken. 

Die sozialistische Parlamentsfraktion 
erwartet daher, daß der ÖVP-Obmann seine 
Entgleisung durch eine Entschuldigung berei­
nigt und damit verhindert, daß seine 
Gesprächsfähigkeit in hohem Umfang bela­
stet und reduziert wird." (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Abg. Dr. B 1 e n k: Eine peinliche 
Rede, die Sie da halten!) 

Herr Obmann Dr. Mock! Entschuldigen ist 
keine Schande, sondern ein Zeichen von 
Klugheit, wenn man durch einen Fehler 
jemand anderen beleidigt hat. Seien Sie klug, 
seien Sie mutig, entschuldigen Sie sich für 
diese heiden ÄUßerungen vom Samstag im 
Burgenland! (Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dr. B 1 e n k: Die SPÖ ist arm mit so 
einem Zentralsekretär! Eine peinliche Rede!) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Im 
Gegensatz zu Beleidigungen und Unterstel­
lungen ist Österreich ein Land, auf das die 
Menschen stolz sein können. Ihre tatsächli­
chen Lebensbedingungen sind gut, die Wirt­
schaft floriert, die sozialen Errungenschaften 
werden nicht angetastet, sondern ausgebaut. 
(Abg. Dr. E t tm a y er: Reden wir lieber von 
der VOEST!) Ja, es gibt auch Fehler und Pro­
bleme, wir beschönigen sie nicht, wie jetzt bei 
der VOEST, sondern wir versuchen, sie zu 
lösen, aber nicht unter dem Gesichtspunkt 
von parteipolitischen Propagandainteressen, 
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sondern unter vorrangiger Berücksichtigung 
der Interessen unseres Landes und seiner 
Menschen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die letzten 15 Jahre, die Sie schlechtma­
chen wollen, waren in Wirklichkeit gute Jahre 
für Österreich, auch wenn Sie dies bestreiten; 
die Menschen dieses Landes wissen es. Öster­
reich hat sich besser entwickelt als in der 
Ersten Republik. Es waren das Regierungen 
unter Ihrer Führung, es waren dies die Regie­
rungen Kreisky, und es ist dies die Regierung 
Sinowatz. Sie sind es nicht allein gewesen, es 
waren die großen Gruppen dieses Landes, es 
waren die Menschen dieses Landes, die mit 
ihrer Arbeitsleistung zum Aufstieg Öster­
reichs beigetragen haben. Diese letzten 15 
Jahre, die Sie schlechtmachen, haben in Wirk­
lichkeit Österreich nach vorne gebracht. (Neu­
erlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ.) Die siebzi­
ger Jahre, untrennbar verbunden mit Bruno 
Kreisky, haben den österreichischen Weg 
gewiesen: Wirtschaftlicher Aufschwung, neue 
Industrialisierung, Reform aller Lebensberei­
che, mehr Gerechtigkeit, besserer Zugang zu 
Recht, Bildung und Demokratie. 

Nun hat die Regierung Sinowatz die Moder­
nisierung der österreichischen Wirtschafts­
struktur in Angriff genommen, diese Regie­
rung hat die Zeichen der Zeit erkannt, recht­
zeitig eine Großoffensive in der Umweltpolitik 
gestartet und durch zahlreiche Maßnahmen 
auf den Gebieten Soziales, Bildung, For­
schung, Verkehr, Wohnbau, Familie, Energie 
und Sicherheitspolitik und in anderen Berei­
chen Reformen gestartet, die den Aufbruch in 
die neue Zeit bedeuten. 

Im Zentrum der Arbeit steht die Beschäfti­
gungspolitik. Und dieses Österreich hat heute 
mehr Beschäftigte, als es auf dem Gipfel der 
Hochkonjunktur hatte. 

Meine Damen und Herren, vor allem liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, 
machen Sie dieses Land, machen Sie die Poli­
tik in diesem Land nicht so schlecht. Es ist ein 
gutes Land, dieses Österreich, und nicht nur 
wir von der SPÖ, alle Österreicherinnen und 
Österreicher werden sich diese gemeinsamen 
Erfolge auch nicht durch solche Mißgriffe 
Ihrer Strategie vermiesen lassen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 17.13 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Puntigam. 
17.14 

Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Bei der Beantwortung 

von dringlichen Anfragen hat der Herr Bun­
deskanzler schon einige Male einiges an den 
Tag gelegt. Die Form der heutigen Beantwor­
tung war aber eine sensationelle Leistung, ein 
Beweis dafür, wie man mit vielen Worten 
nichts aussagen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei der dringlichen Anfrage, wann er den 
Gesundheitsminister Steyrer in den Wahl­
kampf entlassen werde, hat Bundeskanzler 
Sinowatz gesagt, bis zum Wahltag werde die 
Entscheidung fallen. Er hat damit eine Ant­
wort gegeben, bei der im Vergleich dazu das 
Delphische Orakel noch ein Präzisionsgerät 
gewesen ist. 

Die Beantwortung heute mit stereotypen 
Passagen und dem Hinweis, daß Gesetze ein­
stimmig beschlossen worden sind, wurde 
keine einzige Frage beantwortet, wurde zu 
keinem einzigen Problem echt Stellung 
genommen. Wahrscheinlich ist bei der Abfas­
sung dieser Beantwortung auch jene Hilflo­
sigkeit in Wirtschaftsfragen Pate gestanden, 
die die Regierung in wichtigen Fragen bisher 
an den Tag gelegt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte mich mit der Rede des Abgeord­
neten Schieder nicht allzu lange befassen, da 
meine Redezeit begrenzt ist. Ein paar Bemer­
kungen dazu sind doch notwendig. Herr Abge-

.ordneter Schieder, Sie wissen anscheinend 
nicht einmal, wo der Parteitag der ÖVP statt­
gefunden hat: nicht in Eisenstadt, sondern in 
Oberschützen. Sie haben also den Ort nicht 
einmal gewußt, und Sie zitieren ... (Abg. 
Sc h i e der: Auch in Oberschützen darf man 
nicht beleidigen! Das hängt nicht vom Ort ab! 
Man kann sich auch für eine Rede in Ober­
schützen entschuldigen!) 

Herr Abgeordneter Schieder, Sie zitieren 
auch falsch: Parteiobmann Mock hat nicht 
gesagt, Österreich wird verludert, sondern die 
"Wirtschaft unseres Landes wird verludert". 
Das ist ein Unterschied! Sie haben das uner­
laubterweise auf "Österreich" umgeändert. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die heute einge­
brachte dringliche Anfrage, über die wir jetzt 
diskutieren, wäre eine Chance, das zu tun, 
was Bundeskanzler Sinowatz bei der letzten 
Sondersitzung des Nationalrates selbst vorge­
schlagen hat, nämlich einen neuen Anfang zu 
machen. 

Parteiobmann Mock hat damals diesen Vor­
schlag aufgegriffen und er hat ihn noch um 
eine demokratische Komponente erweitert: 
Er hat vorgeschlagen, man sollte zuerst den 
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Wähler fragen, wer bei diesem neuen Anfang 
Regie führen soll. Dann erst sollte man den 
ersten Schritt zu einem Anfang setzen. Sie, 
Herr Bundeskanzler, reden von einem "neuen 
Anfang"! Aber in Wirklichkeit gehen Sie 
genau wieder jenen Weg weiter, der bisher 
schon in die Sackgasse geführt hat. 

Finanzminister Vranitzky hat in seiner 
Budgetrede am 23. Oktober drei grundsätzli­
che Gesichtspunkte für die Konzeption des 
Bundeshaushaltes herausgestellt. Die zweite 
lautete wörtlich, ich zitiere -: "Ein weiterer 
Bereich, der sich allerdings mit der Konsoli­
dierung nicht vereinen läßt, verdient kritische 
Aufmerksamkeit: nämlich die Grundhaltung, 

. auftretende Probleme in erster Linie vom 
Staat lösen, insbesondere bezahlen zu las­
sen." 

"Der Staat darf" - so führte Vranitzky wei­
ter aus - "nicht zur Deponie finanzieller 
Wünsche werden. Anforderungen an die 
öffentliche Hand haben dem Vergleich mit 
alternativem Einsatz der knappen Mittel 
standzuhalten." 

Das alles hat sich, noch dazu wenn es aus 
dem Mund des obetsten Säckelwartes der 
Republik kommt, recht gut angehört und 
wurde von den sozialistischen und freiheitli­
chen Abgeordneten auch mit entsprechendem 
Beifall bedacht. 

Die Wirklichkeit aber, meine Damen und 
Herren, ist eine ganz andere. Die größte ver­
staatlichte Bank hat zum Überleben der ihr 
angeschlossenen Industriebetriebe 7,2 Milliar­
den Schilling gebraucht - und sie auch mit 
Zustimmung der Volkspartei bekommen, 
obwohl wir, hätten wir allein zu entscheiden 
gehabt, nicht die ganze Last dem Steuerzah­
ler aufgebürdet, sondern einen Teil auch beim 
Eigentümer belassen hätten. (Abg. Dr. 
R ein h art: Haben Sie mitgestimmt, Herr 
Dr. Puntigam?) 

Wir haben mitgestimmt. Aber hätten wir 
allein die Verantwortung zu tragen gehabt, 
hätten wir nicht dem Steuerzahler die ganze 
Last aufgebürdet, sondern auch die CA zur 
Mitzahlung eingeladen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Länderbank als zweitgrößtes verstaat­
lichtes Bankunternehmen hat 3 Milliarden 
Schilling gebraucht, um vor dem verschont zu 
bleiben, was jedem privaten Unternehmer 
blüht, wenn er schlecht gewirtschaftet hat. 
(Abg. Helmut Wo 1 f: Stimmt ja nicht!) Natür­
lich stimmt das! 3 Milliarden Schilling waren 
es. Auch da haben wir zugestimmt, weil auch 

wir nicht zulassen konnten, daß eine verstaat­
lichte Bank vor den Richter zitiert wird. 

Die verstaatlichte Industrie hat bisher 
schon 26 Milliarden Schilling aus Steuermit­
teln bekommen. Die Volkspartei hat immer 
dann ja gesagt, wenn man die Geldzufuhr 
damit verknüpft hat, daß die Verantwortli­
chen auch Sanierungs- und Struktur konzepte 
auf den Tisch legen. 

Bei der letzten Milliardenspritze haben Sie 
unsere Vorschläge leichtfertig vom Tisch 
gewischt und in Ihrer Betriebspropaganda die 
ÖVP als ,,Arbeitsplatzvernichtungspartei" an 
den Pranger zu stellen versucht. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, daß 
nach dem VOEST-Debakel die Arbeiter der 
verstaatlichten Industrie erkannt haben, wel­
che Politik in die Krise führt und von welcher 
man erwarten kann, daß sie einen Ausweg 
aus der Krise eröffnet. 

Kein Mensch, egal in welchem politischen 
Lager er steht, wird sich der Illusion hinge­
ben, daß mit dem heute mehr als umstritte­
nen Kraftakt in der Vorstandsetage der 
VOEST auch nur ein Schritt in die Richtung 
einer echten Lösung gesetzt worden ist. Viele 
ernst zu nehmende Wirtschaftsfachleute glau­
ben sogar, daß bei dieser überstürzten Feuer­
wehraktion mit dem Löschwasser mehr Scha­
den angerichtet worden ist, als der Brand ver­
ursacht hat. 

Es ist von meinen Vorrednern schon darauf 
hingewiesen worden, daß es nicht höhere 
Gewalt und Einflüsse von außen sind, die die 
Verstaatlichte, aber genauso die ganze übrige 
Wirtschaft in immer größere Schwierigkeiten 
bringen. 

Mit ihrer Wirtschaftspolitik hat diese 
Regierung das Gestalten aufgegeben und sich 
auf das Reagieren zurückgezogen. Angesichts 
dieser Defensivhaltung darf es uns nicht wun­
dern, daß es in keinem Bereich länger- oder 
zumindest mittelfristige Konzepte gibt. Ich 
möchte das an Hand einiger Beispiele aus 
dem Agrarbereich beweisen. 

Der Finanzminister hat bei der ersten 
Lesung des Budgets in seiner Wortmeldung 
erklärt, er habe sich der Strukturverbesse­
rung verschrieben und habe es auch in der 
Landwirtschaft angegangen. Als erstes Bei­
spiel dafür nannte er die Magermilchaktion 
zum Abbau der Milchüberschüsse, und er 
wunderte sich, warum sie von der Landwirt­
schaft nicht angenommen werde. 
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Ich möchte in keine Agrardebatte abgleiten, 
weil es bei dieser Dringlichen um etwas ganz 
anderes geht, aber ich will eines klarstellen: 
Die Bauernvertreter haben damals zu dieser 
Aktion ja gesagt, weil sie dem Grunde nach 
vernünftig ist. In der Durchführung aber ist 
sie vom Landwirtschaftsminister dann so ver­
stümmelt worden, daß kein Bauer mehr an 
ihr etwas Positives erkennen konnte. 

Wenn der Mäster, der die Flüssigmager­
milch in seinem Betrieb verfüttern soll, den 
Soj aschrot, der noch dazu nicht so leicht ver­
derblich ist wie Milch, viel billiger bekommt 
als die Aktionsrnileh, dann darf man .sich 
nicht wundern, daß aus dieser Aktion ein Flop 
werden mußte; ein Flop, der schon bei der 
Abfassung der Bedingungen vorprogram­
miert war. Jeder Bauer muß genau rechnen, 
und wer rechnet, kann da nicht mitmachen. 

Das zweite Beispiel, welches Finanzmini­
ster Vranitzky bei der ersten Lesung ange­
führt hat, betrifft die Milchlieferverzichtsprä­
mie. Sie hätte zu einer Minderung der Pro­
duktion führen sollen und hat das gleiche 
Schicksal erlitten wie die Magermilchaktion: 
100000 Tonnen waren zum Rückkauf angebo­
ten, und obwohl die ursprüngliche Frist ver­
längert worden ist, sind kaum mehr als ein 
Drittel davon in Anspruch genommen wor­
den. 

Der Finanzminister hat das in seiner Rede 
bei der ersten Lesung ebenfalls bedauert und 
kritisch gemeint, daß nach einem anfängli­
chen Interesse die Bauern von dieser Aktion 
abgelassen hätten, weil - ich zitiere wörtlich 
- "offensichtlich andere Einflüsse auf sie 
eingewirkt hätten". 

Das klingt sehr geheimnisvoll, aber in Wirk­
lichkeit steckt dahinter das gleiche, was 
schon bei der Magermilchaktion zum Flop 
geführt hat: Eine an sich vernünftige Idee 
wurde vom Landwirtschaftsminister so lange 
bürokratisch bearbeitet, bis etwas herausge­
kommen ist, mit dem niemand mehr eine 
Freude haben konnte. (Abg. Dr. R ei n h art: 
Reden Sie schon zum Thema?) 

Wer den Milchlieferverzicht ... (Abg. Dr. 
R ein h art: Reden Sie schon zum Thema?) 
Auch die Agrarpolitik ist ein Teil der Wirt­
schaftspolitik, Herr Kollege, auch wenn Sie 
das nicht wahrhaben wollen! (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. H i e t 1: Auch wenn es dem 
Reinhart nicht gefällt!) 

Hören Sie mir zu! Wer den Milchlieferver­
zicht - und ich betone ausdrücklich: Milchlie­
ferverzicht - in Anspruch nimmt, darf sich 

aus seinem Stall nicht einmal die Milch für 
die eigene Familie holen. (Abg. Helmut 
Wolf: Dafür hast ja du gestimmt, das ist ja 
deine Idee!) Warten Sie, Herr Kollege! Ich bin 
Ihnen dankbar für den Zwischenruf, hören 
Sie mir zu! 

Ein Bauer aus dem Mürztal wollte mit der 
Milchproduktion aufhören. Er wohnt von der 
nächsten Sammelstelle relativ weit entfernt 
und wollte daher mit der Milchlieferung auf­
hören. Er hat vier Kinder, die Mutter lebt 
auch noch, es leben also sieben Personen im 
Haushalt. Wenn er für die siebenköpfige 
Familie die Milch um 11,70 S pro Liter beim 
Kaufmann kaufen muß, dann kostet das 
mehr, als die Milchlieferverzichtsprämie 
bringt. Das ist eine Vorgangsweise, mit der 
natürlich die Bauern einfach nicht einverstan­
den sein können. Bei solchen Bedingungen 
kann man nur sagen: Nein, danke. (Abg. Hel­
mut Wolf: Haben Sie mitgestimmt?) Das ist, 
meine Damen und Herren, kein Konzept und 
auch keine Politik, zu der wir ja sagen kön­
nen. (Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP. -
Abg. Helmut Wolf: Es hat die ÖVP mitge­
stimmt, Herr Puntigam!) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Eine an sich vernünftige Idee (Abg. Helmut 
Wolf: Herr Dr. Puntigam! Haben Sie mitge­
stimmt oder nicht?), zu der wir ja gesagt 
haben, wird dann, wenn sie ein sozialistischer 
Minister in die Hand bekommt, zu etwas 
gemacht, was niemand mehr haben will. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Diese beiden Beispiele, die aus dem Agrar­
bereich stammen, ließen sich auch für die 
übrige Wirtschaft, für die Industrie und für 
das Gewerbe, beliebig lang fortsetzen. Das 
sind zwar gegenüber dem, was sich im 
Bereich der Verstaatlichten abspielt, nur 
kleine Fische, aber für die Betroffenen und in 
der Summe selbst machen sie doch sehr viel 
aus. 

Meine Damen und Herren! Ich lade die 
sozialistischen Abgeordneten und auch die 
freiheitlichen ein, dem Vorschlag des Bundes­
kanzlers, einen neuen Anfang zu machen, bei­
zutreten, nur mit einem Unterschied: Wir wol­
len einen neuen Anfang machen mit einer 
neuen, besseren Politik und nicht wie der 
Bundeskanzler mit der alten Politik von 
neuem beginnen. 

Stimmen Sie unserem Fristsetzungsantrag 
zu, meine Damen und Herren, und machen 
Sie damit den Weg frei für einen neuen 
Anfang mit einer neuen Politik! (Beifall bei 
der ÖVP.) 17.27 
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Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Gugerbauer. 

17.27 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ohne die Schwierigkei­
ten in der verstaatlichten Industrie, die uns 
alle beschäftigen, bagatellisieren zu wollen, 
möchte ich doch darauf hinweisen, daß man 
die Entwicklung auch hier im Parlament 
realistisch einschätzen und beurteilen muß. 

Das ist eine Aufgabe, der sich jeder Abge­
ordnete zu unterziehen hat, unabhängig 
davon, ob er der Regierung oder der Opposi­
tion angehört. Ich darf Ihnen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daher zur Beru­
higung der Auseinandersetzung ein Zitat zur 
Kenntnis bringen, das sich auf ein "vorweih­
nachtliches Abrundungsgespräch" bezieht. 

Zu diesem Gespräch hat der Bundesmini­
ster für Finanzen den Notenbankpräsidenten 
Stefan Koren und den Obmann der Kredit­
sektion in der Bundeskammer der gewerbli­
chen Wirtschaft, Herrn Klauhs, geladen. 

Als Ergebnis dieses Abrundungsgespräches 
wurde folgendes verlautbart - ich zitiere die 
"Presse" vom 14. Dezember -: "Die finanz­
wirtschaftliche Lage hat sich im vergangenen 
Jahr eher gebessert." Und der Generalanwalt 
des Raiffeisensektors Helmut Klauhs fügt an 
- ich zitiere wieder, beziehungsweise ich lese 
vor -: "Hinsichtlich der Währungspolitik und 
der Beurteilung der Kreditwürdigkeit Öster­
reichs gäbe es keinerlei Bedenken." - Zitat­
ende. 

Ich wiederhole: Es wird für uns alle sehr 
schwer sein, dieses Debakel im VOEST­
ALPINE-Konzern zu bewältigen. Ich glaube 
aber, daß man mit Realismus an die Aufgabe 
herangehen und daß dieses Haus vor allen 
Dingen den Bundesminister für Finanzen 
dabei unterstützen muß. Er hat sich in den 
letzten Tagen weit vorgewagt. Er ist heute 
bereits vom Kollegen Dr. Schüssel zitiert wor­
den; ich habe das Interview beziehungsweise 
das teilweise zitierte Gespräch des Finanzmi­
nisters im "Kurier" auch mit sehr viel Inter­
esse verfolgt. 

Finanzminister Vranitzky hat dabei den 
Standpunkt der ganzen Bundesregierung klar 
unterstrichen, daß eine zentrale Aufgabe der 
Regierungspolitik darin besteht, das Budget­
defizit von momentan 4,5 Prozent des Brutto­
sozialproduktes zu senken, sonst würden wir 

ineinem konjunkturschwachen Zeitraum kei­
nen Spielraum mehr haben. 

Finanzminister Vranitzky ist wegen dieser 
Äußerung, vor allen Dingen auch wegen des 
Hinweises auf Länder, die nicht sozialistisch 
regiert werden, kritisiert worden, auch von 
eigenen Parteifreunden kritisiert worden. Wir 
Freiheitlichen stellen dazu klar fest, daß wir 
uns mit diesen Zielen des Finanzministers in 
Übereinstimmung befinden und daß jeden­
falls wir dem Bundesminister für Finanzen 
alle Unterstützung gewähren werden, das Ziel 
der Reduzierung des Budgetdefizits weiter 
verfolgen zu können. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist im Ver­
lauf der letzten Tage und Wochen wiederholt 
darauf hingewiesen worden, daß man die 
Ursachen der Schwierigkeiten beim größten 
österreichischen Industriekonzern nicht ein­
fach in einer verfehlten Regierungspolitik 
suchen kann, sondern daß diese Ursachen 
sehr viel breiter gestreut sind, vor allen Din­
gen auch, was die politische Verantwortlich­
keit betrifft. Sie sind in den letzten Tagen und 
Wochen darauf hingewiesen worden, daß vor 
allen Dingen auch in der Einschätzung des 
Auslandes, in der Einschätzung durchaus 
konservativer Wirtschaftszeitungen der Bun­
desrepublik Deutschland, der Schweiz oder 
Großbritanniens der politische Einfluß vor 
allen Dingen auch der ÖVP als eines der 
Grundübel hingestellt wird. Daß es nicht nur 
so wäre, daß diese Schwierigkeiten bei der 
VOEST-ALPINE als Ausfluß einer zu langen 
sozialistischen Regierungspolitik dargestellt 
werden können, sondern daß vor allen Dingen 
auch das Hineinregieren der Österreichi­
schen Volkspartei über ihre Landeshaupt­
leute, über ihre Regionalpolitiker mit als 
Ursache festzumachen ist. 

Und was ich persönlich wirklich sehr 
bedauerlich finde, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist, daß man aus den 
Schwierigkeiten nichts gelernt zu haben 
scheint. Gerade auch was die Opposition, die 
Österreichische Volkspartei, betrifft. 

Es hat in diesem Zusammenhang wieder­
holt Wortmeldungen von ÖVP-Landeshaupt­
leuten gegeben: Wortmeldungen des Landes­
hauptmannes Krainer oder seines oberöster­
reichischen Kollegen Dr. Ratzenböck. Nie­
mand, der die Politik der Österreichischen 
Volkspartei in den letzten Jahren mitverfolgt 
hat, hat sich ernstlich darüber gewundert, daß 
diese Erklärungen oft widersprüchlich gewe­
sen sind, daß beide zwar an einem Seil ziehen, 
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aber an verschiedenen Enden dieses Seiles. 
Vor allen Dingen die bei den Landeshaupt­
leute Ratzenböck und Krainer. 

Und wenn man dann der Frage nachgeht: 
Wie sieht es die Bundes-ÖVP, wie sieht es die 
bundespolitisch verantwortliche Führungs­
mannschaft?, dann kommt man zu sehr ent­
täuschenden Antworten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Beispielsweise hat am 4. Dezember in Baden 
bei Wien eine Tagung des Bundesratsklubs 
der Österreichischen Volkspartei stattgefun­
den. Im Zuge dieser Tagung ist eine Resolu­
tion zur Lage bei der VOEST-ALPINE verab­
schiedet worden. In dieser Resolution unter­
stützen die ÖVP-Bundesräte sowohl Landes­
hauptmann Ratzenböck, der die steirischen 
Betriebe aus dem VOEST-ALPINE-Konzern 
ausgliedern will, als auch Landeshauptmann 
Krainer, der sich gegen eine Benachteiligung 
der Steiermark, das heißt, auch gegen eine 
Ausgliederung der Betriebe aus dem VOEST­
ALPINE-Konzern ausgesprochen hat. 

Man mag diese Resolution der ÖVP-Bun­
desräte, die ja nicht untypisch ist für die 
unklare Gesamthaltung der Volkspartei, 
durchaus als Beweis für die Integrationsfä­
higkeit der ÖVP-Bundespolitik ansehen. Aber 
einen Beitrag zur Lösung der Probleme bietet 
sie ebenso wie alle anderen Erklärungen der 
Österreichischen Volkspartei nicht. 

Es ist daher Aufgabe der Regierungskoali­
tion, für tatsächliche Reformen zu sorgen, 
und wir werden dieser Aufgabe auch nach­
kommen. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

In den Tageszeitungen, die heute erschie­
nen sind, wurde berichtet, daß im Vorweih­
nachtsgeschäft neue Umsatzrekorde zu erzie­
len waren, vor allen Dingen im Einzelhandel. 
Es gibt eine wahre Ge s chenkflut , wie bei­
spielsweise die "Presse" in einer Schlagzeile 
berichtet. Es gibt einen Einkaufsboom, der 
vor allem auf realen Einkommenszuwächsen 
basiert, auf Zuwächsen bei den Massenein­
kommen. 

Ich zitiere das nicht nur als Ausdruck einer 
verbesserten wirtschaftlichen Gesamtsitua­
tion in unserer Republik, sondern weil ich auf 
eine Erklärung meines Vorredners Dr. Schüs­
sel zurückkommen muß. 

Dr. Schüssel hat als Wirtschaftsbundgene­
ralsekretär einen sehr bemerkenswerten Vor­
schlag zur Sanierung der VOEST gemacht. Er 
hat nämlich erklärt, er könnte sich vorstellen, 

daß die Belegschaft des VOEST-ALPINE-Kon­
zerns auf ihre Lohnerhöhung verzichten soll. 
Das ist eine sehr bemerkenswerte Erklärung, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, vor 
allen Dingen, wenn man diese Erklärung vor 
dem Hintergrund anderer Ausführungen von 
Politikern der Österreichischen Volkspartei 
sieht, zum Beispiel jener des Kollegen Taus, 
der in der VOEST-Debatte der vergangenen 
Woche mit anklagender Stimme gemeint hat: 
Alle Neune haben sie entlassen, das wäre 
doch nicht notwendig gewesen, das war doch 
auf alle Fälle zu früh. Auch heute wieder hat 
Kollege Graf erklärt, daß der Vorstand zu 
früh zurücktreten mußte. (Abg. G r a f: Ich bin 
für die Formulierung "zu früh"!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Da zeigt sich eben der Unterschied zwischen 
Regierung und Opposition einmal mehr ganz 
deutlich. Sie wollen den Arbeitnehmern, Sie 
wollen 70 000 Beschäftigten beim VOEST­
ALPINE-Konzern die Butter vom Brot neh­
men. Wir treten dafür ein, daß die verantwort­
lichen Manager einer Strafe zugeführt wer­
den und für den Schaden einstehen müssen. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ. Abg. 
Dr. B 1 e n k: Das ist wahre liberale Politik! -
Abg. Pro b s t: Da zeigt sich Ihre Gesinnung, 
wenn Sie Liberalität mit . .. gleichsetzen!) 

Kollege Dr. Blenk ist lernfähig, was ihm ja 
als positiv konzediert werden muß. (Vizekanz­
ler Dr. S te ger: Er ist nicht lernfähig!) Er ist 
nicht lernfähig. Bitte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf darauf hinweisen, daß wir uns alle 
bemühen müssen - da schließe ich auch die 
Opposition ein -, daß wir rechtzeitig die Wei­
chen stellen für tatsächliche Strukturrefor­
men in der verstaatlichten Industrie. Das ist 
das ganze Jahr ein bißchen zu kurz gekom­
men, nicht nur heute, sondern auch in den 
vorangegangenen Debatten. (Abg. Dr. Helga 
R a b 1 - S t a dIe r: In den vergangenen 
14 Jahren!) In den vergangenen 14 Jahren, 
wobei man aber die Österreichische Volkspar­
tei nicht aus der Verantwortung entlassen 
darf. So einfach ist es nicht, Kollegin Rabl­
Stadler, daß die einen in der Regierung sitzen 
und verantwortlich sind, und die anderen 
delegieren nur die Vorstandsmitglieder in die 
verstaatlichte Industrie, kassieren nur Partei­
steuer von diesen Direktoren und sind für 
nichts verantwortlich. Das ist sicher etwas zu 
einfach und zu eingleisig. (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Ich glaube, daß wir für eine Strukturreform 
arbeiten müssen, daß wir sehr viel von der 
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Aufmerksamkeit, die wir heute zwangsläufig 
dem VOEST-ALPINE-Konzern schenken, 
anderen Bereichen zuwenden sollten und 
zuwenden müßten. 

Wir haben mit einiger Begeisterung zur 
Kenntnis genommen - das trifft für alle 
Teile dieses Hauses zu -, daß es in der Ver­
staatlichten einen Generaldirektor gibt, der 
jetzt die Position des Generaldirektors in der 
VOEST-ALPINE übernommen hat, den Gene­
raldirektor Kirchweger von der Chemie Linz 
AG, der in seinem Bereich Gewinne erzielt 
hat. Aber dieser Stolz über eine positive 
Bilanzierung in einem wichtigen Betrieb der 
Verstaatlichten darf nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß hier die großen Strukturprobleme 
noch heranwachsen und heranstehen. (Abg. 
Dr. BI e n k: Ist das so etwas Sensationelles, 
wenn ein Unternehmer Gewinne macht? Das 
sollte normal sein!) 

Das ist ganz sensationell, Kollege 
Dr. Blenk, weil Sie vergleichen müssen. Sie 
müssen vergleichen, was international inve­
stiert wird, welche Forschung betrieben wird, 
wie neue Produktionen aufgenommen wer­
den, weil man sich für die Zukunft rüstet. 

Es ist zum Beispiel schon sehr nachden­
kenswert, daß man im internationalen Maß­
stab neue Produktionszweige aufnimmt, daß 
man in Verbundwerkstoffe investiert, daß 
man in die Biochemie investiert, daß man in 
die Keramiktechnologie investiert. In Öster­
reich sehe ich derartige Versuche weit und 
breit nicht, sondern wir haben die traditio­
nelle Produktpalette, die letzten Endes in den 
nächsten Jahren ebenso von Betrieben aus 
dem Ostblock, von Betrieben aus dem Nahen 
Osten abgedeckt werden wird, wie wir das in 
den letzten Jahren im Bereich der Montan­
Industrie erlebt haben. 

Das heißt, wir sollten einen Teil unserer 
Aufmerksamkeit, wir sollten einen Teil unse­
rer Energie den Strukturproblemen auch in 
anderen Bereichen der verstaatlichten Indu­
strie zuwenden, denn nur dann, wenn wir 
heute schon über die Probleme von morgen 
sprechen, nur dann, wenn wir heute über die 
Zukunftschancen, über die Zukunftsmärkte 
sprechen, werden wir eine gesicherte Grund­
lage für die verstaatlichte Industrie gewähr­
leisten können. 

Aber die Österreichische Volkspartei 
betrachtet die ganze Frage nicht aus einer 
gesamtpolitischen Verantwortung heraus, 
sondern rein als Spiel von Opposition auf der 
einen Seite und Regierung auf der anderen 

Seite. Ich bin ein bißehen enttäuscht gewesen, 
als heute Kollege Graf eine Maßlosigkeit zur 
Schau getragen hat, die man sonst von ihm 
nicht gewohnt ist. 

Ich glaube, daß die Erklärung betreffend 
die Anzahl der Vorstandsdirektoren in der 
VOEST-ALPINE AG sein sonst durchaus von 
mir akzeptiertes Niveau vermissen lassen 
hat. Denn er hat hier von acht Vorstandsdi­
rektoren bei der VOEST-ALPINE AG gespro­
chen. Als ihn der Vizekanzler gar nicht so laut 
korrigiert und gemeint hat, es wären nicht 
acht Vorstandsdirektoren, sondern tatsäch­
lich neun - und das stimmt -, hat Graf jedes 
Maß der politischen Auseinandersetzung ver­
loren und damit, glaube ich, gerade der für die 
Zukunft notwendigen Diskussion sicher 
geschadet. 

Ich glaube daher, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß die Bevölkerung sehr 
genau abwägen muß, wer in diesem Staat 
bereit und willens ist, notwendige Reformen 
voranzutreiben, und wer nur politisches 
Wechselgeld eingelöst haben möchte. (Abg. 
Dr. BI e n k: Wann und wo haben Sie etwas 
vorangetrieben ?) 

Es gibt eine ganze Reihe von wichtigen poli­
tischen Themen, Kollege Dr. Blenk, wo die 
Österreichische Volkspartei dazu nicht in der 
Lage ist. Ich greife ein Thema heraus, das 
wird Sie wahrscheinlich als Wissenschafts­
sprecher noch nicht so interessiert haben, 
aber es ist für die Zukunft dieses Landes 
wesentlich. Es gibt das Kartellgesetz, sehr 
geehrter Herr Kollege Dr. Blenk, das Kartell­
gesetz, das in absehbarer Zeit in einer völlig 
neuen Fassung von uns beschlossen werden 
wird. Ich glaube, daß dieses neue Kartellge­
setz für die Zukunft der Gesamtwirtschaft 
Österreichs von überragender Bedeutung sein 
wird, weil dieses neue Kartellgesetz Macht­
konzentrationen im Handel verhindern und 
den übermächtigen Einfluß von Genossen­
schaftsverbänden dort beschneiden wird, wo 
diese Genossenschaftsverbände heute ihrem 
ursprünglichen Zweck nicht mehr gerecht 
werden. 

Wie schaut es aus mit dieser Reform, die 
doch wirklich notwendig ist für unsere wirt­
schaftliche Entwicklung? Es gibt einen Ent­
wurf des Justizministers Dr. Harald Ofner, 
der sich wirklich dafür eingesetzt hat, und wir 
erleben heute nichts anderes als einen kleinli­
chen innerparteilichen Streit in der Österrei­
chischen Volkspartei: Auf der einen Seite die 
Vertreter der Bundeskammer , die sich zag­
haft, aber doch als Befürworter dieses neuen 
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Gesetzes ausgeben, auf der anderen Seite die 
Vertreter des Bauernbundes, die mit aller 
Macht versuchen, sich dieser Reform in den 
Weg zu legen. Ich meine daher, daß die Öster­
reicher im allgemeinen und die Gewerbetrei­
benden im besonderen durchaus wissen, wo 
sie Reformen, wo sie zukunftsweisende 
Schritte für die Wirtschaft zu erwarten haben, 
und ich glaube, daß die österreichische Bevöl­
kerung den Weg dieser Regierungskoalition 
nicht nur versteht, sondern auch weiterhin 
unterstützen wird. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. 
- Abg. Dr. B 1 e n k: Was das jetzt mit der 
VOEST zu tun hat, weiß ich auch nichtf) 17.44 

Präsident: Nächster Redner ist die Frau 
Abgeordnete Tichy-Schreder. 

17.44 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Zentralsekretär Schied er hat am Schluß 
seiner Rede an uns beziehungsweise an 
meine Kollegen appelliert, wir sollen doch die 
Politik nicht schlechtmachen. 

Da kann ich ihm nur antworten - er ist lei­
der nicht im Saal; er ist anschließend gleich 
verschwunden -: Wenn hier jemand Politik 
schlechtmacht, dann war das der Herr Bun­
deskanzler bei der Beantwortung unserer 
Anfrage. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da muß ich schon den Herrn Minister 
Lacina loben, der wenigstens konkrete Ant­
worten auf unsere Fragen seinerzeit gegeben 
hat, während der Herr Bundeskanzler nur 
nebulose Antworten gab. Das bedauere ich 
zutiefst. Er hätte praktisch nur das wiederho­
len müssen, was Herr Dr. Schüssel gesagt 
hat, doch das wollte er nicht! 

Aber, meine Damen und Herren, wenn 
Herr Kollege Gugerbauer soeben meinte, daß 
die Regierungsparteien für tatsächliche 
Reformen sorgen werden, muß ich ihm wider­
sprechen. Er sagte, die Regierungsparteien 
haben angefangen, für Reformen zu sorgen, 
nämlich mit dem Austausch des kompletten 
Vorstandes. Er hat gesagt, das mache eben 
die Regierung, und die Opposition mache 
etwas anderes. Dazu kann ich ihm nur sagen: 
Genau das zeigt, Herr Kollege Gugerbauer, 
daß die Regierung von Wirtschaftspolitik 
nichts versteht! Denn wer sorgt denn für die 
zukünftigen Aufträge, die die VOEST erhal­
ten soll, damit sie weiter existieren kann? Das 
kann jetzt nicht passieren, weil sich der neue 
Vorstand mit anderen Angelegenheiten befas­
sen muß, und das empfinde ich als einen gra­
vierenden Fehler. Nichts zeigt deutlicher als 

diese Maßnahme, wie schwach diese Koali­
tionsregierung in Wirtschafts belangen ist. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bedaure, daß der Herr Bundeskanzler 
das Haus verlassen hat oder zumindest jetzt 
nicht mehr auf der Regierungsbank sitzt, 
denn ich möchte ihn gerne ansprechen. Er hat 
nämlich in seiner Regierungserklärung am 
31. 5. 1983 gesagt: 

"Besondere Verantwortung trägt der Bund 
aber als Eigentümer für die Unternehmen der 
verstaatlichten Industrie ... " 

In dieser Passage zur verstaatlichten Indu­
strie hat er sich das Ziel gesetzt, Tendenzen in 
der Entindustrialisierung entgegenzuwirken 
und das Beschäftigungsniveau zu stabilisie­
ren. In diesem Zusammenhang hat der Herr 
Bundeskanzler der verstaatlichten Industrie 
die Zuführung ausreichender Mittel zur Erfül­
lung dieser Aufgaben zugesichert. 

In seiner Erklärung zur wirtschaftlichen 
Lage vom 26. Juni dieses Jahres hat er auf die 
nötige Umstrukturierung in diesem Bereich 
verwiesen, für den eine Mittelzuführung von 
16,6 Milliarden Schilling im Herbst 1983 von 
den Regierungsparteien beschlossen worden 
ist. Er hat dazu wörtlich gesagt: 

"Die positiven Auswirkungen dieser Mittel­
zuführung zeigen sich bereits heute. Fast alle 
Unternehmungen der. verstaatlichten Indu­
strie - sieht man vom Stahlbereich ab -
konnten aus der Verlustzone geführt wer­
den." 

Besonders hat er darauf hingewiesen, daß 
die Mittel nicht allein der Verlustabdeckung, 
sondern auch dazu dienten, die VOEST­
ALPINE in den Bereich der Hochtechnologie, 
speziell in den Bereich der Mikroelektronik, 
hineinzuführen. 

Wie eigenartig klingen diese Worte knapp 
ein halbes Jahr später bei der Beantwortung 
der dringlichen Anfrage an den Bundesmini­
ster Lacina, wenn er sagen mußte, daß bei 
AMI-Austria 1984 bei einem Umsatz von 
309 Millionen Schilling ein Verlust von 
194 Millionen Schilling "erzielt" wurde und 
daß 1985 bei einem Umsatz von voraussicht­
lich 354 Millionen Schilling mit einem Verlust 
von 320 Millionen Schilling gerechnet werden 
muß. 

Das bedeutet zumindest eines: daß der Ein­
stieg in die Hochtechnologie bei der VOEST­
ALPINE nicht gelungen, sondern mißlungen 
ist. 
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Darüber hinaus hat sich durch die neuerli­
chen Verluste bei der VOEST in Höhe von 
5,7 Milliarden Schilling herausgestellt, daß 
auch die Umstrukturierung, von der der Herr 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklä­
rung gesprochen hat, nicht gelungen, sondern 
mißlungen ist. 

Ergänzend möchte ich zur Information für 
den Abgeordneten Gugerbauer hinzufügen, 
daß auch die Chemie Linz, wie in den letzten 
Tagen zu vermerken war, dieses Jahr keine 
Gewinne erzielen wird, sondern leider Gottes 
ebenfalls Verluste. 

Wir, die Vertreter der Österreichischen 
Volkspartei, haben anläßlich der Mittelzufüh­
rung in Höhe von 16600 Millionen Schilling 
das Konzept der Umstrukturierung vermißt 
und konnten daher unsere Zustimmung nicht 
geben. 

Das bedeutet, daß Ihre Wirtschaftspolitik 
für die verstaatlichte Industrie gescheitert ist. 
Ihre Wirtschaftspolitik, die Sie aber auch für 
alle Österreicher betreiben und für die Sie 
auch die Verantwortung tragen, hat natürlich 
Auswirkungen auf Ihr Budget. Für das näch­
ste Jahr wird eine neuerliche Finanzspritze 
aus dem Steuertopf von zirka 20 Milliarden 
Schilling angekündigt. Der Herr Bundeskanz­
ler hat es heute nicht gesagt, aber es ist 
bereits von verschiedenen Seiten aus Ihren 
Reihen angekündigt worden. 

Das in Ihrem Budget 1986 prognostizierte 
Budgetdefizit ist nicht einzuhalten, wie Ihnen 
Herr Kollege Schüssel ganz deutlich aufge­
zeigt hat. 

Jetzt denken Sie sich, meine Damen und 
Herren von den Regierungsparteien, in die 
Lage der privaten Wirtschaftstreibenden die­
ses Landes hinein! Während verstaatlichte 
Betriebe und Bankkonzernbetriebe ihre Defi­
zite aus dem Steuertopf abgegolten erhalten, 
müssen private' Unternehmer für die Führung 
ihrer Betriebe allein voll haften. 

Darüber hinaus gibt es bei den Förderungs­
aktionen auch eine krasse Benachteiligung. 
Ich denke da zum Beispiel'an die Streichung 
der ERP-Förderung für den Handel oder an 
die Kürzung der ERP-Förderung für die Ver­
kehrswirtschaft. Aus budgetären Gründen 
wurden berechtigte Anliegen, wie die Herab­
setzung der Luxussteuer für Pelzwaren, Gold­
und Silberwaren sowie für Fotoartikel, immer 
wieder abgelehnt. Unternehmer dieser Bran­
chen mußten Wettbewerbsnachteile gegen­
über dem Ausland hinnehmen. Denn viele 

Österreicher wichen bei ihren Einkäufen ins 
Ausland aus. Diese Unternehmer können kei­
neswegs ihre Verluste vom Staat abdecken 
lassen. Betriebe der Fotoartikelbranche 
waren gezwungen, in andere Bereiche zusätz­
lich einzusteigen. Der Wettbewerb der priva­
ten Wirtschaft hat sich dadurch verschärft. 

Wir alle haben heuer zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß der Fremdenverkehr im Sommer 
zurückgegangen ist. Wo bleiben die Maßnah­
men zur Ankurbelung der Fremdenverkehrs­
wirtschaft? Die Eigenkapitalbasis der 
Betriebe dieses Wirtschaftszweiges bewegt 
sich laut Mittelstandsbericht der Bundesre­
gierung knapp über null Prozent. 

In anderen Bereichen der Klein- und Mittel­
betriebe sieht die Eigenkapitalbasis wohl 
etwas besser aus, ist aber dennoch Jahre hin­
durch immer stärker gesunken. 

Ein Grundübel unserer Klein- und Mittelbe­
triebe ist die schlechte Eigenkapitalbasis. 
Wann werden Sie sich, meine Damen und 
Herren von den Regierungsparteien, mit die­
sen existentiellen Problemen der Klein- und 
Mittelbetriebe auseinandersetzen? Denn 
gerade die Klein- und Mittelbetriebe sind es, 
die Beschäftigung und Arbeit für viele Öster­
reicher schaffen. Dennoch werden sie von sei­
ten der Bundesregierung stiefmütterlich 
behandelt. 

Mit welchen Rahmenbedingungen können 
diese Betriebe anläßlich dieser verheerenden 
Wirtschafts- und Budgetpolitik rechnen? 
Sehen Sie, meine Damen und Herren von den 
Regierungsparteien, nicht die Ungleichbe­
handlung zwischen privaten und verstaatlich­
ten Betrieben? 

Der Finanzminister hat laut "Kurier" vom 
31. 10. 1984 gemeint, die SPÖ dürfe künftig die 
Begriffe Leistung und Arbeit nicht mehr nur 
den Konservativen überlassen. 

Seit Beginn der siebziger Jahre sind in der 
verstaatlichten Industrie 17 000 Arbeitsplätze 
verlorengegangen. Die privaten Klein- und 
Mittelbetriebe haben hingegen zwischen 1973 
und 1983 fast das Zehnfache an neuen 
Arbeitsplätzen geschaffen, nämlich 167000. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
haben für 140 000 Klein- und Mittelbetriebe 
eine Steuerentlastung gefordert. Unser 
Antrag wurde von den Regierungsparteien 
abgelehnt. Wo bleibt da die Anerkennung der 
Leistung? 
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Die Budgetkonsolidierung ist ein Ziel der 
Bundesregierung laut Regierungserklärung 
1983. Die Zeitung "Die Presse" berichtete am 
29. August 1985, daß die Konsolidierung des 
Budgetdefizits durch Kürzung der Staatsaus­
gaben vor sich gehen soll, wobei Bundesmini­
ster Vranitzky auch nicht vor Subventionen 
für den Grundstoffbereich der verstaatlichten 
Industrie haltmachen will. 

Das waren Worte, die aufhorchen ließen. 
Aber was tritt ein? - Das Gegenteil: Mehr 
Mittel werden gebraucht. Das heißt mit ande­
ren Worten: Die Budgetkonsolidierung findet 
nicht statt. 

Das kann ich Ihnen noch an einem deutli­
chen Beispiel zeigen. Ich habe eine Aufstel­
lung gemacht, die zeigt, wie sich im Rahmen 
der Bundesregierung seit Ihrem Regierungs­
antritt die Finanzschuld, die Verpflichtungen 
und die Haftungen entwickelt haben. (Die 
Rednerin weist ein Plakat vor.) Im Jahre 1970 
lagen sie - Finanzschuld, Verpflichtungen 
und Haftungen - insgesamt bei 120 Milliar­
den Schilling. Ende 1984 liegen die Schulden 
zusammen - man kann es fast nicht mehr 
aussprechen - bei 1 605 Milliarden Schilling. 
Wenn man es in Millionen ausrechnet, müßte 
man sagen: 1 605 OOOmal 1 Million Schilling. 
Dazu muß man sagen, daß bei den Haftungen 
von 673 Milliarden Schilling allein 120 Milliar­
den Schilling für die ASFINAG enthalten 
sind, wo kein Geld zurückkommt, WO der 
Bund das zu bezahlen hat. 

Das, meine Damen und Herren, gibt schon 
sehr stark zu denken, wie Sie mit den Budget­
mitteln umgehen! 

Wenn man von dem neuerlichen Debakel 
der verstaatlichten Industrie hört, kann man 
wirklich nur sagen, daß Sie mit Ihrer Budget­
konsolidierung gescheitert sind. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Was wird kommen? - Eine weitere Staats­
verschuldung. Damit belasten Sie aber nicht 
nur alle Österreicher, die im Erwerbsleben 
stehen, sondern Sie belasten damit auch alle 
Kinder und Jugendlichen und die noch nicht 
Geborenen, meine Damen und Herren! Die 
Zukunft dieser jungen Leute haben Sie mit 
Belastungen belegt, damit sich diese später 
nicht rühren können. Das ist eine große Ver­
antwortung, die Sie auf sich genommen· 
haben. 

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es 
dringend erforderlich, einen neuen Anfang in 
der Budget- und Wirtschaftspolitik zu starten. 

Ich weiß, es ist bitter, zugeben zu müssen, 
daß Ihre ideologische Wirtschaftspolitik 
Schiffbruch erlitten hat. Aber Österreich 
braucht eine Neuorganisation der öffentli­
chen Wirtschaft, vor allem der verstaatlichten 
Industrie. Wir brauchen die von Ihnen in der 
Regierungserklärung angekündigte und nicht 
durchgeführte Nullbudgetierung. 

Wir brauchen neue Voraussetzungen, die 
den Betrieben die Eigenkapitalbildung wieder 
ermöglichen. 

Wir brauchen eine Steuerreform, die zu 
mehr Leistung, mehr Wirtschaftswachstum 
und zur Schaffung von Arbeitsplätzen moti­
viert. 

Wir brauchen mehr Möglichkeiten der brei­
ten Eigentumsstreuung. (Neuerlicher Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wir brauchen einen neuen Anfang. Dies 
bedarf einer nationalen Kraftanstrengung! 

Bei der Festsitzung anläßlich des 40. Jah­
restages der Gründung der Zweiten Republik 
hat der Herr Bundeskanzler hier im Hohen 
Haus gesagt, und zwar in Abwandlung eines 
Zitates von John F. Kennedy: Frage nicht nur, 
was für deine Partei nützlich ist, frage auch, 
was für den Staat notwendig ist! 

Daran möchte ich Sie, Herr Bundeskanzler, 
Herr Vizekanzler , meine Damen und Herren 
von den Regierungsparteien, erinnern. Die­
sem Satz, Herr Bundeskanzler, kann ich 
zustimmen. Gerade im Jahr der Republik­
feiern und in der derzeit wirklich ernsten 
Situation appelliere ich an Sie, meine Damen 
und Herren: Geben Sie im Interesse der 
Österreicher und Österreicherinnen den 
Österreichern die Chance, über eine neue 
Zusammensetzung von Regierung und Parla­
ment selbst zu entscheiden! (Beifall bei der 
ÖVP.) 17.57 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Gmoser. 

17.57 

Abgeordneter DDr. Gmoser (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesparteiobmann der ÖVP, 
Herr Dr. Mock, hat vor wenigen Tagen anläß­
lieh einer Debatte über denselben Gegen­
stand einen Ausflug in die eigene Schulzeit 
unternommen, und Sie zitierten, Herr Dr. 
Mock, das berühmte Wort: Caveant consules 
- die Verantwortlichen mögen auf der Hut 
sein! 
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Darüber allein könnte man eigentlich schon 
nachdenken, ob das nicht auch ein Wort an 
die Opposition genauso wie an die Regierung 
ist, wer immer und wo immer wer seine Ver­
antwortung ins Spiel bringt. 

Aber wenn Sie schon Ihre Lateinkenntnisse 
wiederbelebt haben, dann kommen Sie sicher­
lich noch zu einer anderen berühmten Rede. 
(Abg. Be r g man n: Im Lateinischen heißt es 
ja "videant"!) Ja, Kollege Bergmann, Sie 
haben es vielleicht auch einmal gelernt, aber 
viel vergessen. Das beginnt mit dem berühm­
ten Wort: Quousque tandem abutere patientia 
nostra? - Catilinarische Rede im Senat zu 
Rom. 

Ich glaube, daß ist eine Frage, die sich 
heute nach all diesen Wortmeldungen, vor 
allem nach diesen intelligenten Zwischenru­
fen des Herrn Generalsekretärs stellt. Herr 
Generalsekretär, wenn ein Intelligenzquo­
tient gemessen wird nach Zwischenrufen -
ich weiß nicht, wie Ihre Bilanz dann aus­
schaut. (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) Aber es ist vielleicht eine Frage ... 
(Abg. Be r g man n: Hoch! Sehr hoch!) Das 
lassen Sie ihn selber beurteilen. 

Vielleicht also könnte man da wirklich fra­
gen: Haben Sie das bedacht, als Sie diese 
dringliche Anfrage gestellt haben? Denn ich 
glaube, es beginnt ja schon einmal mit der 
Frage: Ist diese dringliche Anfrage nicht ein 
Mißbrauch dieses Instruments? (Abg. Be r g­
man n: Das fällt erst Ihnen auf?) Ja, Kollege 
Bergmann, auch wenn es spät auffällt, viel­
leicht denken Sie auch ein bißchen nach! Es 
schadet ja nicht, wenn Sie nachdenken ler­
nen. Das wird nur seine Zeit bei Ihnen brau­
chen, natürlich, dafür sind Sie politischer 
Direktor. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) Daher 
sind Sie zum Nachdenken an sich nicht gebo­
ren. Aber Sie könnten sich dazu also veran­
laßt sehen, denn die Frage ist: Ist Ihre 
Anfrage überhaupt eine Anfrage oder ist sie 
eine Unterstellung? (Abg. Dr. B 1 e n k: Per­
sönlich nicht beleidigend! Sie haben doch 
genug Sachkenntnis!) Nein, nicht beleidigend, 
Kollege Blenk! Ich habe nur gefragt: Ist es 
eine Anfrage oder ist es eine Unterstellung? 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Das ist doch nicht Ihr Stil!) 

Kollege Bergmann hat sich ja nur in dieses 
Zwiegespräch eingeschaltet. Lassen Sie ihm 
sein Recht als "poIDi"! (Heiterkeit.) 

Es ist an sich etwas, was die Beantwortung 
noch mehr erschwert, ob es eine dringliche 
Anfrage ist. Denn das Thema, das Sie heute 
zur Diskussion stellen (Abg. Dr. B 1 e n k: Das 

wird uns noch 20 Jahre befassen!), das haben 
wir jetzt schon zumindest in den letzten 
Tagen und Wochen viermal in diesem Hohen 
Haus behandelt. (Abg. Be r g man n: Das ist 
der Beweis dafür, daß es dringlich ist!) Sie 
könnten nur sagen, Kollege Bergmann, wie­
der Ihre Lateinkenntnisse, ... (Abg. Dr. Helga 
R a b 1- S t a d 1 e r: Si tacuisses, philosophus 
mansisses! Wenn Sie es auf Latein hören wol­
len!) Ich komme sofort darauf. Denn der 
Beweis ist damit begründbar, daß Sie mit 
dringlich etwas umschreiben, was ich als 
"nichts Neues unter der Sonne" bezeichnen 
würde. 

Denn es geht Ihnen ja, glaube ich, gar nicht 
um die Fragen, zur KlarsteIlung zu meiner 
These. Erstens: Es geht Ihnen nicht um die 
Wirtschaft, denn allein das, was Sie hier 
immer wieder vorbringen, hat ja mit Wirt­
schaft kaum etwas zu tun. 

Es wird zum Beispiel auch in Ihrer soge­
nannten dringlichen Anfrage zitiert, daß etwa 
die verstaatlichte Industrie 26 Milliarden 
Schilling innerhalb weniger Jahre vom Eigner 
erhalten habe. Vielleicht würde jemand wirk­
lich von Ihnen einmal dann nur ein kleines 
Rechenexempel machen und sich die Frage 
stellen: Was hat diese verstaatlichte Industrie 
nicht nur in den letzten Krisenjahren, son­
dern von 1946, 1947 bis heute an Leistungen 
für diese Republik erbracht, an Steuerleistun­
gen, Kollege Blenk, ... (Abg. Dr. B 1 e n k: Von 
Wirtschaft verstehen Sie wirklich nichts, 
sonst könnten Sie die Frage nicht stellen!) 

Kollege Blenk, nur keine Werturteile! Wenn 
Sie eine andere Vorstellung von Traumwirt­
schaft haben, dann ist das Ihr Problem, rich­
tig! (Abg. Dr. B 1 e n k: Das habe ich: nämlich 
eine ohne Subventionen!) Nein, dann sind Sie 
ein Träumer, aber kein Wirtschaftsexperte! 
Und das ist Ihr Problem! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Aber noch einmal: Es ist doch kein sehr 
zielführender wirtschaftspoli tischer Ver­
gleich, nur aufzulisten, was die Republik an 
Leistungen erbringen mußte (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Wenn eine Wirtschaft keine Subven­
tionen bekommt, ist es eine Traum wirt­
schaft!), aber nicht zu fragen, was man an Lei­
stungen erbracht hat! Was hat die Verstaat­
lichte an Steuern gezahlt? Was hat sie an Divi­
denden erbracht? Was hat sie, etwa für die 
Privatwirtschaft, an Leistungen in Form von 
Zulieferaufträgen gebracht? 

Das alles ist ja für Sie uninteressant. Ich 
weiß schon. Ich habe ja ohnedies gesagt, die 
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Wirtschaft (Abg. Dr. BI e n k: Davon verste­
hen Sie zu wenig!), Kollege Blenk, interessiert 
Sie offensichtlich auch nicht, aber dann han­
deln Sie nicht so, als ob Sie Wirtschaftspro­
bleme dringlich behandeln wollten. 

Es ist, Kollege Blenk, zum Beispiel ja auch 
ein Problem, daß Sie in Ihrer schriftlichen 
Anfrage den voraussichtlichen Bedarf mit 20 
bis 30 Milliarden Schilling prognostizierten. 
(Abg. Dr. BI e n k: Sie wissen es besser, als 
Sie es jetzt sagen dürfen!) Heute hat Kollege 
Schüssel sogar das gesteigert, er meinte, es 
werden vielleicht 33 Milliarden sein, vielleicht 
35 Milliarden, die wir zuführen müssen. 

Kollege Blenk! Es sollte doch einem Wirt­
schafter auffallen, daß das Prognosen sind, 
die auf keinerlei Fakten gestützt sind. (Abg. 
Dr. BI e n k: Mir fällt auf, daß das gigantische 
Abgänge sind!) Träume sind das von Ihnen. 
Es mag sein, daß Ihre Wunschträume in diese 
Richtung gehen. 

Vielleicht wieder einmal ein bißehen klassi­
sche Bildung! Vielleicht, Kollege Blenk, erin­
nern Sie sich an die Unglaubwürdigkeit der 
Kassandra. Es· gab so viele Kassandrarufe in 
der Geschichte, und sie haben nicht das Echo 
gefunden, das sich die Rufer manchmal 
erwartet hatten. (Abg. G r a f: Aber, Herr 
Doktor, uns hat man wenigstens nicht 
erwürgt!) 

Kollege Graf! Ich würde nur sagen: Abwar­
ten, wieweit Ihre Kassandrarufe in der Reali­
tät einen Niederschlag finden! Aber noch ein­
mal: Ich habe das nur angeführt, um Ihnen zu 
zeigen, wie wenig die Wirtschaft Gegenstand 
Ihrer Überlegungen ist. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist auch 
sicherlich irreführend, wenn von der Opposi­
tion behauptet wird, es gehe nicht um die 
Wirtschaft, sondern es gehe um den Bestand 
der Zweiten Republik. Kollege Blenk! Was 
interessant ist, versuche ich Ihnen jetzt zu 
zeigen. Hören Sie ein bisserl zu! Es muß doch 
eine merkwürdige Rettungsaktion für die 
Zweite Republik sein, wenn ein Teil Ihrer 
Partei, der im besonderen in der Steiermark 
beheimatet ist, zum Geburtstag der Zweiten 
Republik keine anderen Ideen hat als: Wie 
sollte die Dritte Republik ausschauen? - Die 
Zweite Republik ist offensichtlich von einem 
Ihrer Herren, von Mitdenkern, bereits abge­
schrieben worden. Interessiert nicht mehr! 

Wir bekennen uns auch im 40. Jahr dieser 
Zweiten Republik zu dieser Zweiten Republik! 

Ja aber die Frage, die man dann mit Recht 
stellen kann - Kollege Blenk, Sie haben eine 
Ideologiedebatte gewünscht (Abg. Dr. 
BI e n k: Da sind Sie überfordert!) -, ist 
schlicht und einfach: Was wollen Sie dann mit 
Ihren Unterstellungen? Daß Sie eigentlich 
keine Antwort erwartet haben auf sogenannte 
Wirtschaftsprobleme, ergibt sich aus Ihrer 
eigenen Problematik. Was wollen Sie dann 
wirklich? (Abg. Dr. BI e n k: Sie haben als 
Wirtschafter nichts zu sagen, weil Sie genau 
wissen, daß Sie im Eck stehen!) 

Kollege Blenk! Ihnen geht es weder um 
Wirtschaft noch um Ideologie, noch um die 
Republik (Abg. Dr. BI e n k: Die Ideologie 
kommt zum Wortl), sondern es geht Ihnen 
ausschließlich um die Frage: neuer Anfang. 
Mit neuem Anfang verbinden Sie die Idee von 
Neuwahlen, aber selbst das ist für die ÖVP 
nicht sehr interessant. Sie möchte keine Neu­
wahlen an sich, sondern Regierungsbeteili­
gung. (Abg. Dr. K 0 h Im ai er: Aber geh!) 
Das ist durchaus, Kollege Kohlmaier, legitim. 
Noch einmal! Das wird Ihnen niemand ver­
übeln. Nur frage ich mich, warum dann unter 
diesem Nebelschleier, und da komme ich zu 
Ihrer Stilfrage, zu Ihrer Methode. (Abg. Dr. 
BI e n k: Abgesandter einer einstmals großen 
Partei!) 

Das, was Sie der Regierungspartei unter­
stellen, daß sie in erster Linie angeblich an 
die Partei denkt und nicht an die Wirtschaft 
und nicht an die Republik, das praktizieren 
Sie. Sie haben seit dem Bekanntwerden der 
Schwierigkeiten in der VOEST nur die eine 
Idee gehabt: Wie können wir das benützen, 
um möglichst viel an Panikmache zu betrei­
ben? Was können wir tun? (Abg. Dr. BI e n k: 
Ungeheuerlich!) Jawohl! Das ist ungeheuer­
lich! Da haben Sie völlig recht. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Da werden wieder Ihre ältesten Schlag­
worte aufgewärmt. Zur Krise der VOEST ist 
einem Ihrer Herren nichts anderes eingefal­
len als die Idee: Was wäre, wenn wir wieder 
privatisieren gehen? Verkauft's mei Gwand! I' 
fohr in Himmel! (Abg. Be r g man n: Das hat 
der Vranitzky gesagt!) So ungefähr ist Ihre 
Wirtschafts methode gewesen! Sie versuchten, 
sinnlose Schlagworte in diese Debatte einzu­
bringen, und Sie haben offensichtlich nur 
eines nicht begriffen: wie sehr Sie mit Ihrer 
jetzigen Form von Argumentation daran sind, 
genau das zu gefährden, was Sie selber doch 
als eigentliches Ziel im Auge haben, nämlich 
Regierungsfähigkeit unter Beweis zu stellen 
und in die Regierung hineinzukommen. 

757 
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Mit dieser Methode ganz, ganz sicherlich 
nicht! Was an Problemen der Wirtschaft soll­
ten denn etwa Neuwahlen lösen, und was soll­
ten Neuwahlen etwa im politischen Bereich 
lösen? (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Politik 
ändern!) Gerade bei einer Partei, Kollege 
Kohlmaier, die vor wenigen Stunden hier so 
sehr Empörung geheuchelt hat, als über den 
Ausdruck "verbrannte Erde" gesprochen 
wurde. Der Bundeskanzler dieser Republik 
und der Vorsitzende der Sozialistischen Par­
tei hat um der Konsens- und Gesprächsfähig­
keit willen diesen Ausdruck zurückgezogen. 
Dann geht im Gegenzug dieselbe ÖVP als 
Opposition her, um genußvoll am Kadaver der 
"roten Katze" zu knabbern. Das ist Ihre 
Ideologie: Wie kann man aus längst vergange­
nen Leichen vielleicht doch noch Kapital 
schlagen? Sie könnten doch irgendwo aus die­
sen Jahrzehnten, die nicht etwa erst in den 
achtziger Jahren begonnen haben, gelernt 
haben! 

Ich gebe Ihnen jetzt ein Beispiel, wohin 
Ihre Methode führen kann. Ich sage Ihnen 
ausdrücklich dazu: Ich unterstelle weder dem 
Kollegen Bergmann noch sonst irgend jeman­
dem in der ÖVP, daß er diese Idee großartig 
findet. Nehmen Sie einen Leserbrief her! Im 
letzten "profil" auf Seite 8 steht - ich zitiere 
wörtlich - im Zusammenhang mit der 
VOEST in einem Leserbrief: "Göring hat 
Zyankali genommen! Was nimmt Vranitzky?" 
Das ist dann das Resultat einer Demagogie 

(Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai e r.) Das steht bitte schön auf der Seite 8, 
Kollege Kohlmaier, Sie können es nachlesen. 
Ich habe ausdrücklich gesagt, ich unterstelle 
niemandem in den Reihen der ÖVP, daß er 
das von sich aus beginge. Aber Sie sollen 
sehen, wohin diese Demagogie, die Sie betrei­
ben, führen kann, daß es zur größten Gemein­
heit wird, die diese Republik jemals erlebt 
hat! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich glaube, daß man auch einmal darauf 
hinweisen sollte. (Abg. Dr. BI e n k: Sie wis­
sen nicht, worum es geht!) Wenn Parteiob­
mann Dr. Mock in seiner Rede zum selben 
Thema über den Abschied von Illusionen 
gesprochen hat (Abg. Dr. BI e n k: Sie wissen 
nicht, worüber heute diskutiert wird!), dann 
sollte man vielleicht auch einmal über die Illu­
sionen reden, die er nicht angeführt hat, die 
Sie leider mit Ihrer Taktik der "verbrannten 
Erde" begraben. (Weiterer Zwischenruf des 
Abg. Dr. BI e n k.) Richtig, Kollege Blenk! 
Das sage ich Ihnen ja. Sie haben das nie ganz 
wahrhaben wollen. Daher glaube ich, ist es 
richtig zu sagen, die ÖVP tritt in manchen 
ihrer Bereiche den Wahrheitsbeweis an, wie 

sehr ihr Gesprächsfähigkeit und Verantwor­
tungsfähigkeit abhanden gekommen ist, wie 
sehr ihr Konsensfähigkeit abhanden gekom­
men ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wenn Kollege Graf, den ich sehr, sehr 
schätze, heute etwa die Mock-Rede verteidigt, 
dann erlauben Sie mir, Herr Präsident, nur 
eine Frage: Wenn das wirklich zu unterstellen 
ist, nämlich die Anfälligkeit der SPÖ für östli­
che Diktaturen in ihrer Ideologie, was man­
che Ihrer Damen und Herren so gerne hören 
würden, dann frage ich mich: Was sehen Sie 
selber dann noch für einen Sinn darin, wenn 
ich mich mit solchen obskuren Gestalten zu 
Gesprächen zusammensetze? (Abg. G ra f: 
Die Interpretation ist willkürlich und falsch! 
Sie sind viel zu intelligent, um nicht zu wis­
sen, daß Sie jetzt eine willkürliche Interpreta­
tion vornehmen!) 

Kollege Graf! Mit Ihnen mitgeschrieben: 
Sie bewiesen zum Beispiel die Ostanfälligkeit 
des Außenministers Gratz damit, daß Sie 
meinten, er habe in seiner Rede den Namen 
Ermacora als Verteidiger der Menschen­
rechte nicht erwähnt. (Abg. Dr. BI e n k: Eine 
sehr eigenwillige Interpretation!) 

Ich kann Ihnen dazu nur etwas zitieren, 
was etwa von der anderen Seite die "Volks­
stimme" schreibt, die die Westanfälligkeit des 
österreichischen Außenministers beklagt, 
weil er den Namen Ermacora positiv als Ver­
teidiger der Menschenrechte erwähnt hat. 
(Abg. Be r g man n: Sie brauchen die" Volks­
stimme" zum Argumentieren!) 

Aber noch einmal: Ich habe nur gemeint, 
sollte man nicht besser Abstand nehmen von 
Vergleichen und Ausdrücken, die einfach 
Wunden hinterlassen müssen, die für das poli­
tische Leben und für die Demokratie in die­
sem Land nicht zielführend sein können? 

Ich bin gar nicht wehleidig, aber ich würde 
doch auch meinen, daß das Wort "verludern" 
- jetzt gar nicht aus der Warte eines Partei­
politikers - ein Wort ist, das ich nicht so 
gebrauchen würde. Ich denke an all die Men­
schen, die nicht nur 15 Jahre, sondern, wenn 
Sie wollen, 40 Jahre in diesem Land gelebt, 
gewirkt, gearbeitet haben, damit dieses Land 
arbeitsfähig wird. Es waren auch die letzten 
15 Jahre doch ein Beitrag - bei sicherlich 
auch kritikwerten Erscheinungen -, dieses 
Land lebenswerter, menschlicher und moder­
ner zugleich zu machen, wie das damals 
geheißen hat. Niemand hat das Recht, das in 
Frage zu stellen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 
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Wenn man zum Beispiel über das Verhält­
nis zu Oststaaten redet, dann sollte man, auch 
wenn man noch sehr jung ist, sicherlich etwa 
an das Jahr 1956 denken. Man sollte in Erin­
nerung behalten, wie alle miteinander, die im 
Burgenland gelebt haben - dort ist diese 
Äußerung gefallen ,versucht haben, 
gemeinsam diese Demokratie zu verteidigen, 
sie als ein Asyl für alle, die Hilfe suchen, zu 
gestalten. (Abg. Be r g man n: Das ist eine 
schwache Verteidigung!) Es sollte daher nicht 
unterstellt werden, daß einer, der damals 
schon in der Burgenländischen Landesregie­
rung aktiv tätig war und heute Bundeskanzler 
ist, mit solchen Vergleichen in einer Weise 
verunglimpft wird, die in einer Demokratie 
nichts verloren hat. 

Wenn Sie immer wieder die Wirtschaftlich­
keit bezweifeln, so nehme ich etwa nur - es 
ist schon zitiert worden - die "Presse" von 
heute her: "Heuer bestes Weihnachtsgeschäft. 
Österreicher schenken um 15 Milliarden. Der 
reale Einkommenszuwachs macht die Öster­
reicher in diesem Jahr zu eifrigen Schen­
kern." 

Sie können aber auch den Preisindex vom 
November, jetzt wenige Tage alt, hernehmen. 
Ich glaube, er liegt bei 2,8 Prozent. Ich bin der 
letzte, der auf Lorbeeren der Vergangenheit 
ausruhen wollte, aber das alles mit dem Wort 
"verludern" zu bezeichnen, das scheint mir 
etwas zu sein, das auch der Denkenden in den 
Reihen der ÖVP unwürdig ist! (Abg. Dr. 
BI e n k: Das alles war ja auch nicht gemeint!) 

Ich komme schon zum Schluß; meine 20 
Minuten sind erfüllt. Vielleicht können wir in 
diesem Land einmal sagen: Wenn neuer 
Anfang gefordert wird, dann scheint mir 
gerade der burgenländische Landesparteitag 
der ÖVP nicht auch unbedingt ein gutes Zei­
chen für einen neuen Anfang zu sein. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Und ob!) Aber ich bin der letzte, 
der irgend jemandem dort etwas vorschreiben 
wollte. Doch Sie haben dann keinen Grund, so 
viel von neuem Anfang zu reden, wenn in den 
eigenen Reihen genug vorzukehren ist, damit 
nicht Gespenster der Vergangenheit wieder 
zurückkehren können. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Man kann selbstverständlich, meine 
Damen und Herren, die Wirksamkeit einer 
Opposition nicht an Taten messen. Das ist 
kein Vorwurf, das liegt einfach als Faktum 
vor uns. Aber gerade darum müssen wir sie 
an den Worten messen. Und Sie haben etwas 
getan, was niemandem in diesem Land zum 
Nutzen gereichen kann. (Abg. Dr. B 1 e n k: 

Was Sie sagen, gereicht zum Schaden, nicht 
nur nicht zum Nutzen!) 

Kollege Blenk, zuhören! Es ist vom innen­
politischen Kommentator der "Kleinen Zei­
tung" anläßlich dieser ÖVP-Medienkampagne 
darauf hingewiesen worden, daß vielleicht 
doch auch zu überlegen ist, ob die Stunde des 
Dr. Mock nicht gleichzeitig angebrochen ist. 
Sie selber müssen sich jetzt in Ihrer Partei 
fragen, wieweit Sie diese Warnung von Kurt 
Vorhofer verstanden haben (Abg. Be r g­
man n: Da wird der Bundeskanzler anfra­
gen!), ob Sie nicht schier einen Weg gegangen 
sind, daß Sie diese Stunde verspielen. 

Sie haben kein Wort gefunden, um an die 
Vergangenheit anzuschließen, die Dr. Taus 
mit Recht einmal in seiner Rede angeführt 
hat, an eine große Vergangenheit auch dieser 
ÖVP, als sie noch Regierungspartei war, wo 
sie einmal den Bundeskanzler gestellt hat. 
Wie wenig ist von dem damaligen Grundver­
ständnis der Demokratie übriggeblieben! 

Nutzen Sie die Chance - das gilt jetzt für 
Sie -, daß das, was Sie jetzt in den letzten 
Tagen und Wochen an Unheil angerichtet 
haben, vielleicht doch bei den Denkenden 
unter Ihnen zu einem gewissen N achdenkpro­
zeß führt! (Abg. Be r gm a n n: Das waren die 
längsten 20 Minuten des heutigen Tages!) Kol­
lege Blenk! Denken ist auch für Sie nicht poli­
zeilich verboten. - Danke. (Heiterkeit. 
Lebhafter Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 18.18 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Cap. 

18.18 

Abgeordneter Cap (SPÖ): Hohes Haus! Ich 
möchte vielleicht auch mit einem Spruch 
beginnen. Ich möchte mich entschuldigen, 
daß ich das nicht in lateinischer Sprache brin­
gen kann. Er lautet: "Wie man in den Wald 
ruft, so hallt es zurück." Ich glaube, daß das 
nur gerecht ist, wenn man auf dieser Ebene 
die Diskussion führt. 

Abgeordneter Schüssel hat heute bei der 
Begründung der Dringlichen - man hat fast 
den Eindruck gehabt - von Österreich wie 
von einer Firma gesprochen. Das betriebs­
wirtschaftliche Kriterium war das entschei­
dende. 

Selbst in seinen eigenen Reihen - wenn er 
in die Länder schaut, wird er das doch sehen 
- ist es doch so, daß nicht nur das Betriebs­
wirtschaftliche allein ausschlaggebend sein 
kann, sondern daß es darum geht, daß ein ver-
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staatlichter Betrieb auch eine soziale Funk­
tion zu erfüllen hat und daß man über 
Arbeitsplätze nicht einfach hinweggehen 
kann, nur damit eine Bilanz gut aussieht. 

Er hat vom sozialistischen System der Wirt­
schaftspolitik gesprochen, das zusammenge­
brochen ist. Was sagen die Mitglieder der 
ÖVP im Vorstand und im Aufsichtsrat? Hat 
der Herr Assmann gewußt, daß er in Wirklich­
keit Juri Assmanoff heißt und Bestandteil 
eines sozialistischen Wirtschaftssystems in 
einer sozialistischen Wirtschaftspolitik ist, die 
Sie als solche kennzeichnen und brandmar­
ken? 

Mich würde interessieren, was Ihre Leute 
in der VOEST zum Beispiel zu Ihrer Kritik 
hier zu sagen haben. 

Vielleicht machen wir gleich ein Weih­
nachtsquiz. (Abg. Dr. He1ga R a b 1- S t a d -
1 e r: Die VOEST macht ein Weihnachtsquiz!) 
Da komme ich gleich zur Diskussion über 
Parteienverständnis und das Schlechtmachen 
der Parteien. Das finde ich besonders reizend, 
wenn das vom Parteivertreter kommt. Das ist 
ungeheuerlich! 

Machen wir ein Weihnachtsquiz. Wer hat 
gesagt, der Parteitag hat immer recht? -
Lenin, Stalin? Der Klubobmann Graf war es, 
der hat das gesagt, nachdem sein Kandidat im 
Burgenland nicht gewählt wurde! Was ist das 
für ein Parteiverständnis? (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Abg. G r a f: Die Mehrheit am 
Parteitag sind die Delegierten!) 

Und als aufmerksamer Leser der "Presse" 
weiß man, daß es ein Schmankerl-Eck gibt, 
wo also alle diese Aussprüche des zugegebe­
nermaßen wahrscheinlich sehr nervösen 
Klubobmanns Mock bei dem Parteitag der 
burgenländischen ÖVP enthalten sind. 
Warum nervös, auf das komme ich noch spä­
ter zu sprechen. 

Da sagt er doch: "Das ist ein totalitäres Par­
teienverständnis. Es erinnert an jene Länder 
östlich unserer Grenzen, deren System sich 
bezeichnenderweise realer Sozialismus 
nennt." Mock. 

Wahrscheinlich hat er an Niederösterreich 
gedacht, als er das gesagt hat. (Heiterkeit bei 
der SPÖ.) Niederösterreich, das Land, in dem 
die liberalen Zitronen blühen, in dem in den 
öffentlichen Stellen Sozialisten und Parteilose 
im Vormarsch sind, wo man nicht Mitglied 
des ÖAAB sein muß! Die Partei in Nieder­
österreich, die nicht über alles steht. Da fragt 

man am besten die WBO-Geschädigten, was 
sie zu diesem Thema zu sagen haben. (Heiter­
keit bei der SPÖ.) Oder in der Landwirtschaft, 
die völlige Unabhängigkeit der Bauern vom 
Zugriff der Raiffeisenorganisationen. (Neuer­
liche Heiterkeit bei der SPÖ.) Niederöster­
reich, das Land, in dem die liberalen Zitronen 
blühen! (Abg. Dr. B 1 e n k: Zur Sache!) Sach­
lich? 

Ich werde Ihnen jetzt noch etwas erzählen. 
Wenn eine Delegation aus der Sowjetunion 
mit Traktor Traktorowitsch an der Spitze 
nach Niederösterreich kommt, kann sie sich 
noch einiges abgucken von den Verhältnissen 
dort. Aber Sie gehen her und halten uns Vor­
träge über die Systeme östlich des Burgenlan­
des! (Abg. Dr. B 1 e n k: Nein, über die 
VOEST!) Das ist ja unerträglich! (Neuerlicher 
Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Oder der Chef der VP-Nomenklatura - ver­
wenden wir einmal die Begriffe, die Sie so lie­
ben - in Niederösterreich, Ludwig, und das 
Thema Immunität. Gorbatschow wird sich 
sicher auch seinen Gerichten entziehen, 
sofern er es notwendig hat, sich irgendwann 
einmal zu stellen. 

Das sind lauter Parallelen, die Sie, wenn 
Sie einmal Anfälle von Selbstkritik haben 
sollten, eigentlich erwähnen könnten. 

Und ich wehre mich dagegen, wenn man 
sich herstellt, dauernd Jubiläen feiert, den 
Parteienstaat lobt, die Demokratie lobt, und 
kaum ist die Feier weg, zack, Mantel, Hut an 
die Garderobe, und gib ihm, und es werden 
schon wieder Argumente geholt, die in Wirk­
lichkeit den demokratischen Grundkonsens 
untergraben. 

Und nun kommen wir zu einem weiteren. 
Denn Sie wollen ja keine sachliche Diskus­
sion, sondern Sie wollen eine Diskussion, wo 
man wirklich auf Ihre Argumente, die Sie hier 
einbringen, auch entsprechend eingeht. 

Klubobmann Mock muß, als er zum Landes­
parteitag der ÖVP Burgenland gekommen ist, 
natürlich in einer etwas gestreßten Situation 
gewesen sein. Ich habe mir diesen Ausspruch 
im Fernsehen sehr genau angehört: "Lieber 
Ferry", hat er gesagt, und das hat sich ange­
hört wie "lieber Julius". 

Und um in der Diktion der Lateiner zu blei­
ben - ich weiß nicht, ob es der Brutus jemals 
gesagt hat, "lieber Julius" -: Ganz unbetei­
ligt war er ja nicht, daß der Ferry Sauerzopf 
das Zeitliche gesegnet hat. (Heiterkeit bei der 
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SPÖ.) Und plötzlich, eines Tages kommt er zu 
einem Parteitag der burgenländischen ÖVP 
- und wer steht dort auf? Julius! Sie können 
sich vorstellen, wie Brutus geschockt wäre, 
wenn er auf das Kapitol geht und plötzlich 
Julius dort aufsteht. (Heiterkeit und Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Und da war er zugegebenermaßen natürlich 
äußerst nervös. Und Sigmund Freud, schau 
herunter: Er mußte natürlich einen Außen­
feind suchen. Er hat dann unter anderem den 
Satz geprägt: "Die Sozialisten haben Öster­
reich in den letzten 15 Jahren verludert." Das 
ist das korrekte Zitat. Sie haben es ein biß­
chen eingeengt, nur auf die Wirtschaftspoli­
tik, Herr Abgeordneter Graf, aber die 
"Presse" hat es gebracht, wenn dann müssen 
Sie sich bei der "Presse" beschweren, von 
dort habe ich das Zitat. (Abg. G ra f: Ich muß 
mich überhaupt nicht beschweren, Herr Cap! 
So ist es!) Sie müssen gar nichts. Nur wenn 
Sie wollen, können Sie sich beschweren. (Hei­
terkeit bei der SPÖ.) 

Wenn ich mir diesen Satz anschaue, dann 
muß ich folgendes sagen: Woher hat der Abge­
ordnete Mock dieses schlüpfrige Vokabular 
"verludert"? Das verunsichert mich schon 
etwas. 

Und ich muß noch eines sagen: Ich glaube 
ja nicht, daß er Wörter nicht mehr halten 
kann, aber ich glaube eines: Der Ort hat 
sicher gestimmt, wo er das gesagt hat, nur der 
Adressat, der war sicher nicht richtig. Denn 
das ist ja für Sie in Wirklichkeit ein Bume­
rang! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Und so kommen halt die Gespenster Ihrer 
Vergangenheit immer wieder zurück. Inner­
parteilieh ein Problem, wenn man sich nicht 
durchsetzen kann. Aber deswegen auszu­
schlagen, die SPÖ zu hauen, die Österreicher 
zu beleidigen aus lauter Wut, weil man sich 
innerparteilich im Burgenland nicht durchge­
setzt hat, das ist eine wirklich traurige Ange­
legenheit. 

Und jetzt schauen Sie: Was ist, wenn dieser 
Prozeß weitergeht, daß alle, die halt noch am 
Leben sind und die in etwa in diese Kategorie 
einzuordnen sind, politisch wieder auftau­
chen? Dann kommt Rauchwarter zurück. Der 
Spezialist für neue Kommunikationsformen 
mit Journalisten, der Abgeordnete Helbich, 
ist ja wieder anwesend. (Heiterkeit bei SPÖ 
und FPÖ.) Vielleicht kommt eines Tages Zim­
per statt Vetter, das ist hier wahrscheinlich 
die Reihe. Und immer wieder draußen bei den 

Gängen klopft an die Tür Bela Rabelbauer. 
(Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Das wäre ungefähr so das Szenarium, das 
man in diesem Zusammenhang entwickeln 
kann. 

Und ich verstehe nach der Wahl des Ferry 
Sauerzopf, daß Mock nach Neuwahlen geru­
fen hat. Wiederum: Der Ort war richtig, die 
Adresse war falsch. (Heiterkeit und Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Und Sie werden so lange nach Neuwahlen 
rufen, bis es wirklich einmal Neuwahlen gibt 
- aber in der ÖVP. Dann werden Sie ganz 
schön schauen, wenn Sie nicht mehr hier 
herinnen sitzen. 

Und so habe ich mich entschlossen, viel­
leicht doch demnächst einen Lehrgang für 
effektive Oppositionspolitik durchzuführen, 
denn ich glaube, daß Ihre Rollenverteilung 
nicht mehr ganz richtig ist. 

Ich habe schon Angst vor der Säulenhalle. 
Immer, wenn ich hinausgehe, kommt irgend­
einer von den ÖVP-Abgeordneten und distan­
ziert sich von dem, was er da herinnen gesagt 
hat. (Abg. Dr. B 1 e n k: Bei Ihnen? Na geh!) 
Wie lange werden Sie diese gespaltene Per­
sönlichkeitsstruktur noch aushalten? Jeder 
kennt den Spruch: Schaut, ich muß ja das im 
Plenum sagen, aber in Wirklichkeit bin ich ja 
ganz anderer Auffassung. (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Ausgerechnet zu Ihnen! - Abg. Dr. Tau s: 
Wer? Sagen Sie es doch! - Abg. Dr. E t t­
m a y er: Sagen Sie Namen! Das ist eine 
Lüge!) 

Also das ist einmal die Gruppe derer, die in 
der Säulenhalle auftreten. Dann gibt es die 
Gruppe der Koalitionäre, die in den Gremien 
sitzen, wo Geld verteilt wird. 

Dann gibt es die Gruppe der Landesfürsten 
mit ihrer Negation dessen, was die Bundes­
partei macht. Und ich sage Ihnen eines: Der 
Klubobmann Mock wird für die Länder, wo 
ÖVP-Obmänner zugleich Landeshauptleute 
sind, nach seinem Ausspruch "verludert" ein 
Transitvisum brauchen, denn die werden sich 
ganz schön dafür bedanken, was er gesagt 
hat. 

Und eine andere Rolle: die Pharisäer und 
Zündler. Besonders der Abgeordnete Kohl­
maier ist dazuzuzählen. Die witzigen Zyniker, 
wie der Abgeordnete Steinbauer, die über sich 
selbst am meisten lachen. 
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Das ist eine ungeheure Rollenverteilung, 
aus der nie eine 'klare oppositionelle Linie 
erkennbar ist, mit der Sie wirklich mehrheits­
fähig sind. (Abg. Dr. Tau s: Das ist keine 
Rede, Herr Abgeordneter! Das ist nicht gut, 
was Sie da tun!) Sie haben für jede Tages- und 
Nachtzeit einen Typus von Abgeordneten 
anzubieten, mit dem Sie glauben hier eine 
Mehrheit zusammenstoppeln zu können. 

Aber das will der Österreicher nicht! Er will 
eine erkennbare Oppositionslinie. Und da 
muß ich sagen: Solange Ihre Linie vom Zufall 
einer Ziehung in der Lotterie abhängig ist, ist 
das wirklich zuwenig! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Sie haben heute hier eine dringliche 
Anfrage gestellt, und ich glaube, auch hier 
stimmt die Adresse nicht ganz. Sie sollten in 
Wirklichkeit die dringliche Anfrage an die 
Österreicher stellen. Sie sollten sie fragen: 
Liebe Österreicher! Fühlt ihr euch verludert? 
- Oder Sie sollten zum Beispiel fragen: 
"Liebe Österreicher! Nachdem wir es seit 1970 
x-mal schon versucht haben: Warum wählt ihr 
uns nicht?" - Aber ich würde diese Anfrage 
wirklich dringlich machen, denn Alois Mock 
kommt langsam in die Jahre, und es kann zu 
spät sein, bis er sein Ziel erreicht. (Heiterkeit 
bei der SPÖ.) 

Ich will damit nur eines sagen - und damit 
komme ich zum Schluß -: Ihre Waffen sind 
abgestumpft, vielleicht aus lauter Angst, daß 
sie sich einmal gegen Sie selbst richten könn­
ten. 

Aber mir kommt Ihr Klubobmann ein 
wenig vor wie ein Kind, das in der Küche 
steht, mit dem Fuß aufstampft und dauernd 
sagt: Bitte, Mama, gib mir doch aus dem obe­
ren Regal die Schokolade. (Heiterkeit bei SPÖ 
und FPÖ.) Und es bekommt sie nicht, weil es 
einfach noch zu klein ist, es muß noch wach­
sen, (Neuerliche Heiterkeit bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Ich meine, das ist Ihre Situation, in der Sie 
jetzt stehen. Und ich wünsche Ihnen alles 
Gute für Ihre Diskussion innerhalb Ihrer Rei­
hen für Ihre gescheiterte Oppositionspolitik, 
wofür der heutige Tag ein weiteres Beispiel 
ist. (Lebhafter Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 18.30 

Präsident: Zum Wort kommt Frau Abgeord­
nete Rabl-Stadler. 

18.30 

Abgeordnete Dr. Helga Rabl-Stadler (ÖVP): 
Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Fassen 
wir also die heutige dringliche Anfrage und 
ihr Ergebnis zusammen. (Abg. Sc he m er: 
Außer Spesen nichts gewesen!) Die Opposi­
tion hat folgende unwidersprochene ernste 
Fakten genannt: 

Erstens: Das Budgetdefizit 1986 würde, 
wenn echt budgetiert würde, 125 Milliarden 
Schilling ausmachen. (Rufe bei der SPÖ: Darf 
es ein bißehen mehr sein? - Wer hat das 
behauptet?) 

Zweitens: Es kommt eine Riesenlawine an 
Belastungen auf uns Österreicher zu. Allein 
aus den Pleiten der öffentlichen Wirtschaft 
90 Milliarden Schilling. 

Drittens: Die bisherigen Vorbelastungen 
aus den Staatsschulden reichen damit bis ins 
Jahr 2031! 

Eine Regierung, die das nicht entkräften 
kann oder will, eine Mehrheit, die dem keine 
Argumente entgegensetzen kann, und ein 
Kanzler, der sich ins Beleidigtsein flüchten 
muß, liefern den besten Beweis dafür, wie 
ablösereif sie ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Anfragebeantwortung, Herr Bundes­
kanzler, war ein kleiner Skandal: Auf kon­
krete Fragen keine einzige konkrete Antwort. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber das ist 
natürlich nicht mit den vielen Skandalen, an 
die wir seit dem letzten Advent gewöhnt sind, 
zu vergleichen. Damals hat sich jene Skandal­
lawine in Bewegung gesetzt, die seither 
unaufhörlich rollt: Der 8. Dezember, Hain­
burg, der Skandal Reder-Frischenschlager, 
der Skandal Udo Proksch, dann der Skandal 
Karl Sekanina, der zur Zwangspensionierung 
des einst so mächtigen Bautenministers und 
Gewerkschaftschefs führte. (Abg. Ing. Res­
s e 1: Die Aussage Ihres Parteiobmannes ist 
ein Skandal!) 

Trocken haben Sie dadurch die sauren Wie­
sen aber nicht gemacht, Herr Bundeskanzler, 
so wie das der Bundespräsident zweimal 
gefordert hatte, denn Sie haben die Einset­
zung eines parlamentarischen Untersu­
chungsausschusses abgelehnt. Für Sie, Herr 
Bundeskanzler, ist ein Skandal offensichtlich 
dann bereinigt, wenn er parteiintern ausge­
standen ist. Das ist aber genau die Gesin­
nung, die den Österreicher so politikmüde 
macht, und das ist genau die Gesinnung, die 
unser Kanzlerkandidat Dr. Mock bekämpft. 
(Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir wollen Öster­
reich zuerst, und nicht die Partei. (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. EI m eck e r: Er ist ja gar 
nicht da! Er ist ja bereits abgetreten!) 
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Noch ärger traf die Österreicher der Wein­
skandal, der uns nach innen und außen Scha­
den zufügte. Daß der zuständige Minister Hai­
den weder von selbst ging, noch von Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, gezwungen worden ist 
zu gehen, ist ebenfalls ein Skandal! (Neuerli­
cher Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt keinen zweiten Minister in dieser 
Regierung, die ohnehin so angeschlagen ist, 
der menschlich und fachlich so problematisch 
ist. Der günstige Hauskauf durch die Haiden­
Tochter von den Haiden unterstehenden Bun­
desforsten zeugt - milde gesagt - von man­
gelndem Sensorium. Aktionen wie diese sind 
schuld daran, daß alle Politiker in den Ruf 
kommen, es sich finanziell zu richten. Dage­
gen wehren wir uns. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und der Fall Androsch: Der Generaldirek­
tor der CA brach seine geschäftliche China­
reise ab, um seinen Sitz als Stellvertretender 
Bezirksobmann von Floridsdorf zu retten. 
Unfreiwillig hat er damit gezeigt, daß auch 
ihm die Partei vor dem Beruf geht. 

Aber schon die Bestellung von Androsch 
hat ja gezeigt, welchen Stellenwert Sie von 
der SPÖ und Sie von der FPÖ, die Sie dabei 
geholfen haben, den wirtschaftlichen Positio­
nen in Österreich geben. Weil Bundeskanzler 
Kreisky mit Androsch nicht mehr arbeiten 
konnte, ihn brutal einen miesen Charakter 
nannte und ihn aus der Regierung haben 
wollte, gab er ihm mit Hilfe der Freiheitlichen 
die CA. Daß Androsch die CA nicht als politi­
sches Ausgedinge begreift, sondern als 
Sprungbrett ins Bundeskanzleramt laufend 
und absichtlich mißversteht, das verzeihen 
ihm manche in der SPÖ nicht, und diese 
machen den Fall Androsch zum Dauerbren­
ner. Wir hören ja in diesen Tagen wieder 
davon. 

Diese Serie von Skandalen und ungelösten 
Problemen gipfelt in der Katastrophe der Ver­
staatlichten und in der Katastrophe des Bun­
desbudgets. Es fällt mir nicht leicht, immer 
von einer "Katastrophe" zu reden. Aber welch 
anderes Wort würde den Zustand unserer 
Staatsfinanzen, den Zustand unserer ver­
staatlichten Industrie richtiger treffen? 

Wer heute Zeitungen liest, tut, so Lieselotte 
Palme, einen Blick in den Abgrund. Sie sagt 
im "profil": Außer der ÖMV ist im staatlichen 
oder staatsnahen Bereich alles in Auflösung. 

Daß ausgerechnet heute auch der Rücktritt 
ihres Gesundheitsministers bekannt wurde, 
ist gegen all das, was sich in der Verstaatlich-

ten abspielt, vergleichsweise unbedeutend, 
aber doch symptomatisch. 

Ganz Österreich verfolgt seit Monaten die 
über die Zeitung ausgetragene Debatte: Ob 
Steyrer geht, wann er will oder wann der 
Kanzler will. Nun ist er gegangen wann er 
wollte und weil er wollte. 

Damit, Herr Bundeskanzler, müssen Sie 
nach Salcher und Sekanina die dritte Ihnen 
aufgezwungene Regierungsumbildung bewäl­
tigen. Sie und die Katastrophe der. Verstaat­
lichten sind wohl Anlässe genug für Neuwah­
len. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gerade die letzten Tage haben doch gezeigt, 
daß Sie schon wieder die falschen Rezepte zur 
Gesundung der Verstaatlichten anwenden 
wollen: statt umfassender Wirtschaftskon­
zepte oberflächliche Gegenstrategien. Sie füh­
ren eine Vernaderungskampagne, eine Ver­
niedlichungskampagne, eine Neidkampagne. 

Mit einer Neidkampagne gegen die Mana­
ger der Verstaatlichten wollen Sie von der 
wichtigen Frage ablenken, ob wirklich nur die 
Manager am Desaster schuld sind oder ob 
vielleicht Politiker im Hintergrund mitregiert, 
mitdilettiert haben. 

Im April 1984 schrieb der ehemalige Gene­
raldirektor Apfalter in der "Presse": Die Mär 
von den unsinkbaren Schiffen. Jetzt klingt 
das Ganze im nachhinein gelesen wie ein Hil­
feschrei an die wirtschaftlich interessierte 
Öffentlichkeit. Apfalter: "Es muß mit aller 
Deutlichkeit vermerkt werden, daß sich der 
internationale Wettbewerb keinen Deut 
darum kümmert, welche speziellen österrei­
chischen Sonderheiten uns daran hindern, 
uns den geänderten weltwirtschaftlichen Ver­
hältnissen anzupassen." - Zitatende. Nach 
der Lektüre dieses Artikels besteht zumindest 
der begründete Verdacht, daß Apfalter 
manchmal wußte, wie es geht, es nur oft nicht 
so machen durfte. (Ruf bei der ÖVP: Das 
glaube ich auch!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, halten uns -
gelinde gesagt - für leichtgläubig, denn Sie 
haben vergangene Woche bei der Beantwor­
tung der Dringlichen verheißen: Schluß mit 
den Auswirkungen einer oft peinlichen Par­
teipolitik! - Sie haben seit 1970 die Verstaat­
lichte geführt, Sie haben dort mitregiert. Nur 
ein Beispiel: die Konfrontation Ruhaltinger­
Apfalter. Auch dazu ein Wort. 

Herr Kollege Ruhaltinger - er ist nicht da 
-: Es ist richtig und legitim, wenn ein 
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Betriebsrat für eine Belegschaft möglichst 
viel herausholen will. So wie mein Vorredner 
Graf gesagt hat, aber es ist für eben diese 
Belegschaft gefährlich, wenn er mehr aus 
einem Unternehmen herausholen will, als 
drinnen ist. 

Und Sie versuchen nun in einer Art Verna­
derungsstrategie zu verbreiten, daß wir den 
Arbeitnehmern in der Verstaatlichten Geld 
wegnehmen wollen. (Zwischenrufe der Abg. 
Rech berger und Parnigoni.) Sie 
haben in 14 Jahren SPÖ-Regierung eine Kluft 
zwischen den Arbeitnehmern in der Verstaat­
lichten und denen in der Privatwirtschaft auf­
gemacht, eine Kluft, die gefährlich ist, weil sie 
zur Entsolidarisierung führt, eine Kluft, die 
wir von der ÖVP mit einer neuen Politik in 
Österreich schließen wollen. (Beifall bei der 
ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Uns ist jeder Arbeitnehmer gleich viel wert. 
Das heißt aber auch - und hören Sie jetzt 
bitte gut zu, damit Sie keinen Stoff mehr zum 
Vernadern haben -, daß Prüfberichte ernst 
genommen werden müssen. 

In einem Prüfbericht der Konzernrevision 
ist unter der Aktenzahl 27210 zu lesen, daß 
Spendenbeiträge und Subventionen in der 
VOEST schon 1981 und 1982 98,1 Millionen 
Schilling pro Jahr verschlungen haben. Allein 
die Sportvereine VOEST-Linz und Donawitz 
wurden mit 24,5 Millionen Schilling subven­
tioniert. - Nichts dagegen einzuwenden, 
wenn ein Unternehmen Gewinne macht, aber 
alles dagegen einzuwenden, wenn ein Unter­
nehmen aus den Lohnsteuergeldern aller 
Österreicher Subventionen erhält! (Beifall bei 
der ÖVP. - Zwischenruf des Abg. Par ni -
go n i.) 

Am peinlichsten und auch am gefährlich­
sten aber ist Ihre dritte Strategie, die Vernied­
lichungsstrategie. Da schreibt Ihre Regie­
rungszeitung, das Verstaatlichtendebakel 
wäre nur ein Flecken am guten Wirtschafts­
bild Österreichs. Da sagt ÖGB-Präsident 
Anton Benya: In Wirklichkeit sind das bei der 
VOEST doch nur 2,5 Milliarden Schilling, 
alles andere war ohnehin schon beschlossen. 

In Wahrheit beträgt der Finanzbedarf der 
Verstaatlichten zwischen 15 und 20 Milliarden 
Schilling. In Wahrheit erschüttert das Versa­
gen der Verstaatlichten das gesamte Wirt­
schaftsgefüge Österreichs. 

Daher Mut zur Ehrlichkeit, daher Mut zu 
einem Neubeginn, einem Neubeginn mit Wah­
len! Sie, Herr Bundeskanzler, waren und sind 

mehr mit den Problemen der eigenen Partei 
als mit jenen der österreichischen Wirtschaft 
beschäftigt. (Beifall bei der ÖVP.) Kurt Vorho­
fer nannte Sie in der "Kleinen Zeitung" einen 
"starken Parteichef" und einen "schwachen 
Regierungschef" . Ich weiß nicht, ob ein Par­
teichef "stark" ist, der von Nenning bis Maty­
sek alles Unkonventionelle aus der Partei 
drängt. Aber alle Österreicher spüren täglich, 
daß diese Regierung zu schwach ist, um 
unsere Probleme zu lösen. (Neuerlicher Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Sie, Herr Bundeskanzler, schützen die 
schwachen Regierungsmitglieder , wie zum 
Beispiel Landwirtschaftsminister Haiden, 
und Sie sorgen dafür, daß vernünftige Ideen 
nicht zum Durchbruch kommen. 

Als der heutige Finanzminister Franz Vra­
nitzky Herbert Salcher ablöste, verknüpften 
auch wir gewisse fachliche Erwartungen mit 
seinem Regierungseintritt. Doch Sie haben 
Vranitzky zu einem Mann der starken wirt­
schaftspolitischen Sprüche und der schwa­
chen Taten gemacht, und er hat sich - das 
werfen wir ihm vor - gegen besseres fachli­
ches Wissen dazu machen lassen. 

Wenn die Partei nicht will, dann geht gar 
nichts, und es muß schon für einen Mann vom 
Kaliber eines Vranitzky hart sein, daß Cap, 
der von Wirtschaftspolitik keine Ahnung hat 
und sich daher heute ins Kabarett flüchten 
mußte, ihn öffentlich in der Zeitung abkan­
zeln darf, wenn er, Vranitzky, das einzig Rich­
tige sagt, nämlich daß wir sparen müssen und 
daß wir von diesem ruinösen Budgetdefizit 
herunterkommen müssen. (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Sc h e m er: Ihre Partei ist ja 
kabarettreif geworden!) 

Das heißt, selbst Minister, die das Richtige 
wollen, dürfen es in dieser Regierung nicht 
ausführen. Und daher sind der einzige Aus­
weg Neuwahlen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der Regierungskoalition, ohnehin so selbstsi­
cher glauben, im Recht zu sein, ohnehin glau­
ben, die Mehrheit der Österreicher hinter sich 
zu haben, dann haben Sie doch den Mut, die 
Österreicher bestimmen zu lassen, mit wem 
sie den Weg in die Zukunft gehen wollen! 
(Langanhaltender Beifall bei der ÖVP. - Ruf 
bei der SPÖ: Mit euch nichtf) 18.44 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeord­
neten Ettmayer für den Zuruf "Das ist eine 
Lüge!" einen 0 r d nun g s ruf. 
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Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. (Ruf bei der ÖVP zur 
SPÖ: Wem drohen Sie? - Abg. Dr. Ha f ne r: 
Er soll den Wahrheitsbeweis antreten für 
seine Unwahrheiten! Das ist ein Witz sonder­
gleichen! - Weitere Rufe und Gegenrufe bei 
ÖVP und SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Das ist 
ungeheuerlich!) Die Debatte ist geschlossen. 

Fortsetzung der Tagesordnung 

Präsident: Ich nehme die Verhandlungen 
über die Beratungsgruppen XV und VII zum 
Bundesfinanzgesetz 1986 wieder auf. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Maria Stangl. Ich erteile es ihr. 

18.45 

Abgeordnete Maria Stangl (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir dürfen nach dieser 
Debatte bei Sozialem wieder fortsetzen, und 
ich möchte jetzt folgendes sagen: 

Bei einer Budgetdebatte zum Kapitel Sozia­
les und Sozialversicherung ist es sicherlich 
auch angebracht, adventliche oder vorweih­
nachtliche Gedanken hier im Hohen Hause 
einzubringen. Ich war gestern abend bei einer 
vorweihnachtlichen Feier in einer Frauen­
gruppe und stellte fest, daß in so einer besinn­
lichen Stunde sehr wohl viele soziale Gedan­
ken und Feststellungen vorgebracht wurden, 
die uns einmal mehr aufzeigen, daß die Wirt­
schafts- und Sozialpolitik unseres Staates viel 
besser funktionieren müssen, als dies heute 
tatsächlich der Fall ist. Der Aufruf dort war -
ich möchte Ihnen das nicht vorenthalten -, 
wir sollten den Menschen unserer Heimat 
mehr Hoffnung und mehr Chancen geben, 
mehr Hoffnung und mehr Chancen von 
Mensch zu Mensch und auch vom Staate her. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Da wurde zum Beispiel dargestellt, daß an 
vielen betroffenen Menschen unserer Heimat, 
an Mindestpensionisten, an arbeitslosen Män­
nern und Frauen, an Familien in echter sozia­
ler Not, die bisher üblichen Instrumente der 
Sozialpolitik versagen; Fälle, wo die Rente 
nicht ausreicht, wo die Wohnungsmiete nicht 
mehr bezahlt werden kann, wo Heizkosten 
und Betriebskosten derart hoch geworden 
sind, daß die Menschen noch viel mehr sparen 
müssen als ohnehin schon, aber weil die Woh­
nung ja doch behalten werden möchte, bezah­
len sie auch das, was dann schließlich heißt, 
daß sie einfach beim Essen sparen müssen. 

Und damit sie all diese Ausgaben bestreiten 
können, werden natürlich auch mehr Schul­
den gemacht. Das muß ich Ihnen sagen. 

Ich glaube, Sie alle werden mir zustimmen, 
daß das nur ein Beispiel von vielen ist, und sie 
alle werden sicher ehrlicherweise zugeben 
müssen, daß Sie selber auch tagtäglich solche 
Beispiele erleben und daß es Fälle gibt, wo 
einfach die staatliche Sozialpolitik der jetzi­
gen Regierung immer weniger und weniger 
ausreichend hilft. 

Die Zahl der Sozialhilfeempfänger wird 
auch immer größer. Ich habe den letzten Zah­
lenspiegel hier, worin es heißt, daß die Zahl 
der Sozialhilfeempfänger im Steigen begrif­
fen ist, nämlich um 5 bis 6 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Daraus erkennen wir immer mehr, wie wich­
tig es ist, daß in den Ländern und in den 
Gemeinden die Sozialinitiativen funktionie­
ren, teilweise auf freiwilliger Basis und teil­
weise durch schon in den Ländern festgelegte 
und vorgegebene Initiativen. Als Österreichi­
sche Volkspartei sind wir im Interesse der hil­
fe bedürftigen Menschen froh und dankbar, 
daß es diese Sozialinitiativen in den Ländern 
gibt, zum Beispiel in Vorarlberg, in Tirol, in 
Niederösterreich oder in der Steiermark. 

Da der Stand der zunehmenden Zentralisie­
rung immer ärger wird, ist es umso wichtiger, 
meine Damen und Herren, daß der Gedanke 
der Solidarität nicht verkümmert, und es wird 
die Hilfe zur Selbsthilfe sicher die Antwort 
auf die heutigen sozialen Herausforderungen 
in unserem Lande sein. Und als Österreichi­
sche Volkspartei sagen wir Ihnen von der 
Regierungskoalition, daß in der Sozialpolitik 
nicht so die Gelder verschwendet werden dür­
fen, wie dies jetzt noch immer der Fall ist, 
sondern daß wir uns für die arbeitslosen 
Familien, für die kleinen Verdiener, für die 
jungen Menschen und für die Frauen nach­
haltig wirksam einsetzen müssen. Das ist es, 
worauf es ankommt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich verweise auf die Budgetverhandlungen 
zum Kapitel Soziales. Hier habe ich eine 
Abhandlung von 15 Seiten, wo uns auf unsere 
Anfragen Antwort gegeben wird: Wir können 
genau feststellen, daß soundso viele Millionen 
Schilling für Inserate und Plakate ausgege­
ben werden, 40 Millionen Schilling - das stel­
len wir fest - für Regierungspropaganda im 
Sozialwesen. Es werden hier Inserate aufge­
geben, und man muß feststellen, daß es 
sicherlich richtig ist, wenn in Tageszeitungen 
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und in einschlägigen Zeitungen solche Inse­
rate bezüglich der Arbeitsmarktpolitik sind, 
aber es ist nicht einzusehen, daß zum Beispiel 
Parteifreunde mit diesen Inseraten so geför­
dert werden. 

Ich kann Ihnen dafür Beispiele nennen. 
Das "Neue Forum" etwa ist hier drinnen ein­
fach acht- oder neunmal mit hohen Beträgen 
zur Förderung ausgewiesen; eine Zeitung, die 
ja nicht von allen Menschen gelesen wird, 
sondern nur von einigen. (Bundesminister 
Da 11 i n ger: ... werden auch nicht von allen 
Menschen gelesen!) Ich habe gesagt, bei Zei­
tungen sehe ich es ein, aber nicht bei einem 
Blatt, das nicht von jedem Menschen, Herr 
Minister, gelesen wird. 

Außerdem sehe ich da: Sozialistische Kin­
derzeitung und noch so kleine Kinderzeitun­
gen, die auch arbeitsmarktpolitische Inserate 
aufweisen. Ich weiß nicht, ob die Kinder das 
heute schon brauchen. ~as ist wohl die Frage 
dazu. Ich muß Ihnen das wirklich sagen, Herr 
Minister! (Bundesminister Da 11 i n ger: Ist 
schon recht!) Ja, das stimmt, das ist hier drin­
nen nachgewiesen. 

Drittens muß ich Ihnen sagen: Gerade spar­
sam gehen Sie mit Ihren Repräsentationsaus­
gaben auch nicht um, Herr Minister! Das ist 
alles belegt hier. Wir würden die Gelder wirk­
lich für die Arbeitsmarktpolitik in unserem 
Lande brauchen, wie ich Ihnen jetzt ein paar 
Dinge angeführt habe. 

Wie wir im jüngsten Zahlenspiegel des Sta­
tistischen Zentralamtes lesen, nimmt die Zahl 
der Sozialhilfeempfänger zu. Ich möchte es 
nicht vorlesen, weil meine Redezeit zu kurz 
ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte dazu jetzt folgendes sagen: 

Ich habe im Sommer dieses Jahres mit eini­
gen Kollegen in Berlin an einer Tagung teilge­
nommen, wo wir das Sozialmodell des Christ­
demokraten DIf Fink kennengelernt haben. 
Eine großartige Idee wurde mit wirkungsvoll 
eingesetzten Mitteln verwirklicht, und das hat 
dem Senat und dem Steuerzahler viel, viel 
Geld erspart. Dieses Modell ist auch die Sehn­
sucht der jungen Menschen, die glauben, daß 
sie Arbeit brauchen. Dieses Modell in Berlin 
schafft auch Arbeit für die jungen Menschen, 
die wirklich etwas leisten müssen, etwas lei­
sten wollen und können. Das sage ich, um nur 
ein Positivum aus diesem Modell herauszu­
greifen. 

Herr Minister! Ich erinnere daran, daß Sie 
eigentlich dieses Modell kennen müssen, da 
Sie ja voriges Jahr im Sozialausschuß auf die-

ses Modell besonders aufmerksam gemacht 
worden sind. Ich frage Sie jetzt: Wäre es nicht 
vernünftig, wenn junge, gesunde Sozialhil­
feempfänger nach dem Berliner Vorbild eine 
Arbeit leisten sollen, die dem entspricht, was 
sie an Geld empfangen? Warum wollen Sie 
sich mit diesem Modell nicht anfreunden, 
Herr Minister? 

Ich glaube, in der Stadterneuerung, in der 
Dorferneuerung, in Alternativprojekten und 
in Selbsthilfegruppen, in Nachbarschaftshilfe, 
in Sozialprojekten und in Frauenprojekten 
könnten auf diese Weise viele, viele Mittel 
besser eingesetzt werden. Ich halte es für ein 
nachahmenswertes Beispiel, es gibt ja auch 
bei uns in Österreich genug Arbeit. 

Die Berliner legen mit ihrem Sozialbeispiel, 
das ich erwähnte, eine Bilanz vor, die sich 
sehen lassen kann. Das wäre für uns Österrei­
cher, die wir mit unserer Sozialpolitik und mit 
unserem Budget nicht mehr die volle soziale 
Sicherheit garantieren können, wie wir alle 
wissen, sondern immer mehr Belastungen zu 
tragen haben (Bundesminister D a 11 i n ger: 
So gut wie die Deutschen können wir das 
auch!) - ja, bitte, Herr Minister, ich sage es 
Ihnen gleich -, ein nachahmenswertes Bei­
spiel. Wenn Sie immer wieder das deutsche 
Beispiel hernehmen, dann muß ich Ihnen 
sagen: Das wäre wirklich ein nachahmens­
wertes Beispiel für Österreich. Ich lade Sie 
ein, es zu überlegen und zu verwirklichen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ein nächstes Kapitel in der Sozialpolitik ist 
für mich die Frauenfrage. Sehr geehrter Herr 
Minister! Bekanntlich nimmt die Arbeitslosig­
keit der Frauen immer stärker zu, und wir 
müssen leider zur Kenntnis nehmen, daß der­
zeit 75 000 Frauen Arbeit suchen. Im Rahmen 
dieser Budgetdebatte ist es uns sicherlich 
auch ein Anliegen, auf diese Situation noch 
besonders hinzuweisen und aufmerksam zu 
machen. 

Herr Minister! Ich fordere Sie auf, sich mit 
den Sozialpartnern zusammenzutun und 
rasch griffige Maßnahmen zu setzen, um die 
Frauenarbeitslosigkeit zu verhindern oder zu 
mildern, damit die 47000 arbeitsuchenden 
Frauen und die etwa 30 000 Hausfrauen, die 
keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstüt­
zung haben und auch arbeiten möchten, mehr 
Chancen bekommen und auf dem Arbeits­
markt auch weniger diskriminiert werden. 
Ich sage das, weil feststellbar ist, daß die 
Berufslaufbahn der Frauen immer mehr 
gewünscht wird - Sie möchten es ja auch so 
- und eine geänderte Einstellung zur Berufs-
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tätigkeit der Frauen gegeben ist. Trotzdem 
meine ich, daß die Familienaufgaben auch 
von diesen Frauen ernst genommen werden 
und gesellschaftspolitisch sehr wichtig sind. 
Wir als Österreichische Volkspartei möchten 
wohl ganz besonders auch das unterstreichen, 
was berufstätige Frauen neben dieser Berufs­
tätigkeit noch in der Familie einfach zum 
Wohle aller leisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das wird von uns als Österreichische Volks­
partei anerkannt. Daher möchte ich Ihnen 
heute erneut zurufen: Wir legen weiterhin 
allergrößten Wert darauf, daß wenigstens drei 
Jahre der Kindererziehungszeit den berufstä­
tigen Frauen zu ihren Pensionszeiten ange­
rechnet werden. Wir werden nicht ruhen, das 
immer wieder zu verlangen, und ich hoffe, 
daß auch einmal bei Ihnen die Einsicht dafür 
herrscht und daß Verhandlungen aufgenom­
men werden. Das ist kein billiges Verlangen, 
sondern es ist einfach im Interesse der Fami­
lien und der berufstätigen Frauen und vor 
allem im Interesse der Kinder ganz besonders 
wichtig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bevor Sie, Herr Minister, und Ihre Fraktio­
nen jetzt vielleicht fragen, wie das alles 
bestritten werden soll, sage ich Ihnen, daß Sie 
innerhalb Ihrer Sozialpolitik und Ihrer 
Arbeitsmarktpolitik einen besseren Ausgleich 
schaffen müssen. Sie müssen im Interesse 
der Berufstätigen einen besseren Ausgleich 
schaffen, damit wir das tun können, was ich 
Ihnen jetzt an Beispielen vorgeschlagen habe. 

Da erfahren wir zum Beispiel durch die 
Arbeitsmarktvorschau, daß in der Ostregion 
unseres Landes die Ausländerbeschäftigung 
entgegen dem vorgesehenen Plan 1985 um 
3000 Personen höher ist, und 1986 sollen laut 
dieser Vorschau auch wiederum um 3 000 Per­
sonen aus dem Ausland mehr beschäftigt wer­
den. Warum tun Sie das, sehr geehrter Herr 
Minister, entgegen dem vorgesehenen Kon­
tingent? Warum tun Sie das, wenn Sie wissen, 
daß es Tausende Inländer, Männer und 
Frauen und vor allem Jugendliche, gibt, die 
hier im Inland keine Arbeit mehr bekommen? 
Welche Maßnahmen werden Sie setzen? 

Als Angehörige der Österreichischen Volks­
partei bin ich auch der Überzeugung, daß eine 
umsichtigere Regierungspolitik die inländi­
schen Arbeitsplätze stärker sichern müßte. 
Ich glaube, das wäre Ihre Aufgabe in erster 
Linie, und das müssen Sie auch mehr berück­
sichtigen, und dazu fordern wir Sie in beson­
derer Weise auf. 

Hätten Sie, Herr Minister und meine 
Damen und Herren von der Regierungskoali­
tion, nicht über 100000 Personen in die Früh­
pension geschickt, wäre die einheimische 
Arbeitslosigkeit noch um 2 Prozent höher. 
Das wissen Sie genau. Sie verlagern hier die 
Probleme immer mehr. Die Probleme der 
Arbeitsplatzfragen werden einfach immer 
mehr verlagert, und die Finanzierung der 
Pensionen wird immer mehr in Frage gestellt. 
Das wissen wir alle miteinander, und das wer­
den Sie auch zugeben. Ebenfalls bekannt ist 
uns, daß die Lasten in der Pensionsversiche­
rung immer größer werden, und zwar auch 
deshalb, weil - wie wir wissen - es eine 
begrüßenswerte längere Lebenserwartung 
der Menschen gibt. 

Die Konsequenzen haben die Pensionisten 
zu tragen: weniger Pensionsleistung, sin­
kende Kaufkraft. Sie als Regierung sorgen 
sich zuwenig um eine gerechte Einkommens­
politik. Auch das muß man Ihnen sagen, Herr 
Minister, und das müssen wir Ihnen als Oppo­
sition wirklich vorhalten. 

Hohes Haus! Zusammenfassend möchte ich 
Ihnen nun folgendes sagen: Wir von der 
Österreichischen Volkspartei glauben und 
vertrauen darauf, daß wir eine ordentliche 
Sozialpolitik haben sollen, die von einer Hoff­
nung geprägt ist, und daß nach einem wirt­
schaftspolitischen Kurs, so wie ihn die Öster­
reichische Volkspartei vorgeschlagen hat, und 
durch Erstrangigkeit der wirklichen Sozial­
aufgaben sowie durch mehr Solidarität, auch 
Eigenverantwortung und Eigenleistung und 
durch die Aktivierung von mehr Selbsthilfe, 
Eigenvorsorge und Mitverantwortung der 
Menschen selbst die soziale Sicherheit auch 
in Zukunft gewährleistet sein soll. 

Abschließend noch zurück zu meinen einlei­
tenden Worten von der gestrigen Feier der 
Vorweihnacht in einer Gruppe, wo es heißt: 
Wir sollten Besinnung haben, nämlich Besin­
nung darauf, daß die Leute die Erwartung in 
uns setzen, ihnen Chancen und Hoffnung zu 
geben, mit dem Ziel, daß man den jungen, den 
aktiven und den pensionierten Menschen 
unserer Heimat in der Erkenntnis einer 
gerechten Sozialpolitik eine angemessene 
Lebensqualität sichern kann. Dazu rufen wir 
auch Sie auf. (Beifall bei der ÖVP.) 19.02 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten 
Cap für die Worte" ... und die anderen alle, 
die Pharisäer und Zündler, besonders Abge­
ordneter Kohlmaier ist dazuzuzählen" einen 
o r d nun g s ruf. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Ha f n er.) Sie können sich diese Bemerkun-
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gen ersparen, glaube ich. (Abg. Helmut 
Wolf: Ausgerechnet der Hafner!) 

Zum Wort kommt der Herr Abgeordnete 
Haigermoser. 

19.03 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Hohes 
Haus! Herr Präsident! Zum Umweltschutz 
zurückkommend darf ich folgendes ausfüh­
ren: Auf die Probleme des Umweltschutzes 
muß man, so meine ich, täglich aufmerksam 
machen. Daß dieses Aufmerksammachen 
auch mit unkonventionellen Methoden durch­
geführt werden soll und kann, wenn damit 
der Sache gedient wird, ist unbestritten. (Prä­
sident Mag. Mi n k 0 w i t s c h übernimmt 
den Vorsitz.) 

Auch das Recht Demonstrationen, Einga­
ben, Initiativen bei Gefahr in Verzug einzuset­
zen, kann dem Umweltbewußtsein nur mehr 
als dienlich sein. Wenn das Feld des Umwelt­
schutzes jedoch dazu mißbraucht wird, der 
Scharlatanerie eine Spielwiese zu ebnen, wird 
es - gelinde gesagt - lächerlich. 

Was kann denn ein Viertellaib Käse dafür, 
wenn ein Repräsentant einer Gruppe, die aus­
zog, um Kompetenz zu erreichen, mit sich 
selbst nicht fertig wird, oder dient das Feuer­
schlucken, Seiltanzen, Gruselkabinett, die 
Frequentierung der Kostümleihanstalten 
zwecks Ausleihung brunftiger Hirschkostüme 
oder klebriger Vogelkleider wirklich der Ver­
besserung des Umweltschutzklimas? Meine 
Damen und Herren! Ich bin der Überzeugung, 
daß Klamauk und Larifari die Umweltpro­
bleme nicht lösen können, sondern der Pro­
blemlösung sogar entgegenstehen. 

Hohes Haus! Umweltschutz hat Verfas­
sungsrang. Dieses Parlament hat dem 
Umweltschutz diesen Verfassungsrang ein­
stimmig zugeordnet. Diese Wertigkeit allein 
wäre aber noch zuwenig, wenn damit nicht 
auch gleichzeitig die notwendige Erfüllungs­
kompetenz verbunden würde. Jedermann und 
selbst die Opposition weiß, daß für die 
Umwelt seit der Regierungsbeteiligung der 
Freiheitlichen immens viel geleistet wurde. 
Allein durch den Umweltfonds wurde seit sei­
ner Gründung ein Investitionsvolumen für 
Private im Ausmaß von ungefähr 2,3 Milliar­
den Schilling ausgelöst. 673,6 Millionen Schil­
ling kamen dabei privatwirtschaftlichen 
Unternehmungen direkt zugute. 

Wir erinnern uns noch zu genau dar an, daß 
bei der Gründung des Umweltfonds die ÖVP 
mit dem vermeintlich schweren Geschütz auf-J 

fuhr, der Fonds würde mit Sicherheit durch 
einige wenige Projekte - das meinte damals 
die ÖVP - ausgeräumt. Nur Große würden 
aus diesem Fonds bedient werden. Das war 
damals der Tenor der Meinungen der Öster­
reichischen Volkspartei. 

All diese Unkenrufe haben sich ad absur­
dum geführt. Das Gegenteil ist der Fall, wie 
die von mir angeführten Zahlen beweisen. 
Am 4. Jänner 1985 bescheinigte Gerhard Stei­
ninger in den "Salzburger Nachrichten" der 
Bundesregierung - und ich zitiere jetzt wört­
lich -, daß sie auf dem Gebiet des Umwelt­
schutzes in den knapp zwei Jahren ihrer 
Tätigkeit mehr getan hat als die Regierung 
Kreiskys in den 13 Jahren zuvor. - Ende des 
Zitats. 

Hohes Haus! Nach dieser Umweltschutzpro­
blematik nun zu einer Thematik, welche den 
zukünftigen Umweltminister zu beschäftigen 
haben wird. Es handelt sich hiebei um den 
bereits zur Begutachtung versandten Entwurf 
eines U mweltverträglichkei tsprüfungsgeset­
zes. Hinter diesem Wortungetüm verbergen 
sich einige wesentliche Probleme, welche ich 
aus freiheitlicher Sicht kurz darstellen 
möchte. 

Als wesentliche Ziele dieser Umweltver­
träglichkeitsprüfung werden in den Erläu­
ternden Bemerkungen des Ministerialentwur­
fes Prävention, Transparenz, Partizipation 
und Gesamtschau angeführt. Die vom Ent­
wurf gewählte Konzeption einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung läßt es jedoch höchst 
zweifelhaft erscheinen, ob diese Ziele tatsäch­
lich erreicht werden können. Transparenz 
und Partizipation bleiben fromme Wünsche, 
wenn der Kreis der am Anhörungsverfahren 
teilnahmeberechtigten Parteien auf Umwelt­
und Naturschutzvereine beschränkt wird. 

Dieser Mangel wird durch den Umstand 
erschwert, daß nach dem vorliegenden Ent­
wurf nicht einmal klar ist, welche Behörde 
überhaupt das Anhörungsverfahren durchzu­
führen hat. Eine Klarstellung ist schon allein 
deshalb notwendig, weil für den in § 2 ins 
Auge gefaßten Anwendungsbereich der 
Umweltverträglichkeitsprüfung mehrere 
Bewilligungen erforderlich sind. Derselbe 
Mangel stellt sich aber als Versäumnis des 
Entwurfes heraus, hält man sich vor Augen, 
daß nach seinem Wortlaut die mehrmalige 
Durchführung einer Umweltverträglichkeits­
prüfung im Rahmen der bei den verschiede­
nen Behörden durchzuführenden Bewilli­
gungsverfahren möglich wäre. 
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Da zweifellos davon auszugehen sein wird, 
daß die Umweltverträglichkeitsprüfung für 
jedes Projekt nur einmal durchzuführen ist, 
wäre durch die Möglichkeit einer Verfahrens­
konzentration über Antrag oder von Amts 
wegen vorzusehen, daß eine derartige mehr­
malige Durchführung der Prüfung unter­
bleibt. 

Des weiteren muß festgestellt werden, daß 
die dem Antragsteller abverlangte Umwelt­
verträglichkeitserklärung Erfordernissen ent­
sprechen muß, die seine Sachverständigenko­
sten derart in die Höhe treiben würden, daß 
damit die Grenze der Rechtsverweigerung 
wohl überschritten würde. 

Zusammenfassend darf zu diesem Thema 
festgestellt werden, daß der Entwurf in dieser 
vorliegenden Form in das Parlament nicht 
eingebracht werden sollte, weil damit neue 
bürokratische Hürden aufgebaut würden. Ich 
glaube daher, daß das ein wichtiger Arbeits­
bereich des neuen Ministers in Zusammenar­
beit mit seinem Staatssekretär sein wird, um 
eine bessere Vorlage ins Haus einzubringen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Zu 
einem Thema kommend, welches einer ernst­
haften und breiten Diskussion in Gegenwart 
und Zukunft bedarf. Ein Thema, welches in 
die verschiedensten Lebensbereiche wie 
kaum ein zweites eingreift. Es handelt sich 
dabei um die Fragen der Leihmutterschaft, 
der künstlichen Befruchtung. Damit zusam­
menhängend entstehen natürlich zahlreiche 
Fragen des ethischen Empfindens aus fami­
lienpolitischer, gesundheitspolitischer, sozial­
rechtlicher und nicht zuletzt juristischer 
Sicht. 

Wir Freiheitlichen wollen es uns bei diesen 
Fragen nicht so leicht machen und gleich zu 
Beginn nach dem Strafrecht rufen. Allein 
schon aus der Tatsache und aus der Aufzäh­
lung der Schwierigkeiten, die diesem Problem 
innewohnen, in denen man sich bei Diskussio­
nen zu diesem Thema bewegt, erkennt man, 
wie sensibel und mit welchem Feingefühl vor­
gegangen werden muß. 

Hohes Haus! Der am 25. September 1985 zu 
einem Teil der angezogenen Themen einge­
brachte ÖVP-Antrag ist meiner Ansicht nach 
ein ungeeignetes Instrument, die Probleme 
auch nur ansatzweise zu lösen. 

Ich bin mir der Schwierigkeit der Probleme 
durchaus bewußt. Doch mit einer Formulie­
rung wie der folgenden ist am Anfang einer 

Diskussion niemandem gedient - ich zitiere 
jetzt aus dem ÖVP-Antrag -: 

,,Artikel I 

§ 1. Das Einsetzen eines Embryos in eine 
fremde Gebärmutter und das Einsetzenlassen 
(Leihmutterschaft) sind verboten." 

Wiederum ÖVP-Antrag: 

,,Artikel II 

§ 4. (1) Wer den Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes zuwiderhandelt, ist mit Freiheits­
strafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. Erfolgt 
die Begehung der Tat gewerbsmäßig ... , ist 
eine Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren zu ver­
hängen." (Abg. Pro b s t: Einsperren!) 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitli­
chen haben es uns nicht so leicht gemacht. 
Wir haben ein Papier ausgearbeitet, welches 
den Versuch unternimmt, der Thematik 
näherzukommen. 

Ich betone: Wir haben den Versuch unter­
nommen und erheben keinen Anspruch dar­
auf, daß alle Antworten auf diese schwierigen 
Fragen darin enthalten sind. 

Wir bringen diese Arbeit jedoch in die poli­
tische Landschaft als Diskussionsgrundlage 
ein in Verantwortung und Verpflichtung zu 
ernsthafter politischer Tätigkeit. 

Die Fragen der Leihmutterschaft und 
künstlichen Befruchtung sind also nicht, so 
wie die ÖVP dies wünscht, primär mit den 
Mitteln des Strafrechtes zu lösen, sondern 
verlangen nach einer umfassenden Betrach­
tung, in die sämtliche Aspekte, selbstredend 
auch die des Strafrechtes, einbezogen werden 
müssen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Zum Schluß kommend stelle ich aus freiheitli­
cher Sicht fest, daß ein ÖVP-Husch-Pfusch­
Antrag - ausnahmsweise darf ich einmal ein 
ÖVP-Lieblingswort verwenden - einem sen­
siblen Thema einmal mehr nicht gerecht 
wird. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 19.14 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
erteile ich der Frau Abgeordneten Rosemarie 
Bauer das Wort. 

19.14 

Abgeordnete Rosemarie Bauer (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die jährliche Budgetde-
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batte gibt uns Anlaß, Bilanz zu ziehen über 
die Wirksamkeit der Gesundheitspolitik in 
Österreich. 

Der Herr Minister und der Herr Staatsse­
kretär sind der Meinung, es ist alles in Ord­
nung. 

Wenn wir uns die Frage stellen: Wie gesund 
sind die Österreicher?, dann müssen wir aber 
feststellen, daß die Zahl der chronischen 
Erkrankungen und Zivilisationskrankheiten 
dramatisch ansteigt, daß die Herz- und Gefäß­
krankheiten zunehmen, daß die psychischen 
Erkrankungen zunehmen und daß auch der 
Tablettenkonsum alarmierend steigt. So 
nimmt in Österreich jede dritte Frau täglich 
Tabletten zu sich, nimmt jeder fünfte Mann 
täglich Tabletten zu sich, und es ist die Tablet­
tensucht auch bereits bei den Kindern 
bemerkbar. Dann müssen wir feststellen, daß 
der Gesundheitszustand der Kinder besorg­
niserregend schlecht ist und daß bereits sehr 
viele Lehrlinge in Rehabilitationszentren ein­
gewiesen werden. Wir stellen fest, daß der 
Zustand der Zähne bei allen Altersgruppen in 
Österreich geradezu katastrophal ist. 

Viele dieser Erkrankungen könnten durch 
eine bessere Aufklärung der Bevölkerung 
über gesundheitliche Gefährdung in den ver­
schiedensten Bereichen verhindert werden, 
und die Bevölkerung müßte eben entspre­
chend motiviert werden. Daher ist das Kapitel 
"Gesundheitsvorsorge" ganz besonders wich­
tig. 

Sehr geehrter Herr Minister! Sie haben den 
dramatischen Gesundheitszustand unserer 
Bevölkerung, der ja nicht von heute auf mor­
gen entstanden ist, mitzuverantworten, 
zumindest, in den letzten fünf Jahren. So wie 
bisher der Erfolg, eine akute Krankheit zu 
heilen, im Vordergrund gestanden ist, muß in 
der Gegenwart, vor allem aber auch in der 
Zukunft, dem Bemühen um die Verhinderung 
dieser Krankheiten ein höherer Stellenwert 
beigemessen werden. 

Die sogenannten chronischen Erkrankun­
gen haben selten nur eine Ursache. Sie setzen 
sich aus vielen krankmachenden Begebenhei­
ten zusammen. Die Gesundheit unserer 
Bevölkerung hängt also nicht nur von medizi­
nischen Fakten ab, sondern es sind in hohem 
Maße persönliche Lebens- und Verhaltenswei­
sen sowie Umwelteinflüsse maßgebend. Eine 
Studie schätzt diesen Anteil der Einflüsse auf 
bis zu 50 Prozent. 

Hinsichtlich psychischer Störungen, Über-

gewicht und grober Fehlvorstellungen von 
einem gesunden Leben hätten gerade die 
Schulärzte ein reiches Betätigungsfeld. Statt 
der bisherigen Informationsblätter sollten 
den Lehrern in den Schulen durch einen 
Interpretationserlaß die wichtigsten Aufklä­
rungspunkte vorgegeben sein. 

Fest steht, daß wir uns mehr als bisher auf 
neue Bereiche außerhalb des kurativen 
Gesundheitssystems konzentrieren müssen. 
Wir brauchen eine verstärkte Förderung der 
Gesundheitsinformation, eine Intensivierung 
der Gesundheitserziehung und vor allem eine 
bessere Gesundheitsberatung. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Dies betrifft vor allem auch den Bereich der 
Zahngesundheit. Im Bereich der Aufklärung 
über Mundhygiene und Zahnkultur sowie 
Ernährung konnte in den Ländern Schweiz 
und DDR das Ziel der Weltgesundheitsorgani­
sation für das Jahr 2000 bereits jetzt fast 
erreicht werden. Der Herr Minister hat sich 
ja immer sehr gerne auf ausländische Situa­
tionen bezogen. Dort ist es gelungen, folgen­
des zu erreichen: Kariesfreiheit bei 50 Pro­
zent der 5- bis 6jährigen Kinder. Bei den 
12jährigen nicht mehr als 3 behandelte 
Zähne. Ein erhaltenes Gebiß bei 85 Prozent 
der Population im Alter von 18 Jahren. Eine 
Senkung des Standes der Zahnlosigkeit bis zu 
50 Prozent bei der Altersgruppe der 35- bis 
44jährigen und auch eine Senkung des gegen­
wärtigen Standes der Zahnlosigkeit um 
25 Prozent bei den 60jährigen. 

Wir alle wissen, wie wichtig ein gutes Gebiß 
ist und daß viele Folgekrankheiten durch 
schlechte Mundhygiene und schlechtes Gebiß 
entstehen können. 

Nur Kinder mit gesunden Zähnen sind auch 
wirklich gesund, und das gilt dann im beson­
deren Maße natürlich auch für die Erwachse­
nen. 

Hier wurde wirklich vieles versäumt. Ich 
frage Sie, Herr Minister: Was wird in Öster­
reich gegen Karies getan? Wo ist Ihre Stati­
stik, um hier Vergleiche anstellen zu können? 
Denn nach groben Schätzungen haben in 
Österreich 93 Prozent der 6jährigen Kinder 
Karies. Die einzige Maßnahme in Österreich 
ist derzeit die stark umstrittene Verabrei­
chung von Fluor-Tabletten. 

Durch eine gute Gesundheitsvorsorge und 
-aufklärung konnten im Kanton Zürich bei 
120 000 Kindern im Jahr 13 Millionen Schwei­
zer Franken eingespart werden. Es ist also 
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erwiesen, daß in diesem Bereich und auch in 
anderen Bereichen große Summen eingespart 
werden könnten, nicht nur an Behandlungs­
beiträgen, sondern auch im Bereich der Reha­
bilitation. . 

Unsere Rehabilitationszentren sind wun­
derbar ausgestattet. Sie sind mit Einrichtun­
gen ausgestattet, die so manche Klinik vor 
Neid erblassen lassen. Es ist natürlich not­
wendig, daß diese Rehabilitationszentren so 
gut ausgestattet sind. Aber Reparatur ist nun 
einmal sehr teuer. 

Nach Aussagen der Weltgesundheitsorgani­
sation könnte durch eine gezielte Gesund­
heitsvorsorge die Situation im Bereich der 
Herzpatienten - also auch der Herzpatien­
ten! - letztendlich so verbessert werden, daß 
ein Absinken der Erkrankungszahlen wie ver­
gleichsweise bei den Tuberkulosekranken 
erreicht werden könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein weiterer Bereich der Gesundheitspolitik, 
der das Versagen so offensichtlich macht, ist 
die Tatsache, daß X-tausende einfach in ein 
Spital oder Altersheim abgeschoben werden, 
weil die familiäre Betreuung nicht gegeben ist 
und weil Nachbarschaftshilfe und Hauskran­
kenpflege viel zu wenig ausgebaut sind. 

Ich darf in diesem Zusammenhang an das 
vorbildlich ausgebaute Sozialhilfenetz des von 
Ihnen immer wieder geschmähten Bundes­
landes Niederösterreich verweisen. Hier gibt 
es 37 dezentrale Einsatzstellen für organi­
sierte Nachbarschaftshilfe mit mobilen Kran­
kenschwestern. Durch diese Einrichtung ist 
es gelungen, ein Fünftel der Spitals betten 
stillzulegen. Gleichzeitig konnte die Behand­
lung neben gleicher medizinischer Behand­
lung durch mehr Menschlichkeit und Huma­
nität verbessert werden. Vor allem aber 
konnte die Behandlung wesentlich ökonomi­
scher gestaltet werden. 

Wichtig ist dabei, daß unter Wahrung der 
freien Wahl des Sozialdienstes, nämlich bei 
den einzelnen Sozialhilfeträgern, wie Nieder­
österreichisches Hilfswerk, der Volkshilfe 
oder der Caritas, jeder dorthin gehen kann, 
wohin er gehen möchte, und er erhält dort 
immer die gleiche Hilfe. Die Kosten werden 
zu einem Drittel von den Hilfeempfängern 
selbst getragen, das Land leistet derzeit einen 
Beitrag von 50 Prozent, die Krankenkassen 
einen Beitrag von zirka 5 bis 10 Prozent. Der 
Rest wird von den lokalen Trägerorganisatio­
nen selbst getragen, die durch Spenden unter­
stützt werden. In Summe zahlt das Land über 

90 Prozent, die Krankenkassen zahlen nicht 
einmal 10 Prozent bei einem Soll von 20 bis 
25 Prozent. 

Tatsache ist, daß durch die Knüpfung die­
ser kleinen Netze die Hilfe menschlicher, 
durch die Dezentralisierung besser und vor 
allem billiger wird. (Staatssekretär Dr. Fe r­
rar i - B run n e n fe 1 d: Paßt eh alles!) Wie 
die Erfahrung zeigt, sind es 20 bis 25 Prozent 
medizinischer Dienste, die hier angefordert 
werden. (Staatssekretär Dr. Fe r rar i -
B run n e n fe 1 d: Das ist Aufgabe der Länder 
und nicht des Ministers!) 

Ja, das glaube ich, daß Ihnen das gut 
gefällt. Das ist schon richtig, aber hier können 
Sie sehen, wie ideenreich dieses ÖVP-regierte 
Bundesland ist. (Beifall bei der ÖVP.) Wie 
schaut es denn bei Ihnen in Kärnten aus, 
Herr Staatssekretär? 

Wenn wir vor wenigen Tagen die Kranken­
anstaltennovelle beschlossen haben, dann, 
muß ich sagen, hätte es dieser nach nieder­
österreichischem Muster gar nicht bedurft, 
denn Niederösterreich spart durch diese Ein­
richtungen 8 bis 10 Prozent der Betten. Wir 
hätten dieser Novelle nicht bedurft. (Beifall 
bei der ÖVP. - Staatssekretär Dr. Fe r -
rar i - B run n e n fe 1 d: Wir sind im Natio­
nalrat und nicht im Landtag!) 

. Vor allem unterstreicht dieses Modell unse­
ren Grundsatz: Soviel stationär wie nötig, 
soviel ambulant wie möglich. Und das zeigt, 
daß das auch wesentlich effizienter ist. Daher 
brauchen wir auch im Gesundheitsbereich 
eine neue, eine andere Politik! (Neuerlicher 
Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die sozialistische Bundesregie­
rung ist im Jahr 1970 angetreten, dieses 
Österreich nach ihren Vorstellungen zu ver­
ändern. Sie ist angetreten zum Kampf gegen 
die Armut; sie hat versagt. Nach 15 Jahren 
sozialistischer Regierung ist die Armut größer 
denn je. Sie hat versagt im Bereich der Wirt­
schaftspolitik, ich verweise nur auf die steuer­
liche Aushöhlung der Klein- und Mittelbe­
triebe bis hin zum VOEST-Debakel, das 
höchst aktuell ist. 

Sie hat aber auch in der Gesundheitspolitik 
versagt: von der Zunahme der chronischen 
Krankheiten, der Zivilisationskrankheiten bis 
hin zur finanziellen Problematik im Kassen­
bereich, wobei ich auf das immer noch unauf­
geklärte Millionending der Frau Minister 
Leodolter auch hier verweisen möchte. (Zwi-
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sehen bemerkung des Staatssekretärs Dr. 
Fe r rar i - B run n e n fe 1 d. - Abg. G r a f: 
Es gehört zur Zivilisation, von der Regie­
rungsbank die Rednerin nicht zu stören!) 

Eine traurige Bilanz für diese Regierung, 
eine traurige Bilanz für den Herrn Minister 
und auch für Sie, Herr Staatssekretär, und 
ein trauriges Erbe für den neuen Gesund­
heitsminister! (Anhaltender Beifall bei der 
ÖVP.) 19.25 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Wanda Brunner. Ich erteile es ihr. 

19,25 

Abgeordnete Wanda Brunner (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Schwimmer hat sich heute darüber beklagt, 
daß die Debattenbeiträge immer gleich sind, 
daß sie nach dem gleichen Ritual ablaufen. Er 
hat gesagt: ein sehr bedauerliches Ritual. 

Ich möchte sagen, obwohl ich sonst mit 
Herrn Kollegen Schwimmer sicherlich nicht 
einer Meinung bin, aber in diesem Fall 
möchte ich ihm fast recht geben. Aber ich 
möchte es etwas ändern, ich möchte sagen: Es 
kommt mir manchmal vor wie eine Theater­
aufführung. (Abg. Dipl.-Ing. F 1 i e k e r: Was 
der Cap heute geboten hatJ) Erster Akt: Bevor 
das Budget noch im Hause ist, bevor das Bud­
get noch vorliegt, wird es von der ÖVP abge­
lehnt. Zweiter Akt: In der Budgetdebatte heißt 
es ständig, und das sagt jeder Redner: Das 
Defizit ist zu groß, das Budget ist aufgebläht. 
- Aber jeder Sprecher, der sich hier herstellt, 
will mehr Geld für das Kapitel und behauptet, 
es sei zu gering dotiert. 

Dritter Akt, auch das haben wir heute 
immer wieder erlebt: Es wird negiert, es wird 
diffamiert, es wird Österreich krankgejam­
mert. Aber es wird trotzdem gefordert und 
verlangt. Auch Frau Kollegin Stangl hat heute 
wieder verlangt, daß Pensionszeiten bezahlt 
werden, man verlangt Erziehungsgeld. Man 
verlangt und verlangt. 

Nur eines haben Sie nicht bedacht: Es 
kommt dann der sogenannte vierte Akt: Wir 
werden das Budget beschließen mit unseren 
Stimmen und weiterhin gute Politik für alle 
Österreicher machen! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Es hat sich heute nicht anders abgespielt 
wie immer. Es wird Kritik geübt nur um der 
Kritik willen. Zu diesem Fazit wird man ein-

fach gezwungen, wenn man sich mit der Kri­
tik auseinandersetzt, die die Opposition an 
unserem Minister für Gesundheit und 
Umweltschutz übt, und zwar ununterbrochen. 

Ein Haar in der Suppe muß gefunden wer­
den, Herr Kollege, so oder so. Einmal wird 
behauptet, daß für die Gesundheit der Öster­
reicher zuwenig getan wird, siehe die Presse­
aussendung von Dr. Stummvoll, weil sich das 
Ministerium zu viel mit der Umwelt befaßt, 
und im selben Augenblick gibt es große Aufre­
gung, weil man wiederum überzeugt ist, daß 
das Ministerium mehr Mittel für konkrete 
Umweltschutzmaßnahmen und weniger für 
den Gesundheitsbereich hätte verwenden sol­
len. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben ja ein Ministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz. Maßnahmen in dem 
einem Bereich sind niemals ein Nachteil für 
den anderen Bereich. Eine gute Umwelt­
schutzpolitik ist die beste Gesundheitspolitik; 
das haben wir ja heute schon von mehreren 
Rednern gehört. 

Zur Gesundheitsvorsorge gehört der Schutz 
des Lebensraumes und umgekehrt. Deshalb 
war auch die Kombination von Gesundheit 
und Umwelt weit vorausgedacht. Jede Kritik, 
die darin gipfelt, daß die finanziellen Mittel 
für den einen Bereich zum Nachteil des ande­
ren eingesetzt werden, ist mehr als kurzsich­
tig. (Neuerlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich habe mir vorgenommen, für all jene, die 
so irrsinnig gerne vergessen, erinnernd aufzu­
zählen, welch umfassende Maßnahmen zur 
Erhaltung der Gesundheit für die Österrei­
cher getroffen wurden. 

Obwohl dauernd gesagt wurde, Bundesmi­
nister Steyrer hätte nichts getan, gestatten 
Sie mir, daß ich Ihnen doch ein paar Dinge 
vorlese, sie erheben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Es wurde das Ärztegesetz 
geändert. Es kam das Apothekengesetz, es 
gab die Errichtung eines Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds, es gab das Arznei­
mittelgesetz, ein Bangseuchengesetz, ein Rin­
derleukosegesetz. Es gab das Fleischuntersu­
chungsgesetz, Transplantationsgesetz, Sucht­
giftgesetz, Impfschadengesetz, Waschmittel­
gesetz, etwas, was sowohl für die Gesundheit 
als auch für die Umwelt wichtig ist. Es hat 
zum Lebensmittelgesetz eine Reihe von Ver­
ordnungen gegeben. Es gab und gibt immer 
noch neue Dinge. Aber es wird gesagt, es 
wurde nichts getan. 
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Es ist Ihnen ja sicherlich bekannt, daß 
gerade durch die jahrelange erfolgreiche 
Gesundheitspolitik das allgemeine Niveau der 
gesundheitlichen Versorgung in Österreich, 
gemessen am weltweiten Durchschnitt, sehr 
hoch anzusetzen ist. Da möchte ich den Aus­
führungen meiner Vorrednerin auf das ent­
schiedenste widersprechen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Statistiken beweisen es schwarz auf weiß 
jedes Jahr, daß wir international absolut im 
Spitzenfeld liegen. Heute hat man schon 
gesagt, es gebe in Österreich dramatische 
Zustände. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, das ist ein bißchen sehr 
weit hergeholt. Denn umsonst wird nicht die 
Lebenserwartung in Österreich von Jahr zu 
Jahr höher. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte sagen, daß eine der bedeutend­
sten und der segensreichsten Einrichtungen 
die Gesundenuntersuchungen sind. Denn die 
vorbeugende Medizin soll vor allem eine mög­
lichst frühzeitige Erkennung von Krankhei­
ten oder gar deren Vermeidung ermöglichen. 
Die bei den Untersuchungen erstellten Dia­
gnosen haben eindeutig bestätigt, wie wichtig, 
ich möchte fast sagen, manchmal sogar 
lebenswichtig solche Untersuchungen sind, 
allein schon bei der Bekämpfung einer der 
schrecklichsten Geißeln der Menschheit, 
nämlich des Krebses. Bei einer Reihe von 
untersuchten Personen konnten Karzinome 
in einem Frühstadium entdeckt werden, was 
für die betroffenen Personen größte Chancen 
auf Heilung und ihre Rettung bedeutete. 

Sicher lieh - und das wissen wir alle 
wird es nicht so angenommen, wie wir es uns 
wünschen würden. Aber Sie wissen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wir kön­
nen die Menschen nicht zwangsbeglücken. Es 
wird immer noch mehr Aufklärungsarbeit 
diesbezüglich bedürfen, um die Gesundenun­
tersuchungen der Bevölkerung bewußter zu 
machen als bisher. Denn es gibt eben leider 
Gottes noch immer so viele Menschen, die lie­
ber Vogel-Strauß-Politik betreiben und glau­
ben, es treffe auch auf Krankheiten zu, wenn 
sie sagen: Was ich nicht weiß, macht mich 
nicht heiß. - Ich habe viele getroffen, die der 
Meinung waren: Finden tun die Ärzte doch 
immer etwas, deshalb gehe ich besser gar 
nicht hin. 

Man müßte vielleicht gezielter an verschie­
dene Gruppen, zum Beispiel Berufsgruppen, 
bestimmte Jahrgänge oder einzelne Risiko­
gruppen appellieren, die gebotene Möglich­
keit einer vorbeugenden Untersuchung wahr-

zunehmen, und damit diese Personen direkt 
ansprechen. 

Wir brauchen uns ja nur anzuschauen, wie 
es in den vergangenen Jahren mit den Imp­
fungen ausgesehen hat. Wenn wir alle Medien 
eingeschaltet haben, wenn alle Werbemittel 
eingesetzt wurden und immer wieder darauf 
hingewiesen wurde, wie wichtig es für jeden 
einzelnen sei, sich vorbeugend impfen zu las­
sen, dann, nur dann war das Echo stärker. 
Nur dann wurde ein hoher Durchimpfungs­
grad erreicht. 

Das heißt in der Praxis, auch wenn mehr 
finanzielle Mittel notwendig sind, wird sich 
sicherlich der Aufwand rechtfertigen. Aber 
ich sehe keine andere Möglichkeit der Bevöl­
kerung diese Sache näherzubringen. 

Deshalb legt das Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz in seiner 
Öffentlichkeitsarbeit größten Wert auf die 
Information breiter Bevölkerungskreise 
durch fortgesetzte Kampagnen, aber dies 
nicht nur auf den österreichischen Impfplan 
hin gesehen - was die Schutzimpfungen 
betrifft, beginnen sie in den ersten Lebenswo­
chen eines Menschen und reichen bis zu den 
Vorbeugungsmaßnahmen bei Auslandsreisen 
für Erwachsene jeden Alters -, sondern auch 
zum Beispiel auf die Propagierung und Förde­
rung des Stillgedankens. 

Neben den Versuchen, die Ziele und 
Schwerpunkte der Weltgesundheitsorganisa­
tion durchzusetzen, hat sich das Bundesmini­
sterium für Gesundheit und Umweltschutz 
bemüht, durch entsprechende Maßnahmen, 
speziell durch die in den Jahren 1983 und 1984 
durchgeführte Aktion "Stillen, ein guter 
Beginn", das Stillen in Österreich wieder zu 
fördern. Mit großem Erfolg hat das Ministe­
rium Plakate herausgebracht, Informations­
broschüren an die Mütter und die mit ihrer 
Beratung betrauten Fachleute verteilt, alles 
mit dem Ziel, in Österreich wieder eine posi­
tive Einstellung zum Stillen zu erreichen, 
damit die Frequenz zu erhöhen und junge 
Mütter davon zu überzeugen, daß Stillen die 
optimale Ernährung für ihre Säuglinge ist. 

Die Ergebnisse einer Studie, welche vom 
Gesundheitsministerium in Auftrag gegeben 
wurde, zeigen, daß die Stillfrequenz und 
-dauer in Österreich seither deutlich zuge­
nommen hat, was sicherlich ebenfalls ein 
Erfolg der Arbeit des Ministeriums ist. 

Weiters möchte ich an eine der bedeutend­
sten und richtungsweisenden Einführungen 
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des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umwelt erinnern, an den Mutter- und Kind­
paß. Fast 100 Prozent aller schwangeren 
Frauen befolgen den Aufruf, zu den vorge­
schriebenen Untersuchungen zu gehen, 
womit erreicht wurde, daß sich fast jede wer­
dende Mutter einer gezielten, ständigen ärzt­
lichen Kontrolle unterzieht. 

Dieser Beitrag auf dem Gebiet der Präven­
tivmedizin in Österreich ist eine enorm ent­
scheidende Maßnahme bei der Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit, die um 51 Prozent, 
also um mehr als die Hälfte seit der Einfüh­
rung des Mutter-Kind-Passes, zurückgegan­
gen ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Dieser Erfolg beweist uns, daß der von uns 
eingeschlagene Weg zielführend war und es 
sich auch lohnt, im Sinne einer weiteren Ver­
besserung der Schwangerenvorsorge ihn auch 
weiter zu verfolgen. 

Es gibt sicherlich ein paar Wünsche, bei 
denen wir ersuchen werden, daß sie in 
Zukunft ebenfalls erfüllt werden. 

Allein dieser Mutter-Kind-Paß, meine 
Damen und Herren, gibt uns Sozialisten das 
Recht, stolz zu sein, weil mit diesem Paß der 
Grundstein für das Wohlergehen unserer Kin­
der gelegt wurde. Auch diese Einführung ist 
durchaus auf unser Habenkonto zu buchen 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ), auf der Haben­
seite des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Umweltschutz, welches immer jede Mög­
lichkeit zur Ausschöpfung der aktiven 
Gesundheitspflege wahrgenommen hat, 
sodaß in Österreich jeder Mensch im Inter­
esse der Gesundheit die gleichen Chancen 
hat, ohne Rücksicht auf Stand und Herkunft. 
Diesen positiven Weg werden wir sicherlich 
auch weiterhin fortsetzen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 19.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Brandstätter. Ich erteile es ihm. 

19.37 

Abgeordneter Brandstätter (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Frau Abgeordnete Brunner hat 
sich gerade beschwert darüber, daß die ÖVP 
Kritik übe. Sie vergessen nur eines, Frau Kol­
legin: Kritik kann man nicht dadurch aus­
schalten, daß man sagt, es dürfe nicht Kritik 
geübt werden. Sie müßten nur versuchen, in 
Ihren Reihen bessere Politik zu machen, dann 
könnte es möglich sein, Kritik weitestgehend 
auszuschalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einen Beweis haben Sie auch gleich dafür 
erbracht, daß Sie nach unserer Auffassung 
einfach falsch liegen. Sie haben aufgezählt, 
wie viele Gesetze Sie gemacht haben. Auch 
hier übersehen Sie völlig, daß es nicht auf die 
Anzahl der Gesetze ankommt, sondern daß es 
nur darauf ankommt, wie Gesetze gehand­
habt werden. Das ist ein Grund unserer Kri­
tik, daß Sie genug Gesetze hätten, daß diese 
aber entsprechend gehandhabt werden müß­
ten, und es könnte sehr vieles ausgeschaltet 
werden, was in unserem Land passiert ist. 

Noch einmal: Nicht auf die Anzahl der 
Gesetze kommt es an, sondern nur darauf, 
wie sie gehandhabt werden. Hier liegt es bei 
dieser Koalitionsregierung der SPÖ sehr im 
argen. 

Nun möchte ich zu einigen Problemen Stel­
lung nehmen, die doch in weiten Kreisen der 
Bevölkerung große Besorgnis hervorrufen. 
Eines dieser Probleme ist die Kontrolle der 
importierten Lebensmittel. Es ist vor allem 
bei Geflügel, bei Milch und Molkereiproduk­
ten, aber auch bei vielen anderen Lebensmit­
teln so, daß in Österreich sehr harte Kontrol­
len vorgesehen sind und auch durchgeführt 
werden. Aber bei den Importen fehlt sehr, 
sehr vieles. Es gibt Aussagen namhafter Kon­
sumentenvertreter, die selbst verlangen, daß 
die Kontrolle der importierten Lebensmittel 
genauso genau, genauso hart durchgeführt 
werden müßte wie die Kontrolle der heimi­
schen Lebensmittel. 

Ich darf Ihnen sagen - aber Sie wissen es 
auch selber -, daß immer wieder Befürchtun­
gen ausgesprochen, niedergeschrieben wer­
den, Österreich könnte eben durch die laxe 
Handhabung der Importkontrollen zu einem 
Abfallkübel Europas werden. Hier muß wirk­
lich vorgesorgt werden. 

Ich darf Ihnen sagen: Wir von der österrei­
chischen Bauernschaft bekennen uns zum 
größtmöglichen Konsumentenschutz. Wir 
sind selbstverständlich interessiert daran, 
daß der Konsument, der in Österreich seine 
Lebensmittel kauft, so stark wie möglich 
geschützt ist, daß er wirklich nur die besten 
Produkte bekommt, daß er alle erdenkliche 
Sicherheit hat, wenn er einkauft. Nur eines 
müssen wir verlangen, nicht nur im Interesse 
der Bauernschaft, sondern vor allem im Inter­
esse der Konsumenten: daß auch bei den 
importierten Lebensmitteln genau dieselbe 
harte Kontrolle sein muß, wie das bei den in 
Österreich erzeugten Lebensmitteln der Fall 
ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

123. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)98 von 142

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 123. Sitzung - 16. Dezember 1985 10939 

Brandstätter 

Das ist ein Verlangen, das wir seit langem 
gestellt haben, aber es ist heute eben die 
Schwierigkeit, daß der eine Minister, der die 
Versäumnisse in den vergangenen Jahren 
gemacht hat, praktisch abgetreten ist und daß 
der neue Minister noch nicht im Amt ist und 
wir daher erst sehen müssen, wie er an diese 
Probleme herangeht. Nur: Eines möchte ich 
dem scheidenden Minister zum Vorwurf 
machen - die Frau Abgeordnete Brunner ist 
nicht da; aber das ist eine berechtigte Kritik 
-, nämlich daß auf Grund des Fleischunter­
suchungsgesetzes eine Verordnung schon 
lange möglich gewesen wäre. Wir verlangen 
wieder einmal, daß diese Verordnung erlas­
sen werden sollte, wonach nur jenes Geflügel 
importiert werden darf, das aus Schlachthäu­
sern stammt, in denen die Verarbeitung ent­
sprechend kontrolliert wird. 

Und da Sie so gerne ins Ausland schauen, 
möchte ich Ihnen hier ein Beispiel dafür aus 
der Bundesrepublik Deutschland bringen. 

In der Bundesrepublik Deutschland dürfen 
zum Beispiel nur jene Milch- beziehungs­
weise Molkereiprodukte eingeführt werden, 
die denselben Voraussetzungen entsprechen 
wie die im Inland erzeugten, das heißt, sie 
müssen bei der Pasteurisierung auf 84 Grad 
erhitzt werden. Das führt zu Schwierigkeiten. 
So sind zum Beispiel französische Produkte 
in Deutschland nicht zugelassen, weil diese 
Voraussetzungen in Frankreich nicht 
erbracht werden. 

Genau das, glauben wir, wäre im Interesse 
unserer Konsumenten auch in Österreich not­
wendig. Durch eine entsprechende Verord­
nung wäre das, wie gesagt, durchführbar. 

Es könnte zum Beispiel eine Unbedenklich­
keitsbestätigung einer inländischen Untersu­
chungsanstalt verlangt werden. Dann wäre 
die Gewähr gegeben, daß der Konsument 
wirklich die Sicherheit hat, daß das Produkt, 
das er einkauft, jenen Bedingungen ent­
spricht, die in Österreich verlangt werden. 
Aber diesbezüglich ist noch nichts geschehen. 
Das ist wieder eine Kritik, die selbstverständ­
lich den Minister Steyrer trifft. 

Es ist heute schon einige Male gesagt wor­
den, daß Minister Steyrer persönlich ein net­
ter Mensch ist. Aber was hilft das alles, wenn 
er nicht in der Lage war, notwendige Dinge 
durchzuführen, Verordnungen zu erlassen, 
die wir brauchen. Schlagworte allein helfen 
da überhaupt nichts, es müßten Taten gesetzt 
werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wissen alle, wie groß das Problem des 
sogenannten Waldsterbens ist, wie notwendig 
es wäre, daß gerade auf diesem Gebiet end­
lich die entsprechenden Maßnahmen gesetzt 
werden. Das Dampfkessel- und Emissions­
recht müßte die dafür notwendigen Bedingun­
gen enthalten, sodaß von dort her ein entspre­
chender Schutz gegeben wäre, der den öster­
reichischen Wald vor noch größeren Schäden, 
als sie derzeit schon vorhanden sind, bewah­
ren würde. Denn eines, glaube ich, ist ganz 
sicher - das ist zwar auch ein Schlagwort, 
aber eines, das seine Berechtigung hat -: 
Zuerst stirbt der Wald und dann stirbt der 
Mensch! - Das heißt: Wir müssen die Voraus­
setzungen schaffen, damit der Wald nicht 
stirbt - im Interesse und zum Schutze des 
Menschen. 

Daher ist es notwendig, daß bei sämtlichen 
Emissionen die entsprechenden Grenzwerte 
erstellt werden. So hat zum Beispiel Minister 
Übleis die Überprüfung der Anlagen verlangt, 
aber es ist weiters eine Tatsache, daß kaum 
80 Prozent der Dampfkesselanlagen bis jetzt 
kontrolliert wurden und daß in den wenigsten 
Fällen die daraus resultierenden Maßnahmen 
abgeschlossen sind, obwohl es höchste Zeit 
wäre. Auch ein Entwurf für ein Luftreinhalte­
gesetz ist in Ausarbeitung oder in der Begut­
achtung. Darin sind sicher sehr gute Ansätze 
enthalten, das ist keine Frage. Nur: Wenn es 
wieder nur darum geht, daß geredet wird, 
dann bringt das einfach zuwenig. Es muß 
gehandelt werden in unser aller Interesse. 

Es gibt da auch ein Beispiel aus der Steier­
mark, wo eine Bezirksverwaltungsbehörde im 
Interesse der Bevölkerung durchgegriffen 
hat, als ein Betrieb zugesperrt wurde. Es war 
Minister Übleis, der gesagt hat: Das ist nicht 
in Ordnung!, und er werde dafür sorgen, daß 
entsprechende gesetzliche Maßnahmen 
ergriffen werden, sodaß Derartiges in 
Zukunft nicht mehr passieren kann. Da muß 
ich schon fragen: Wo ist da der Herr Minister 
Steyrer gewesen? Ich habe nicht gehört, daß 
er gesagt hätte, diese Maßnahme müsse im 
Interesse der Bevölkerung durchgeführt wer­
den, daß er derjenige gewesen wäre, der die 
entsprechende Beamtenschaft geschützt und 
gesagt hätte: Das war eine notwendige Maß­
nahme. Ganz im Gegenteil: Minister Übleis 
hat kritisiert, Minister Steyrer hat zugehört 
und nichts getan. 

Dasselbe gilt für die grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung. Es wird zwar gesagt, daß 
hierüber bereits Verträge abgeschlossen \vur­
den - das ist in Ordnung -, aber wir wissen, 
wie wenig diese Verträge gerade bei unseren 
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sozialistischen Nachbarn gelten, wenn man 
nicht die entsprechenden Kontrollmöglichkei­
ten hat. Daher wäre es notwendig, die ent­
sprechenden Kontrollmaßnahmen auch dort 
zu verlangen, damit wirklich der Schutz 
gewährleistet wäre. 

Man müßte noch über das Energiesparen 
und über den Wärmeschutz reden, man müßte 
erwähnen, wie vorbildlich gerade das Land 
Niederösterreich hiefür ist, das auf diesem 
Gebiet Taten gesetzt hat zum Beispiel bei den 
... (Abg. Haigermoser: In Salzburg: 
6 Millionen für Repräsentation, 3 Millionen 
für den Kampf gegen das Waldsterbenlj 

Herr Kollege, ich sage Ihnen: Was hier an 
Maßnahmen gesetzt wurden, zum Beispiel 
von Niederösterreich, aber ich könnte auch 
die Steiermark oder Salzburg nennen, war 
wichtig, war notwendig und fand auch Ver­
ständnis bei der Bevölkerung. Aber diese 
Maßnahmen sind nur von den Ländern 
gesetzt worden, leider nicht von der Regie­
rung. Und hiebe i geht es ja auch um Arbeits­
plätze. Es wird immer wieder von den Arbeits­
plätzen gesprochen, hiedurch könnten 
Arbeitsplätze geschaffen werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Weil Sie von den Förderungen sprachen, 
darf ich Ihnen sagen: Die forstliche Förde­
rung für 1986 macht weniger aus, als schon 
für das Jahr 1984 vorgesehen war. Für die 
Beratertätigkeit, die gerade in dieser Zeit so 
wichtig wäre, ist in dem Ansatz 1986 nur ein 
Drittel von dem veranschlagt, was bereits 
1984 verbraucht wurde. 

Auch in diesem Fall kann man ins Ausland 
schauen, zum Beispiel in die Schweiz. Dort, 
sind für Sondermaßnahmen zur Bekämpfung 
des Waldsterbens für die nächsten fünf Jahre 
umgerechnet 1,2 Milliarden Schilling vorgese­
hen, und zwar zusätzlich zu den ohnehin 
höher veranschlagten Mitteln als in Öster­
reich. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat für 
1985 210 Millionen Schilling zusätzlich zu den 
Mitteln, die ebenfalls höher sind als bei uns, 
vorgesehen. Das ist eine Tatsache, wobei man 
aber weiß, daß bei uns bereits ein Drittel des 
Waldes schwer geschädigt ist. 

Man müßte jetzt auch über den Sondermüll 
reden, man müßte über den Klärschlamm 
reden, über das Sonderabfallgesetz, alles Pro­
bleme, die unbedingt bewältigt werden müß­
ten. 

Ich möchte abschließend feststellen: Es hilft 
einfach nichts, wenn ein Minister sehr nett, 
sehr schön Ankündigungen in die Welt setzt, 
sofern er nicht entsprechende Maßnahmen 
setzt, die tatsächlich zum Tragen kommen. 
(Abg. Dr. Re in h art: Auf jeden Fall gegen 
Steyrerlj 

Das ist wieder ein Beweis dafür, daß diese 
Regierung nicht imstande ist, anstehende 
Probleme zu lösen. Die Leidtragenden sind 
alle unsere Mitbürger. Es ist daher allerhöch­
ste Zeit, daß diesen unseren Mitbürgern die 
Möglichkeit gegeben wird, eine Änderung des 
derzeitigen Zustandes herbeizuführen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 19.52 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Kräutl. Ich erteile es ihm. 

19.52 

Abgeordneter Kräutl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Budgetdebatte ist 
natürlich auch heuer wieder Anlaß für die 
Opposition - legitim, möchte ich sagen -, 
die Regierungspolitik zu kritisieren. Sie pran­
gern den Abgang an, aber bei jedem Kapitel, 
besonders hier in der Spezialdebatte, werden 
immer wieder Forderungen nach Mehrausga­
ben gestellt. 

So natürlich auch beim Kapitel soziale 
Wohlfahrt im besonderen. Hier werden nicht 
nur unentwegt Forderungen gestellt, sondern 
man hat sich auch anscheinend auf totale 
Konfrontation eingestellt, wie das das Verhal­
ten beim letzten Sozial ausschuß , aber auch 
die Debattenbeiträge in der 120. Sitzung des 
Nationalrates und zum Teil auch die heutige 
Debatte beweisen. 

Dabei, meine Damen und Herren, wäre 
sicherlich den sozial Bedürftigen mehr gehol­
fen, wenn eine vernünftige Zusammenarbeit 
möglich wäre und diese Menschen nicht 
durch unrealistische Forderungen und Aussa­
gen immer wieder verunsichert würden. 

Daß die Österreicher und hier die Anhänger 
der Österreichischen Volkspartei die totale 
Konfrontation gerade auf dem Gebiete der 
Zusammenarbeit von Regierung, Unterneh­
mern, ÖGB und Kammern nicht wollen, 
beweist die letzte Umfrage der Sozialwissen­
schaftlichen Studiengesellschaft. 

Hier meinen nämlich 58 Prozent aller 
Befragten, daß diese Zusammenarbeit vorteil­
haft für Österreich ist, bei den Akademikern 
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und Maturanten sind es sogar 70 beziehungs­
weise 71 Prozent. 50 Prozent der Befragten 
meinten, daß die Sozialpartner schaft allen 
Österreichern nützt, und 47 Prozent glauben, 
daß auch künftighin trotzdem noch immer 
Kompromisse möglich sein werden. 

Wenn man das nach Parteizugehörigkeit 
aufgliedert, stellt man fest: Es sind 55 Prozent 
der SPÖ-Anhänger, die diese Meinung vertre­
ten, 49 Prozent ÖVP-Sympathisanten - eine 
Steigerung von 18 Prozent gegenüber der letz­
ten Befragung - und 51 Prozent der FPÖ­
Anhänger. 

Meine Damen und Herren! Das ist die Mei­
nung der Österreicher. Sie wollen die Zusam­
menarbeit in der Sozialpartnerschaft, die 
ÖVP-Fraktion im Nationalrat will das aber 
anscheinend immer weniger. Denn nicht erst 
seit heute, seit dieser Budgetdebatte oder seit 
der 40. Novelle zum ASVG, sondern schon seit 
Jahren versucht die Österreichische Volks­
partei, den Pensionisten einzureden, sie wür­
den immer ärmer. 

Die seinerzeit gemeinsam beschlossenen 
Richtlinien zur Pensionsanpassung - Herr 
Dr. Schwimmer hat uns heute ja vorexerziert, 
wann diese Beschlüsse gefaßt wurden; also 
noch in der Zeit Q-er großen Koalition - sollen 
nunmehr nicht mehr gelten, seitdem die ÖVP 
in der Opposition ist. Plötzlich schließen sich 
die Abgeordneten und die Funktionäre der 
Volkspartei der Forderung an, entgegen den 
Richtlinien des Anpassungsbeirates weitere 
Erhöhungen vorzunehmen. 

Sie stellen in diesem Zusammenhang doch 
auch, möchte ich sagen, unseriöse Vergleiche 
an, wie zum Beispiel heute mit einem Abgang 
der Staatsbetriebe und dem Aufwand, der für 
die Pensionisten notwendig wäre, oder den 
Vergleich mit der Inflationsrate und der Pen­
sionsanpassung oder, wie es heuer gerade 
paßt, die Anpassung mit den abgeschlossenen 
Lohnerhöhungen. 

Der Obmann des Pensionisten bundes , Vize­
kanzler außer Dienst Dr. Withalm, will sogar 
ganz im Stile der Studenten und anderer 
Gruppen auf der Straße eine weitere Erhö­
hung der Anpassung durchsetzen. Er über­
sieht dabei wohl, daß es gerade die Pensioni­
sten sind, die sich noch sehr gut an die Ver­
hältnisse in der Ersten Republik erinnern und 
die natürlich auch die Zeit vor dem Jahr 1970 
bewußt miterlebt haben. 

Wie haben sich nun die Einkommen der 
Pensionisten tatsächlich entwickelt, und wie 

steht es mit den so oft zitierten Armen, den 
Ausgleichszulagenempfängern, im Vergleich 
zum letzten Jahr der kurzen ÖVP-Alleinregie­
rung? 

Zunächst zur Anzahl: Zurzeit gilt es 
1613000 Pensionen zu sichern, zum Unter­
schied von damals: da waren es etwa 1,2 Mil­
lionen. 

Zur Höhe der Durchschnittspensionen: Bei 
den Arbeitern ist die Invaliditätspension von 
1 489 S auf 5 480 S, bei den Alterspensionisten 
die Pension von 1 789 Sauf 6031 S gestiegen, 
die Witwenpension nach der Erhöhung von 50 
auf 60 Prozent von 986 S auf 4 036 S. 

Auch bei den Angestellten gibt es die glei­
chen Erhöhungssätze. Aber nicht nur bei den 
Unselbständigen, sondern auch bei den Selb­
ständigen gab es Steigerungen. In der 
gewerblichen Sozialversicherung zum Bei­
spiel stieg die Alterspension von 1 573 Sauf 
7044 S. 

In der Bauern-Sozialversicherung haben 
sich die Zuschußrenten ohne Ausgleichszu­
lage - die gab es nämlich für die Bauern in 
der Zeit der ÖVP-Alleinregierung noch nicht 
- für die Erwerbsunfähigen von 346 Sauf 
3821 S erhöht, bei den Alterszuschußrenten 
ist die Pension von 319 Sauf 4385 S gestie­
gen, die Witwenzuschußrenten von 233 Sauf 
3533 S. Das sind Erhöhungen, meine Damen 
und Herren, um das 11- bis 15fache. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wie sieht das 
bei den Ausgleichszulagenempfängern aus? 
1969 mußten zu mehr als einem Viertel der 
Pensionen Ausgleichszulagen bezahlt werden, 
dieser Prozentsatz hat sich bis August 1985 
auf 17,5 Prozent verringert. Die Höhe der Aus­
gleichszulage betrug 1969 1 217 S, dazu erhielt 
der Pensionist 473 S Zuschlag für die Frau, 
insgesamt also 1690 S. Wenn man damit 
unseren heutigen Pensionisten-Ehepaar­
Richtsatz vergleicht, der 1986 6 692 S betragen 
wird, stellt man eine nahezu vierfache Erhö­
hung fest. 

Im Vergleich zu den durchschnittlichen 
Alterspensionen der Arbeiter hat sich also die 
Kluft zwischen Ausgleichszulagenempfän­
gern und Durchschnittspensionisten verrin­
gert. Im Jahr 1969 waren 1690 S 94,5 Prozent, 
heute ist der Ausgleichszulagenbezieher mit 
6466 S im Vergleich zu den durchschnittli­
chen Alterspensionen der Arbeiter um 
107,5 Prozent darüber, daß heißt, hier gab es 
doch eine beträchtliche Erhöhung: 94,5 Pro-
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zent im Jahr 1969 und 107,5 Prozent im Jahr 
1985. 

Meine Damen und Herren! Nur ganz kurz 
zu den Verdiensten, weil heuer immer wieder 
angeführt wird, die Schere ginge auseinander, 
die Ausgleichszulagenbezieher würden hinter 
den Verdiensten verhältnismäßig zurückblei­
ben. 

Im Jahre 1969 verdiente ein Industriearbei­
ter ohne Sonderzahlungen im Monat durch­
schnittlich 4242 S. Im Vergleich dazu: Die 
Ausgleichszulagenempfänger hatten unge­
fähr 39,8 Prozent dieses Einkommens. Heute 
erzielt derselbe Industriearbeiter einen Ver­
dienst von 15670 S. Der Ausgleichszulagenbe­
zieher mit Ehefrau erhält heute etwa 41,3 Pro­
zent davon. Es ergibt sich also keineswegs 
eine Schlechterstellung im Verhältnis der 
Aktiven zu den Ausgleichszulagenbeziehern, 
sondern eine geringfügige Verbesserung. 
(Neuerlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Behauptung, meine Damen und Her­
ren, daß die Ärmsten immer ärmer würden, 
entbehrt daher wohl jeder Grundlage. Die 
Menschen in unserem Lande, auch die 
Unselbständigen und Pensionisten, konnten 
sich einen bescheidenen Wohlstand erarbei­
ten und lassen sich ihren persönlichen Erfolg, 
den sie damit errungen haben, nicht durch 
unhaltbare Behauptungen vermiesen. 

Schon in den ersten zehn Jahren der SPÖ­
Alleinregierung haben sich die Wohlstandsin­
dikatoren beträchtlich erhöht. Das zeigt sich 
bei der Zunahme der PKWs von 14,4 Prozent 
auf 55 Prozent, der Fernsehgeräte von 
13,4 Prozent auf 53 Prozent, der Telefone von 
15,9 Prozent auf 62 Prozent. 

Diese Aufwärtsentwicklung hat sich bis 
zum heutigen Tage fortgesetzt. Insgesamt 
gibt es heute etwa 2,5 Millionen PKWs in 
Österreich und etwa 550 000 Motorräder und 
Motorfahrräder . 

Das Argument, daß dabei manchmal eine 
Verschuldung eingegangen wird, stimmt 
zwar, das Argument aber, daß dadurch die 
Verarmung fortschreitet, stimmt sicherlich 
nicht. Das sieht man, wenn man sich vor 
Augen führt, daß der Spareinlagenstand zu 
Ende des dritten Quartals 1985 immerhin bei­
nahe 785 Milliarden Schilling betrug, was eine 
Erhöhung gegenüber dem Vorjahr um 12 Mil­
liarden bedeutet, gar nicht zu reden von den 
sonstigen Anlagen. 

Das beweist wiederum, meine Damen und 

Herren, daß die Bevölkerung sehr wohl zur 
derzeitigen Wirtschafts situation in unserem 
Lande Vertrauen hat. Das bedeutet aber auch 
eine Zustimmung zur Politik dieser Regie­
rung, die 1986 wiederum mehr als ein Viertel 
der Budgetausgaben für die soziale Wohlfahrt 
und die Sozialversicherung aufwenden wird. 

Wir Abgeordneten der Regierungsparteien 
stimmen diesem Voranschlag gerne zu, denn 
er bedeutet, daß es auch 1986 entgegen der 
ÖVP-Behauptung keinen Stillstand in der 
Sozialpolitik geben wird, daß sehr wohl die 
Pensionen gesichert werden und daß entspre­
chende Summen für die Arbeitsmarktförde­
rung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und Sicherung der Arbeitsplätze zur Verfü­
gung stehen und damit die soziale Sicherheit 
auch weiterhin in unserem Lande gewährlei­
stet ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 20.03 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Samwald. Ich erteile es ihm. 

20.03 

Abgeordneter Samwald (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte gleich zu 
Beginn meiner Rede zum Ausdruck bringen, 
daß trotz aller Kritik von seiten der Opposi­
tion zum Budgetkapitel Gesundheit und 
Umweltschutz doch auch, glaube ich, klarge­
worden ist, daß die Aufgabe, im Rahmen der 
Gesundheitspolitik für ein gesundes Leben 
einzutreten, sicherlich für alle im Parlament 
vertretenen Parteien Vorrang hat, aber auch 
in Zukunft Vorrang haben muß. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Es sollte uns alle auch mit Stolz und Genug­
tuung erfüllen - ich glaube, auch das kann 
gar nicht oft genug zum Ausdruck kommen 
-, daß seit der Gründung des Bundesministe­
riums für Gesundheit und Umweltschutz die 
Verbesserungen, die Verfeinerungen, auch 
die - wenn Sie wollen - Koordinierung im 
Rahmen der Gesundheitsvorsorge, die bes­
sere Bekämpfung der Krankheiten, die Vor­
sorgemedizin und der Schutz der Konsumen­
ten sicherlich wesentliche Schwerpunkte in 
diesen 15 Jahren seit Bestehen dieses Mini­
steriums gewesen sind. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Und, meine Damen und Herren dieses Hau­
ses, seien wir doch ehrlich: Nichts könnte den 
Erfolg der Gesundheitspolitik in Österreich 
besser untermauern und dokumentieren als 
die Anerkennung dieser Politik sowohl in den 
Fragen der Gesundheit als auch des Umwelt-
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schutzes auf internationaler Ebene. Öster­
reich hat, wenn es auch ein kleines Land ist, 
durch diese Maßnahmen der Bundesregie­
rung, aber auch des Gesundheitsministeriums 
Maßstäbe gesetzt, um die uns reichere und 
größere Länder beneiden können. 

Wir haben drei große Problembereiche auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens, erstens 
die prästationäre, extramurale Pflege, zwei­
tens die stationäre Pflege und drittens die 
poststationäre Behandlung. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
die derzeitige prästationäre Versorgung durch 
die frei praktizierende Ärzteschaft zweifellos 
aufrechterhalten bleiben muß, weil sie sicher 
imstande ist, mit den Problemen der Versor­
gung am besten, aber auch am wirtschaftlich­
sten fertig zu werden. 

Aber auch bei der zweiten Systemfrage, 
nämlich der stationären Pflege, muß ich zum 
Ausdruck bringen, daß hier Entscheidendes 
geschehen ist. In Zusammenarbeit mit den 
Ländern die Zusage zum österreichischen 
Krankenanstaltenplan zu erreichen, war 
sicherlich in diesen jahrelangen Verhandlun­
gen nicht leicht. 

Wir haben auch erreicht, daß es eine neue 
Kostenvorgabe in den Spitälern gibt, mit 
einer, wie ich meine, sehr geehrte Damen und 
Herren, doch sehr gründlichen Umwandlung 
dieses Systems. Wir sind ja wirklich wegge­
gangen von der Defizitabdeckung und hinge­
gangen zum Kostenvorgabesystem, womit wir 
sicherstellen können, daß der große medizini­
sche Standard der österreichischen Spitäler 
erhalten bleiben kann und daß wir in Zukunft 
die Kostenentwicklung doch einigermaßen in 
den Griff bekommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn in diesem Zusammenhang immer wie­
der von einer Kostenexplosion in den Spitä­
lern gesprochen wird, muß man doch auch 
erkennen, wodurch diese ausgelöst wird. 
70 Prozent der Kosten eines Krankenhauses 
sind Personalkosten, sind also Kosten, die 
man nicht beeinflussen kann. Im Gegenteil: 
Durch neue medizinische Forschungen, vor 
allem durch neue diagnostische Methoden, 
aber auch durch neue therapeutische Metho­
den werden, wie wir ja wissen, immer teurere, 
kostspieligere Apparate in den Spitälern 
installiert, und diese sind natürlich, auch weil 
mehr Personal, vor allen Dingen geschultes 
Personal benötigt wird, sehr kostenintensiv. 

Das sind sicherlich, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, Probleme, vor die wir alle 
gestellt sind, die wir hier in diesem Hohen 
Haus gemeinsam Gesundheitspolitik zu 
machen haben, die großen Herausforderun­
gen, die im Rahmen des Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds und der begleitenden 
Maßnahmen einer Lösung zugeführt werden 
müssen. 

Übersehen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, dürfen wir aber heute auch eines 
nicht: die großen Fortschritte, den großen 
internationalen Wandel in der Medizin, näm­
lich den Wandel von der kurativen zur präven­
tiven Medizin. Ich glaube, daß auch hier das 
Gesundheitsministerium in den letzten Jah­
ren entscheidende Schritte gesetzt hat. 

Es ist heute von meinen Vorrednern hier 
schon mehrmals der Mutter-Kind-Paß ange­
zogen worden. Ich glaube, gerade hier haben 
wir in den letzten Jahren Erfolge erzielen 
können, die uns zwar heute noch nicht voll 
befriedigen. Aber immerhin sind wir von fast 
18 Promille Säuglingssterblichkeit in diesem 
Jahr auf einen Durchschnitt von 10,1 Promille 
gekommen. Das ist noch immer zuviel, weil 
jeder verstorbene Säugling ein Säugling 
zuviel ist, der gestorben ist. Aber trotzdem 
haben diese Maßnahmen gegriffen, und es ist 
zu hoffen, daß wir noch unter diese imaginäre 
Grenze von 10 Promille kommen werden. 

Auch die Frage der Gesundenuntersuchun­
gen ist heute hier schon mehrmals ange­
schnitten worden, es hat sich gezeigt, daß sie 
einer starken Kritik ausgesetzt sind. Dazu ist 
zu sagen, daß wir sicherlich anfangs die 
Administration nicht so vorgenommen haben, 
wie sie günstig gewesen wäre. Es hat sehr 
lange gedauert, und das Untersuchungspro­
gramm selbst ist nicht sehr attraktiv gewe­
sen. Aber auch das muß gesagt werden: 
Sowohl die Ärzteschaft als auch die Patienten 
haben vorerst diese Untersuchungen nicht in 
dem Maße angenommen, wie wir es uns vor­
gestellt hatten. 

Trotzdem: Wenn nun ein kleiner Erfolg, ein 
leichtes Ansteigen und eine Verbesserung zu 
sehen sind, kann dieser Zustand in bezug auf 
die Gesundenuntersuchung noch immer nicht 
befriedigen. 

Auch die Frage der Zahnärzte ist heute hier 
in diesem Raum angeschnitten worden; es 
gibt sicherlich auch zu wenig Zahnärzte. Ich 
glaube, das steht außer Diskussion. Wir wis­
sen, daß es gerade in den ländlichen Gebieten 
noch immer eine Unterversorgung gibt und 
daß sich die jungen, die neu ausgebildeten 
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Zahnärzte vor allen Dingen in den Ballungs­
zentren niederlassen. Aber eines muß doch 
auch hier gesagt werden: daß es in den letzten 
fünf Jahren gelungen ist, die Zahl der Ausbil­
dungsplätze für Zahnärzte von 200 auf 300 zu 
steigern. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wir haben zweifellos aber auch, meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Hohen Hau­
ses, obwohl das von der Opposition immer 
wieder bestritten wird, auch im Umweltbe­
reich Entscheidendes erreicht und liegen auf 
diesem Sektor, aber auch auf dem Sektor der 
Gesundheitspolitik im internationalen Ver­
gleich sicherlich im Spitzenfeld. 

Man kann wirklich sagen, daß Österreich, 
wenn auch als kleines Land, eine führende 
Rolle in der Umweltbewegung in Europa ein­
nimmt, nämlich deshalb einnimmt, weil wir 
auch bereit sind, dafür Opfer zu bringen . 
. Denn eines muß heute anläßlich dieser 
Debatte zum Ausdruck gebracht werden: Der 
Umweltschutz kann nicht umsonst geleistet 
werden, er wird auch in Zukunft von uns und 
von der Bevölkerung dieses Landes große 
Opfer verlangen. Aber ich möchte schon 
untermauern, daß große Summen für einen 
erfolgreichen Umweltschutz notwendig sind: 
70 Milliarden Schilling für die Reinhaltung 
der Flüsse, 55 Milliarden Schilling für den 
weiteren Ausbau des Huckepackverkehrs zur 
Entlastung der Transitstrecken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das sind Beträge, die wir uns erst verdienen 
müssen. Daher wird es auch in Zukunft not­
wendig sein, in dieser Frage einen gemeinsa­
men Konsens zu finden. Hier brauchen wir 
wirklich die Zusammenarbeit aller und insbe­
sondere auch die Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft. 

Bei dieser Budgetdebatte sollten auch die 
jahrelangen Bemühungen des Herrn Bundes­
ministers in der Frage der Entbleiung des 
Benzins nicht vergessen werden. Das war 
nicht so leicht, wie es heute dargestellt wird. 
Diese Frage mußte in jahrelangen Verhand­
lungen geregelt werden. Auch das kann als 
großer Erfolg des Gesundheitsministeriums 
bezeichnet werden. (Neuerlicher Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir alle, die wir im Rahmen der Gesundheits­
politik im Gesundheitsausschuß tätig sind, 
wissen, daß es sich gerade in den Fragen der 
Gesundheitspolitik in unserem Lande, in dem 
Aufgabenbereich des Parlaments, aber auch 
im Bundesministerium selbst um einen spe-

ziellen Bereich handelt, in dem es nicht so wie 
in anderen Ressorts einen Knopf geben kann, 
auf den man drückt, und morgen ist schon das 
Ergebnis da. Gerade das vergangene Jahr hat 
wieder gezeigt, daß viele Gesetzesvorlagen, 
viele Verordnungen vorgelegt worden sind, 
die wir hier mit einer einzigen Ausnahme alle 
einstimmig beschließen konnten. 

Das heißt aber auch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, es sind viele legistische 
Maßnahmen gesetzt worden, die nicht mit 
einem großen finanziellen Aufwand verbun­
den waren, die auch nicht so im Blickpunkt 
der Öffentlichkeit gestanden sind, die aber im 
Interesse der Gesundheit der österreichi­
schen Bevölkerung von absoluter Notwendig­
keit gewesen sind. 

Es ist auch eine Tatsache, und das kann 
niemand, der sich intensiv und sachlich mit 
diesen Fragen auseinandersetzt, bestreiten, 
daß viele dieser getroffenen oder bereits ein­
geleiteten Maßnahmen ihre Früchte getragen 
haben. 

Auch in Zukunft werden wir immer wieder 
mit den gigantischen Fragen des Umwelt­
schutzes, neuer medizinischer Maßnahmen, 
Vorsorgemaßnahmen und einer präventiven 
Gesundheitspolitik konfrontiert werden. Es 
ist keine Frage, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß diese Probleme, daß diese 
Maßnahmen einer intensiven Vorarbeit 
bedürfen, aber auch eines gemeinsamen Ver­
ständnisses aller, die im Rahmen der Gesund­
heitspolitik hier im Hohen Hause mitarbei­
ten. 

Nur so wird es uns gelingen, daß wir auf 
diesem Gebiet auch jenes Format und jenen 
Idealzustand erreichen, der im Interesse der 
Österreicherinnen und Österreicher für die 
Zukunft notwendig ist. 

Es sollte wirklich so sein, daß in unserer 
Republik jedem Menschen ohne Rücksicht 
auf seinen Stand, auf seine Herkunft und auf 
seine politische Richtung die gleichen Chan­
cen, aber auch die gleichen Erkenntnisse der 
Wissenschaft auf dem Gebiete der Gesundheit 
zur Verfügung stehen sollen. 

Meine Damen und Herren! Mit der 
Beschlußfassung dieses Budgetkapitels 
Gesundheit und Umweltschutz hat Herr Bun­
desminister Dr. Kurt Steyrer heute hier zum 
letzten Mal in diesem Hohen Haus gespro­
chen. Ich möchte es deshalb nicht verabsäu­
men, ihm und dem Herrn Staatssekretär 
dafür zu danken, daß sie sich stets bemüht 
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haben, im Interesse der österreichischen 
Bevölkerung im Rahmen des Ministeriums 
mit den Mitarbeitern eine Politik zu betrei­
ben, die weitgehend auf die Zusammenarbeit 
und den Konsens mit den anderen Fraktionen 
ausgerichtet gewesen ist. Ich glaube, nur so 
war es möglich, daß Österreich in der 
Umweltpolitik, wenn auch als kleines Land in 
Europa, eine Pionierrolle übernehmen 
konnte. 

Und wenn es heute eine beispielhafte 
Umweltoffensive in unserer Republik gibt, so 
ist diese Offensive sicherlich auf seinen kon­
sequenten und engagierten Einsatz zurückzu­
führen und mit seinem Namen verbunden. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es ist daher keine Frage, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren dieses Hohen Hauses, 
daß wir von der sozialistischen Fraktion die­
sem Budgetkapitel gerne unsere Zustimmung 
geben werden. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 20.18 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Helmuth Stocker. Ich erteile es ihm. 

20.18 

Abgeordneter Helmuth Stocker (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Die Sozialpartnerschaft, jene bewährte öster­
reichische Institution von modellhaftem Cha­
rakter, um die uns das Ausland nicht zu 
Unrecht beneidet, ist vor einigen Wochen ins 
Gerede gekommen. Einer meiner Vorredner, 
Herr Kollege Kräutl, hat schon einige Zahlen 
aus einer Studie der Sozialwissenschaftlichen 
Studiengesellschaft hier erwähnt. Bei der 
Präsentation dieser Studie war sogar von 
einer gewissen "Entzauberung der Sozialpart­
nerschaft" die Rede. 

Wohl halten nach wie vor mehrheitlich die 
Österreicher das System der Wirtschafts- und 
Sozialpartnerschaft für vorteilhaft, aber es ist 
immerhin bemerkenswert, festzustellen, daß 
die Zustimmung in den vergangenen zwei 
Jahren von 69 auf 58 Prozentpunkte abgesun­
ken ist. Dabei fällt besonders auf, daß die 
Gruppe der Skeptiker von den Jugendlichen 
unter 20 Jahren dominiert wird. Sie sind 
mehrheitlich indifferent oder halten die 
Sozialpartnerschaft für nachteilig. 

Ich bin, meine geschätzten Damen und Her­
ren, im Prinzip ein Befürworter der österrei­
chischen Sozialpartnerschaft, kommt ihr doch 
unbestreitbar ein wesentlicher Anteil am 
wirtschaftlichen Aufstieg unseres Landes zu. 

Zwar glaubt immer noch eine Mehrheit von 
47 Prozent der Österreicher, daß durch die 
Sozialpartnerschaft faire Kompromisse aus­
gehandelt werden können, aber beachtliche 
39 Prozent meinen, daß dies zu Lasten einzel­
ner Gruppen ginge. 

Nun hat aber die Sozialpartnerschaft in den 
Herbsttagen dieses Jahres einen, wie ich 
meine, eindrucksvollen Beweis für ihre Funk­
tionsfähigkeit erbracht. Sie hat nämlich die 
Voraussetzungen für den Einstieg in die 
35-Stunden-Woche geschaffen. 

Hohes Haus! Wofür das zahlenmäßig kleine 
graphische Gewerbe zunächst Vorreiter war, 
das wird nun ab November nächsten Jahres 
in einer ersten Etappe mit der Einführung der 
38%-Stunden-Wochenarbeitszeit für die 
gesamte Metallbranche in Österreich Wirk­
lichkeit. Eine der größten Arbeitnehmergrup­
pen - mit den Industrieangestellten und den 
im Metallgewerbe Beschäftigten sind es fast 
400 000 Menschen - wird von dieser Arbeits­
zeitregelung erfaßt werden. Es muß klar sein, 
daß von dieser Regelung eine Signalwirkung 
auf andere Branchen ausgehen wird. 

Noch wenige Tage vor der Einigung der 
Sozialpartner haben die unabhängigen "Salz­
burger Nachrichten" in einem Leitartikel das 
Ergebnis mit einer Reihe bemerkenswerter 
Feststellungen vorweggenommen. Ich zitiere 
daraus jene Passagen, die, wie mir scheint, 
den Stimmungsumschwung bei der Unterneh­
merseite, aber auch die Kompromißfähigkeit 
der Gewerkschaften verdeutlichen. Da heißt 
es - ich zitiere -: 

"Noch vor einem guten Jahr brauchte so 
mancher Industrielle nur den Namen von 
Sozialminister Alfred Dallinger zu hören, 
schon drohte ihm der Kragen zu platzen." 
Weiter liest man: 

"Ohne großes Aufsehen zu erregen, sind die 
einstmals so harschen Gegner zu echten Ver­
handlungspartnern im besten Sinne des 
Wortes geworden." Ferner: 

"Man sollte sich die Abläufe" - so heißt es 
weiter - "in der österreichischen Diskussion 
um die Verkürzung der Wochenarbeitszeit gut 
merken. Denn sie könnten einmal als Lehr­
stück für politische Vernunft dienen." - Ende 
des Zitats. 

Meine Damen und Herren! Insgesamt 
bewertet das angesehene Blatt diese Entwick­
lung noch dazu mit dem Titel des Leitartikels 
als "ein positives Beispiel für Politik". 
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Hohes Haus! Dieses positive Beispiel für 
Politik kommt jedoch nicht von ungefähr. 
War es doch der Sozialminister , der den müh­
samen Bewußtseinsbildungsprozeß in dieser 
sicher explosiven Frage frühzeitig in Gang 
gesetzt hat, wohl wissend, daß da auf ihn in 
der öffentlichen Diskussion einiges zukom­
men wird und in der Tat auch zugekommen 
ist. 

Trotz bewußter oder unbewußter Fehlinter­
pretationen in den Medien, trotz mancher Dif­
famierungen auch durch den politischen Geg­
ner blieb der Sozialminister seiner Linie treu. 
Und er hat schließlich mit seiner Auffassung 
recht behalten, daß nämlich eine Arbeitszeit­
verkürzung, wie das von mir zitierte Beispiel 
zeigt, eine wesentliche Voraussetzung für 
eine längerfristige Sicherung eines hohen 
Beschäftigungsniveaus bildet. 

Hohes Haus! Die Ziffern des erst kürzlich 
hier im Nationalrat erörterten Sozialberichtes 
für das Jahr 1984 und auch die neueren Daten 
bestätigen die Richtigkeit des nun eingeschla­
genen Weges. 

Aus dem Sozialbericht geht unter anderem 
hervor, daß die Produktivität in der österrei­
chischen Wirtschaft im Jahr 1984 pro Arbeits­
stunde um 5 Prozent höher war als im voran­
gegangenen Jahr. Die Arbeitszeit pro Arbeit­
nehmer blieb hingegen ungefähr gleich. Wir 
haben also mit demselben Einsatz an Arbeits­
zeit um 5 Prozent mehr produziert, ohne daß 
diese Mehrproduktion auf eine erhöhte Kauf­
kraft gestoßen wäre. 

Es gilt also, meine Damen und Herren, 
einem neuen Phänomen wirksam entgegen­
zusteuern, nämlich der im zunehmenden 
Maße festzustellenden Entkoppelung von 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. 
Wenn es also bei einem durchaus bemerkens­
werten Wirtschaftswachstum in Österreich in 
den letzten Jahren - 1984 2,2 Prozent, in die­
sem Jahr rund 3 Prozent und im kommenden 
Jahr voraussichtlich um 2,5 Prozent - zu kei­
ner Reduzierung der im internationalen Ver­
gleich nach wie vor niedrigen österreichi­
schen Arbeitslosenrate kommt und wenn als 
Folge der rasanten technischen Entwicklung 
immer mehr Produkte immer rascher und von 
immer weniger Menschen hergestellt werden, 
dann kann halt auf Dauer die vom Sozialmini­
ster und insbesondere vom Österreichischen 
Gewerkschaftsbund propagierte Arbeitszeit­
verkürzung nicht verhindert werden. 

Meine Damen und Herren! Wäre beispiels­
weise die generelle Arbeitszeit Anfang der 

siebziger Jahre nicht von 45 auf 40 Stunden 
reduziert worden, hätten wir nach Experten­
berechnungen heute in Österreich mit der 
Horrorziffer von 300 000 Arbeitslosen zu 
kämpfen. Es gibt eine Schätzung, daß der 
volkswirtschaftliche Verlust von nur einem 
Prozent Arbeitslosigkeit - das sind in Öster­
reich rund 28 000 Menschen - mehr als 
10 Milliarden Schilling ausmacht. 

Bei allen Überlegungen also, wieviel die 
Arbeitszeitverkürzungen kosten werden, wird 
man korrekterweise immer die Kosten für die 
Arbeitslosen gegenrechnen müssen. 

Um derzeit allen Arbeitswilligen Arbeit 
anbieten zu können, wäre nach Expertenbe­
rechnungen eine illusorische wirtschaftliche 
Wachstumsrate von 6 bis 7 Prozent erforder­
lich. Es kann daher, Hohes Haus, hier nur 
zwei Alternativen geben: Entweder es bleibt 
für einen Teil der Arbeitnehmer in Zukunft 
die Arbeitszeit auf Null herabgesetzt - das 
wäre die radikalste, aber zweifellos inhuman­
ste Lösung -, oder für alle Arbeitnehmer 
wird die Arbeitszeit in vertretbarem Maße 
gekürzt. In Österreich, meine geschätzten 
Damen und Herren, wurden nun die Weichen 
für die zweite, die humane Variante gestellt. 

Wesentlich erscheint mir dabei noch festzu­
stellen, daß auch bei den erfolgreich geführ­
ten Verhandlungen im Metallbereich am Prin­
zip des vollen Lohnausgleiches festgehalten 
wurde. 

Und noch etwas halte ich für bedeutsam: 
Die Sicherung der Erhaltung eines hohen 
Beschäftigungsniveaus in Österreich für die 
Zukunft erfolgt nicht in einer Notstandssitua­
tion, sondern vor dem Hintergrund von Wirt­
schaftsdaten, mit denen unser Land im inter­
nationalen Vergleich der OECD-Staaten auch 
1985 und nach den vorliegenden Prognoseer­
gebnissen auch im kommenden Jahr hervor­
ragend bestehen wird können. Diese Erfolge 
sind uns aber zweifellos nicht in den Schoß 
gefallen. Sie sind neben dem Fleiß und der 
Tüchtigkeit der österreichischen Arbeitneh­
mer und einer funktionierenden Wirtschaft 
im wesentlichen das Ergebnis einer soliden 
und aktiven Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
sozialistisch-freiheitlichen Koalitionsregie­
rung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 20.28 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als letzter 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Schwarzenberger. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute für alle Bevölke­
rungsschichten äußerst wichtige Budgetkapi­
tel beraten. Die Kapitel Soziales, Gesundheit 
und Umweltschutz betreffen jeden Bürger 
dieses Landes. Es sind zwei Bereiche, wo die 
Sorgen von Jahr zu Jahr größer werden. Die 
Umweltverschmutzung nimmt bedrohliche 
Formen an, aber auch auf dem Gebiet Sozia­
les gibt es Sorgen: Die Arbeitslosenrate steigt 
stetig weiter an. 

Seit 1980 sinken die Pensionen real um 
2,2 Prozent, während in der Zeit der ÖVP­
Alleinregierung die Pensionen jährlich um 
4 Prozent real anstiegen. So hatten wir 1980 
einen Rückgang der Pensionen um 0,8 Pro­
zent, 1981 einen solchen von 1,6 Prozent, 1982 
einen Rückgang von 0,2 Prozent und zufälli­
gerweise im Wahljahr 1983 einen Anstieg von 
2,1 Prozent, während 1984 und 1985 die reale 
Pensionsleistung wieder rückgängig war. 

Tausende bäuerliche Pensionisten erfuhren 
heuer durch die Anhebung der Bewertung der 
freien Station von 1 740 Sauf 2 040 Seine 
Kürzung. Diese Pensionisten bekommen nun 
nach Abzug der 3prozentigen Krankenversi­
cherungsbeiträge nur mehr 2399 S monatlich 
ausbezahlt. Herr Minister! Mit 80 S pro Tag 
müssen diese Rentner das Auslangen finden! 

Die durchschnittliche Bauernpension 
wurde im November mit 3 821 S an 180 000 
Pensionisten ausbezahlt. Das bedeutet, mit 
125 S pro Tag müssen zum Teil Ehepaare ihr 
Auslangen finden, und gleichzeitig werden 
Milliardenbeträge von der verstaatlichten 
Industrie im Ausland verschleudert. (Abg. 
E 1 m eck e r: ... für die Sozialversicherung 
der Bauern!) Milliardenbeträge wurden von 
der Intertrading und beim Bau des Stahlwer­
kes in Bayou in Amerika verschleudert. (Bei­
fall bei der ÖVP. - Weiterer Zwischenruf des 
Abg. E 1 m eck e r.) Herr Genosse Elmecker 
(Heiterkeit), die Zuschüsse zur Sozialversi­
cherung bei den Angestellten machen im 
kommenden Jahr 17,270 Milliarden Schilling 
aus, also eine Steigerung von 21 Prozent. 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Für die 
der Eisenbahner erfolgte eine Steigerung von 
8,952 Milliarden auf 9,423 Milliarden Schil­
ling. (Beifall bei der ÖVP.) 

Während die Zuschüsse zu der Pensionsver­
sicherung der Arbeiter um 29 Prozent stiegen, 
fielen die Zuschüsse für die gewerbliche 
Sozialversicherung um 4 Prozent zurück und 
stiegen für die Bauernpensionsversicherung 

um 8,8 Prozent an. An diesen Zahlen sieht 
man, daß der Anstieg der Zuschüsse vor allem 
für die Eisenbahner und für die Angestellten 
wesentlich größer war. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben in 
Österreich eine Berufsgruppe, die Versiche­
rungsbeiträge entrichten muß, aber daraus 
keine Leistungen erhält. Mehr als die Hälfte 
der österreichischen Bauern sind gezwungen, 
einen Nebenerwerb aufzunehmen. Alle jene, 
die einen höheren Einheitswert als 51000 S 
haben, werden bei Arbeitslosigkeit keine 
Arbeitslosenunterstützung erhalten. 51 000 S 
Einheitswert aber kann ein Betrieb bereits 
erreichen mit drei, vier oder fünf Hektar Flä­
che. Von dieser Fläche kann keine Bauernfa­
milie leben! Diesen Leuten die Arbeitslosen­
unterstützung vorzuenthalten, obwohl sie Bei­
träge leisten, ist wirklich unsozial. 

Wir stehen jetzt kurz vor Weihnachten, und 
viele sozialgesinnte Vereinigungen, wie etwa 
"Rettet das Kind", "Lion's Club", "Kiwanis­
Club", "Licht ins Dunkel", aber auch Zeitun­
gen sammeln für die armen Schichten der 
Bevölkerung. In der Ausgabe des "Kurier" 
vom 17. Dezember, also von morgen, in der 
heutigen Abendausgabe, steht: 

"J etzt rollen täglich Tag und Nacht Lastwa­
gen mit Geschenken der ,Kurier' -Leser zu den 
Armen und Einsamen dieses Landes. Dank 
dieser Hilfsbereitschaft werden 30 000 Bedürf­
tige ein Weihnachtsfest" - und jetzt hören 
Sie zu, Herr Sozialminister! - "ohne Hunger 
und Kälte feiern." 

Das ist wirklich eine Bankrotterklärung der 
österreichischen Sozialpolitik! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

So groß die Freude der beschenkten Fami­
lien auch sein mag, so ist es für einen Berufs­
stand, der 70 und 80 Stunden in der Woche 
arbeitet, doch bedrückend, wenn bei Kinder­
reichturn gleichzeitig die Armutsgrenze 
erreicht wird. 

Diese Beispiele beweisen, daß die sozial 
Benachteiligten in Österreich die kinderrei­
chen Familien sind. Die Regierung ist nicht 
mehr in der Lage, den sozial Schwächsten zu 
helfen - siehe zum Beispiel die Ablehnung 
des Heizkostenzuschusses für Mindestrent­
ner, die Verschlechterung des Anpassungs­
faktors durch die steigende Arbeitslosigkeit. 

Diese Regierung kann auch nicht mehr 
umverteilen zu den sozial Schwachen, son­
dern sie ist dabei, umzuverteilen hin zum 
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Schuldendienst. Beträgt heuer der Schulden­
dienst bereits 37,7 Prozent der Nettosteuerein­
nahmen, nämlich 82,32 Milliarden Schilling 
von den 218 Milliarden Schilling Nettosteuer­
einnahmen, so wird dieser Anteil nun jährlich 
um 3 Prozent ansteigen und der Schulden­
dienst bereits in vier bis fünf Jahren 50 Pro­
zent der Nettosteuereinnahmen erreichen. 

Im kommenden Jahr ist der Budgetabgang 
bereits wesentlich höher, als 1970 das 
Gesamtbudget des Bundes betrug. Damals 
sagte Kreisky bei 7 Milliarden Budgetabgang, 
dies sei ein Wahnsinn. Heute haben wir die­
sen Wahnsinn mal 15. Jedes der 15 Ministe­
rien hat heute mehr Budgetabgang als damals 
die gesamte Regierung im Jahre 1970! 290 Mil­
lionen Schilling täglich beträgt im kommen­
den Jahr der Abgang im österreichischen 
Bundeshaushalt. Das heißt mit anderen 
Worten: In sieben Monaten, also von Jänner 
bis einschließlich Juli, wird diese Regierung 
gleich viel Schulden machen, wie in der Auf­
bauphase in 25 Jahren, von 1945 bis 1970, 
gemacht wurden. 

Wir erleben hier die Hilflosigkeit einer 
Regierung, die zwar die Probleme sieht, aber 
keine Lösungen findet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Man gewöhnt das Volk daran, daß im näch­
sten Jahr 115 bis 120 Milliarden Schilling 
Defizit allein im Bundesbudget zu erwarten 
sind. Wir leben bereits auf Kosten der Kinder. 

Mein Vorredner, der Abgeordnete Stocker, 
hat die "Salzburger Nachrichten" als unab­
hängige Tageszeitung zitiert. Ich möchte 
ebenfalls aus den "Salzburger Nachrichten", 
und zwar aus dem Leitartikel des Chefredak­
teurs Ritschel zitieren. Er schreibt folgendes: 

"Unsere Kinder haben die wachsenden 
Schuldenberge zu finanzieren, den Zinsen­
dienst zu tragen. Sie haben die Betriebsmittel 
für die Monsterbauten wie AKH und Konfe­
renzzentrum, Versicherungspaläste und die 
Schulden für die verstaatlichte Industrie auf­
zubringen." 

Das steht in den "Salzburger Nachrichten", 
die mein Kollege vorher zitierte. (Abg. Sam­
wal d: Ärger wie die Kommunisten! - Abg. 
Dr. G ra f f: Unqualifizierte Unmutsäußerun­
gen! Extreme Nervosität bei der SPÖ.) 

Ritschel schreibt in den "Salzburger Nach­
richten" weiter: 

"Sie haben bei einem immer kleiner wer­
denden Anteil der menschlichen Arbeit nicht 

nur für sich und für die Kindeskinder das 
Leben zu bestreiten, sondern den Schulden­
berg zu verantworten, den wir ihnen hinter­
lassen haben." 

Und hier ein sehr deutliches Wort: 

"Wer da meint, daß es ohne eine völlig neue 
Politik geht, dem ist wirklich nicht zu helfen." 

Das schreibt Chefredakteur Ritschel in den 
"Salzburger Nachrichten". Dem ist nichts hin­
zuzufügen, und deshalb lehnen auch wir von 
der Volkspartei dieses Budget ab. (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. Sam wal d: Wegen dem 
Ritschellehnen Sie es ab?!) 20.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Die Herren Berichterstatter verzichten auf 
ein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
mungo 

Ich lasse zunächst über die Beratungs­
gruppe XV, Gesundheit und Umweltschutz, 
des Bundesvoranschlages 1986 abstimmen. 
Diese umfaßt das Kapitel 17 in 740 der Beila­
gen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t 
an ge nomme n. 

Wir gelangen jetzt zur Abstimmung über 
die Beratungsgruppe VII, Soziale Verwaltung, 
des Bundesvoranschlages 1986. Diese umfaßt 
die Kapitel 15 und 16 in 740 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t 
ang e no mmen. 

Beratungsgruppe III 

Kapitel 20: Äußeres 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
nunmehr zur Verhandlung über die Bera­
tungsgruppe III: Äußeres. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordne­
ter HölL Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Höll: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
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und Herren! Ich bringe den Spezialbericht zur 
Beratungsgruppe III: Kapitel 20: Äußeres. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratungsgruppe III enthaltene Kapi­
tel 20 "Äußeres" des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1986 unter dem Vorsitz des Obmann­
stellvertreters Abgeordneten Dr. Veselsky in 
seiner Sitzung am 8. November 1985 in Ver­
handlung genommen. 

Im vorliegenden Entwurf zum Bundesfi­
nanzgesetz 1986 sind beim Kapitel 20 "Äuße­
res" Gesamtausgaben von 2448,460 Millionen 
Schilling und Einnahmen von 211,397 Millio­
nen Schilling vorgesehen. Dies bedeutet 
gegenüber 1985 eine Steigerung der Ausgaben 
um 219,501 Millionen Schilling oder 9,8 Pro­
zent und der Einnahmen um 12,613 Millionen 
Schilling oder 6,3 Prozent. 

Die Ausgabensteigerung verteilt sich auf 
die einzelnen Gebarungsgruppen wie folgt: 

1. Gesetzliche Verpflichtungen 

a) Beim Personal aufwand wurden um 
27,451 Millionen Schilling oder 6,1 Prozent 
mehr veranschlagt. Die Steigerung ist auf die 
allgemeinen Bezugserhöhungen sowie auf die 
Personalvermehrung durch die Novellierung 
des Bundesministeriengesetzes 1973 und 
Übernahme der Entwicklungshilfe zurückzu­
führen. 

b) Die internationalen Beitragszahlungen 
konnten fast gleich (plus 0,011 Millionen 
Schilling) veranschlagt werden, obwohl sich 
die meist in US-Dollar festgesetzten Beiträge 
erhöhten, und der bisher bei Kapitel15 
"Soziales" veranschlagte Beitrag zum UNI­
CEF zuständigkeitshalber ab 1986 bei Kapi­
tel 20 veranschlagt wurde. Der Grund hiefür 
ist die Dollar-Abwertung. 

Neu hinzugekommen ist außer UNICEF der 
"Beitrag zur Weltabrüstungskampagne" , der 
"Fonds zur Entwicklung des Unterrichts in 
den Menschenrechten" und der "Beitrag zum 
UN-Apartheidseminar" . 

c) Die übrigen gesetzlichen Verpflichtun­
gen, wie die "Leistungen nach § 58 B-KUVG 
und § 130 ASVG", wie Familienbeihilfen und 
die "Öffentlichen Abgaben" mußten um 
1,191 Millionen Schilling höher veranschlagt 
werden. 

2. Die im Sachaufwand des Kapitels 20 ver­
anschlagten Ermessenskredite erfuhren eine 

Erhöhung um 190,848 Millionen Schilling oder 
13,9 Prozent. 

Über den für die Veranschlagung der Er­
messenskredite festgesetzten Rahmen wurde 
für folgende Aufwendungen vorgesorgt: 

a) Bei den Aufwendungen der Vertretungs­
behörde (Ansatz 1120108 "Aufwendungen") 
mit 45,035 Millionen Schilling. Hievon entfal­
len für die hier veranschlagten Auslandszula­
gen 30,000 Millionen Schilling. Weitere grö­
ßere Unterschiede ergeben sich durch Kosten­
steigerungen bei den Energiebezügen (plus 
2,000 Millionen Schilling), der Instandhaltung 
von sonstigen Anlagen (plus 0,600 Millionen 
Schilling), den sonstigen Transporten (plus 
2,000 Millionen Schilling), der Nachrichten­
übermittlung durch staatliche Unternehmun­
gen (plus 2,000 Millionen Schilling). 

b) Von dem bei den Kulturinstituten 
(Ansatz 1120308 ,,Aufwendungen") veran­
schlagten Mehrbedarf von 3,991 Millionen 
Schilling entfallen auf die Auslandszulagen 
2,500 Millionen Schilling. 

c) Die Veranschlagung des Verwaltungsauf­
wandes bei der Zentrale hält sich im Rahmen 
der Richtlinien. 

3. Die Anlagenkredite wurden gegenüber 
1985 um 8,514 Millionen Schilling niedriger 
veranschlagt. 

Beim Ansatz 1120003 ist der weitere Ausbau 
der Telekommunikation und die Ausgestal­
tung der Redoutensäle vorgesehen. Für die 
EDV ist mit 2,503 Millionen Schilling vorge­
sorgt. 

Der beim Ansatz 1/20103 veranschlagte 
Betrag ist für den Erwerb von Gebäuden und 
die Errichtung von Neubauten sowie für die 
Instandsetzung von bundeseigenen Gebäuden 
im Ausland vorgesehen. 

4. Die Förderungskredite wurden gegen­
über 1985 um insgesamt 0,540 Millionen Schil­
ling niedriger veranschlagt. 

5. Der Ansatz 1120048 "Internationale Kon­
ferenzen in Österreich" wurde um 
100,000 Millionen Schilling höher veran­
schlagt. 

Außer den jährlich stattfindenden Konfe­
renzen ist damit die Abhaltung des KSZE-Fol­
getreffens in Wien mit voraussichtlichen 
Kosten von 70,000 Millionen Schilling gesi­
chert. Weiters ist für die UN-Kodifikations-
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konferenz mit 22,500 Millionen Schilling, für 
die UN-Suchtgifttagung mit 2,500 Millionen 
Schilling und für die UNIDO-Generalkonfe­
renz mit 5,000 Millionen Schilling vorgesorgt. 

6. Zur Ausweitung der kulturellen Aktivitä­
ten wurde der Ansatz 1120408 "Aufwendun­
gen" um 1,500 Millionen Schilling angehoben. 
Für die Durchführung des USA-Konzeptes 
sind bei diesem Ansatz wieder 2,000 Millionen 
Schilling und beim Ansatz 1120028 "Presse 
und· Information" weitere 0,500 Millionen 
Schilling veranschlagt. 

7. Die übrigen Ansätze für Aufwendungen 
halten sich im Rahmen der Richtlinien. 

8. Die unter dem Titel 205 "Entwicklungs­
hilfe" veranschlagten Mittel von 439,654 Mil­
lionen Schilling wurden gegenüber dem Vor­
jahr um 50,000 Millionen Schilling erhöht. 

Die Einnahmen konnten um 12,613 Millio­
nen Schilling erhöht werden. Mehreinnah­
men sind vor allem bei den Transportkosten­
ersätzen und den Miet- und Pachtzinsersät­
zen zu erwarten. 

An der Debatte beteiligten sich nach den 
Ausführungen des Spezialberichterstatters 
die Abgeordneten Dipl.-Vw. Dr. Steiner, 
Marsch, Grabher-Meyer, Dr. Höchtl, 
DDr. Hesele, Fachleutner, Dr. Jankowitsch, 
Dr. Ermacora, Konecny, Cap und Windsteig. 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten Mag. Gratz nahm zu den in der 
Debatte aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1985 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe III unverändert mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 20: Äußeres, des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1986 (740 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß W ortmel­
dungen vorliegen, ersuche ich, die Debatte zu 
eröffnen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dipl.-Vw. Dr. Steiner. Ich erteile es ihm. 

20.47 

Abgeordneter Dr. Steiner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Vorerst möchte ich mich bei den Mitarbeitern 
des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten für ihre Arbeit bedanken, 
die sie bei den Vertretungsbehörden und in 
der Zentrale mit großem Engagement für die 
ihnen übertragenen Aufgaben leisten. (Beifall 
bei der ÖVP.) Sie tun dies oft unter schwieri­
gen Verhältnissen und meist sehr wirksam 
und selbstlos unterstützt durch ihre Ehepart­
ner, denen sei dafür ganz besonders gedankt. 
(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum Budgetkapitel 20: Äußeres: Wir 
lehnen dieses Budgetkapitel so wie das 
Gesamtbudget aus guten Gründen ab. Es soll 
ja nicht der Eindruck entstehen, daß wir für 
ein solches unrealistisches, bereits jetzt schon 
marodes Budget auch nur den Schatten einer 
Verantwortung mitübernehmen. (Beifall bei 
der ÖVP.) Die Regierungskoalition hat in 
allen Debatten über das VOEST-Debakel ver­
sucht, sich grußlos aus der Verantwortung zu 
entfernen. Dies wird Ihnen - den Regie­
rungsfraktionen - für dieses Budget aber 
ganz sicherlich nicht gelingen. 

Es ist doch wirklich ein Skandal, daß die 
Regierung dem Parlament die Beschlußfas­
sung eines Budgets zumutet, das in der vorlie­
genden Form sicherlich nicht zu verwirkli­
chen ist. Wie immer Sie heute mit den Bud­
getziffern jonglieren, die Milliarden-Defizite 
dieses Budgets und der verstaatlichten Indu­
strie hat entweder der Steuerzahler von heute 
zu bezahlen, oder die Regierung verpfändet 
wieder einmal die wirtschaftliche Zukunft 
unserer Jugend oder sie dreht ganz einfach 
ein bißchen an der Inflationsschraube. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Der Ehrenobmann der SPÖ rühmte sich 
jahrelang mit der volkswirtschaftlichen Weis­
heit, ihn ließen die Staatsschulden ruhig 
schlafen. Heute sind unzählige einstige 
Kreisky-Wähler schon lange aus dem Tief­
schlaf erwacht, und alle müssen wir heute 
und in Zukunft die Zeche für diese Weisheiten 
bezahlen. 

Als Bundeskanzler Sinowatz an die Spitze 
der Regierung trat, versprach er, diese 
Kreisky-Politik fortzusetzen - er hat diese 
Drohung wahrgemacht. Und Sie setzen diese 
Politik weiter fort, obwohl eine Umkehr drin­
gend geboten wäre. 
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Dr. Steiner 

Die Redner der Regierungsfraktion lieben 
es immer sehr, davon zu reden, um wieviel 
schlechter die wirtschaftliche Lage in ande­
ren Ländern sei. Rier werden fast immer aus 
Detaildaten Vergleiche gezogen, die in ihrer 
Unvollständigkeit kein wirklich vergleichba­
res Bild ergeben, Daten, die nur für demagogi­
sche Vergleiche reichen. Vor allem nützt es 
dem österreichischen Steuerzahler wenig, 
wenn er hört, anderen gehe es auch schlecht. 
Das gibt ihm wenig Trost, wenn er die hausge­
machte Verschwendungspolitik zu bezahlen 
hat. 

Bei diesem Budget 1986 gibt es also auch 
zum Kapitel 20 keine Zustimmung. 

Innerhalb der nächsten halben Stunde wird 
hier am Rednerpult Kollege ReseIe erschei­
nen und voraussichtlich, so wie er dies im 
Ausschuß getan hat, sein persönliches Betrüb­
nis kundtun, daß wir nicht wenigstens dem 
Kapitel Äußeres zustimmen, da wir doch den 
Außenpolitischen Bericht zur Kenntnis 
genommen hätten sowie den Entwicklungshil­
febericht und den Bericht über Friede in Frei­
heit. Aber, Kollege Reseie, einen Bericht zur 
Kenntnis zu nehmen und einem total maro­
den Budget zuzustimmen, das sind doch 
wahrhaftig zwei Paar ganz verschiedene 
Schuhe! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dazu kommt noch, daß das Budget Äußeres 
eben wegen der allgemeinen Budgetmisere 
wieder einmal eine Wertverminderung hin­
nehmen muß. Meiner Meinung nach enthält 
es außerdem auch einige Ansätze, die sicher­
lich zu gering budgetiert sind. Von Budget­
wahrheit kann also voraussichtlich wieder 
einmal keine Rede sein. Sicherlich bleibt für 
eine wirklich operative Tätigkeit der Vertre­
tungsbehörden viel zuwenig übrig. 

Dabei hat die österreichische Außenpolitik 
gerade in nächster Zukunft erhöhte Aufgaben 
vor sich, um die schweren Image-Einbrüche, 
die Österreich in diesem Skandal-Jahr 1985 
durch die Frischenschlager-Affäre, durch den 
Weinskandal und das VOEST-Debakel erlit­
ten hat, einigermaßen zu überwinden. Dafür 
wären dringend Mittel notwendig, um wirk­
same Schwerpunkte zu setzen. Mit diesem 
Budget 1986 sind sicherlich dafür keine Mittel 
vorhanden, ohne laufende Aufgaben zu ver­
nachlässigen. Von Verschwendungsposten im 
Gesamtbudget müßten Mittel umgeschichtet 
werden, aber darüber läßt sieh weder mit der 
Regierung noch mit den Regierungsfraktio­
nen reden. 

In der Tat sind viele Vertretungs behörden 
im Verhältnis zu ihrem Aufgabenbereich per-

sonell unterbesetzt. Dazu kommt, daß durch 
eine ständige Erlaßflut der Bereich der 
Selbstadministration bei den Vertretungsbe­
hörden im Verhältnis zu den Möglichkeiten 
einer operativen Tätigkeit immer größer wird. 
Zum Teil ist dies hausgemacht, und nur im 
konsularischen Bereich liegt die Schuld für 
diese zunehmende Papierflut sicherlich beim 
Bundesministerium für Inneres. 

Zusätzliche Anstrengungen und neue Initia­
tiven der österreichischen Außenpolitik sind 
besonders notwendig, um die Europapolitik 
zu einem praktischen und nicht nur rhetori­
schen Schwerpunkt zu machen. Es geht dabei 
in erster Linie darum, die bestehenden Instru­
mentarien der europäischen Zusammenar­
beit, bei denen Österreich Mitglied ist oder 
mit denen ein besonderes Vertragsverhältnis 
besteht, besser politisch und wirtschaftlich 
für Österreich zu nützen. Viel ist auf diesem 
Gebiete vorhanden, was nicht erst wieder neu 
erfunden werden muß, sondern vor allem bes­
ser genutzt werden will. Österreich kann und 
darf sich nicht nur am Rande der europäi­
schen technologischen, wissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklung bewegen, 
es muß an dieser Entwicklung entsprechend 
seinen historischen und geopolitischen Gege­
benheiten teilhaben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nur ein wirtschaftlich gesundes, politisch 
gefestigtes, immerwährend neutrales Öster­
reich kann seine Funktion als stabiles Ele­
ment in der Mitte Europas, als unersetzlicher 
Teil des Kräftegleichgewichtes unseres Konti­
nents ausüben - zu seinem eigenen Vorteil, 
aber auch zum Vorteil von ganz Europa. Die 
verläßliche und sorgfältige Beachtung unse­
rer Pflichten als immerwährend neutraler 
Staat ist also nicht nur ein Lebensinteresse 
Österreichs, sondern von entscheidender 
Bedeutung für eine krisenfreie Entwicklung 
in Mitteleuropa. Wir sind dabei nicht verhal­
ten, uns selbst zusätzlich zu unseren Pflichten 
einengende Lasten aufzuerlegen oder nur 
immer wieder vorauszudenken, wie andere 
unsere Neutralität von Fall zu Fall ganz gerne 
hätten. 

Unsere völkerrechtliche und politische 
Situation, aber auch unsere politischen Not­
wendigkeiten gilt es bilateral und in multilate­
ralen Institutionen allseits klarzustellen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Dies sollte Ziel eines 
Schwerpunktarbeitsprogramms unserer 
Außenpolitik für die nächste Zeit sein. Das 
Parlament scheint mir dazu berufen zu sein, 
alle Möglichkeiten auf Grund unserer 
Zukunftsvorstellungen zu überlegen und zu 
diskutieren. 
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Dr. Steiner 

Die Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei bringen heute dazu einen Selb­
ständigen Entschließungsantrag ein. Er ist so 
abgefaßt, daß er für alle Parteien im Hohen 
Haus eine gute und faire Diskussionsgrund­
lage sein kann. Mein Kollege Prof. Kohl wird 
ihn näher erläutern. 

Europapolitik kann sich natürlich nicht nur 
auf Probleme der europäischen Integration 
beschränken, Nachbarschaftspolitik und die 
Ost-West-Politik gehören gleichermaßen 
dazu. Europa muß sich allerdings auch seinen 
Verantwortungen gegenüber anderen Teilen 
der Welt voll bewußt sein. Das hohe geistige 
Potential und die wirtschaftlichen Fähigkei­
ten und Möglichkeiten dieses Kontinents ver­
langen nicht nur ein Mitdenken, sondern 
auch ein Mitarbeiten an der Lösung der wich­
tigsten Menschheitsprobleme. 

Die Erhaltung beziehungsweise die Wieder­
herstellung des Friedens steht im engsten 
Zusammenhang mit der allgemeinen Durch­
setzung zumindest der grundlegenden Men­
schenrechte. 

Die Tatsache, daß die Großmächte wieder 
eine Gesprächsbasis gefunden haben, ist eine 
wirklich gute Nachricht dieses an guten Nach­
richten so armen Jahres 1985. Wenn nicht 
alles täuscht, so handelt es sich um eine sehr 
realistische Basis der Kontakte. Beide Groß­
mächte sind sich offensichtlich bewußt, daß 
allem voran der schrittweise Aufbau wenig­
stens eines Mindestmaßes an gegenseitigem 
Vertrauen in Angriff genommen werden muß. 
Erst dann sind erste Schritte zur Einbrem­
sung des Rüstungswettlaufes erfolgverspre­
chend, und erst dann kann man auf eine 
Rüstungsreduzierung hoffen. 

Zu Vertrauen gehört aber auch gegenseitige 
Offenheit. Viel wirksamer als komplizierte 
Kontrollmechanismen sind die Bewegungs­
freiheit der Menschen über Grenzen hinweg 
und die Medienfreiheit. Bis dies allerdings 
überall erreicht ist, haben wir noch einen sehr 
weiten Weg vor uns. 

Die Schlußakte von Helsinki können zur 
Erreichung dieser Ziele ein wertvolles Instru­
mentarium sein - wenn man nur die genü­
gende Zähigkeit und den Mut aufbringt, uner­
müdlich auf die Einhaltung der von allen Teil­
nehmerstaaten mit Unterschrift und Siegel 
zugesagten Verhaltensweisen zu bestehen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Österreich hat auf diesem Gebiet auch in 
der Zukunft eine wichtige Aufgabe gemein-

sam mit anderen neutralen und nichtpaktge­
bundenen Staaten zu erfüllen. 

Einmal wird es notwendig sein, noch alles 
zu unternehmen, damit die Konferenz in 
Stockholm nicht ganz und gar ohne Ergebnis 
endet, und dann wird es aller Anstrengungen 
bedürfen, damit die Wiener Tagung der KSZE 
für die Menschen fruchtbare Fortschritte 
bringt. Fortschritte - das kann nur heißen, 
daß bereits Vereinbartes in die Wirklichkeit 
umgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Periode der sogenannten Entspannung 
war am Beginn von echten Fortschritten für 
das Zusammenleben der Völker gekennzeich­
net. Der Österreichische Staatsvertrag war 
dafür ein Fanal, das allerdings nicht wieder­
holbar war. Sehr bald sind Taten durch nur 
wortreiche Erklärungen ersetzt worden. Die 
Ursache dafür war unter anderem sicherlich, 
daß vom Westen meist die falschen, weil illu­
sionistischen Signale an den Osten gegeben 
wurden. Diese Erfahrung soll uns eine Lehre 
sein für den Neubeginn der jetzigen 
Gesprächsbasis zwischen West und Ost. 

Es wird oft übersehen, daß es gerade in die­
ser sogenannten Entspannungsphase zu einer 
noch nie dagewesenen Aufrüstung im Osten 
gekommen war. Das kann man sehr gut an 
den Nachrufen für den nun abgetretenen 
sowjetischen Flottenchef Admiral Gorschkow 
erkennen, um nur ein Beispiel zu nennen. 

Erfreulich ist es, daß in den letzten Jahren, 
in denen so viel von unmittelbarer Spannung, 
ja Kriegsgefahr die Rede war, in Mitteleuropa 
an der Nahtstelle der Paktsysteme gute Fort­
schritte in der bilateralen Zusammenarbeit 
gemacht wurden. Das zeigt einmal mehr, daß 
wir in den letzten Jahren einem Propaganda­
feldzug größten Ausmaßes ausgesetzt waren, 
daß aber anderseits seit Helsinki doch einiges 
in Bewegung geraten ist. Ohne Illusionen 
wird man in nimmermüder Kleinarbeit 
schrittweise um weitere Fortschritte ringen 
müssen. (Präsident Dr. S ti x übernimmt den 
Vorsitz.) 

Seit einiger Zeit steht man einer neuen 
Form, allerdings nicht neuen Inhalten sowje­
tischer Politik gegenüber. Da wird es gut sein, 
wenn man sich nicht in die neuen Formen 
verliebt und die ideologischen Grundsätze der 
Politik dahinter ganz und gar nicht mehr 
wahrhaben will. Es bleibt anderseits eine alte 
Erfahrungstatsache, daß neue Leute in der 
Führung mit der Zeit auch Inhalte variieren. 
Der Bleiklotz der Politik der Abgetretenen 
verfolgt allerdings nur allzuoft die Erben -
die heutige österreichische Bundesregierung 
weiß davon ein Lied zu singen. 
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Dr. Steiner 

Bei allen Feiern des Gedenkens des Bei­
tritts Österreichs zu den Vereinten Nationen 
wurde immer wieder betont, wie sehr sich 
Österreich den Menschenrechten verpflichtet 
fühle. Das redet sich bei allen möglichen Gele­
genheiten sehr leicht, beim Umsetzen in die 
Praxis wird es dann doch etwas schwieriger. 

Wenn man die Frau Staatssekretär Dohnal 
oder den ehemaligen Außenminister Lanc 
über Nicaragua reden hört, kommt man aus 
dem Staunen nicht heraus. Es fällt schwer, an 
so viel Naivität in der Beurteilung einer Dik­
tatur zu glauben. (Beifall bei der ÖVP.) Jeder, 
der einmal von einem Diktatur-Regime 
wenigstens gelesen hat, und gar der, der 
selbst unter einem oder mehreren solcher 
Regime gelebt hat - ganz gleich, welcher 
Richtung sie angehören -, kann sich doch 
keinen Täuschungen mehr hingeben. Wir 
schreiben ja nicht das Jahr 1938, sondern 
1985. Viele sind in den letzten 50 Jahren 
gescheiter geworden. Von freien Wahlen in 
Nicaragua zu reden ist wohl lächerlich. (Neu­
erlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich kommt es darauf an, ob man sol­
che Länder auf Einladung der Regierung 
besucht, oder ob man sich eine freie Sicht 
bewahrt. 

Tatsachen zählen offensichtlich für manche 
der europäischen Linken nicht, wenn es um 
Nicaragua geht, sie sind einfach vernarrt in 
die diktatorischen Kommandanten von Mana­
gua. 

Menschlich erschütternd ist es aber, daß 
man mit keinem Wort und mit keiner Geste 
aller jener gedenkt, die unter schwerer politi­
scher Verfolgung und auch Folter in diesem 
Lande leiden. Das Menschenrechts-Komitee 
in Managua hält zu diesem Thema reichliche, 
tieftraurige Dokumentationen bereit; man 
muß nur selbst bereit sein, sie zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Es müßte eigentlich selbstverständlich für 
uns alle sein, daß wir uns leidenschaftlich 
gegen jede Art der Menschenrechtsverletzung 
wenden, ganz gleich ob in Chile, in Nicaragua, 
in Südafrika, in kommunistischen Ländern, 
auf den Philippinen oder sonstwo. Freilich 
gehört einiger Mut dazu, überall gegen Men­
schenrechtsverletzungen aufzutreten, und 
jeder der dies in der Praxis tut, ist unserer 
vollen Unterstützung wert. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Daher haben wir es sehr erfreut begrüßt, 
daß im Außenpolitischen Ausschuß ohne lan-

ges Herumgerede unser Kollege Felix Erma­
co ra gegenüber demagogischen Angriffen ein­
hellig verteidigt wurde. (Beifall bei der ÖVP.) 
Herr Bundesminister, ich stehe nicht an, 
Ihnen und den Beamten in der Zentrale und 
den Kollegen in New York dafür zu danken, 
daß sie die Entschließung des Außenpoliti­
schen Ausschusses so rasch vollzogen haben. 
(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben in den letzten Tagen sehr viel 
über die Bedeutung internationaler Organisa­
tionen gehört. Aus einer Reihe von Gründen 
ist es für ein Land in der geopolitischen Lage 
und der Größe Österreichs von ausschlagge­
bender Bedeutung, daß internationale Organi­
sationen auch tatsächlich ihre Aufgaben voll 
erfüllen. Ein neutrales Land, das auf keine 
Pakt-Interessen Rücksicht nehmen muß, ist 
sicherlich dazu berufen, in internationalen 
Organisationen ganz besonders auf die Ein­
haltung der übernommenen Verpflichtungen 
zu dringen. Es erhebt sich die Frage, ob bis­
her tatsächlich auch von uns dazu alles getan 
wurde. 

Ein dramatisches Beispiel für den Nieder­
gang einer internationalen Organisation ist 
die UNESCO. Ich glaube, man hätte zeitge­
recht, ohne Ansehen der Person, auch von 
unserer Seite klarstellen müssen, daß der 
gegenwärtige Generaldirektor überhaupt 
nicht willens und in der Lage ist, diese Orga­
nisation ihrem Ziel gemäß zu führen. (Erneu­
ter Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister, Sie haben öffentlich 
bedauert, daß die Vereinigten Staaten und 
Großbritannien aus der UNESCO ausgetreten 
sind. Natürlich muß man solche Schritte 
bedauern, da damit die Universalität solcher 
Organisationen in Frage gestellt wird. Das ist 
nicht nur ein finanzielles Problem. - Nur 
muß das Bedauern noch größer über die Ursa­
chen sein, die zu diesen Austritten geführt 
haben, nämlich unglaubliche administrative 
Mißwirtschaft, Nepotismus und politische 
Einseitigkeit. 

Und da frage ich mich: Haben wir rechtzei­
tig gewarnt? Haben wir rechtzeitig Reform­
vorschläge gemacht? Haben wir diesem Gene­
raldirektor M'Bo auch mit genügender Klar­
heit vor Augen geführt, daß seine Art der 
Administration zur Zerstörung dieser wertvol­
len Organisation führen muß? 

Es ist ja wirklich grotesk, daß Generaldi­
rektor M'Bo, als schon ernsthafte Warnungen 
zu hören waren, die Administration gegen­
über der Feldtätigkeit noch ausgeweitet hat. 

759 
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Heute stehen wir vor Streikdrohungen des 
UNESCO-Personals. Die Leute, die in der 
UNESCO wirklich ernsthaft arbeiten, sind 
zutiefst besorgt über die Zukunft der Organi­
sation. Es ist kein Wunder, daß die praktische 
Arbeit dieser Organisation immer mehr und 
mehr darniederliegt. 

Bei der UNESCO-Generalversammlung in 
Sofia hat man es heuer sicherlich versäumt, 
einen klaren und deutlichen Schlußstrich 
unter die Mißwirtschaft zu ziehen und die 
Abberufung des Generaldirektors zu verlan­
gen. 

Ich bin davon überzeugt, würde man einmal 
ein Exempel zum Beispiel bei der UNESCO 
statuieren, hätte dies eine sehr heilsame Wir­
kung auf alle internationalen Organisationen 
und auf ihr Funktionieren. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Solche Bemühungen um bessere Wirksam­
keit internationaler Organisationen gelten 
natürlich auch im Bereich europäischer Insti­
tutionen. 

Es ist dringend geboten, auch im Europarat 
für mehr Effizienz zu sorgen. Der Europarat 
hat in der Vergangenheit Großartiges gelei­
stet, und nun ist sicherlich die Zeit gekom­
men, weitere Schritte zur wirksamen Verbes­
serung seiner Arbeit zu tun. 

Von österreichischer Seite wurden da ver­
schiedene bedeutende Initiativen ergriffen. 
Auch unser Parteiobmann Dr. Mock hat an 
der Colombo-Kommission entscheidend mit­
gewirkt, die wertvolle Vorschläge für die Ver­
besserung der Arbeit des Europarates und für 
die Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Gemeinschaft erarbeitet hat. Nun sind wir an 
einem Punkt angelangt, an dem das, was 
getan werden muß, ganz klar ist. Wir müssen 
es nur endlich verwirklichen. 

Ich hoffe, Herr Bundesminister, daß wir 
gerade in den kommenden Monaten auch 
eine kräftige Unterstützung von seiten des 
Ministerkomitees des Europarates für einige 
Reformvorschläge innerhalb des Europarates, 
aber auch Vorschläge zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit des Europarates mit der 
Europäischen Gemeinschaft erhalten werden. 

Es ist außerordentlich bedauerlich, daß es 
auch innerhalb des Europarates Staaten mit 
gravierenden ungelösten Problemen gibt. Wir 
sollten uns dieser Probleme besonders anneh­
men. Schließlich ist es wirklich unverständ­
lich, warum es bisher nicht gelingen konnte, 

den nun schon jahrzehntelang schwelenden 
Konflikt auf Cypern in europäischer Zusam­
menarbeit zu lösen. 

Es gilt aber auch, dafür zu sorgen, daß die 
Grundsätze des Europarates in den einzelnen 
Mitgliedstaaten tatsächlich beachtet werden. 

Fortschritte auf diesem Gebiet hat es zwei­
fellos in der Türkei gegeben, aber es ist noch 
ein weites Wegstück bis zu einer vollen Demo­
kratisierung und vollen Beachtung der Men­
schenrechte in diesem Lande zurückzulegen. 
Das heißt, daß man dieses Problem weiterhin 
sehr intensiv beobachten und verfolgen muß 
und immer wieder den Versuch machen muß, 
Einfluß dahin gehend auszuüben, daß die 
gesteckten Ziele zum Wohle der Menschen 
auch tatsächlich erreicht werden. 

Höchst bedauerlich ist es, daß die Regie­
rung von Malta nicht gewillt ist, eine reprä­
sentative Delegation in die Beratende Ver­
sammlung des Europarates zu entsenden. 

Meine Damen und Herren! Das Demokra­
tie-Verständilis dieser sozialistischen Regie­
rung in Malta ist tatsächlich außerordentlich 
stark unterentwickelt. Die Regierung will 
keine Mitglieder der Oppositionsparteien in 
die maltesische Delegation entsenden, denn, 
so sagt die Regierung, sie könnten abfällige 
Äußerungen über die eigene Regierung im 
Europarat machen. 

Bisher wollte die Regierung Maltas nur den 
Präsidenten des maltesischen Parlaments 
entsenden, als Ein-Mann-Delegation sozusa­
gen, der selbstverständlich der Regierungs­
partei angehört, aber der für sich vorgibt, daß 
er auch ohne weiteres für die gesamte Opposi­
tion sprechen könnte. Es müsse für den Euro­
parat genug sein, wenn die Regierung diesen 
Delegierten schickt. 

Ich glaube, wenn die maltesische Regierung 
nicht bis zur Sitzung der Parlamentarischen 
Versammlung, Ende Jänner 1986, eine reprä­
sentative Delegation entsendet, so kann 
sicherlich das Beglaubigungsschreiben dieser 
Ein-Mann-Delegation nicht mehr akzeptiert 
werden. Letztlich müßte das zum Ausschluß 
Maltas aus dem Europarat führen. 

In den letzten Wochen wurde uns wiederum 
das weltweite Problem des Terrorismus sehr 
drastisch bewußtgemacht. 

Über ideologische und geographische Gren­
zen hinweg ist es unerläßlich, zu einer 
gemeinsamen Bekämpfung des Terrorismus 
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zu kommen. Es muß heute klar sein, daß kein 
Staat, ganz gleich, mit welchem politischen 
System, irgendeinen Vorteil daraus ziehen 
kann, wenn er Terroristen irgendwo auf der 
Welt unterstützt oder sie toleriert oder mit 
Nachlässigkeit behandelt. 

Der Piratenakt gegen die Archille Lauro 
und die Entführung eines ägyptischen Flug­
zeuges, worauf es zu dieser furchtbaren Kata­
strophe auf Malta gekommen ist, sind nur das 
vorläufig letzte Kapitel einer furchtbaren 
Gefahr. Heute muß befürchtet werden, daß 
sich Terroristen, falls man ihre Bekämpfung 
nicht rechtzeitig einleitet, in der Zukunft der 
modernsten Vernichtungsmittel bedienen 
werden. Selbst atomare Waffen sind heute in 
Griffweite von terroristischen Organisatio­
nen. Leider ist die moderne Gesellschaft 
gegen Erpressungen unglaublich empfindlich 
geworden, ja fast hilflos. Denn meist fehlt der 
Mut, mit aller Härte den Anfängen zu weh­
ren. 

Umso mehr muß es eine Forderung unserer 
Tage sein, daß die internationale Zusammen­
arbeit auf diesem Gebiete verstärkt wird. Ich 
glaube, die österreichische Außenpolitik sollte 
es sich zur wichtigen Aufgabe machen, durch 
mutige Initiativen die internationale Terroris­
musbekämpfung in jeder Hinsicht zu fördern. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es bleibt zu dieser späten Stunde nicht 
mehr die nötige Zeit, Fragen der Friedenspoli­
tik zu besprechen. Wir haben bereits einen 
Bericht der Bundesregierung über Aktivitä­
ten für "Friede in Freiheit" vorliegen, und wir 
werden, so hoffe ich, Anfang des kommenden 
Jahres reichlich Gelegenheit haben, über 
diese Probleme zu diskutieren. Das gleiche 
gilt ja auch für die Fragen der Entwicklungs­
hilfe. 

Ein wichtiges Problem der europäischen 
Friedenspolitik ist zweifellos die Nachbar­
schaftspolitik. Wir können mit gewissem Stolz 
feststellen, daß auf diesem Gebiete Österreich 
in den Jahren seit 1955 große Fortschritte 
erzielen konnte. Nach Unterzeichnung des 
Staatsvertrages stand Österreich einer Reihe 
von Problemen mit fast allen seinen Nach­
barn gegenüber. Heute gibt es gravierende 
Probleme bedauerlicherweise immer noch mit 
unserem nördlichen Nachbarn - Tschecho­
slowakei -, diese sind sicherlich erst dann 
voll zu lösen, wenn endlich einmal an der 
Grenze normale Verhältnisse einkehren, Ver­
hältnisse, wie sie zwischen mitteleuropä­
ischen Staaten doch eine Selbstverständlich­
keit geworden sind. 

Die österreichische Südtirol-Politik war bis­
her eine Politik, die in den Grundzügen von 
allen Parlamentsparteien getragen wurde. Ich 
hoffe, daß dies auch in der Zukunft so bleiben 
wird. Zusammenarbeit in diesem Fall heißt, 
gemeinsam die Verantwortung für eine 
gemeinsam erarbeitete Politik zu tragen. Die 
Verwirklichung der vorgesehenen Lösungen 
für schwierige Autonomieprobleme ist längst 
überfällig. Es ist außerordentlich zu begrü­
ßen, daß sich auch der Herr Bundespräsident 
gerade in den letzten Tagen bemüht hat, noch 
einmal die italienische Seite auf die Bedeu­
tung aufmerksam zu machen, die wir einer 
Lösung der noch offenen Paketfragen zuord­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Verwirklichung einer echten Autono­
mie ist die Voraussetzung für ein gedeihliches 
Zusammenleben der verschiedenen Sprach­
gruppen in Südtirol. In den letzten Wochen 
und Monaten ist eine starke Kampagne gegen 
die Realisierung verschiedener Autonomie­
maßnahmen entfacht worden. Insbesondere 
galten die Angriffe dem ethnischen Proporz. 
Von extrem rechts bis links ist dagegen 
Sturm gelaufen worden. Es war von Rassis­
mus und Apartheid die Rede. 

Dabei wird immer nur zu gerne vergessen, 
daß die Südtiroler über mehr als fünf J ahr­
zehnte hinweg als Folge von 20 Jahren 
Faschismus und Entnationalisierung bei der 
Vergabe von öffentlichen Stellen kraß benach­
teiligt worden sind. Nun muß über einen 
gewissen Zeitraum hinweg die Vergabe 
öffentlicher Posten in Südtirol so erfolgen, 
daß dem Aufholbedarf der Südtiroler Volks­
gruppe an solchen Positionen in absehbarer 
Zeit entsprochen wird. 

Von der Bevorzugung der Italiener zur Zeit 
des Faschismus profitierten die Großväter; 
die Enkel tragen heute die Lasten des 
Abbaues der ungerechten Privilegien. Man 
muß verstehen, daß dies für die Enkelgenera­
bon nicht leicht zu verkraften ist. 

Wir sollen natürlich auch nicht verkennen, 
daß diese Übergangsperiode von der Verwirk­
lichung der Autonomiemaßnahmen bis zu 
einer voll funktionierenden Autonomie selbst­
verständlich viel guten Willen aller Sprach­
gruppen in Südtirol abverlangt. Je länger die 
Übergangsperiode dauert, umso schwieriger 
wird sie zu verkraften sein. Die Bevölkerung 
Südtirols - und zwar alle Sprachgruppen -
muß möglichst bald wissen, wie Lösungen 
endgültig aussehen. Wir sprechen nicht eili­
gen Pfuschlösungen, nur damit alles rasch 
erledigt ist, das Wort. Aber es kann nicht end-
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los verhandelt werden, will man nicht eine 
neuerliche Verschärfung der Lage riskieren. 
(Beifall bei der ÖVP.) Es ist an der italieni­
schen Regierung, eine annehmbare Lösung 
möglichst bald vorzulegen; es ist höchste Zeit. 

Die Südtiroler haben in der Vergangenheit 
immer wieder die politische Kraft aufge­
bracht, Entscheidungen von geschichtlicher 
Tragweite zu treffen. Sie werden diese Kraft 
auch für zukünftige Entscheidungen aufbrin­
gen. Wir, das Parlament, aber auch die Regie­
rung, sollten die Südtiroler daher zu Entschei­
dungen ermutigen und dann mit ihnen die 
Verantwortung tragen. Das hohe Ziel, das 
Überleben der Südtiroler als Volksgruppe, ist 
jeder Anstrengung wert, schließlich ist es eine 
Verpflichtung aus dem Pariser Vertrag, aber 
vor allem aus unserem Selbstverständnis als 
Österreicher. - Ich danke. (Beifall bei der 
ÖVP.j 21.17 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Hesele. 

21.17 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich darf, so wie mein Vorredner, auch den 
Bediensteten des Außenministeriums für ihre 
Tätigkeit im Inland und Ausland recht herz­
lich danken. Wir haben des öfteren im Aus­
land zu tun und wissen es zu schätzen, was 
die Unterstützung der Vertretungsbehörden 
für uns bedeutet. Wir danken für diese Hilfe­
stellung und die gute Zusammenarbeit mit 
den Bediensteten des Außenministeriums. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Dank gebührt aber auch Ihnen, Herr Bun­
desminister, daß Sie seit Ihrem Amtsantritt 
versuchen - und Sie tun das sicher aus tiefer 
Überzeugung als ehemaliger Palamentarier 
-, die Zusammenarbeit zwischen den Abge­
ordneten und Ihrem Ministerium zu fördern. 
Unsere Vorbereitungsgespräche vor Straß­
burg sind immer sehr nützlich gewesen, und 
Ihr Angebot im letzten Außenpolitischen Aus­
schuß, die Parlamentarier sowohl in die Vor­
bereitungsphase als auch in die Delegation 
zur KSZE-Konferenz einzubinden, ist sehr zu 
begrüßen. 

Daß die Zusammenarbeit zwischen Parla­
mentariern und Regierungsvertretern 
fruchtbringend sein kann, zeigt die Einrich­
tung des Außenpolitischen Rates, der gerade 
im letzten Jahr zu einem echten Diskussions­
forum zwischen Regierung und Abgeordneten 
geworden ist. 

Ich bedaure, daß Kollege Steiner gerade 
diese Einrichtung des Außenpolitischen 
Rates, in dem auch der Opposition sehr viel 
Informationsmaterial zur Verfügung gestellt 
wird, zu zitieren vergessen hat. 

Meine Damen und Herren! Wir reden sehr 
viel über die Gipfelkonferenz von Genf. Nie­
mand weiß heute, was wirklich dort gesche­
hen ist. Unsere Informationen sind spärlich. 
Ich glaube, wie immer man diese Konferenz 
beurteilen mag, es ist ein Fortschritt in Rich­
tung auf mehr Dialog und ein besseres Ver­
ständnis zwischen den Supermächten im 
Gange. 

Präsident Reagan hat vor dem amerikani­
schen Kongreß folgendes ausgeführt: "Ich 
hatte einen neuen Start gefordert - und wir 
haben diesen gemacht." - Er sagte dann: 
"Nicht alles ist erreicht worden, aber wir ver­
stehen einander besser. Das ist der Schlüssel 
zum Frieden." - "Vom Genfer Gipfel ist ein 
neuer Realismus ausgegangen. Niemand hat 
gesagt, dies würde leicht sein, aber wir sind 
weit vorangekommen." 

Meine Damen und Herren! Präsident 
Reagan und Generalsekretär Gorbatschow 
werden einander wieder treffen. Aber ent­
scheidend wird es sein, daß diese guten Vor­
sätze und dieser neue Realismus von Genf in 
allen internationalen Konferenzen ihren Nie­
derschlag finden werden. 

In Budapest hat man beim Abschluß des 
Kulturforums von diesem neuen Geist noch 
nichts bemerkt. - Der Herr Bundesminister 
hat zwar im Ausschuß erklärt, für Budapest 
war kein Abschlußdokument vorgesehen, 
aber es ist nicht einmal ein Mininalpapier, in 
dem lediglich die Daten der sechswöchigen 
Konferenz festgehalten und auf die KSZE­
Folgekonferenz in Wien in einem Jahr verwie­
sen wurde, angenommen worden. 

Wir hoffen auch 'für die im Jahre 1986 in 
Wien beginnende KSZE-Folgekonferenz auf 
eine erhöhte Kooperationsbereitschaft aller 
Teilnehmer. 

Die Parlamente der 35 KSZE-Staaten wer­
den im Rahmen der Interparlamentarischen 
Union im Mai 1986 in Bonn eine KSZE-Parla­
mentarierkonferenz abhalten, die Tradition 
der Konferenzen der Parlamentarier von 
Wien, Brüssel und Budapest fortsetzen und 
sicherlich auch ein Abschlußdokument 
beschließen. 

Ich will heute nicht viel über die KSZE 
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reden, möchte aber drei Anmerkungen 
machen, weil ich glaube, daß diese auch 
unsere österreichische Haltung bei der Parla­
mentarierkonferenz, die ja vor der KSZE­
Konferenz in Wien stattfinden wird, bestim­
men werden. 

Erstens: Der Herr Bundesminister hat in 
einem Vortrag vor der Österreichischen 
Gesellschaft für Außenpolitik und internatio­
nale Beziehungen am 27. November einen· 
schwierigen Verlauf des Wiener Folgetreffens 
vorausgesagt, meint aber: Wesentlich sind 
Ergebnisse, die trotz aller Kompromißhaftig­
keit konkrete Aussagen und Vereinbarungen 
enthalten, die den KSZE-Prozeß insgesamt 
stärken und dynamisieren. 

Was nicht sein darf, ist, daß in Helsinki und 
Madrid Vereinbartes wiederholt oder neu for­
muliert wird, denn alles, was für ein friedvol­
les und gutnachbarliches Zusammenleben 
notwendig ist, ist bereits in der Schlußakte 
ausgesagt. 

Und letztlich - und damit legt sich der 
Herr Bundesminister die Latte sehr hoch -
geht es bei der KSZE-Konferenz in Wien 
darum: Die KSZE ist aus ihrer normativen 
Phase der ersten zehn Jahre in eine stärker 
operative Phase überzuführen, das heißt, die 
Absichtserklärungen von Helsinki müssen 
jetzt in die Tat umgesetzt werden, auch was 
die Bestimmungen des Korbes 3 betrifft. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Zweitens - auch Steiner hat darauf hinge­
wiesen -: Die Entspannung wird anders und 
realistischer gesehen werden müssen. Auch 
hier sagt Gratz: Es geht nicht um die Wieder­
belebung der Entspannung, sondern um die 
Frage, wie eine gemeinsame europäische 
Kooperationspolitik aller 35 KSZE-Staaten 
zur Bewältigung gemeinsamer Probleme ent­
worfen und gleichzeitig Fortschritte in allen 
durch die KSZE-Schlußakte berührten Berei­
chen des Ost-West-Verhältnisses gewährlei­
stet werden. 

Das deckt sich mit einem Leitartikel in der 
Presse: "Zurück zur Entspannung", wo es 
heißt: 

"Es gibt ein Zurück zur Entspannungspoli­
tik, aber kein Zurück in die Illusionen der 
siebziger Jahre." 

Drittens: Meine Damen und Herren! Man 
kann nach zehn Jahren kein abschließendes 
Urteil über die Bedeutung und Auswirkungen 

der Schlußakte von Helsinki abgeben. Aber 
eines ist sicher erreicht worden: Der Status 
quo in Europa ist zwar nicht de jure, aber de 
facto festgeschrieben worden, und jeder Staat 
hat hier seine Funktion. Es gibt die Mitglieder 
der NATO, die des Warschauer Paktes und die 
N + N-Staaten. Dieser Status quo in Europa 
hat Österreich die Möglichkeit eröffnet, durch 
unsere Akte über Neutralitätspolitik im Rah­
men der KSZE im Verein mit den anderen 
neutralen und paktfreien Staaten mitzuarbei­
ten. Wir haben uns mit dieser Mitarbeit gro­
ßes Ansehen erworben, aber sicher auch des­
halb, weil wir als verläßliche Partner aner­
kannt wurden und unsere außenpolitischen 
Handlungen vorhersehbar waren. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

So interpretiere ich die Aussagen des Bun­
desministers in einem Interview: "Den Status, 
den wir haben, ist Teil von Frieden und 
Gleichgewicht in Europa." - Daher ist auch 
nur der Versuch, diesen Status quo zu ändern, 
eine sehr sensible Angelegenheit. 

Zum gleichen Schluß kommt letztlich auch 
Professor Andreas Khol in seinem für mich 
sehr interessanten Artikel: "Im Dreisprung 
nach Europa: Kooperation - Assoziation -
Union", ein Sonderdruck der "Europäischen 
Rundschau", dem ich, Herr Professor, in vie­
len Passagen folgen kann, insbesondere, was 
die Kooperation anbelangt, weil Teile dieser 
Ihrer Vorschläge bereits in Realisierung 
begriffen sind. Die beiden anderen, die Asso­
ziation und die Union - ich zitiere Sie selbst 
-, sind ja noch zum Teil utopische Vorstel­
lungen; man soll aber darüber nachdenken. 

Khol stellt die Frage, warum sich Öster­
reich nicht schon jetzt zu weiterreichenden 
Schritten im Zusammenhang mit der EG ent­
schließt, in Richtung Union, Assoziation oder 
Beitritt. Er sagt: Es ist die unwägbare und 
schwierige Frage der Veränderung des Status 
quo in Europa. Kein Land hat Interesse, eine 
Änderung durchzuführen. Jeder Schritt 
Österreichs, der eine gewichtige Veränderung 
des Status quo im Zusammenhang mit dem 
Ost-West-Konflikt mit sich brächte, wird 
unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen 
sein. Daran haben weder die Europäische 
Gemeinschaft und die anderen Staaten Euro­
pas ein Interesse, noch kann Österreich daran 
gelegen sein. - Das kann man vollinhaltlich 
unterschreiben, Herr Professor! 

Das alles heißt natürlich nicht, meine 
Damen und Herren, daß die österreichische 
Außenpolitik statisch sein muß und nicht eine 
Dynamik auf Grund neuer Strömungen ent­
wickeln kann. 
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Durch die Süd-Erweiterung der Gemein­
schaft, den Beitritt Spaniens und Portugals 
mit 1. Jänner 1986, wird eine Gewichtsverla­
gerung im demokratischen Teil von Europa in 
Richtung Europäische Gemeinschaft stattfin­
den. Es werden der Gemeinschaft ab Jänner 
1986 zwölf Staaten angehören, außerhalb blei­
ben neun, neben den nordischen Staaten 
Österreich und die Schweiz. 

Diese Neukonstellation in Europa muß für 
uns eine Herausforderung sein, insbesondere 
die wirtschaftlichen Kontakte mit der 
Gemeinschaft weiterzuentwickeln und zu for­
cieren. 

Genauso wichtig wird es aber sein, daß wir 
weiterhin konstruktiv am politischen Integra­
tionsprozeß des freien Europa teilnehmen 
können. Diesbezüglich hat die Bundesregie­
rung in ihrer Erklärung vor dem Parlament 
im Jahre 1983 bereits ausgeführt: Die Bundes­
regierung wird die Mitarbeit Österreichs in 
den Organisationen der pluralistischen Demo­
kratien Europas auf wirtschaftlicher und poli­
tischer Ebene konstruktiv fortführen. Sie 
wird der Weiterentwicklung der zwischen 
Österreich und- den Europäischen Gemein­
schaften geschlossenen Abkommen im Inter­
esse der österreichischen Wirtschaft beson­
dere Aufmerksamkeit widmen können, für 
eine Stärkung des Europarates eintreten und 
so weiter. Ich glaube, daß diese Bestimmung 
der Regierungserklärung von 1983 im Kon­
sens aller Parteien in diesem Hause ist, weil 
ja auch das Zukunftsmanifest der Volkspartei 
vom 12. April 1985 in eine ähnliche Richtung 
geht. 

Österreich hat gehandelt, für uns war 
immer klar, daß das Freihandelsabkommen 
1972 kein Endpunkt sein kann, sondern daß 
die Beziehungen zu den Gemeinschaften 
dynamisch auch über die Freihandelsabkom­
men hinaus pragmatisch und entsprechend 
den politischen und wirtschaftlichen Gege­
benheiten ausgebaut werden müs~en. Daher 
ist unter maßgeblichem Einfluß Osterreichs 
die schon so oft zitierte Konferenz von 
Luxemburg 1984 zustande gekommen, eine 
Konferenz' zwischen den Ministern der Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten der EFTA, die es sich 
in der Erklärung von Luxemburg zum Ziel 
gesetzt hat, einen dynamischen europäischen 
Wirtschaftsraum zum Wohle ihrer Länder zu 
schaffen. 

Die Realisierung dieser Erklärung, dieses 
Grundsatzes, die Erreichung dieses Zieles 

wird einen langen Verhandlungsweg erfor­
dern. 

Es ist über verschiedene Punkte zu verhan­
deln, von den Ursprungsregeln über die tech­
nischen Handelshemmnisse, die Normen, die 
Grenzkontrolle und so weiter. 

Wir werden mit der Gemeinschaft bilateral 
verhandeln, soweit es Fragen betrifft, die 
eben nur bilateral behandelt werden können, 
wie die Landwirtschaft und der Verkehr, wir 
werden aber, wo es für uns zum Vorteil ist, _ 
auch multilateral verhandeln. 

EUREKA ist ein zweites Ziel einer umfang­
reichen europäischen Kooperation. Der Herr 
Bundesminister hat im Ausschuß erklärt, daß 
wir an drei von vorerst acht Projekten betei­
ligt sind, am Projekt Euro-Laser, an einem 
Umweltprojekt und am europäischen Daten­
verbund zwischen Forschungseinrichtungen. 

Meine Damen und Herren! Die Follow-Up­
Treffen der hohen Beamten zur Realisierung 
der Ziele von Luxemburg sind sicher sehr 
wichtig. Aber Österreich ist auch von sich aus 
aktiv geworden. Die Mitglieder der Bundesre­
gierung haben gerade im abgelaufenen Jahr 
die persönlichen und auch politischen Kon­
takte mit Brüssel verstärkt. Es waren im 
abgelaufenen Jahr der Bundeskanzler, der 
Vizekanzler und der Außenminister sowie der 
Landwirtschaftsminister in Brüssel. Der Prä­
sident der Kommission, Delons, war in Wien, 
Vizepräsident Narjes war erst vor einigen 
Wochen in Wien, und der sogenannte Außen­
minister der Kommission, De Clercq, war 
ebenfalls im Mai in Wien. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, in 
dieser verstärkten Kontaktnahme mit der 
Gemeinschaft haben auch die Parlamentarier 
ihre Aufgabe zu erfüllen. Unsere Kontakt­
gruppe mit dem Europäischen Parlament 
wird sich im kommenden Jahr mit der Kon­
taktgruppe des Europäischen Parlaments für 
Österreich treffen. 

In diesem Jahr haben einzelne Parlamenta­
rier Informationsbesuche bei der Kommission 
abgestattet. Leider hat der Gipfel von Luxem­
burg nicht die Erfolge. gebracht, die wir alle 
von ihm erwartet haben, insbesondere ist es, 
was uns Parlamentarier betrifft, nicht gelun­
gen, die Kompetenzen des Europäischen Par­
laments zu stärken. 

Meine Damen und Herren! Die Schweizer 
werden uns immer als Vorbild hingestellt, wie 
wir uns wirtschaftspolitisch, integrationspoli-
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tisch zu verhalten haben. Die Schweizer Par­
lamentarier haben ebenfalls eine Kontakt­
gruppe mit dem Europäischen Parlament. Die 
Vorsitzende ist die Ständerätin Josi Meier, die 
eine Kollegin von uns im Europarat gewesen 
ist. 

Kollegin Josi Meier sieht das Verhältnis der 
Schweiz zur Europäischen Gemeinschaft 
etwa so - sie hat in Bern in einem Einfüh­
rungsreferat erklärt, warum die Schweiz 
nicht der Gemeinschaft beitreten kann -: 
Das ist das Problem der Immigration, das ist 
das Problem der Landwirtschaftspreise, und 
dann sind es auch die demokratischen und 
föderalistischen Strukturen, die . es der 
Schweiz nicht ermöglichen, beizutreten. 

Aber - so Josi Meier -: Die Entscheidung 
der Schweiz, nicht am Integrationsprozeß der 
Gemeinschaft teilzuhaben, bedeutet keines­
wegs, daß sich ihr Land in die Isolation 
zurückziehen wolle. Die Schweiz ist keine 
Insel, sondern ein zentraler Teil Europas und 
mit ihm wirtschaftlich stark verflochten. Es 
bestehe daher ein faktischer Integrations­
zwang, dem ihr Land durch eine pragmati­
sche Zusammenarbeit mit seinen Nachbarlän­
dern Rechnung trage. 

Ich glaube, daß ist gerade die Linie, Herr 
Bundesminister, die auch wir in der Integra­
tionspolitik verfolgen, und ich glaube, die 
österreichische Bundesregierung ist auf dem 
richtigen Weg. 

Ich darf noch etwas sagen - auch Steiner 
hat es bereits erwähnt -: Die Teilnahme 
Österreichs am politischen Integrationspro­
zeß des freien Europa ist nur im Rahmen des 
Europarates möglich. Wir müssen daher alles 
daransetzen, eine Abwertung des Europara­
tes, des Ministerkomitees und der Parlamen­
tarischen Versammlung zu verhindern. 

Eine sichtbare Aufwertung, Herr Bundes­
minister, wäre es für das Ministerkomitee, 
wenn möglichst viele Staaten beim zweimal 
jährlich stattfindenden Ministertreffen durch 
ihre Außenminister und nicht nur durch 
Staatssekretäre vertreten wären. 

Wir beschäftigen uns seit Jahren mit dieser 
Frage und auch mit der Aufwertung des Euro­
parates. Der Colombo-Bericht bietet uns sehr 
viele brauchbare Vorschläge, mit deren Reali­
sierung allerdings begonnen werden müßte. 
Dieser Bericht zeigt die Schwierigkeiten auf, 
mißt aber dem Europarat - obwohl in der 
Colombo-Kommission mehr Vertreter der 
EG-Staaten als der anderen Staaten dabei 

waren - eine große Bedeutung bei, wenn er 
sagt: 

"Es liegt im Interesse des demokratischen 
Europa, dem Europarat das politische Profil 
wiederzugeben, das ihm das Statut verleiht." 

Weiters sieht die Colombo-Kommission, daß 
"die Europäische Politische Zusammenarbeit 
sich innerhalb der Europäischen Gemein­
schaft schrittweise fortentwickelt. Es gibt 
Befürchtungen, daß sich die Kluft zwischen 
den Staaten der Gemeinschaft und dem übri­
gen demokratischen Europa gerade im politi­
schen Bereich weiter öffnet". 

Das ist die politische Gefahr einer Zweitei­
lung Europas. Es gibt viele Vorschläge, wie 
man den Grad der Zusammenarbeit intensi­
vieren könnte. 

Ein Punkt ist sicher der politische Dialog 
zwischen den 21 Staaten des Europarates, 
aber auch - mein Vorredner hat darauf hin­
gewiesen - der Dialog zwischen dem Europa­
rat und der Europäischen politischen Zusam­
menarbeit der EG-Staaten. Ein Punkt ist der 
Meinungsaustausch zwischen den Mitglied­
staaten des Europarates und der Gemein­
schaft, mit dem Ziel, ihr Auftreten in umfas­
senderen internationalen Foren zu koordinie­
ren. 

Herr Bundesminister! Es ist ein langer Weg, 
bis es so weit ist, daß das Europa der 21 mit 
einer Stimme sprechen kann. Das war auch 
der Sinn meiner Anfrage im Comitee mixed, 
wie der Europarat es zustande bringen 
könnte, ein Gespräch zwischen Europäischer 
Politischer Zusammenarbeit und dem Mini­
sterkomitee zu finden. Der griechische 
Außenminister als Vorsitzender des Minister­
komitees dürfte das eher falsch verstanden 
haben. Er hat geglaubt, wir wollen eine neue 
Institution. Ich bin der Meinung des Kollegen 
Steiner, Institutionen haben wir genug, wir 
müssen sie jetzt nur mit Leben erfüllen. 

Über die Vereinten Nationen sind sehr viele 
schöne Worte am Freitag vom Herrn Bundes­
minister, von den drei Sprechern der politi­
schen Parteien gesagt worden. Ich glaube, es 
wird, wenn von den Vereinten Nationen gere­
det wird, viel über die Fragen der friedenser­
haltenden Maßnahmen gesprochen, die not­
wendig sind. 

Der Herr Außenminister hat auch die ande­
ren Bereiche der Vereinten Nationen zitiert, 
die UNDP, die UNICEF und auch die Frage 
der Flüchtlinge, die für uns eine große Bedeu­
tung in Österreich hat. 
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Wir beschäftigen uns auch im Europarat 
mit der Frage der Flüchtlinge und haben im 
Herbst eine gemeinsame Resolution verab­
schiedet, wo wir Sie, Herr Bundesminister, 
bitten, uns im Ministerkomitee diesbezüglich 
zu unterstützen. Es waren drei Punkte. 

Erstens: Das Asylverfahren sollte in einem 
Jahr abgeschlossen werden - da es noch 
immer Staaten gibt, in denen das Asylverfah­
ren sechs bis sieben Jahre dauert -, und 
zwar im Interesse des Aufnahmestaates und 
des Asylwerbers. 

Zweitens: Die Forderung nach Definition 
und Unterstützung der Erst-Asylländer, was 
für uns Österreicher von besonderer Bedeu­
tung ist, da wir ja als Erst-Asylland in Flücht­
lingsfragen die Hauptlast zu tragen haben. 

Drittens: Eine gemeinsame Front gegen 
Mißstände, daß zum Beispiel durch Geschäf­
temacher Flüchtlinge aus Asien und Mrika 
nach Berlin-Schönefeld gebracht und von dort 
entweder nach Schweden oder in die BRD 
geschleust werden. 

Ein Wort zur UNESCO. Bundesminister 
Dr. Moritz hat in seiner Rede vor der 
23. Generalkonferenz in Sofia die Entschlos­
senheit Österreichs zur weiteren aktiven Mit­
arbeit innerhalb der UNESCO und unser fort­
gesetztes besonderes Interesse an dieser 
bedeutsamen Weltorganisation zum Ausdruck 
gebracht. Österreichs erklärte Hoffnung sei 
außerdem die baldige Überwindung der der­
zeitigen Krise und unser Wunsch - das war 
im Oktober - der Weiterverbleib Großbritan­
niens sowie die baldige Rückkehr der USA. 
Beides ist nicht gelungen. Die USA bleiben 
außerhalb der UNESCO, Großbritannien hat 
vor einigen Tagen seinen Austritt bekanntge­
geben. 

Ich glaube, es besteht aufgrund auch der 
Ausführungen des Kollegen Dr. Mock vom 
letzten Freitag doch die übereinstimmende 
Meinung, daß man grundsätzlich in der 
UNESCO bleiben solle, aber jede Gelegenheit 
ergreifen müßte, Kritik zu üben an Mißstän­
den, an Reformen mitzuarbeiten und auch, 
ich sage das offen, dem Generaldirektor M'Bo 
etwas bei seiner Amtsführung auf die Finger 
zu schauen. Wir haben selbst im Europarat 
eine Diskussion mit dem Generaldirektor 
gehabt. Wir waren sehr erstaunt, welche Ant­
wort wir bekommen haben. 

Aber, Kollege Steiner, das Interesse der 
demokratischen Staaten an der UNESCO ist 
aber nicht so groß. Wir wollten im Rahmen 

der Interparlamentarischen Union versuchen, 
einen Antrag einzubringen, wonach die Parla­
mentarier auf der ganzen Welt versuchen sol­
len, ihre Regierungen zu animieren, daß man 
in der UNESCO verbleiben könnte. Das ist 
von der großen Staatengemeinschaft der 
Interparlamentarischen Union abgelehnt wor­
den. Übriggeblieben sind Österreich und die 
Schweiz, die anderen westlichen Länder woll­
ten über den Terrorismus reden und über die 
Verschuldungsfrage der Dritten Welt. So ist 
das Schicksal. 

Aber ich glaube, es ist die gemeinsame Mei­
nung aller Parteien begrüßenswert, daß 
Österreich in der UNESCO mitarbeiten sollte. 

Selbstverständlich bedaure ich, Dr. Steiner, 
daß die ÖVP dem Teilkapital "Äußeres" nicht 
zustimmt. Ich bitte um Entschuldigung, daß 
ich auf die Eingangseskapaden gegen das 
Budget nicht eingehe, das ist ja nichts Neues, 
das wird am siebenten Tag der Budgetdebatte 
täglich zehnmal gesagt. 

Wogegen stimmt aber die ÖVP, wenn sie 
dieses Budget ablehnt - ich beziehe mich da 
nur auf den Sachaufwand -? 

Die ÖVP stimmt dagegen, daß der weitere 
Aufbau der ADV im Bereich des Bundesmini­
steriums für Auswärtige Angelegenheiten 
vorangetrieben wird. 

Bei den Vertretungsbehörden: Die ÖVP ist 
dagegen, daß 40 Millionen Schilling für den 
Erwerb (Abg. Dr. K hol: Das glauben Sie 
doch selber nicht, Herr Hesele! Das Argument 
ist Ihrer nicht würdig!) von Gebäuden aufge­
wendet werden. Im Jahre 1986 ist der Ankauf 
eines - das müssen Sie auch wissen - Resi­
denzgebäudes in Athen, eines Amtsgebäudes 
in Mexiko und möglicherweise in Lissabon 
vorgesehen. Priorität wird dem Ankauf eines 
Amtsgebäudes in Washington eingeräumt. 

32 Millionen Schilling sind als Ansatz für 
Neubauten vorgesehen. In diesem Betrag sind 
die Planungskosten für ein neues Amtsge­
bäude in Algier, eine neue Residenz in Berlin, 
für Canberra und so weiter enthalten. (Abg. 
Dr. K hol: Aber das ist doch nicht das 
GesamtbudgetJ Das wissen Sie ganz genau!) 

All das ist in diesem Budget enthalten, und 
auch dagegen stimmt die ÖVP. (Abg. Dr. 
K hol: Antworten Sie mir doch darauf! Das 
glauben Sie doch selber nichtJ) 

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns 
alle an die Redezeit halten. Die sozialistische 
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Fraktion wird diesem Budgetkapitel gerne die 
Zustimmung geben, weil wir nicht - wie 
mein Vorredner der ÖVP - spalten, daß wir 
dem Außenpolitischen Bericht zustimmen, 
aber dem Bundesminister nicht die notwendi­
gen finanziellen Mittel zur Durchführung die­
ser erfolgreichen Außenpolitik geben. Daher, 
meine Damen und Herren, stimmen wir die­
sem Budgetkapitel gerne zu. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 21.45 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Abge­
ordneter Peter. 

21.45 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir konnten in 
diesem Jahr eine Reihe von staatspolitischen 
Jubiläen begehen. So gedachten wir des 
40jährigen Bestandes der Zweiten Republik. 
Zur 30-J ahr-Feier des Staatsvertrages wurde 
uns die Ehre der Anwesenheit von hohen 
Repräsentanten der Signatarmächte zuteil. 
Österreich gehört nun seit 30 Jahren der Welt­
organisation an. Seit 25 Jahren nimmt unser 
Land an den friedenserhaltenden Operatio­
nen dei Vereinten Nationen teil. Vor 10 Jah­
ren wurde in Helsinki die Schlußakte der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa unterzeichnet. 

Der zweite Friedensbericht dieser Bundes­
regierung, der vor nicht allzu langer Zeit im 
Außenpolitischen Ausschuß behandelt wurde, 
weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 
daß Österreich die multilateralen Bestrebun­
gen zum Aufbau von regionalen und univer­
sellen Friedensordnungen von Anfang an 
unterstützt hat. 

Heute muß unterstrichen werden, daß die­
ser Weg für Österreich richtig war. Die aktive 
Neutralitätspolitik, die ihre Dynamisierung 
unter Außenminister Dr. Kirchschläger 
erfuhr und die sie seither im Vordergrund 
unserer außenpolitischen Initiativen steht, 
hat Österreich nicht nur zum Nutzen gereicht, 
sie hat auch zur Mehrung unseres internatio­
nalen Ansehens beigetragen. 

Die Freiheitliche Partei Österreichs hat 
daher immer einen außenpolitischen Kurs 
befürwortet und ihn auch als Oppositionspar­
tei mitgetragen, der die spezifischen Funktio­
nen eines neutralen Staates voll zur Wirkung 
bringt. Die Schaffung und Durchsetzung des 
internationalen Rechts, das Anbieten guter 
Dienste, Vermittlungstätigkeiten bei multila­
teralen Verhandlungen und bilateralen Kon­
flikten, die aktive Mitarbeit Österreichs zur 
Erstellung von UN-Kontingenten, das alles 

sind Beweise dafür, daß Kleinstaaten wie 
Österreich eine hoffnungsvolle Kategorie auf 
der internationalen Bühne darstellen. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 

Österreich kann im wohlverstandenen eige­
nen, aber auch im internationalen Interesse 
keine Hauptrolle, aber eine äußerst solide 
Nebenrolle in der Weltpolitik spielen. In die­
ser Nebenrolle hat die österreichische Außen­
politik nicht zu übersehende Erfolge aufzu­
weisen. Die Außenpolitik dieser sozialistisch­
freiheitlichen Bundesregierung steht im Zei­
chen von Tradition und Kontinuität. Dieses 
stabile Element der österreichischen Außen­
politik bedeutet jedoch nicht, daß die politi­
schen Handlungen Österreichs auf der inter­
nationalen Bühne lediglich in vorgegebenen 
Strukturen passiv verharren. 

Der österreichischen Außenpolitik wohnt 
sehr wohl eine dynamische Komponente inne. 
Vor allem und nicht zuletzt in multilateralen 
Gremien, wie zum Beispiel der KSZE, hat 
Österreich als Vor- und Wegbereiter von Kom­
promissen in entscheidenden Verhandlungs­
phasen immer wieder diese Katalysatorfunk­
tion seiner Außenpolitik unter Beweis 
gestellt. 

Die Außenpolitik dieser Bundesregierung 
und die Initiativen des Herrn Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten 
gemeinsam mit seinen Diplomaten sind wich­
tige Elemente der österreichischen Sicher­
heitspolitik, die zusammen mit der militäri­
schen Landesverteidigung die Unabhängig­
keit und die Freiheit unseres Landes gewähr­
leisten. 

Österreich hat geordnete bilaterale Bezie­
hungen und gute Kontakte zu seinen Nach­
barn. Österreich genießt in multilateralen 
Gremien wegen der Konsequenz und Voraus­
schaubarkeit seiner Politik großes Vertrauen 
und einen ausgezeichneten internationalen 
Ruf. 

Ich lese stets mit großem Interesse jene 
meist hervorragenden Berichte, die unsere 
Missionschefs dem Außenministerium vorle­
gen. Wer sich einigermaßen damit beschäf­
tigt, weiß auch, welch umfassende Arbeit hin­
ter den meisten dieser Berichte steht. Es ist 
eine Arbeit mit einem hohen informativen 
Charakter. 

In diesem Sinne, meine Damen und Her­
ren, sei dem Herrn Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten und seinen Beam­
ten für die außerordentlich wertvolle Arbeit 
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im Dienste Österreichs verbindlich gedankt. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Aufgrund der vereinbarten Redezeit und im 
Hinblick auf den fortgeschrittenen Abend 
unterlasse ich den sich bei diesem Budgetka­
pitel anbietenden Streifzug durch die anhän­
gigen internationalen Probleme. 

Ich beschränke mich auf ganz wenige 
Schwerpunkte und gebe meiner Genugtuung 
Ausdruck, daß nun nicht nur von uns Freiheit­
lichen, sondern auch von den anderen Par­
teien des Nationalrates eine ernste Diskus­
sion über die europäische Zukunft Öster­
reichs geführt wird. Es ist kein Zufall, daß in 
der Regierungserklärung dieser sozialistisch­
freiheitlichen Bundesregierung ein deutlicher 
Europa-Schwerpunkt enthalten ist. Es ist 
nicht Zufall, daß diese Bundesregierung stän­
dig darum bemüht ist, die Mitarbeit Öster­
reichs in den Organisationen der pluralisti­
schen Demokratien Westeuropas fortzusetzen 
und zu stärken. Und es ist kein Zufall, daß die 
österreichische Bundesregierung intensiv an 
der Verwirklichung der gemeinsamen Mini­
stererklärung von Luxemburg arbeitet, die 
eine Intensivierung der Zusammenarbeit zwi­
schen Österreich und den anderen EFTA­
Staaten sowie der Europäischen Gemein­
schaft eingeleitet hat. 

Die freiheitliche Regierungsbeteiligung hat 
all diese Initiativen mitbewirkt und gefördert. 
Die europäische Dimension der österreichi­
schen Außenpolitik war und ist uns Freiheitli­
chen ein besonderes Anliegen. (Neuerlicher 
Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne 
habe ich die November-Erklärung des Bot­
schafters Dr. Jankowitsch mit großem Inter­
esse registriert, in der er einer stärkeren 
Annäherung Österreichs an die EG bis hin zu 
einer Art Mitgliedschaft das Wort geredet hat. 
Diese Meinung des internationalen Sekretärs 
der Sozialistischen Partei unterstreicht, wie 
sehr die Dinge in Fluß geraten sind und wie 
durch eine ständige Evolution der supranatio­
nale Charakter der EG im Schwinden begrif­
fen ist. Wer lange genug in der Politik ist, 
kann ermessen, wie sich in der SPÖ die 
Akzente in dieser Frage von Dr. Bruno Pitter­
mann bis hin zu Dr. Peter Jankowitsch verän­
dert und gewandelt haben. 

Wer wieder an Julius Raab denkt, der erin­
nert sich daran, wie sehr dieser in der EFTA 
jene Möglichkeit sah, den sieben Mitglieds­
ländern damit das entscheidende Instrument 

für eine multilaterale Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Gemeinschaft zu schaffen. 

Vom Nein zur Europäischen Gemeinschaft 
der großen Koalition von einst bis zu einer 
stärkeren Annäherung Österreichs an die EG, 
bis hin zu einer Art Mitgliedschaft im Sinne 
von Dr. Jankowitsch hat unser Land einen 
weiten Weg zurückgelegt, einen Weg, der 
Österreichs Platz in der Völkerfamilie Euro­
pas nicht außer acht lassen darf, denn auch 
für Neutrale bedarf es dieses Platzes im 
Europa von morgen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Im Geiste der 
Regierungserklärung vom 31. Mai 1983 gilt es, 
alle Kräfte aufzubieten, das Abkommen 
Österreichs mit den Europäischen Gemein­
schaften weiterzuentwickeln und nicht zuletzt 
den Europarat zu stärken. 

Im Rahmen der in der vorigen Woche 
geführten Debatte anläßlich des Jubiläums 
der 30jährigen Zugehörigkeit Österreichs zu 
den Vereinten Nationen war Gelegenheit, auf 
die Rolle der Weltorganisation und ihre 
Bedeutung für Österreich einzugehen. Ich 
möchte im Zuge dieser Debatte über das Bud­
get 1986 auch noch auf einen Aspekt einge­
hen, der mit dem außerordentlichen freiheitli­
chen Interesse an Südtirol zusammenhängt. 

Durch die Einschaltung der Vereinten 
Nationen hat Österreich in der Südtirolfrage 
seinerzeit einen wesentlichen Schritt nach 
vorne gemacht. Mit der von der UNO-General­
versammlung im Jahre 1960 beschlossenen 
Resolution ist Österreich und Italien die Ver­
pflichtung auferlegt worden, neuerdings zu 
verhandeln, um eine Lösung für alle Auffas­
sungsunterschiede über die Durchführung 
des Pariser Abkommens zu finden. 

Dankenswerterweise hat der Herr Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten in 
seiner Rede vor der 40. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen das Südtirolproblem 
erneut aufgegriffen. Bundesminister Gratz 
hat dabei der Erwartung Österreichs Aus­
druck verliehen, daß die italienische Regie­
rung im Einvernehmen mit der autorisierten 
Vertretung der deutschsprachigen Volks­
gruppe die baldige und volle Verwirklichung 
der Autonomie in Südtirol vorantreiben möge. 
Der Herr Außenminister hat damit einmal 
mehr klargestellt, daß die Erfüllung der noch 
ungelösten Paketfragen weiterhin ein beson­
deres Anliegen der österreichischen Bundes­
regierung ist. 
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An der Spitze der ungelösten Paketfragen 
steht die Sprachengleichstellung, obwohl sie 
seit geraumer Zeit mit den römischen Zentral­
stellen vereinbart und daher in der Durchfüh­
rung mehr als überfällig ist. Die den Südtiro­
lern bisher vorenthaltene Sprachengleichstel­
lung schwächt die auf einen gemäßigten Kurs 
ausgerichtete Politik der Volksgruppenfüh­
rung. Diese aber bedarf der raschen Verwirk­
lichung dieses Paketbestandteiles, soll eine 
Radikalisierung in dieser Region hintangehal­
ten werden. Das muß mit aller Deutlichkeit 
und im vollen Bewußtsein der damit verbun­
denen Verantwortung zum Ausdruck 
gebracht werden. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Führung der 
deutschen Volksgruppe setzte und setzt auf 
die friedliche Lösung der Probleme am Ver­
handlungstisch. Je länger Rom mit der Reali­
sierung der getroffenen Abmachungen in Ver­
zug bleibt, umso mehr Spannungen werden 
dadurch in Südtirol bewirkt. 

Die sozialistisch-freiheitliche Bundesregie­
rung hält daher an ihrer Absicht fest, im Ein­
vernehmen mit den Südtirolern auf eine mög­
lichst rasche und inhaltlich zufriedenstel­
Iende Lösung der noch offenen Probleme hin­
zuarbeiten. 

Wie schon betont, habe ich heute aus Grün­
den der Zeitökonomie sowie angesichts der 
fortgeschrittenen Stunde meine Ausführun­
gen in schwerpunktmäßigen Grenzen gehal­
ten. 

Meine Damen und Herren! Ich schließe mit 
der sorgenvollen Feststellung, daß die Welt 
am Ende dieses Jahres nach wie vor span­
nungs- und konfliktgeladen ist, auch wenn die 
Klimaverbesserung zwischen den beiden 
Supermächten seit Genf einem Silberstreif 
am Horizont gleichkommt. Zahlreiche Krisen 
und bewaffnete KonfJ.ikte in der Welt dauern 
an. Das gilt für den Nahen Osten ebenso wie 
für die Auseinandersetzungen in Kambo­
dscha und Afghanistan, für den Krieg zwi­
schen dem Irak und dem Iran und für die 
instabile Lage in Zentralamerika. 

Die Außenpolitik der österreichischen Bun­
desregierung steht demgegenüber im Zeichen 
der Entspannung und des Friedens. Sie trägt 
damit dazu bei, die Konflikte in dieser Welt zu 
verringern. 

Deshalb stimmten wir Freiheitlichen 
sowohl vom Geiste wie auch vom Inhalt, aber 
ebenso von den Zahlenansätzen her dem in 

Verhandlung stehenden Budgetkapitel zu. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 21.59 

Präsident Dr. Stix: Nach Einsichtnahme in 
das Stenographische Protokoll erteile ich 
nachträglich dem Herrn Abgeordneten Wein­
berger für seinen Ausdruck "Das ist eine 
Frechheit" im Zuge der Debatte über die 
dringliche Anfrage einen 0 r d nun g s ruf. 

Als nächster gelangt Herr Abgeordneter Dr. 
Khol zum Wort. 

22.00 

Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Die Österreichische Volks­
partei hat heute einen Selbständigen Antrag 
in diesem Haus eingebracht, der ein neues 
Kapitel in der österreichischen Europapolitik 
einleiten soll. Es ist dies ein Vorschlag, der 
dem Außenpolitischen Ausschuß zur Bera­
tung zugewiesen werden soll. In Verhandlung 
zwischen allen im Hohen Haus vertretenen 
Parteien mit dem Außenminister und mit 
anderen zuständigen Ministern soll diese Ini­
tiative der Volkspartei beraten werden. Sie 
soll uns einem der visionären Ziele unserer 
Außenpolitik näherbringen, der maßgeschnei­
derten Mitarbeit Österreichs an einem verein­
ten Europa. 

Es ist eine Banalität: Österreich ist ein Teil 
Europas, ein vereintes Europa kann es ohne 
Österreich nicht geben. Es ist aber keine 
Banalität, meine Damen und Herren, Öster­
reich initiativ an allen jenen Bemühungen 
und Anstrengungen zu beteiligen, aus der 
europäischen Vielfalt, der Kleinstaaterei, dem 
Partikularismus, der selbstgewählten Isola­
tion, den über den Kontinent verstreuten 
Inseln der Seligen eine europäische Einheit in 
der Vielfalt zu schaffen. 

Wir bekennen uns dazu, daß Politik Visio­
nen braucht. Das vereinte Europa ist eine 
jener Visionen, die wir im Weg durch eine 
lange Wüste der Realität anstreben. Keine 
Fata Morgana, sondern ein Bild am Horizont, 
ein Bild, das uns seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges vor Augen steht, dem wir schritt­
weise näherkommen, das wir in diesem J ahr­
tausend vielleicht nicht mehr erreichen, das 
wir aber trotzdem nicht aus dem Auge verlie­
ren und das seine Anziehungskraft behält. 

Meine Damen und Herren! Wir von der 
Volkspartei bekennen uns dazu, daß Politik 
Visionen braucht, Visionen wie ein vereintes 
Europa in Frieden und Freiheit. (Beifall bei 
der ÖVP.) 
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Die Österreichische Volkspartei hat bereits 
am 19. Oktober 1978 einen Antrag im Parla­
ment eingebracht, der die Grundlagen und 
Ziele der österreichischen Außenpolitik fest­
gelegt hat. Ich sage mit Absicht "festgelegt 
hat," obwohl dieser Antrag nie zum Beschluß 
erhoben wurde. Dennoch, dieser Antrag hat 
die Realität der österreichischen Außenpolitik 
gestaltet. 

Mehrere Jahre wurde darüber im Außenpo­
litischen Ausschuß des Parlaments zwischen 
den Parteien und dem zuständigen Bundesmi­
nister unter Zuziehung von Experten verhan­
delt. Der Antrag wurde dann aus vielen Grün­
den - Sie wissen, Herr Hesele, warum -
letztlich nicht im Plenum beschlossen. Aber 
er hat unsere Außenpolitik wieder auf neue 
Grundlagen gestellt nach den irrationalen, 
schädlichen und in manchen Bezügen, muß 
man heute sagen, nachgerade romantischen 
Eskapaden der Ära Kreisky, die Österreich 
Schaden zufügten und den Konsens der Par­
teien über die Grundziele der Außenpolitik 
störten. 

Es wird der Wissenschaft vorbehalten blei­
ben, später einmal festzustellen, wieweit es 
dieser Antrag war, den wir im Ausschuß bera­
ten haben, der die Neuorientierung der 
Außenpolitik eingeleitet und der diese Eska­
paden korrigiert hat. (Abg. Dr. He 8 e 1 e: Sie 
sind ein Münchhausen, Herr Professor!) 

Wenn Sie sich heute, Herr Hesele, den 
Außenpolitischen Bericht anschauen, dann 
werden Sie sehen, daß er weitgehend nach 
diesem Antrag der Volkspartei gestaltet ist. 
Manche Formulierungen, die wir darin fin­
den, könnten aus unserem Entschließungsan­
trag sein. (Beifall bei der ÖVP.) Damit sind 
wir zufrieden. (Abg. Dr. He s e 1 e: Wenn Sie 
in der EDU auch 80 argumentieren, dann ist 
es gefährlich für die Organisation!) Die Orga­
nisation ist mit mir bis jetzt zufrieden - I 
touch wood! 

Der heute eingebrachte Antrag zur österrei­
chischen Europapolitik hat ähnliche Zielset­
zungen wie seinerzeit jener über die Grundla­
gen der österreichischen Außenpolitik. 

Wir wollen die Politik auf einem wichtigen 
Gebiet neu gestalten. In Verhandlungen zwi­
schen den Parteien, der Regierung und Exper­
ten soll Klarheit über den Weg in das vereinte 
Europa und die österreichische Haltung dazu 
erreicht werden. 

Meine Damen und Herren! Die Europapoli­
tik ist eine Angelegenheit aller Österreicher. 

Sie ist daher eine Angelegenheit, die hier im 
Parlament in demokratischer Transparenz 
und jenseits vom Glasperlenspiel der außen­
politischen Mandarine verhandelt werden 
soll. 

Alle Parteien haben in ihren jüngsten pro­
grammatischen Erklärungen betont - ich bin 
froh, daß sowohl Herr Hesele als auch Herr 
Peter auf diese Erklärungen eingegangen 
sind -, daß eine neue österreichische Europa­
politik notwendig ist. (Abg. Dr. He seI e: Das 
praktizieren wir schon!) Ich anerkenne das. 
Sowohl in den Äußerungen der SPÖ als auch 
im neuen freiheitlichen Grundsatzprogramm 
gibt es dazu ernst zu nehmende und richtung­
weisende Feststellungen. (Beifall des Abg. 
Pro b s t.) Danke, Herr Probst! 

Nach jahrelangem Schweigen, nach jahre­
langem Stillstand, nach jahrelanger Vernach­
lässigung der Europapolitik haben nun alle 
Parteien herausgestellt: Es ist notwendig, ini­
tiativ zu werden. Voraussetzung dafür ist die 
Bereitschaft aller, diese Fragen ohne Vorur­
teil, fernab politischer Schablonen zu beraten, 
neue Maßstäbe anzulegen. Neue politische 
Situationen in Europa können nämlich ganz 
einfach nicht mit überholten Meßlatten ge­
messen werden. Für neue Probleme brauchen 
wir neue Mittel. 

Meine Damen und Herren! In unserem 
Antrag zur österreichischen Europapolitik 
haben wir diese Mittel umrissen. Wir sind 
überzeugt, daß es uns damit gelingen wird, 
Österreich seinen angemessenen Platz in der 
sich immer stärker abzeichnenden europäi­
schen Einheit zu schaffen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Bereits im Jahre 1972 schloß Österreich so 
wie die anderen neutralen Staaten Europas 
einen Freihandelsvertrag mit der EG. Damit 
wurde ein Verhältnis besonderer Art zur 
dynamischesten europäischen Organisation 
begründet. Es hat sich inzwischen organisch 
weiterentwickelt, eine neue Qualität europäi­
scher wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
wurde begründet, und Österreich hat sich 
immer enger, und zwar aus freien Stücken 
und unter voller Wahrung seiner Souveräni­
tät, in diese Koordination hineingestellt. 

So eng aber auch die sachliche Zusammen­
arbeit vor allem im wirtschaftlichen Bereich 
wurde, so blieb das politische Verhältnis 
immer unterkühlt. Niemand hätte das besser 
formulieren können als mein Freund Ludwig 
Steiner, der einmal meinte, ein Kuß weniger 
für Arafat und eine Reise mehr nach Brüssel 
wären gut gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Meine Damen und Herren! Was lange Zeit 
eine kluge Politik gewesen sein mag, degene­
rierte aber zur Selbstfesselung. Was lange 
Zeit legitime Konsolidierung eines Zustandes 
war, degenerierte zur Visionslosigkeit: man­
gelnde Phantasie, fehlende Initiative. 

Es war damals ein mutiger Schritt, in den 
Wirren der Nachkriegszeit, im Klima des kal­
ten Krieges, der OEEC, der marktwirtschaftli­
chen Wirtschaftsorganisation des entwickel­
ten Westens, beizutreten. Es war ein mutiger 
Schritt, unmittelbar nach Abschluß des 
Staatsvertrages dem Europarat beizutreten. 
Es war ein mutiger Schritt, 1970 die Einberu­
fung einer gesamteuropäischen Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit und 
damit den Beginn der Detente zu verlangen. 
Das waren auch wir Österreicher, 1970. 
Rudolf Kirchschläger war damals Außenmini -
ster. 

Auch unsere Zeit ist zu solchen mutigen 
Schritten aufgerufen. Wir müssen unser Kon­
zept der Zusammenarbeit in einem größeren 
Europa gerade angesichts der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
die in Wien 1986 zusammentritt, initiativ ver­
treten, neue Ideen haben, Impulse für dieses 
größere Europa entwickeln. 

Wir müssen uns aber auch des Stellenwerts 
des Europarates bewußt werden, der im mit­
telfristigen Zusammenhang sicherlich noch 
eine bedeutende Rolle zu spielen hat. Er hat 
eine Klammerfunktion zwischen den Europäi­
schen Gemeinschaften und jenen Ländern, 
die noch nicht der Gemeinschaft angehören, 
so wie wir. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns 
aber über eines auch im klaren sein: daß der 
Europarat ein Mittel der europäischen Inte­
gration sein kann, aber kein Selbstzweck. 
Und daß derjenige, der seine europäischen 
Hoffnungen allein - ich betone: allein - auf 
diese Organisation baut, auf Sand baut. 

Ebenso müssen wir uns im klaren sein, daß 
die EFTA, die wir 1956 mitbegründeten, heute 
ihre Zielsetzung erreicht hat. Sie ist politisch 
konsumiert, von ihr sind neue Impulse nicht 
zu erwarten. Sie wird ebenso wie der Europa­
rat noch einige Zeit als nützliches Instrument 
weiterbestehen. Aber die Dynamik liegt heute 
bei der Europäischen Gemeinschaft, die 
gerade heute, am 16. Dezember, an jenem 
Tag, an dem wir unseren Europaantrag ein­
bringen, die Ergebnisse des Luxemburger 
Gipfels vom 2. Dezember 1985 kodifiziert. Ein 
Gipfel, der eine neue Dimension in der Euro-

päischen Gemeinschaft bedeutet, ein wichti­
ger Schritt voran, der eine neue Qualität der 
EG begründet. 

Während die Europäische Gemeinschaft 
also in diesen Tagen den langerstrebten Kon­
sens gefunden hat, beantragen wir, unser Ver­
hältnis zur Europäischen Gemeinschaft die­
sen Entwicklungen anzupassen und ebenfalls 
auf eine neue Stufe der Kooperation zu 
heben. 

Der EG, meine Damen und Herren, ist also 
der Aufbruch zu neuen Ufern gelungen. Alle 
diejenigen - dazu gehört auch der jetzt abwe­
sende Abgeordnete Peter -, die in die Rich­
tung spekulieren ... (Abg. Dr. G rad e n e g­
ger: Da ist er! Keine falschen Verdächtigun­
gen!) Wo ist er? - Das ist eine besondere Tar­
nung: Er sitzt auf dem Platz der Frau Partik­
Pable. 

Alle diejenigen, die spekulieren, daß die 
Europäischen Gemeinschaften stagnieren 
und zerfallen werden, wurden Lügen gestraft. 
Entgegen diesen Erwartungen - Herr Peter, 
Sie haben auf Baisse spekuliert: Supranatio­
nalität wird nicht sein - hat der Mailänder 
Gipfel im Juli 1985 unter Beweis gestellt, daß 
wichtige politische Entscheidungen in der EG 
mit Stimmenmehrheit gefaßt werden können. 

Und der Luxemburger Gipfel am 2. Dezem­
ber 1985 hat unter Beweis gestellt, daß die 
Europäische Gemeinschaft kein außer Tritt 
geratener Tausendfüßler ist, sondern in der 
Lage ist, Fortschritte auf wichtigen Gebieten 
zu machen. 

Bis 1992 soll der Binnenmarkt vollendet 
sein. Beschlüsse können auf diesem Gebiet -
das ist eine wichtige Änderung der Römer 
Verträge - mit qualifizierter Stimmenmehr­
heit im Ministerrat gefaßt werden. 

Damit ist ein unendlich weites Feld der 
Tätigkeit geöffnet, das die österreichische 
Wirtschaft in allen Fasern berührt und 
betrifft. Geht es jetzt doch darum, nach den 
Zollhemmnissen auch alle anderen Schran­
ken zwischen den nationalen Volkswirtschaf­
ten abzuschaffen und einen einheitlichen gro­
ßen Binnenmarkt mit einheitlichen Rechts­
vorschriften, einheitlichen Normen, einheitli­
chem Qualitätsstandard herzustellen. Davon 
werden wir alle unmittelbar betroffen sein. 

Hand in Hand damit geht die Zuständigkeit 
der Gemeinschaft in der Frage der Technolo­
gie - das ist neu -, des Umweltschutzes -
das ist neu -, des europäischen Währungssy­
stems. Das alles ist neu. 
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Und das alles wurde für eine Organisation 
festgelegt, die Europäische Gemeinschaft, die 
nach der Erweiterung um Spanien und Portu­
gal 85 Prozent des Wirtschaftsproduktes Euro­
pas bestreitet und 80 Prozent der Bevölke­
rung Europas umfaßt. Also ein Riese, ver­
gleicht man es mit dem, was es noch im Jahre 
1956 gewesen ist. 

Wer mit diesen 80 Prozent von Europa so 
wie Österreich dermaßen mit seiner Kultur, 
seinem politischen Leben, seinem Handel ver­
flochten ist, der muß an diesen Entwicklun­
gen. initiativ teilnehmen, will er nicht in den 
Zustand zurückfallen, daß seine Gesetze, die 
für ihn gelten, letztlich von anderen beschlos­
sen werden. 

Gerade die Entwicklung des Agrarhandels 
- mein Freund Flicker wird dazu noch mehr 
sagen - macht doch deutlich, daß über die 
Lebenschancen der österreichischen Bevölke­
rung in immer stärkerem Maß im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft entschieden 
wird. Die Beschlüsse von Luxemburg über die 
Verwirklichung des Europäischen Binnen­
marktes bis 1992 werden diese Entwicklung, 
das heißt, daß unsere Lebenschancen 
anderswo wesentlich gestaltet werden, dra­
matisch beschleunigen. 

Es trifft also, das möchte ich den Herren 
von der linken Hälfte sagen, ganz einfach 
nicht zu, was einige Ideologen formulieren, 
die der Europäischen Gemeinschaft feindlich 
gegenüberstehen, aber zum Glück - auch zu 
Ihrem Glück - mittlerweile aus der Bundes­
regierung ausgeschieden sind. Einer von 
Ihnen - den Namen sage ich nicht; Sie wer­
den ihn erraten - begründete das Abseitsste­
hen Österreichs von der Europäischen 
Gemeinschaft mit dem zynischen Bonmot 
"Nichts zusammenbringen können wir alleine 
auch." Es war derselbe, der die Europäische 
Gemeinschaft als einen "Krämerladen" 
bezeichnete. Diese Zeiten sind zum Glück vor­
bei, sie haben einer realistischeren Einschät­
zung Platz gemacht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine realistischere Einschätzung ist aber 
auch in Brüssel im Rahmen der Europäischen 
Organe gegenüber Österreich festzustellen. 
So wie mein Freund Ludwig Steiner gesagt 
hat: Ein Vereintes Europa, ein geeintes 
Europa ist ohne Österreich nicht möglich. Wir 
treten nicht als lästige Bittsteller auf, sondern 
haben auch Kapital einzubringen. Eine euro­
päische Verkehrspolitik ist ohne die aktive 
österreichische Mitarbeit ganz einfach nicht 
denkbar. Ebenso ist eine europäische Umwelt­
schutzpolitik ohne Österreich nicht denkbar. 

Und auch eine europäische Technologiege­
meinschaft braucht den wichtigen qualitäts­
vollen österreichischen Beitrag. Wir haben 
hier viel einzubringen. (Beifall bei der ÖVP. 
- Abg. Dr. He se 1 e: Wer ist "wir", Herr Pro­
fessor?) 

Wir brauchen unser Licht wirklich nicht 
unter den Scheffel zu stellen, denn die Euro­
päische Gemeinschaft hat mittlerweile auch 
den Wert der österreichischen immerwähren­
den Neutralität erkannt. (Abg. Dr. He s e 1 e: 
Verstehen Sie unter "wir" uns alle oder nur 
die ÖVP?) Wir alle, wir alle. 

Wissen Sie, es gibt nämlich sehr oft die Ein­
stellung: Bin a klans Binkerle, stell mi ins 
Winkerle, weil i nix kann, fang i nix an. - Ja, 
wir sollten anfangen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ein wirtschaft­
lich leistungsfähiges, politisch stabiles, an sei­
nem Verteidigungswillen keinen Zweifel las­
sendes unabhängiges und souveränes Öster­
reich liegt im Interesse von ganz Europa. 

In unserem Antrag tragen wir all dem 
Rechnung. Wir wollen erstens den KSZE-Pro­
zeß beschleunigen, intensiver gestalten und 
die Zusammenarbeit des großen Europa 
intensivieren, fruchtbar machen. 

Wir wollen die Arbeitsgemeinschaft des 
großen freien und demokratischen Europa im 
Europarat als Brücke zur Europäischen 
Gemeinschaft ausgestalten, vor allem die 
große demokratische Versammlung des Euro­
parates in allen Bezügen nützen. 

Insbesondere aber und vor allem wollen wir 
unser Verhältnis zur Europäischen Gemein­
schaft neu überdenken und als Ergebnis die­
ses Überdenkens intensivieren. Unsere Eck­
positionen sind hier klar. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Im Vordergrund unserer Bemühungen 
steht die Problemlösung. Herr Jankowitsch, 
das möchte ich Ihnen jetzt ganz konkret 
sagen, weil wir ja darüber diskutiert haben. 
Sie sind in der "Presse" zitiert worden, Sie 
wurden von Ihrem Minister etwas im Regen 
stehen gelassen. (Abg. Dr. Ja n k 0 w i t sc h: 
Lassen Sie doch den Minister reden, Herr 
Professor! Was wissen Sie denn davon?) Bitte, 
in der "Presse" habe ich es gelesen. Ich 
möchte Ihnen aber das Leben nicht unnötig 
schwerer machen, Herr J ankowitsch. 

Im Vordergrund unserer Bemühungen 
steht die Problemlösung, also die möglichst 
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weitgehende Mitarbeit an der europäischen 
Politik. Für uns sind die Institutionen 
sekundär. 

Die Vergangenheit hat ja gezeigt, daß es 
uns sehr gut möglich ist, durch ein Netz bila­
teraler Abkommen Probleme, die sich euro­
päisch stellen, europäisch zu lösen. Österreich 
kann dabei sein, auch ohne Mitgliedschaft, 
ohne formelles Assoziationsansuchen, son­
dern aufgrund von intensiven bilateralen 
Beziehungen, aufgrund eines Zusammenar­
beitsmechanismus, der sich seit 1973 zur 
Zufriedenheit aller Beteiligten herausgebildet 
hat. Der freie Handel, die wissenschaftliche 
Zusammenarbeit, die Entwicklung der Hoch­
technologie unter Einschluß Österreichs, all 
das sind Problemlösungen, die wir in flexibler 
Form erreichen können. 

Die neue Europadiskussion, die wir mit 
unserem Antrag heute formell einleiten wol­
len, stellt daher nicht in den Vordergrund, ob 
Österreich nun Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft werden soll oder ob es seine 
Beziehungen in einem Vertrag besonderer 
Art, der nur ein Assoziationsvertrag sein 
könnte, regeln soll. 

Wir stellen die Problem lösung in den Vor­
dergrund: Wie können wir als immerwährend 
neutrales Land am europäischen Binnen­
markt in der sich abzeichnenden europäi­
schen Technologiegemeinschaft, an der EPZ, 
der Europäischen Politischen Zusammenar­
beit, in der europäischen Wirtschafts- und 
Währungszusammenarbeit so eng mitarbei­
ten, wie es nur immer möglich ist, ohne den 
geringsten Zweifel an unseren immerwähren­
den Neutralitätspflichten und Rechten auf­
kommen zu lassen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr J ankowitsch, das ist eigentlich eine 
Generallinie, die unsere Politik bestimmen 
könnte. Sie könnte zu tragfähigen europäi­
schen Ergebnissen führen, ohne die sterilen 
und letztlich polarisierenden Fragen der Mit­
gliedschaft in welcher Form immer in den 
Vordergrund zu stellen. 

Wir brauchen die Diskussion über die insti­
tutionellen Fragen nicht, es ist wichtiger, zu 
Lösungen auf Sachgebieten zu kommen. Erst 
dann stellt sich die Frage, ob wir diese enge 
Zusammenarbeit in der einen oder anderen 
Form institutionell überhöhen wollen. 

Die Frage, ob eine Mitgliedschaft in der EG 
unter Neutralitätsvorbehalt juristisch und 
politisch möglich und wünschenswert ist, ist 
ein interessantes theoretisches Thema. Auch 

ich bin als Jurist der Meinung, daß die Ent­
wicklungen innerhalb der EG, vor allem aber 
die letzten Beschlüsse, die in Luxemburg 
gefaßt worden sind, ohne weiteres eine Argu­
mentation zulassen, daß eine Vollmitglied­
schaft Österreichs rein juristisch gesehen 
auch bei einer strengen Auslegung der 
Rechtspflichten der immerwährenden Neu­
tralität möglich wäre. 

Ich bin aber als Politiker der Meinung, daß 
eine solche Diskussion in juristischen Krei­
sen zwar nützlich ist, aber nicht die politische 
Frage der Gestaltung unseres Verhältnisses 
zur Europäischen Gemeinschaft bestimmen 
und lösen kann. Das würde viel zuviel Krei­
sen, die andere Süppchen kochen wollen, die 
Möglichkeit eines Alibis geben. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Was juristisch 
möglich ist, ist noch lange nicht politisch nütz­
lich. Aufgrund der historischen Entwicklung 
bedeutet nämlich eine solche Diskussion, daß 
der falsche Eindruck erweckt würde, daß eine 
neue österreichische Europapolitik eine sub­
stantielle Änderung des Kurses und der 
Grundannahmen der Außenpolitik beabsich­
tigt. Die juristische Diskussion ist hilfreich, 
sie kann die juristischen Voraussetzungen für 
die Politik klären, aber sie sollte nicht ent­
scheidend sein. 

Daher soll die Frage unserer Europapolitik 
nicht von juristischen Fragen beherrscht wer­
den, sondern von politischen Gestaltungsvor­
stellungen. 

Am Ende einer langen, problemelösenden 
Europapolitik kann dann eine Assoziation 
oder in visionärer Form am Horizont, so wie 
das unser Bundesparteiobmann in einem 
"Journal Panorama" im ORF unlängst sagte, 
eine Mitgliedschaft besonderer Art stehen. 

Eines muß aber über alle Zweifel klar und 
erhaben sein: Die Rechtspflichten der immer­
währenden Neutralität, die Österreich aus 
freien Stücken übernommen hat, dürfen auch 
durch die neue österreichische Europapolitik 
in keinem Fall in Frage gestellt werden. 

Auf der anderen Seite muß aber auch klar 
sein, daß die immerwährende Neutralität ein 
Rechtsinstitut ist mit klar umschriebenen 
Pflichten, nicht aber eine Staatsideologie, ein 
Mythos der Neutralität, eine Selbstfesselung, 
ein Instrument der Selbstisolierung oder eine 
Rechtfertigung für substanzarme und phanta­
sielose Politik. Für alles das muß sie nämlich 
immer wieder herhalten. 
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Eine weitere Voraussetzung, Herr Probst, 
möchte ich gerade Ihnen als großem Südafri­
kafreund näherbringen. Wir wollen hier 
Europapolitik machen und nicht Südafrikapo­
litik, wie Sie immer, Herr Probst! 

Wenn wir die maßgeschneiderte österreichi­
sche Position im Rahmen der europäischen 
Vision fixieren, so wollen wir keinesfalls die 
europäische Integration bremsen. Das kön­
nen wir nicht, und das wollen wir nicht. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Österreichische Europapolitik bedeutet 
nicht, Herr Peter, darauf zu hoffen, daß die 
europäische Einigung stagniert, daß die 
Supranationalität scheitert, damit Österreich 
hinterher an einer degenerierten Europäi­
schen Gemeinschaft gleichsam zu verbilligten 
Preisen mitarbeiten kann. Im Gegenteil: Wir 
in der Volkspartei waren immer die Europa­
partei. Wir unterstützen die europäische Inte­
gration. Wir hoffen, daß die Visionen der 
christdemokratischen Gründungsväter des 
vereinten Europa in der Nachkriegszeit ver­
wirklicht werden, und wir werden jenen 
Standpunkt finden, den unsere politische 
Geometrie uns einnehmen läßt, ohne die 
Europäischen Gemeinschaften zu bremsen. 

Ein weiterer Eckpunkt neuer österreichi­
scher Europapolitik muß klar sein: Während 
wir uns zwar mit anderen EFTA-Ländern 
absprechen, gleiche Probleme mit ihnen bera­
ten und Lösungswege erkunden, werden wir 
dennoch nicht im Konvoi fahren, sondern 
österreichische Probleme mit der Gemein­
schaft österreichisch regeln, also nicht mehr 
von EFTA zu EG, sondern von Österreich zu 
EG. Wir wollen die Geschwindigkeit selber 
regeln und wollen nicht die Langsamsten 
sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Welches sind die Schritte, die wir in unse­
rem Antrag vorschlagen? Es geht uns um die 
Problemlösungen, und daher schlagen wir die 
maximale Ausnützung aller Instrumente vor. 

An der Spitze könnte stehen, daß wir die 
bilateralen Verträge mit der Europäischen 
Gemeinschaft ausbauen. Vorbild könnte die 
Schweiz sein, die still und leise vorangegan­
gen ist und wesentlich stärker integriert ist 
als wir. 

Ein weiteres Mittel könnte die autonome 
Übernahme von Regeln der Gemeinschaft 
sein auf dem Gebiet des Binnenmarktes, auf 
dem Gebiet des Außenzolls. Wir könnten ver­
suchen, auf diese Weise die Ursprungszeug­
nisse los zu werden. 

Ein dritter Schritt wäre ein System ausge­
dehnter wechselseitiger Information. Was die 
EG plant, wäre uns mitzuteilen, wir könnten 
unsere Meinung dazu sagen und auf diese 
Weise nicht nur betroffen sein, sondern mitge­
stalten. 

Ähnliches könnte auch bei der Europäi­
schen Politischen Zusammenarbeit angelegt 
werden. Das würde unseren Sicherheitsstatus 
nicht verändern, das würde den Status quo in 
Europa nicht verändern und würde eine 
wesentliche Mitarbeit Österreichs an der 
europäischen Integration bedeuten. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen! Ob 
diese bis 1992 zu erreichende Zusammenar­
beit dann formell durch einen besonderen 
Vertrag abgesichert und überhöht werden 
sollte, ist eine sekundäre Frage. Daß ein sol­
cher Vertrag nur eine Assoziation nach Arti­
kel238 des EG-Vertrages sein könnte, 
erscheint auch sicher. Aber diese Frage ist 
heute von minderer Bedeutung, ist eine Cura 
posterior. Wir wollen mit solchen Begriffen 
nicht künstlich Schranken aufrichten. 

Auch die Frage einer österreichischen EG­
Mitgliedschaft, auch wenn sie visionär am 
Horizont stehen sollte, ist eine Frage der 
Jahrtausendwende, nicht eine Frage von 
heute. Mit oder ohne Neutralitätsvorbehalt, 
wer weiß, wohin sich die Europäische 
Gemeinschaft bis dorthin entwickelt? Wer 
weiß, was die Europäische Union dann wirk­
lich bedeutet? Wer weiß, welche Grundposi­
tion wir dann einnehmen werden? Aber als 
langfristiges Ziel sollten wir die Mitglied­
schaft vor Augen haben. Derzeit ist sie nicht 
aktuell. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mit dem heuti­
gen Antrag wollen wir die Europadiskussion 
in Österreich neu beginnen. Ich hoffe zuver­
sichtlich, daß wir dabei die Sachprobleme in 
den Vordergrund stellen, nicht den sterilen 
Streit über Mitgliedschaft, Assoziation und 
Neutralität. 

Ich hoffe zuversichtlich, daß alle, welche die 
Diskussion führen, Österreich zuerst meinen 
und nicht Parteiinteressen in den Vorder­
grund stellen. Ich hoffe zuversichtlich, daß 
nicht platter Strukturkonservativismus siegt, 
der an allem Überkommenen festhält, nur um 
des Festhaltens willen und nur deswegen, 
weil es immer so war. 

Und ich hoffe auch zuversichtlich, daß sich 
nicht eine Europadiskussion zwischen alt und 
jung darüber auftut, ob nun die Errungen-
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schaften, welche die zähe Politik der Älteren 
erreicht hat, in Frage gestellt werden. 

Ich hoffe zuversichtlich, daß wir alle Öster­
reich zuerst setzen und alle an der Lösung der 
Fragen mitarbeiten, welche die neue Europa­
politik uns stellen wird: in der Sozialistischen 
Internationale, in der Liberalen Weltunion 
und in der Europäischen Demokratischen 
Union. (Beifall bei der ÖVP.) 22.26 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Mag. Gratz. 

22.26 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Mag. Gratz: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Erlauben Sie mir, nicht zu allen aufge­
worfenen Fragen Stellung zu nehmen, son­
dern nur in aller Kürze zu einigen Punkten. 

Ich möchte erstens allen Rednern dafür 
danken, daß sie den Mitarbeitern des Diplo­
matischen Dienstes ihren Respekt für ihre 
Arbeit ausgedrückt haben. Ich glaube, der 
Diplomatische Dienst verdient das wirklich, 
und ich danke den Rednern aller drei Fraktio­
nen. 

Ich würde es zweitens gerade zur Frage 
Europapolitik sehr begrüßen, im Außenpoliti­
schen Ausschuß zu einer besseren Tageszeit 
und mit etwas mehr Zeit zur Diskussion die 
Probleme ganz offen darzulegen, weil sicher 
nichts einfach festgeschrieben wird außer 
einigen Grundsätzen unserer Außenpolitik, 
die nicht Ziel für sich selbst sind, sondern die 
letzten Endes wie etwa die österreichische 
immerwährende Neutralität das weiterge­
hende Ziel haben, die Unabhängigkeit, Sou­
veränität und Handlungsfreiheit unseres Lan­
des an diesem Ort des Kontinents, wo sich 
eben Österreich befindet, zu garantieren und 
zu schützen. 

In diesem Sinne ist die gesamte österreichi­
sche Außenpolitik sicher nicht nach irgend­
welchen Ideologien zu beurteilen. Wir haben 
das auch bei allen politischen Diskussionen in 
der Vergangenheit gerade in außenpoliti­
schen Fragen nicht getan. Und man sollte 
sicher auch nicht - da bin ich allen Rednern 
sehr dankbar - in einen Terminologiestreit 
eintreten, der zu nichts führt außer zu nervö­
sen Erkundigungen vieler anderer Staaten, 
was eigentlich damit gemeint ist. 

Ich möchte daher ausdrücklich sagen, daß 
ich die Definition, die Abgeordneter Steiner 
namens der Österreichischen Volkspartei als 
Hauptredner zur Europapolitik und zur Neu-

tralitätspolitik vorgenommen hat, auch in sei­
ner Formulierung in jedem Wort unterschrei­
ben würde, weil ich glaube, daß das sehr 
wesentlich ist. Ebenso danke ich dem Abge­
ordneten Peter dafür, daß er auf die Grund­
sätze hingewiesen hat. 

Ich möchte hier als Außenminister, wenn 
Sie mir erlauben, ein sehr offenes Wort sagen. 
Auch ich habe noch immer meine Visionen. 
Ich habe Paul Henri Spaak auf dem Haupt­
platz von Bruges zugejubelt, als er die Jugend 
Europas aufgefordert hat, alle Grenzen zu 
beseitigen. Und ich habe auch - ich kann das 
jetzt wiedergeben, weil ich damals noch lange 
nicht Außenminister -war - meine Enttäu­
schungen erlebt, als dieser Idealismus meiner 
Generation in Grenzformularen, Ursprungs­
regeln und Sardinenkontingenten unterzuge­
hen drohte. 

Ich glaube daher, daß man sich durchaus 
auch als Verantwortlicher seine Visionen 
über einen größeren Kontinent bewahren soll, 
auch ohne ein Zeitlimit zu setzen. Denn, Herr 
Abgeordneter Khol, die Schwierigkeit uns e -
re r Generation ist die, daß wir die J ahrtau­
sendwende als ein magisches Ereignis 
betrachten; aber für die Generation meiner 
Söhne ist das "heute in 15 Jahren" und nicht 
mehr. Das heißt, es ist ein sehr kurzer Zeit­
raum, und man sollte sich hier auch über­
haupt keine Zeiträume vorschreiben. 

Ich bin dankbar, daß alle Fraktionen eine 
Diskussion über mögliche Änderungen in den 
Nuancen, Änderungen in Bereichen des Ver­
hältnisses zu anderen internationalen Organi­
sationen mit einem sehr deutlichen Bekennt­
nis zu den Grundlagen unserer staatlichen 
Existenz, nämlich der immerwährenden Neu­
tralität und der sie verfolgenden Außenpoli­
tik, verknüpft haben. 

Hohes Haus! Ich muß aber zu diesem 
Punkt, gerade weil meine Bemerkung über 
sehr viele Anfragen, die sofort kommen, was 
damit gemeint sei, wenn hier öffentlich über 
Terminologien diskutiert wird und nicht über 
Teile der Politik, nunmehr bitten, in aller 
Kürze eine Erklärung namens der Bundesre­
gierung abgeben zu können. 

Die Bundesregierung verfolgt die ständige 
Evolution und Dynamik der Europäischen 
Gemeinschaften mit größter Aufmerksamkeit 
und begrüßt das wachsende innere österrei­
chische Interesse an den Beziehungen Öster­
reichs zu den Europäischen Gemeinschaften. 

Es muß unter allen Umständen vermieden 
760 
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werden, daß die Entwicklungen innerhalb der 
Gemeinschaften zu einem Auseinanderleben 
zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft 
und den EFTA-Partnern und den einzelnen 
EFTA-Ländern wie Österreich führen. 

Die Bundesregierung hat diese ihre Politik 
gegenüber den Gemeinschaften stets mit 
Nachdruck vertreten. Nicht zuletzt resultieren 
daraus die österreichischen Initiativen in 
Richtung des Zustandekommens der Luxem­
burger Ministertagung vom April 1984 und 
das Zusammentreffen der Minister der EFTA­
Staaten mit dem Präsidenten und den für 
Außenbeziehungen zuständigen Mitglied der 
EG-Kommission vom Mai 1985 in Wien. 

Ich möchte vor allem auf die Erklärung von 
Luxemburg verweisen, die Raum für eine wei­
testgehende Zusammenarbeit geschaffen hat 
und in welcher alle 17 anwesenden Minister 
ausdrücklich den politischen Willen bekräftigt 
haben, auf die Verwirklichung der vereinbar­
ten Ziele hinzuwirken. 

Meine Damen und Herren! Die Ausweitung 
der Beziehungen über das bestehende Frei­
handelsabkommen hinaus erfolgt pragma­
tisch entsprechend der wirtschaftlichen Not­
wendigkeit und im Rahmen der politischen 
Gegebenheiten. Das bezieht sich auch auf die 
Schaffung eines europäischen Binnenmark­
tes, an dem wir im Sinne der Luxemburger 
Erklärung teilnehmen wollen. Hiezu gehören 
weiter auch Abkommen oder Briefwechsel 
auf dem Umweltsektor oder im Bereich von 
Wissenschaft und Forschung. Insbesondere 
zählen hiezu Möglichkeiten, die sich in letzter 
Zeit aus einem Begriff abzeichnen, der als 
variable Geometrie bezeichnet wird. Hiezu 
zählt nicht nur das europäische Währungssy­
stem, sondern auch beispielsweise EUREKA. 

Die Freihandelszonen, meine Damen und 
Herren, die Österreich mit den Gemeinschaf­
ten abgeschlossen hat, haben sich ebenso 
bewährt wie das in Zusammenarbeit vor 
allem auch mit der Schweiz erfolgende prag­
matische Vorgehen zur Ausgestaltung der 
Beziehungen über diese Verträge hinaus. 

Auch nach Meinung der Bundesregierung 
ist die Möglichkeit einer Ausgestaltung dieser 
Beziehungen bei weitem noch nicht ausge­
schöpft. 

Abschließend möchte ich daher im Sinne 
der von mir verlesenen Grundsätze und Poli­
tik sagen, daß die Bundesregierung eine 
grundsätzliche Änderung der Integrationspo­
litik nicht beabsichtigt. Erforderlich ist es, 

daß alle Möglichkeiten, die sich auf Grund der 
derzeitigen Vertrags- und Rechtslage erge­
ben, optimal genützt werden. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Soweit in aller Kürze zur Europapolitik. 

Hohes Haus! Ich möchte Sie nicht weiter 
aufhalten. Ich habe mir zur UNESCO die 
Unterlagen herausgesucht. Nur eine Informa­
tion: Österreich hat bei der UNESCO auf 
Reformen gedrängt. Bisher haben außer Sin­
gapur, welches seine Austrittsabsichten 1984 
bereits bekanntgab, keine anderen Staaten 
angekündigt, aus der UNESCO auszutreten. 
Wichtige Mitgliedsländer wie unter anderem 
Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland, 
Italien und Schweden haben erklärt, in 
Zukunft innerhalb der UNESCO den eingelei­
teten Reformprozeß von innen heraus tatkräf­
tig zu unterstützen. Das ist auch die österrei­
chische Position im Rahmen dieser Organisa­
tion. 

Zur Frage der Colombo-Kommission -
Europarat ist heute nicht Zeit Stellung zu 
nehmen. Ich möchte den Abgeordneten 
Dr. Steiner und Dr. Hesele nur sagen, daß ich 
im Namen Österreichs im Ministerkomitee 
des Europarates mit großer Unterstützung 
anderer Staaten auf diesen Kommissionsbe­
richt verwiesen und betont habe, wie wichtig 
es ist, die Tätigkeit des Europarates beson­
ders auf diesem Gebiet auszuweiten. 

Zur Frage des Terrorismus möchte ich nur 
sagen: Die Zeit ist zu kurz, um darzulegen, 
welchen Inhalt ein erfreulicherweise ohne 
Gegenstimme angenommener Resolutions­
entwurf im Rahmen der Vereinten Nationen 
zur Bekämpfung des Terrorismus hat. Ich 
möchte aber besonders darauf hinweisen, daß 
ein Paragraph, Probleme des Terrorismus 
gegen die Schiffahrt besonders zu studieren 
und geeignete Maßnahmen zu empfehlen, aus 
verständlichen Gründen auf Initiative Öster­
reichs und Italiens in die Resolution zusätz­
lich aufgenommen wurde. 

Hohes Haus! Damit man nicht sagt, daß der 
Bundesminister vor dem Nationalrat über 
Südtirol nichts gesagt hat, danke ich allen 
Rednern, daß sie diese offene Frage erwähnt 
haben. Wir haben auch den Eindruck, daß es 
höchste Zeit ist, gerade in einer Frage, die von 
seiten der italienischen Regierung reif zur 
Verabschiedung ist, in der Frage der Verwen­
dung der deutschen Sprache vor Gericht und 
den Verwaltungsbehörden, endlich zum 
Abschluß zu kommen. 
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Ich möchte unterstreichen, was Herr Abge­
ordneter Dr. Steiner gesagt hat: daß es hier 
nicht darum geht, lange, lange Zeit weiterzu­
verhandeln, sondern ein Ende zu finden. Ich 
möchte nicht überoptimistisch sein, wir ken­
nen alle die Probleme. Aber ich habe doch den 
Eindruck, insbesondere da ich den Herrn 
Bundespräsidenten zu seiner Begegnung !llit 
dem italienischen Staatspräsidenten beglei­
ten konnte, daß die höchsten Staatsorgane 
Italiens einschließlich der Regierung bestrebt 
sind, gemeinsam mit den Südtirolern zu einer 
Einigung und zu einem Abschluß zu kommen. 
Und ich weiß auch von den Zusagen, die diese 
Staatsorgane bezüglich der Einladung von 
Vertretern der Südtiroler zu Verhandlungen 
nach Rom gemacht haben. 

Ich möchte dem Hohen Haus versichern, 
daß im Rahmen aller Möglichkeiten, seien sie 
nun rechtlicher Natur oder eher auf der 
Ebene der politischen Beziehungen, die Bun­
desregierung und auch ich als Außenminister 
im engsten Einvernehmen mit allen Fraktio­
nen dieses Hauses vorgehen werden. Ich 
danke sehr für die Mitteilung. Für mich ist es 
selbstverständlich, daß Einvernehmen nicht 
einen Appell zum Folgen bedeutet, sondern 
daß Einvernehmen selbstverständlich bedeu­
tet, daß eine gemeinsam formulierte Politik 
gemeinsam vollzogen wird. Ich halte das 
gerade in der Südtirolfrage für besonders 
wichtig und bin für die Bereitschaft dankbar, 
auch in Zukunft in diesem Sinne vorzugehen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ und bei Abgeordne­
ten der ÖVP.) 22.38 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Marsch. 

22.38 

Abgeordneter Marsch (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die heutige Debatte ist wohl über­
schattet von den verantwortungslosen Auslas­
sungen des ÖVP-Obmannes Alois Mock, die 
er zum Wochenende gemacht hat. (Wider­
spruch bei der ÖVP. - Abg. G r a f: Worüber 
hätten Sie sonst geredet?) 

Das hat aber auch eine außenpolitische 
Dimension. Was Herr Mock gesagt hat, darf 
nicht unwidersprochen hingenommen wer­
den. Das kann doch nicht der Ton sein, in dem 
wir miteinander reden, meine Damen und 
Herren! Begreifen Sie das nicht, oder wollen 
Sie es nicht begreifen? (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Wo ist denn das Verludern in der Politik, 
zum al wir zum Beispiel mit dem Außenpoliti-

sehen Rat eine Einrichtung geschaffen haben, 
in der jede Partei dieses Hauses jede Informa­
tion erhalten und jede Absicht der Bundesre­
gierung erfahren kann? 

Wo ist denn das Verludern in der Politik, 
wenn der Obmann der Opposition auch die 
vertraulichste Information erhalten kann? 

Wo ist denn das Verludern in der Politik, 
wenn stets der Versuch unternommen wird, 
zu gemeinsamen Auffassungen in Grundsatz­
fragen der Außenpolitik zu gelangen? 

So lange ist es nicht her, meine Damen und 
Herren, als 1968 die ÖVP keinen Weg fand, 
die anderen Parteien wenigstens zu informie­
ren. Weder der ÖVP-Bundeskanzler Klaus 
noch der ÖVP-Außenminister Waldheim (Abg. 
Dr. Tau s: Jetzt ist es heraußen!) fanden 
einen Weg der Information. Hilflos standen 
Sie den Geschehnissen gegenüber. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der 
ÖVP.) 

Dieses hämische Gelächter, meine Damen 
und Herren, zeigt, daß Sie entweder die Situa­
tion damals nicht erkannt haben oder heute 
noch nicht begreifen. (Beif~l1 bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Man mußte erst die Zusammensetzung des 
Landesverteidigungsrates ändern, damit der 
damalige Oppositionsführer informiert wer­
den konnte. So hilflos stand die ÖVP mit 
Klaus und Waldheim den Problemen gegen­
über, und das in einer der kritischesten Situa­
tionen unseres Heimatlandes seit 1955! (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) 

Das muß doch heute gesagt werden, gerade 
in diesen Tagen, in denen wir den Schluß­
punkt der österreichischen Gedenktage des 
Jahres 1985 setzen (Abg. Dr. Sc h w im me r: 
Es nimmt Sie niemand ernst!), zu einer Zeit, 
in der Österreich und seine Regierung hervor­
ragende Anerkennung aus allen Teilen der 
Welt bekommen. 

Und dann sagt ÖVP-Obmann Mock, die 
SPÖ bewege sich wie jene Kräfte, die östlich 
unserer Staatsgrenzen liegen. (Rufe bei der 
ÖVP: Wo?) Das sagt der ÖVP-Obmann zu 
einer Zeit und in einer Situation ... (Weitere 
Zwischenrufe bei der ÖVP.) Meine Damen 
und Herren! Ich weiß, daß Ihnen das unange­
nehm ist, aber das muß Ihnen gerade in der 
Außenpolitik gesagt werden, wo Sie diesem 
Lande so schaden. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. 
- Abg. Dr. Sc h w im m er: Ein Nerver} 
sind Sie! - Weitere Zwischenrufe.) 
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Herr ÖVP-Obmann Mock! Sie sagen dann 
noch ... (Abg. Dr. Sc h w im m er: Ein Ner­
verl sind Sie! - Weitere Zwischenrufe.) Diese 
Situation haben Sie durch Ihre Äußerungen 
herbeigeführt. Das sagen Sie zu einer Partei, 
die in ihrer Geschichte niemals den Weg der 
Demokratie verlassen hat! Müssen wir Ihnen 
denn wirklich noch vorhalten, daß es Ihre 
Vorgängerin war, die den Weg der Demokra­
tie verlassen hat? (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist dem 
Oppositionsführer der ÖVP vorbehalten 
geblieben, daß er versucht, das Ansehen 
Österreichs im Ausland zu zerstören. Das ist 
eine Maßlosigkeit, die ihresgleichen sucht. 
(Abg. Dr. G r a f: Aber!) Eine Partei, die jedes 
Augenmaß verloren hat, macht es immer 
schwieriger, eine ordentliche Gesprächsbasis 
zu finden. 

Das, was der ÖVP-Obmann getan hat, ist 
wohl der unwürdigste Beitrag, der in Öster­
reich im Jubiläumsjahr 1985 geleistet wurde. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) Der ÖVP-Obmann 
Mock hat viel zu korrigieren im Interesse 
Österreichs und seiner Demokratie. Das 
erwarten wir von ihm. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Abg. Dr. Sch wimm er: Eine pein­
liche Vorstellung, Herr Marsch!) 22.42 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung gemeldet hat sich Herr Abge­
ordneter Mag. Minkowitsch. 

22.42 

Abgeordneter Mag. Minkowitsch (ÖVP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Im Jahre 1968 - in den fraglichen Tagen -
war ich Staatssekretär im Innenministerium. 
Ich war damals als erstes Kabinettsmitglied 
im Kanzleramt und habe den Herrn Bundes­
kanzler, der ebenfalls schon da war, gefragt, 
ob er bereits einen Repräsentanten der zwei­
ten großen Partei dieses Landes von der dra­
matischen Situation verständigt habe. Dar­
aufhin wurde der damalige Klubobmann Czet­
tel sofort in das Kanzleramt gebeten und war 
von Anfang an bei allen diesen Beratungen 
anwesend. (Abg. M ars eh: Aber nicht der 
Oppositionsführer! - Abg. Dr. Mo c k: Der 
war in Jugoslawien!) Der Oppositionsführer 
war zu diesem Zeitpunkt in Jugoslawien. Und 
es war dem Kollegen Czettel anheimgestellt 
worden, sofort Fühlung mit seinen Spitzen zu 
suchen. Das als Nummer eins. 

Numero zwei: Es sind uns damals nach dem 
Bericht des Generals Freihsler, der damals 
schon eine maßgebliche Rolle im Verteidi­
gungsministerium gespielt hat, Nachrichten 

übermittelt worden, eine wie große Zahl von 
Divisionen in die Tschechoslowakei einmar­
schiert sind. Es waren nach seiner Aussage 
viel mehr, als zur Besetzung der Tschechoslo­
wakei selbst notwendig gewesen wäre. 

Es war also der Staatsnotstand in Sicht. 
Und jetzt so polemisch hintenherum zu agie­
ren, finde ich beschämend. (Lebhafter Beifall 
und Bravo-Rufe bei der ÖVP.) 22.45 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Schämen Sie sich, Herr 
Marsch! - Abg. Mag. Minkowitsch, zur 
SPÖ: Sie haben sich nicht einmal informiert! 
- Ruf bei der ÖVP: Marsch, entschuldigen 
Sie sich! - Weitere Zwischenrufe bei ÖVP 
und SPÖ. - Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Unwahrheiten, die Sie gesagt haben, Herr 
Marsch! - Abg. M ars eh: Welche? - Abg. 
Kr a f t : Schämen Sie sich! Abg. 
M ars eh: Lautstärke ist kein Argument! -
Abg. Kr a ft: Brunnenvergifter! - Präsident 
Dr. S ti x gibt das Glockenzeichen.) 

Am Wort ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. 
Flicker. 

22.46 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! (Weitere Zwischen­
rufe bei ÖVP und SPÖ.) Das waren vorhin 
Auftritte von Parteisekretären der SPÖ, man 
hat das gemerkt. 

In der Budgetrede sagte der Finanzmini­
ster, das Budget sei ein Spiegelbild der Gesell­
schaft. Da irrt er. Ich sage: Das Budget ist ein 
Spiegelbild der Regierung, ein Spiegelbild 
über deren Vermögen oder, besser gesagt, 
deren Unvermögen. 

Und wie sieht es aus? Die Mehrwertsteuer, 
die ertragreichste Steuer in unserem Staat, 
reicht gerade noch aus zur Besoldung der 
Beamten. Die zweite ertragreiche Steuer, die 
Lohnsteuer, muß zur Gänze aufgewendet wer­
den, um die Schulden zu bezahlen. Für Inve­
stitionen ist kein Spielraum mehr. Und das 
VOEST-Debakel hat ein größeres Ausmaß als 
der gesamte Ertrag unserer Vermögensteuer. 
Das ist das Spiegelbild der Regierung, wie es 
sich ungeschminkt darstellt. Ernüchternd, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Eine Budgetdebatte ist immer auch Gele­
genheit, zu den Aufgaben und Zielen des 
Ressorts, des behandelten Kapitels, zu spre­
chen, und dazu möchte ich jetzt Stellung neh­
men. 
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Als es in den Friedensverhandlungen von 
Saint Germain hieß: "Der Rest ist Öster­
reich", war dies der Anfang einer Entwick­
lung, die zum Ende eines selbständigen 
Mitteleuropa führte. Und was es bedeutet, 
wenn die Position der Mitte verlorengeht, spü­
ren wir in der Gesellschaft von heute genauso 
wie in der Weltpolitik. 

Es ist ja die wahre Tragödie Mitteleuropas, 
wie es jemand bezeichnete, daß Völker, die 
seit Jahrhunderten unserer Welt, unserem 
Denken, unserer Kultur verbunden waren, 
sich plötzlich in der Fremdheit des politischen 
Ostens fanden. Das ist die wahre Tragödie 
Mitteleuropas daß ganze Völker ihrer 
Geschichte, ihrer Tradition entzogen und 
damit entwurzelt wurden. 

Beinahe hätten auch wir Österreicher 
unsere Eigenständigkeit damals verspielt, 
weil wir an unsere Existenzfähigkeit wegen 
des Verlustes der agrarisch fruchtbaren 
Gebiete nicht glaubten. 

Die Fähigkeit eines Volkes, sich aus dem 
eigenen Lande zu ernähren, ist daher immer 
auch eine politische, ja eine staatspolitische 
Frage. 

Wenn die europäischen Staaten in den letz­
ten Jahren ihre Eigenproduktion an pflanzli­
chen Fetten und Ölen aufzubauen begannen, 
zeigt dies staatspolitische Einsicht und Vor­
sorge. Wir hingegen sind total außenabhän­
gig, wir importieren 96 Prozent des Bedarfs. 
Die Regierung schaut an diesem Problem vor­
bei, nimmt unsere Warnungen nicht ernst, so 
wie in der Wirtschafts- und in der Verstaat­
lichtenpolitik, bis daß wir alle das Debakel bit­
ter bezahlen müssen. Auch das ist eine Tragö­
die. (Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Eine gute Außenpolitik, da 
sind wir uns alle einig, wurzelt in einem gut 
eingerichteten eigenen Haus. Wir fordern Sie 
daher auf, Ihre Stimme als Außenminister 
auch zu Fragen der Ernährungssicherung zu 
erheben. Sie sind nach dem Kompetenzgesetz 
ja direkt zuständig für richtige Verhandlun­
gen mit unserem bedeutendsten Wirtschafts­
partner, der Europäischen Gemeinschaft. Und 
Verhandlungen, das wissen Sie, sind nötig, da 
die Süderweiterung, der EG-Beitritt Spaniens 
und Portugals, unser Land, unsere Agrarwirt­
schaft direkt betrifft. 

Es geht vor allem um die Harmonisierung 
des Agrarhandels, wie es im Artikel 15 des 
Freihandelsabkommens vorgesehen ist. Seit 
Abschluß dieses Abkommens im Jahre 1972 

war die Entwicklung alles andere als harmo­
nisch. Das Defizit ist von damals 500 Millio­
nen im Jahre 1972 auf 6 Milliarden - auf 
6 000 Millionen! -, also auf das Zwölffache, 
explodiert. 

Im Bereich der für uns so wichtigen Frage 
der Rinder, von Rindfleisch und Käse bedeu­
ten die zwar reduzierten, aber noch immer 
bestehenden Grenzabgaben eine starke Bela­
stung des Exporterlöses. Die Handelsregelun­
gen selbst haben sich seit 1972 derart über­
holt, daß sie die Exporte bei buchstabenge­
treuer Erfüllung nur mehr behindern. 

Auch im Bereich Wein, Milchprodukte und 
Fruchtsäfte sind Regelungen zu treffen, die 
zu einem Ausgleich des Defizits führen. 

Sie haben als Außenminister direkt und 
über die Botschaften die Möglichkeit, sich bei 
den Regierungen einzuschalten, damit die EG 
die entsprechenden Beschlüsse faßt. 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Ich komme zurück zu meiner Einleitung, zum 
Verhältnis zu unserem Nachbarstaat im mit­
teleuropäischen Raum als abschließendes 
Kapitel. 

Als einer, der an der tschechischen Grenze, 
wie manch anderer in diesem Haus, an der 
geschlossenen Grenze lebt, bin ich vielleicht 
besonders davon betroffen. Im Zukunftsmani­
fest der ÖVP heißt es: Wer das sprachliche, 
kulturelle und menschliche Verständnis mit 
den östlichen Nachbarn fördert und den wirt­
schaftlichen und politischen Austausch ver­
tieft, der sorgt für einen Abbau der Barrieren, 
für lebendigere Grenzen und leistet so einen 
Beitrag zum Frieden. 

Ich habe mit der Jugend meines Grenzbe­
zirkes begonnen, Kontakte zum östlichen, 
zum nordöstlichen Nachbarn, zur CSSR, zu 
knüpfen. Wir pflanzten vor drei Jahren einen 
Baum der Verständigung auf tschechischem 
und österreichischem Boden, die CSSR-Gren­
zer machten mit Zivilcourage mit. 

Wir unternahmen vor zwei Jahren eine 
grenzüberschreitende Grenzradtour diesseits 
und jenseits des Eisernen Vorhangs, wobei 
uns der CSSR-Botschafter in unserem Vorha­
ben unterstützte. 

Wir wollten dieses Jahr, im "Internationa­
len Jahr der Jugend", einen Jugendaustausch. 
N ach anfangs erfolgversprechenden Kontak­
ten sah sich der eS SR-Botschafter dann nicht 
in der Lage, diese Vertiefung zwischen-
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menschlicher Beziehungen zu ermöglichen. 
Die Regierung in Prag verstößt damit gegen 
Text und Geist der Schlußakte von Helsinki. 
Das muß ich in aller Öffentlichkeit und mit 
größtem Bedauern feststellen. 

Unser Nachbarstaat muß wissen, daß gute, 
dauerhafte Nachbarschaft nur möglich ist, 
wenn über die Staatsgrenzen hinweg mensch­
liche Beziehungen, und zwar in beiden Rich­
tungen, eine Selbstverständlichkeit sind. Das 
ist ein besserer Beitrag zur Verständigung 
und zum Frieden als so manche Unterzeich­
nung eines zwischenstaatlichen Kommuni­
ques. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir erwarten eine Verbesserung der 
menschlichen Kontaktmöglichkeiten mit dem 
Nachbarstaat, genauso wie wir erwarten, daß 
der Schießbefehl an der Grenze aufgehoben 
wird und sich so die Regierung in Prag zur 
mitteleuropäischen Tradition ihres Landes 
und Volkes bekennt, wie es die Ungarn 
bereits tun. 

Ich möchte abschließen mit dem Aufruf des 
tschechischen Exilschriftstellers Milan Kun­
dera an uns Österreicher, unsere Rolle in die­
sem Teil des Kontinents: Österreich - so sagt 
er - kann sich nicht in behäbiger Selbstge­
nügsamkeit aus der europäischen Geschichte 
in den dauernden Ruhestand absentieren. Es 
hat im Umfeld der anderen europäischen 
Nationen, denen es sich historisch verbunden 
fühlt, Aufgaben, denen es sich mit Leib und 
Seele widmen kann. 

Das will ich voll unterstreichen und sagen: 
Wir wollen und wir werden uns nicht von 
unserer europäischen Aufgabe absentieren. 
Wir Österreicher, und ich glaube, gerade die 
Jugend, fühlen uns unserer großen Tradition 
entsprechend mehr denn je dem Schicksal 
der Völker Mitteleuropas, unseres Europas, 
verbunden. Es wird gut sein, wenn die öster­
reichische Außenpolitik sich in Zukunft stär­
ker denn je daran orientiert. (Beifall bei der 
ÖVP.) 22.56 

Präsident Dr. Stix: Ich erteile dem Herrn 
Abgeordneten Kraft für den Zwischenruf 
"Brunnenvergifter" einen 0 r d nun g s ruf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Jankowitsch. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Das hat der Gra­
denegger auch gesagt! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Jankowitsch ist 
am Wort. 

22.57 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Das Kapitel Äußeres 
des Bundesvoranschlages liegt dem Hohen 
Haus nicht nur am Ende eines bewegten 
Tages und am Ende einer bewegten Debatte 
vor, wir sprechen darüber auch am Ende 
eines Jahres, in dem es in der Weltpolitik viel 
Bewegung gegeben hat. 

Es würde nun verlocken, wäre die Stunde 
nicht so spät, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, den Versuch zu machen, zumin­
dest einige der Linien der Weltpolitik nachzu­
zeichnen, vor allem soweit sie das Verhältnis 
zwischen den Supermächten betreffen. Aber 
das hat vor mir schon der Herr Abgeordnete 
Hesele getan, und ich beschränke mich daher 
jetzt auf einen Bereich der Weltpolitik, der 
auch in einer gedrängteren Darstellung Platz 
haben sollte, weil von ihm uns auch heute 
Wellen der Krise entgegenschlagen. Ich 
meine die dritte Welt, in der die Apokalypse 
schon heute überall Probe hält: in Äthiopien, 
im Golfkrieg, in Dutzenden anderen vergesse­
nen Konflikten, in Kurdistan, in Kambo­
dscha, im Tschad, in Eritrea und Uganda. 

So schön und wichtig es ist, meine Damen 
und Herren, und wir freuen uns darüber, daß 
scheinbar jedenfalls heute die Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion wieder in geordnetere Bahnen 
münden, sich diese Beziehungen irgendwo 
einpendeln zwischen kaltem Krieg und Ent­
spannung, in einer neuen Form der Koexi­
stenz, für die wir noch keinen Namen gefun­
den haben, so sehr schwelen diese anderen 
Krisen und Konflikte der dritten Welt weiter, 
sie drohen, manche von ihnen jedenfalls, das 
Klima der internationalen Beziehungen zu 
vergiften. 

Deshalb ein Wort dazu, Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ist es nicht 
bedrückend, daß im Jahr 1985 nicht einen 
Schritt weitergekommen sind Versuche, der 
Krise im Nahen Osten neue Lösungsansätze 
entgegenzustellen? Nur wenig Resonanz, 
nicht nur in Israel, sondern auch in der arabi­
schen Welt, hat die Verhandlungsbereitschaft 
gefunden, die in dem Übereinkommen zwi­
schen König Hussein und Jassir Arafat zum 
Ausdruck gekommen ist. (Der Prä si den t 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Geprägt wurde das Geschehen im Nahen 
Osten weniger von neuen Friedensinitiativen 
als von Episoden der Gewaltanwendung, 
deren Namen Tunis, Achille Lauro und Bei­
rut, immer wieder Beirut, lauten. 
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Daher bin ich froh darüber, daß in einer 
Erklärung, die von Abgeordneten aller drei 
Seiten dieses Hauses unterzeichnet wurde, 
neuerlich auf die Grundursache für das 
Anhalten der Krise im Nahen Osten hinge­
wiesen wurde, nämlich auf das ungelöste Pro­
blem des palästinensischen Volkes. 

Meine Damen und Herren! Wäre angesichts 
des Scheiterns oder der Fruchtlosigkeit so vie­
ler anderer Bemühungen im Nahen Osten 
nicht vielleicht doch wieder einmal Zeit, sich 
der Vereinten Nationen zu erinnern, die in so 
vielen Phasen dieses Konflikts - wir haben 
am Freitag hier darüber gesprochen - eine 
positive, eine konstruktive Rolle gespielt 
haben? Sie besitzen vielfältige Einrichtungen 
und Instrumente, und vielleicht ist gerade 
diese Organisation in der Lage, einen Rah­
men für Verhandlungen zwischen den Par­
teien anzubieten, Kontakte und Verbindun­
gen zu erleichtern. 

Aber nehmen wir uns zumindest eines vor, 
meine Damen und Herren: Unterstützen wir 
zumindest das humanitäre Werk der Verein­
ten Nationen im Nahen Osten, vor allem das 
Hilfswerk der Vereinten Nationen für die 
Palästinenser in Wien, das in den letzten 
35 Jahren unter härtesten Bedingungen Nah­
rungsmittel, Unterkünfte, ärztliche Betreu­
ung und elementare Schuleinrichtungen für 
heute mehr als 2 Millionen Flüchtlinge zur 
Verfügung gestellt hat. 

Ein anderer Brennpunkt der Krise in der 
dritten Welt ist das südliche Afrika. Seinen 
wohl schwersten Erschütterungen seit seinem 
Bestehen wurde in diesem Jahr das grausame 
und unmenschliche System der Apartheid 
ausgesetzt. Seine Grundlagen sind erschüt­
tert, nicht nur in Südafrika durch den wach­
senden Protest der Schwarzen, aber auch vie­
ler weißer Menschen dieses Landes. Immer 
mehr vollzieht sich in der Welt, heute auch in 
den demokratischen Industriestaaten, der 
Prozeß der Isolierung, der Ächtung eines 
Systems. Heute leistet auch Österreich seinen 
Beitrag dazu, daß sich das Netz um Südafrika 
enger zieht, daß auch durch Sanktionen vor 
allem auf dem Gebiet der Wirtschaftsbezie­
hungen den heute Verantwortlichen in Süd­
afrika immer wieder vor Augen geführt wird, 
daß sie ihren verhängnisvollen Weg nicht 
ungestraft fortsetzen können. 

Wir meinen, meine Damen und Herren, daß 
die Bundesregierung in Gemeinschaft mit den 
anderen demokratischen Industriestaaten, 
aber auch in jedem anderen möglichen Rah­
men nach weiteren Mitteln und Wegen 

suchen sollte, um den Druck auf Süd afrika zu 
verstärken und damit ihren Beitrag zu dem so 
nötigen politischen Wandel in diesem Land zu 
leisten. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Noch ein dritter Herd der Krise, von dem 
ich sprechen möchte, der auch in Österreich 
immer wieder ein starkes Echo auslöst und zu 
einem erstaunlichen Maß an Sensibilisierung 
für diesen Teil der Welt geführt hat: Ich spre­
che von Mittelamerika. 

Meine Damen und Herren! Auch in Mittel­
amerika schreitet die Eskalation der Krise 
fort. Es verstärkt sich vor allen Dingen der 
Druck auf Nicaragua, das immer mehr in die 
unerbittliche Mühle des Ost-West-Konflikts 
zu geraten scheint. Sagen wir es ganz offen: 
Wir können nicht viel Verständnis aufbringen 
für den geradezu missionarischen Eifer, mit 
dem heute in der größten Demokratie der 
Welt der Bürgerkrieg in Nicaragua angefacht 
wird. Wir hegen berechtigte Zweifel, ob die 
echten, die wahren Probleme des Landes und 
der Region durch die Bewaffnung und Finan­
zierung einer Guerillaarmee gelöst werden 
können. 

Ich sage es auch ganz offen: Wir waren und 
wir sind oft von Sorge erfüllt um den Weg, 
den die innere Entwicklung in Nicaragua 
nimmt, und daher war unsere Solidarität 
auch immer eine kritische Solidarität. Sie gilt 
in erster Linie den gepeinigten, zwischen 
Angst und Hoffnung hin und her schwanken­
den Menschen des Landes. 

Daher haben wir auch den Regierenden in 
Managua immer wieder gesagt - zuletzt 
Bundeskanzler Sinowatz bei einer Begegnung 
mit ürte ga in New York -, daß nur durch die 
strikte Beachtung der Grundsätze, mit denen 
die Revolution von 1979 angetreten ist: Plura­
lismus, Blockfreiheit, gemischte Wirtschaft, 
ihr Anspruch auf moralische, aber auch auf 
materielle Unterstützung der demokratischen 
Welt aufrechterhalten werden kann. 

Aber wer auf der Verwirklichung dieser 
Werte und Grundsätze besteht - so mancher 
Schritt dazu wurde in Nicaragua schon getan, 
das muß man anerkennen -, der muß Nicara­
gua doch einmal auch die Chance geben, in 
Frieden und ohne äußeren Druck, ohne stän­
digen Nervenkrieg, ohne die starken Worte 
aus Washington einen Beweis anzutreten, den 
es aber unter den heutigen Bedingungen, in 
denen es wieder nach Krieg riecht in Mittel­
amerika, unter dem Geheul von Düsenjägern 
und Raketen, unter dem Marschtritt der Con­
tras nur sehr schwer antreten kann. 
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Daher ein Appell, meine Damen und Her­
ren - dieser Appell gilt für den Osten und für 
den Westen -: Schicken wir nach Nicaragua 
nicht Contras oder Militärberater , sondern 
Entwicklungshelfer. Schicken wir nach Nica­
ragua und auch in andere Krisenzonen, zum 
Beispiel nach Angola, nicht Waffen, sondern 
Pflugscharen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Zur Krise in Mittelamerika wäre noch so 
manches andere zu sagen, zum Beispiel über 
den für uns viel zu bescheidenen, viel zu lang­
samen Aufbruch zur Demokratie, zur Wah­
rung der Menschenrechte in EI Salvador, in 
Guatemala. Aber wir vergessen darüber nicht, 
daß im größten Teil Lateinamerikas ein ech­
ter und großer demokratischer Aufbruch wei­
tergeht, daß heute in Südamerika in fast allen 
Ländern die Diktatur der Demokratie gewi­
chen ist, und wir wissen es: Auch in Chile 
wird die Stunde der Freiheit bald kommen! 

Vor diesem Hintergrund zeichnet sich mehr 
ab als eine Aufgabe der österreichischen 
Außenpolitik, hier findet die österreichische 
Außenpolitik so manche Herausforderung. 
Dazu die Feststellung, daß sich auch im abge­
laufenen Jahr, in diesem Jubiläumsjahr, die 
Außenpolitik auf diesem Feld mit Erfolg und 
mit Einfühlungsvermögen bewegt hat. Vor 
allen Dingen - das wurde schon gesagt, aber 
ich möchte es noch einmal wiederholen - im 
Bereich der Nachbarschaftspolitik, wo es 
gelungen ist, das bestehende Netz der Brük­
ken und Verbindungen enger zu knüpfen, 
neue Brücken zu Nachbarn in Ost und West 
zu schlagen. 

Damit ist und bleibt diese österreichische 
Nachbarschaftspolitik ein wesentliches Ele­
ment der Entspannung in Europa, aber auch 
ein anderes. Sie soll auch die Völker Europas 
näher aneinanderrücken. Sie soll über die 
Barrieren wirtschaftlicher und gesellschaftli­
cher Systeme, wie man heute so vornehm 
sagt - früher war das der Eiserne Vorhang 
-, über die Barrieren dieser Systeme hinweg 
nicht nur den Austausch von Gütern, sondern 
auch die Begegnung zwischen den Menschen, 
das freie Zirkulieren der Ideen begünstigen. 

Deshalb, meinen wir, soll man diesen euro­
päischen Dialog, den Ost-West-Dialog nicht 
nur den Staaten, den Regierungen überlas­
sen, sondern daran sollten auch die Menschen 
selbst soviel als möglich teilnehmen, von den 
unabhängigen Friedensinitiativen im Osten 
bis zu den Schriftstellern, bis zu manchen 
Schriftstellern, die heute nur im Samisdat 
publizieren können, ja sogar auch jenen, die 

sich durch Solidarnosc oder durch die 
Charta 77 vertreten fühlen. 

Meine Damen und Herren! Aber nicht nur 
für europäische Völker, auch für Völker und 
Menschen der dritten Welt ist und bleibt 
Österreich ein geschätzter Partner, manch­
mal auch ein Licht der Hoffnung in ausweglo­
sen Situationen. Das gilt für den Bereich der 
humanitären Politik, das gilt aber auch für die 
Menschenrechte, die Österreich auch im wei­
ten Feld der dritten Welt mit Nachdruck ver­
teidigt. 

Das geht nicht immer ohne Anfeindungen, 
das hat gerade die Debatte um den mutigen 
Mghanistan-Bericht unseres Kollegen Felix 
Ermacora vor den Vereinten Nationen 
gezeigt. Aber gerade durch dieses mutige Ein­
treten Österreichs für die Menschenrechte 
auch in der dritten Welt wächst der Respekt, 
wächst die Achtung vor Österreich insgesamt, 
bleibt Österreich eine erste Adresse, was die 
Verteidigung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten in allen Teilen der Welt betrifft. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Dabei ist die österreichische Außenpolitik 
auch nicht, wie manchmal behauptet wird, 
nicht nur von österreichischen Zeitungen, auf 
einem Auge blind, wenn es um die Verletzung 
von Menschenrechten und Grundfreiheiten in 
allen Teilen der Welt geht. 

Allerdings, und auch das sollte wieder ein­
mal gesagt werden: Den Kampf gegen die 
Apartheid lassen wir uns nicht abhandeln, 
nicht wegargumentieren mit dem Hinweis, 
daß es ja auch unter der kommunistischen 
Diktatur eine permanente Verweigerung ele­
mentarer Grund- und Freiheitsrechte gebe. 

Zuerst einmal, meine Damen und Herren, 
soll man uns Sozialisten nicht mangelnde 
Kenntnis der kommunistischen Diktatur vor­
werfen. Ihre Folgen haben gerade die Sozial­
demokraten in Osteuropa als erste kennenge­
lernt. Aber es gibt eben eine Art, sich mit der 
kommunistischen Diktatur auseinanderzuset­
zen, und eine andere, sich mit einem System 
wie der Apartheid auseinanderzusetzen; da 
gibt es kein gegenseitiges Kompensieren und 
Aufrechnen. 

Im übrigen muß die Art der Auseinander­
setzung mit der Apartheid schon deswegen 
anders sein, weil gerade das südafrikanische 
System wirtschaftlich, politisch und sogar 
kulturell eingebettet liegt in unserem Teil der 
Welt und weil daher jede westliche Demokra-
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tie und somit auch Österreich eine Verantwor­
tung besonderer Art für das trägt, was in Süd­
afrika geschieht. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zum Schluß sagen, daß der außenpolitische 
Kommentator einer österreichischen Tages­
zeitung, die immer wieder versucht - ein löb­
licher Versuch -, ihrem Großformat Ehre zu 
machen, daß dieser außenpolitische Kommen­
tator gemeint hat, die österreichische Außen­
politik befinde sich auf Kurssuche. 

Es wäre traurig bestellt um die österreichi­
sche Außenpolitik und um ihre Verantwortli­
chen, zu denen letztlich auch das Parlament 
gehört, wäre eine solche Feststellung richtig. 
Wahr ist nämlich etwas ganz anderes. Die 
österreichische Außenpolitik befindet sich 
heute ebenso wie in all den letzten Jahren auf 
klarem Kurs. Ein Kurs, der einerseits von den 
unverrückbaren Parametern Staatsvertrag 
und Neutralität und andererseits von dem 
festen Willen Österreichs bestimmt ist, diese 
zeitgenössischen Formen seiner Existenz mit 
positivem Inhalt zu erfüllen. Das beweisen 
der Respekt und das Vertrauen, die unserem 
Land aus allen Teilen der Welt entgegenschla­
gen. Dieser Kurs der Außenpolitik ist daher 
klar und transparent in Europa, außerhalb 
Europas und in den großen internationalen 
Organisationen. 

Wir bedürfen daher auch, um den Inhalt 
dieser Politik zu beschreiben, keiner neuen 
Schlagworte und keiner Suche nach dem 
Kurs. Wir müssen von Mitteleuropa nicht viel 
reden, weil wir diesem Begriff, soweit er für 
die heutige Zeit reale Bedeutung hat, mit 
unserer Nachbarschaftspolitik schon längst 
konkreten Inhalt gegeben haben. Bundes­
kanzler Sinowatz hat ihn mit dem von ihm 
initiierten Dialog der Gegensätze um eine 
neue Variante bereichert. 

Wir müssen auch von Europa nicht viel 
reden, weil niemand Österreich näher an 
Europa, an die europäische Integration und 
auch an die Europäischen Gemeinschaften 
herangerückt hat als die Bundesregierungen 
unter Führung der Sozialistischen Partei und 
heute unter Führung von SPÖ und Freiheitli­
chen. 

Von europäischem Geist ist gerade auch die 
Außenpolitik dieses Landes immer wieder 
gezeichnet gewesen. In europäischem Geist 
geht Österreich auch an Probleme heran, die 
noch vor kurzem gänzlich beherrscht erschie­
nen vom Dämon des Nationalismus, des 
Chauvinismus und des Bruderhasses. 

Das gilt heute auch für Südtirol. Zu den von 
Österreich gut gelösten außenpolitischen Auf­
gaben, ebenso aber auch ohne Zweifel zu den 
wichtigsten Herausforderungen der Zukunft 
gehört unsere permanente Sorge um das 
Schicksal der österreichischen Minderheit in 
Italien, gehört die Südtirolpolitik. 

Die Verwirklichung der Autonomie - es 
wurde heute abend mit Recht schon darüber 
gesprochen - ist in ein entscheidendes Sta­
dium eingetreten. Sie hat sich auf vielen 
Gebieten bewährt, sie ist zu einem festen 
Bestandteil des Südtiroler Lebens geworden. 
Sie bedarf aber auf manchem Gebiet noch der 
Verwirklichung und - auch das muß gesagt 
werden - des Verständnisses, der Annahme 
nicht zuletzt auch durch die italienischen Mit­
bürger der Südtiroler. 

Ganz entscheidend scheint mir aber jeden­
falls zu sein, meine Damen und Herren, daß 
sich gerade das heutige, das sensible Stadium 
der Verwirklichung der Autonomie in Südti-
1'01, ein Vorgang, der wichtig ist nicht nur für 
die Südtiroler deutscher Zunge, sondern auch 
für die Südtiroler italienischer Zunge, daß 
sich dieser Vorgang abwickeln kann in einem 
Klima, das nicht beeinträchtigt ist von natio­
nalistischer Überhitzung, das nicht beeinflußt 
wird von den Heißspornen, die es in beiden 
Volksgruppen gibt, leider - auch das ist 
schon gesagt worden - auch von einer 
manchmal ganz unverständlichen Berichter­
stattung in der italienischen Presse, in der 
man in letzter Zeit mehrmals das böse Wort 
von einer angeblichen Apartheid in Südtirol 
lesen mußte. 

Ich glaube, das neue und vertrauensvolle 
Verhältnis, das sich gerade in den letzten Jah­
ren zwischen Österreich und Italien ausgebil­
det hat, das gute persönliche Verhältnis zwi­
schen Kirchschläger und Cossiga und zwi­
schen Sinowatz und Craxi, zwischen unserem 
Außenminister Gratz und Andreotti, könnte 
viel dazu beitragen, um das richtige Klima zu 
schaffen für die Realisierung der Autonomie 
Südtirols. 

Meine Damen und Herren! Österreich 
das soll am Ende eines Jubiläumsjahres nicht 
ohne berechtigten Stolz noch gesagt werden 
- hat einen langen Weg zurückgelegt seit 
dem denkwürdigen 15. Mai 1955. Es war ein 
Weg des Erfolges, der Sicherheit, der heute 
Österreich in der Welt zu einem Land macht, 
das keine Feinde hat. Das ist vor allem das 
Ergebnis einer guten und ideenreichen 
Außenpolitik. 
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Sie wird sich neuen Herausforderungen in 
Ost und West, in Nord und Süd daher auch in 
den kommenden Jahren mit Mut und mit Ent­
schlossenheit und mit Geradlinigkeit stellen. 
Die Voraussetzungen dafür sind gut. Viele 
talentierte Männer und Frauen im Bereich 
des Auswärtigen Dienstes, aber auch die 
wachsende Zahl jener, die sich in Solidaritäts­
gruppen, in der Friedensbewegung, in Men­
schenrechtsgruppen für internationale Pro­
bleme engagieren, sind ein Garant dafür, daß 
eine gute Präsenz Österreichs draußen in der 
Welt gesichert ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
unter Hinweis auf die Herausforderungen, die 
vor der österreichischen Außenpolitik liegen, 
nun einen Entschließungsantrag einbringen 
namens der Abgeordneten Peter, Dr. Steiner 
und Dr. Jankowitsch betreffend Bericht der 
österreichischen Bundesregierung über fort­
gesetzte Bemühungen zur Erhaltung des Frie­
dens in Freiheit unter besonderer Berücksich­
tigung des KSZE-Prozesses: 

Entschließungsantrag 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Nationalrat einen Bericht über ihre fort­
gesetzten Bemühungen zur Erhaltung des 
Friedens in Freiheit vorzulegen. 

Es soll damit, meine Damen und Herren, 
eine gute Tradition in diesem Hause fortge­
setzt werden, dem Nationalrat vor dem Hin­
tergrund großer internationaler Entwicklun­
gen über die Bemühungen zu berichten, die 
die Bundesregierung zur Erhaltung des Frie­
dens in Freiheit unternimmt. 

Ich bitte, diesem Entschließungsantrag die 
Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 23.17 

Präsident: Der soeben vorgelegte Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Dr. J anko­
witsch, Peter, Dr. Steiner und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. Gemäß § 55 Abs.4 der 
Geschäftsordnung erfolgt die Abstimmung 
hierüber nach der dritten Lesung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Ettmayer. 

23.17 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Gestat-

ten Sie zunächst kurz zwei Sätze zum Abge­
ordneten Marsch. Herr Zentral sekretär, das 
Ansehen unseres Landes ist natürlich sub­
stantiell für die Wirkungskraft unserer 
Außenpolitik. Wir alle haben uns entschei­
dend bemüht, und wir wissen es auch. Dieses 
Ansehen sollte eben ein Bestandteil unserer 
Außenpolitik sein. 

Wenn Sie jetzt, Herr Zentralsekretär , 
sagen, dieses Ansehen sei beeinträchtigt, so 
ist das richtig. Das können wir nachlesen in 
allen internationalen Zeitungen von "Le 
Monde" bis zur "New York Times" und von 
der "Neuen Zürcher" bis ich weiß nicht zu 
welchen Zeitungen. 

Überall finden wir Artikel über das beein­
trächtigte Ansehen unseres Landes. Daß 
dafür natürlich primär die Regierung verant­
wortlich ist, das, glaube ich, brauche ich gar 
nicht zur betonen. Ich möchte mich diesbe­
züglich gar nicht in eine Debatte einlassen, 
ich möchte nur eines sagen: Herr Zentralse­
kretär, Sie sollen nicht jene angreifen, die auf 
die neue, schwierige Situation hinweisen, son­
dern Sie sollen auf jene hinweisen, die gerade 
dieses Ansehen beeinträchtigt haben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Das zweite: Natürlich, ich weiß, es haben 
innerhalb der Sozialistischen Partei - Sie 
haben ja einige ganz gute Strategen - in der 
letzten Zeit einige Diskussionen stattgefun­
den mit der Zielsetzung: Wie können wir vom 
VOEST-Debakel ablenken. 

Jetzt sind Sie eben auf die Idee gekommen: 
Beginnen wir einen Streit mit dem Obmann 
der Österreichischen Volkspartei! (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Sie haben den Streit begonnen!) 
Dazu möchte ich Ihnen eines sagen, Herr 
Zentralsekretär: Die Menschen dieses Landes 
wollen keine künstliche Aufregung, sondern 
sie wollen eine Problemlösung. Sie wollen 
wissen, wie die Probleme dieses Landes 
gelöst werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister, Sie haben von der 
Europapolitik gesprochen. (Lebhafte Zwi­
schenrufe. - Zwischenrufe des Abg. W in d -
s te i g. - Abg. G ra f: Immer, wenn er wach 
wird, schreit der Windsteig wie ein kleines 
Kind! Der Windsteig wird wach und fangt zu 
plärren an! - Heiterkeit bei der ÖVP. - Der 
Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) Herr 
Windsteig, ich bin schon ganz woanders. Sie 
sin'd noch hinten. 
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Herr Bundesminister! Sie haben davon 
gesprochen, daß die Europapolitik pragma­
tisch geführt werden müßte. Sicherlich, ich 
glaube, Sie selber haben aber auch angedeu­
tet, daß dieser Pragmatismus von einer gewis­
sen Vision geleitet werden müßte. 

Darüber hinaus gibt es natürlich auch bei 
einer pragmatischen Vorgangsweise einen 
kleinsten gemeinsamen Nenner und einen 
größeren gemeinsamen Nenner. Ich glaube 
sagen zu können, daß wir uns um diesen grö­
ßeren gemeinsamen Nenner bemühen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben 
gerade auch anläßlich der Budgetdebatte 
immer wieder meines Erachtens zu Recht 
Kritik am Budget für das Außenministerium 
und auch Kritik an einigen außenpolitischen 
Aktionen geübt. Vor allem dann Kritik, wenn 
wir geglaubt haben, daß diese Aktionen, daß 
diese Politik letztlich nicht im Interesse unse­
res Landes gelegen ist. 

Herr Kollege Khol hat heute schon ange­
deutet, daß wir glauben, daß der jüngste 
Außenpolitische Bericht durchaus neue 
Akzente hat, durchaus Akzentsetzungen auf­
gewiesen hat, wie wir sie in unserer Grund­
satzresolution aufgezeigt haben. Ich stehe 
nicht an, Herr Bundesminister Gratz, zu 
sagen, daß ich glaube, daß Sie sich durchaus 
auch bemühen und vielleicht mehr bemühen 
als Ihre Vorgänger, eine Politik im Interesse 
unseres Landes zu machen. Das heißt also, 
eine Politik, die ausgerichtet ist auf die 
Sicherheit unseres Landes, auf die Unabhän­
gigkeit unseres Landes und vor allem auch, 
was ganz wichtig ist, auf eine notwendige Vor­
sorge im Krisenfall. 

Ich habe subjektiv den Eindruck, und ich 
bewerte das positiv, daß Sie sich. von einzel­
nen Aktionen Ihrer Vorgänger abheben. 
Daher verstehe ich umso weniger, Herr Bun­
desminister, warum Sie und wie oft Sie von 
der Kontinuität in der Außenpolitik sprechen, 
wo wir doch, glaube ich, wirklich sagen kön­
nen, daß in der Vergangenheit nicht unwe­
sentliche Fehler gemacht wurden, etwa was 
die falsche Einschätzung der Entspannungs­
politik oder den Antiamerikanismus betroffen 
hat oder auch, was die Außenpolitik immer 
weiter weg von den Interessen Österreichs 
und auch territorial weiter weg von Öster­
reich geführt hat. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Wollen 
Sie sich von diesen Fehlern der Vergangen­
heit distanzieren, und wofür entscheiden Sie 
sich? Sind Sie für die Kontinuität, auch was 

diese Fehler betrifft, oder wollen Sie eine 
andere Politik, wie wir sie immer wieder vor­
geschlagen haben? 

Was die unrealistische Einschätzung der 
Entspannungspolitik betrifft, so hat es bei 
einigen Ihrer Vorgänger einen euphorischen 
Glauben an das Wort gegeben. Man hat offen­
sichtlich geglaubt, Worte allein könnten Reali­
täten verändern, und, was meines Erachtens 
zu kritisieren ist, man hat nicht bedacht, daß 
die Sicherheit unseres Landes nicht von 
Worten, sondern von tatsächlichen Gegeben­
heiten abhängt. Vor allem hat man offensicht­
lich nicht bedacht, daß eine Großmacht, deren 
Außenpolitik noch dazu auf einer revolutionä­
ren Ideologie aufbaut, sicherlich immer 
expansive Tendenzen haben wird. Ich sage 
Ihnen daher, Herr Bundesminister: Distanzie­
ren Sie sich von diesen Fehlern der Vergan­
genheit! 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
haben immer wieder verlangt, daß als wesent­
licher Punkt unserer Außenpolitik die Nach­
barschaftspolitik gefördert wird. Bundeskanz­
ler Kreisky, auch einige Ihrer Vorgänger, 
haben sehr viel Zeit und sehr viel Energie für 
sehr wenig Erfolg weit weg von Österreich 
verwendet. Ich möchte durchaus sagen, daß 
hier Mißerfolge immer deutlicher zutage 
getreten sind. Und wenn es heute Krisen gibt, 
wenn es heute ein VOEST-Debakel gibt, dann 
wollen wir sicherlich kein politisches Klein­
geld einlösen, wir wollen aber sehr wohl dar­
auf hinweisen, daß offensichtlich gewisse 
Strategien zu keinem Erfolg geführt haben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es wird heute sicherlich zu Recht Kritik am 
Management der "Intertrading" geübt. Aber, 
meine Damen und Herren, warum wurde 
denn diese "Intertrading" überhaupt errich­
tet? Das waren primär gar nicht die VOEST­
Manager, das waren Regierungsmitglieder, 
das war der Herr Bundeskanzler Kreisky, das 
waren die Außenminister , die verlangt haben, 
daß sie nach jeder Auslandsreise mit großarti­
gen Aufträgen nach Hause kommen können, 
die geglaubt haben, sie müßten nach jeder 
Auslandsreise Erfolge vortäuschen, und die 
geglaubt haben, Erfolge auch dann mit nach 
Hause nehmen zu müssen, wenn sie aus zah­
lungsunfähigen Ländern gekommen sind. 

Herr Bundesminister, ich darf Sie auch 
diesbezüglich auffordern: Distanzieren Sie 
sich von dieser Politik, machen Sie eine Poli­
tik, die mehr im Interesse unseres Landes 
liegt! (Beifall bei der ÖVP.) 
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Da ich gesagt habe, es wurde eine Politik 
gemacht, die wir offensichtlich nicht vertre­
ten können, darf ich auch auf den Antiameri­
kanismus verweisen. Ich habe hier ein ganzes 
Dossier mit antiamerikanischen Äußerungen 
Ihrer Vorgänger, von Bundeskanzler Kreisky, 
Beschimpfungen des Präsidenten. Es gab 
damals eine Unterstützung Kubas im Sicher­
heitsrat, man hat von einer Äquidistanz 
gesprochen, Österreich wäre gleich weit ent­
fernt von den westlichen Demokratien und 
von kommunistischen Staaten. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
wir sagen können, daß diese Politik nicht ziel­
führend sein konnte, nicht zielführend sein 
kann. Ich möchte durchaus betonen, Herr 
Bundesminister Gratz, daß ich glaube, fest­
stellen zu können, daß es in Ihrer Politik sehr 
wohl Anzeichen dafür gibt, daß Sie sich von 
diesen Fehlern der Vergangenheit distanzie­
ren wollen. Es liegt aber jetzt an Ihnen, fest­
zustellen, wie weit Sie sich wirklich distanzie­
ren wollen und wie weit Sie hier eine falsche 
Kontinuität aufrechterhalten wollen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Sie, Herr Bundesminister, werden daran 
gemessen werden, was Sie sich selbst als Ziel 
gesetzt haben, etwa die Erhöhung des Bud­
gets. Ich sage das ganz bewußt, ich darf mich 
da nicht dem Verdacht aussetzen, daß ich 
sage, wir verlangen mehr. Wenn aber das 
Budget des Außenministeriums etwa ein 
Zehntel des Bundeszuschusses zu den Bun­
desbahnen beträgt oder etwa so hoch ist wie 
die Leistungen des Steuerzahlers für die Bun­
destheater, dann kann man sehr wohl sagen, 
daß hier Umschichtungen möglich sind. 

Das Budget des Außenministeriums hat 
immer noch die Struktur des Budgets einer 
Sektion. Es liegen große Hoffnungen bei 
Ihnen, Herr Bundesminister, daß Sie als poli­
tisch verankerter Minister hier eine Ände­
rung erreichen können. 

Wir werden Sie daran messen, wieweit Sie 
eine Politik für Mitteleuropa machen, die 
Kräfte, die in unserer Diplomatie eingesetzt 
wurden, wieder auf die Nachbarländer kon­
zentrieren, und wir werden Sie selbstver­
ständlich daran messen, Herr Bundesmini­
ster, wieweit Ihnen das gelingt, was Sie zur 
Kulturpolitik selbst gesagt haben: daß Sie die 
Ressourcen mobilisieren wollen, besser mobi­
lisieren wollen und daß Sie eine wirkungsvol­
lere und besser koordinierte Kulturpolitik 
machen wollen. 

Herr Bundesminister! Es liegt an Ihnen, ob 

wir die Zustimmung, die Sie teilweise bei uns 
haben, in Hinkunft weiter ausbauen können. 
(Beifall bei der ÖVP.) 23.28 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Höchtl. 

23.28 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Nach drei Stunden Diskussion über 
außenpolitische Fragen können wir feststel­
len, daß Gott sei Dank die meisten der Bei­
träge wirklich konstruktiv waren und sich mit 
etlichen Lösungsansätzen zu verschiedenen 
Themen beschäftigt haben. 

Bedauernd müssen wir allerdings festhal­
ten, daß eine derartige Stellungnahme tat­
sächlich eine arge Entgleisung war. Daß sich 
zu beschämenden Äußerungen jemand hat 
hinreißen lassen, müssen wir in einer außen­
politischen Debatte wirklich bedauern. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Beispielsweise ist ein sehr konstruktiver 
Ansatz in der ganzen Diskussion der Europa­
politik gefunden worden. Meine Freunde Dr. 
Khol und Dr. Steiner sind insbesondere auf 
unsere diesbezüglichen Vorstellungen einge­
gangen. Minister Gratz hat es nicht verab­
säumt, einige positive Akzente zu diesen Aus­
führungen besonders des Kollegen Steiner zu 
setzen. Ich glaube, eine durchaus konstruk­
tive Form außenpolitischer Diskussion, wie es 
notwendig ist, wenn man gemeinsam versu­
chen möchte, in diesem so wichtigen Bereich 
der Europapolitik Fortschritte zu erzielen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte es auch nicht versäumen, einer 
Gruppe, die bei der Erarbeitung dieses Euro­
papapiers wirklich wesentliche Beiträge gelei­
stet hat, nämlich der Jungen ÖVP, die vier 
Hearings mit allen Parteien abgehalten und 
etliche Diskussionen dazu veranstaltet hat, zu 
danken, weil auch dies zeigt, daß die Jugend 
an einer Weiterentwicklung der Europapolitik 
mehr als interessiert ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will mich als letzter Redner nur in eini­
gen wenigen Minuten mit einem Phänomen 
beschäftigen, das wir alle - ich hoffe, wir alle 
- zutiefst bedauern, nämlich wenn soviel 
über Menschenrechte diskutiert wird und wir 
im letzten Bericht der Amnesty International 
wiederum die Mitteilung erhalten, daß noch 
in 123 Staaten der Welt die Menschenrechte 
mit Füßen getreten werden, daß es in 98 Län­
dern konstant zu Folterungen kommt und daß 
rund 500 000 Menschen in aller Welt aus poli-
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tischen Gründen, aus religiösen Gründen oder 
aus Gründen ihrer rassischen Zugehörigkeit 
verfolgt werden. 

Das heißt, hier ist noch ein enorm weites 
Feld, wo es gilt, auch in unseren außenpoliti­
schen Überlegungen die These zu verfolgen, 
daß wir uns in der Beobachtung, im Aufzeigen 
und im Bekämpfen von Menschenrechtsver­
letzungen nicht davon leiten lassen, ob dies in 
Regimen passiert, die linksdiktatorisch oder 
die rechtsdiktatorisch sind. Ich glaube, über­
all, wo derartige Verletzungen vorkommen, 
müssen wir uns als Demokraten konsequent 
dagegen wenden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wissen schon, daß etliche Regierungen 
noch nicht einmal bereit sind, zu derartigen 
Prozessen Beobachter zuzulassen. Und wir 
wissen schon, daß etliche Beschwerden der 
Vereinten Nationen nicht einmal beantwortet 
werden. Aber das kann für uns nicht akzepta­
bel sein, und wir betrachten diese Menschen­
rechtsverletzungen als ein Phänomen, bei 
dem die internationale Verantwortung zum 
Tragen kommen muß und wo man den Aus­
schluß der verschiedenen menschenrechtsori­
entierten Länder von solchen Prozessen et 
cetera nicht akzeptieren kann. Das ist auch 
ein Grundsatz, zu dem sich alle Parteien, die 
sich der Demokratie verpflichtet fühlen, 
bekennen sollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Gerade wenn wir uns in unserer näheren 
Umgebung umsehen, in der Tschechoslowa­
kei, in Polen, in der UdSSR, stoßen wird dort 
auf flagrante und enorm hohe Zahlen von 
Menschenrechtsver letzungen. 

In den letzten Tagen haben wir wieder 
gehört, daß systematisch Priester und Gläu­
bige in der eS SR an der Ausübung ihrer 
grundlegenden religiösen Rechte gehindert 
werden. In der UdSSR sind derzeit 350 Gläu­
bige nur wegen ihres Glaubens eingesperrt. 
Und in Polen haben wir noch immer die Situa­
tion, daß es jenen, die sich für eine Gewerk­
schaftsbewegung, dort für die Solidarnosc, 
einsetzen wollen, verboten ist, sich in einer 
Gewerkschaftsbewegung wieder zu organisie­
ren. 

Es war gerade in den letzten Tagen beschä­
mend, wenn wir feststellen mußten, daß der 
Präsident der Sozialistischen Internationale 
Brandt nach Polen fährt und dort zwar die 
Zeit hat, mit J aruzelski, demjenigen, der die 
Bevölkerung unterdrückt, zu konferieren, 
aber keine Zeit findet für jenen Mann, der die 
Solidarnosc aufgebaut hat und jetzt unter der 

Gewaltherrschaft zu leiden hat. (Beifall bei 
der ÖVP.) Das ist sicherlich etwas, was nicht 
akzeptabel ist. (Neuerlicher Beifall bei der 
ÖVP.) 

Oder wenn zur gleichen Zeit oder wenige 
Tage später J aruzelski nach Paris eingeladen 
wird, von Mitterand als erstem westlichen 
Staatsoberhaupt empfangen wird und sozusa­
gen sein internationales Prestige als eines, 
das Gewaltherrschaft in Polen ausübt, aufge­
wertet wird. 

Das sind Vorfälle, die wir uns nicht als Bei­
trag zu einer Verbesserung der Menschen­
rechtssituation in diesen Ländern vorstellen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Ich habe gesagt, ich werde kurz sein, ich 
werde auch dazu stehen. Ich glaube nur, wir 
sollten alle bemüht sein, wo immer solche 
Menschenrechtsver letzungen, insbesondere 
in unseren Nachbarstaaten, vorkommen, sie 
aufzuzeigen. Wenn wir sie konsequent aufzei­
gen und konsequent gemeinsam bekämpfen, 
dann können wir einen wesentlichen Beitrag 
zu dem leisten, was die Vorbedingung des 
Friedens ist, nämlich die konsequente Einhal­
tung der Menschenrechte als die Conditio, 
ohne die Friede nicht vorstellbar ist. (Beifall 
bei der ÖVP.) 23.35 

Präsident: Bitte die Plätze einzunehmen. -
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Schlußwort wird kei­
nes gewünscht. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über die Beratungsgruppe III des 
Bundesvoranschlages 1986. Diese umfaßt das 
Kapitel 20 in 740 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Me h r h e i t 
a nge n 0 mme n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Abstimmung über Fristsetzungsantrag 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
Ab s tim m u n g über den Antrag, dem Ver­
fassungs ausschuß zur Berichterstattung über 
den Antrag 147/A der Abgeordneten Dr. Mock 
und Genossen gemäß § 43 der Geschäftsord­
nung eine Frist bis 17. Dezember 1985 zu set­
zen. 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mi nd e rh e i t, 
somit a b gel e h n t. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 1751 A und 
176/A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 17891 J und 17901 J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Dienstag, den 
17. Dezember, um 9 Uhr mit folgender Tages­
ordnung ein: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1986 samt 
Anlagen (740, Zu 740 und 777 der Beilagen) 

Beratungsgruppe IX Handel, Gewerbe, 
Industrie und 

Beratungsgruppe XI Finanzen 

sowie Text des Bundesfinanzgesetzes und 
aller Anlagen, soweit sie noch nicht in Ver­
handlung gestanden sind. 

Die heutige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 40 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 2284 5 
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